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(Beginn um 9.03 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Einen schönen sonnigen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderats.

Die 50. Sitzung des Wiener Gemeinderates heute am 24. November ist somit eröffnet.

Entschuldigt sind die GRe Mag Feldmann, Klier, Römer und Serles, die leider krank sind. Herr GR VALEN-TIN befindet sich auf einer Dienstreise.

Wir kommen somit gleich zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 05427-2004/0002 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Friedrich Strobl an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gestellt, den ich sehr herzlich begrüße: Welche Auswirkungen erwarten Sie sich von den ab 1. Jänner 2005 in Kraft tretenden neuen Wirtschaftsförderungen des WWFF?
Ich bitte um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst einmal einen schönen guten Morgen.

Der Herr GR Fritz Strobl hat an mich die Frage gerichtet, welche Auswirkungen von der mit 1.1.2005, also mit Beginn des kommenden Jahres neu gestalteten Wirt-schaftsförderung zu erwarten sind.

Ich glaube, man muss vorausschicken, dass sich das Instrument der Wirtschaftsförderung durch den Wirtschaftsförderungsfonds, der sich ja aus Vertretern der Stadt und Vertretern der Wirtschaft zusammensetzt, in den letzten Jahrzehnten hervorragend bewährt hat und zwar auch deswegen, weil es damit bessere Möglichkeiten gibt, auf die wirklichen Veränderungen der Bedürfnisse und der Situation der Wirtschaft punktgenau zu reagieren. Das ist, glaube ich, auch der Grundgedanke der Neugestaltung dieser Wirtschaftsförderung gewesen, auf einen Strukturwandel der Wiener Wirtschaft zu reagieren, der dadurch gekennzeichnet ist, dass auf der einen Seite die Zahl der Unternehmungen, mit denen jemand allein startet, deutlich zugenommen hat und auf der anderen Seite gerade auch durch die Erweiterung der Europäischen Union ein höherer Grad an Anforderungen an die Wiener Unternehmungen unter dem Gesichtspunkt des internationalen Wettbewerbs getreten ist.

Auf der anderen Seite muss man sich klar sein, dass gerade diese Fragen unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung und der Offenheit des Wettbewerbs jeder staatlichen Förderung Grenzen setzen und ich glaube, dass es uns gelungen ist, hier einen durchaus respektablen Erfolg zu erzielen.

Was meine ich damit? Wir können damit Strukturveränderungen und Qualitätsverbesserungen fördern und wir wissen aus den vorangegangenen Jahren, dass etwa eine Million der eingesetzten Mittel auch dazu beiträgt, dass davon an Investitionen ein Sechsfaches getätigt wird. Also wenn ich davon ausgehe, dass wir in dem klassischen Bereich der Wirtschaftsförderung mit 35 Mil-lionen EUR durchaus eine Substanz haben, die in der Lage ist, eine starke Förderung zu erreichen, so er-
gibt sich allein aus einem Multiplikator mit 5, dass wir dadurch ein Investitionsvolumen von über 160 Millio-nen EUR auslösen.

Also ich glaube, dass wir damit die Wirtschaft in die Lage versetzen, Investitionen im eigenen Interesse zu tätigen, die sonst nicht möglich sind und ich halte das zunächst einmal von allen anderen spezifischen Fragen für eine wirklich erfolgversprechende Maßnahme.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Die 1. Zusatzfrage, Herr GR Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Auch im Bereich der Wirtschaftsförderung ist im Endeffekt die Förderung der Nahversorgung wichtig. Bislang haben augenscheinlich, wenn man sich als Beispiel die Lerchenfelder Straße, die Josefstädter Straße, die Thaliastraße, die Hernalser Hauptstraße und die Jörgerstraße betrachtet, viele Aktionsprogramme zur Ankurbelung insbesondere der Nahversorgung in diesen Geschäftsstraßen anscheinend nichts gefruchtet. 

Gibt es Ihrerseits neue Überlegungen, wie man diese Geschäftsstraßen im Rahmen der Wirtschaftsförderung wirklich wieder beleben kann oder konzentriert sich die Politik der Stadtregierung vorwiegend auf die Einkaufszentren?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich glaube, Herr Gemeinderat, wir stimmen völlig überein, dass die monetäre Förderung aus dem Bereich des Wirtschaftsförderungsfonds nur ein Element ist und die Begriffe "Geschäftsstraße" und "Nahversorgung" auch zum Teil irreführend sein können, denn bedenken Sie, dass die Frage der Geschäftsstraße schon deswegen zu eng gegriffen ist, weil es hier immer um ein gesamtes Viertel geht, auch von der Frage der Bevölkerungsstruktur her. Ein positives Beispiel ist zum Beispiel die Neubaugasse – übrigens in einer Tageszeitung heute positiv dargestellt –, wo man erkennen kann, dass es eine direkte Wechselbeziehung zwischen der potentiellen Käuferstruktur und Bewohnerstruktur und der Frage der Kaufkraft, die in diesem Bereich existiert, gibt und dass es eine direkte Beziehung zur Frage des Mietenniveaus - Gegenstand einer gestrigen Antragstellung, die hier ja die Mehrheit gefunden hat - gibt. Und so gibt es da mehrere Faktoren.

Also ich würde jetzt nicht übertreiben wollen und sagen, allein die Nahversorgungsförderung ist es. Aber ich gebe zu bedenken, dass wir seit 1992 in der Nahversorgung 2 500 Betriebe mit 18,6 Millionen gefördert haben und dass sich gerade bei der Nahversorgung bestätigt, dass eine Fördermillion 6 Millionen Investitionen auslöst. Das ist also keine schlechte Bilanz. 

Wir haben jetzt in diesen neuen Richtlinien, die dem Gemeinderat ja im Dezember vorgelegt werden, die Mittel, die wir hier von den 35 Millionen vorsehen, von 800 000 auf 1,6 Millionen verdoppelt. Dasselbe gilt bei der Geschäftsstraßenförderung, wo wir ebenfalls von einer Million auf 1,2 Millionen zugelegt haben.

Ich bleibe aber dabei, es ist ein Teil und das Gesamtkonzept muss größer sein.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2.°Zusatzfrage, Herr Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Sie haben uns jetzt zweimal bestätigt, und das stimmt so in der Richtung, dass sich Wirtschaftsförderung vervielfacht, dass Wirtschaftsförderung sehr wichtig ist, damit die Stadt Wien die Unternehmen, wie gesagt, auf dem Niveau haltet beziehungsweise verbessert, so wie es derzeit ist.

Zweiter Punkt. Wir haben in den letzten beiden Tagen auch festgestellt, dass die Nahversorgung sicherlich einige neue Akzente brauchen würde, weil gerade auch von der Stadtplanung beziehungsweise von der Entwicklung her sehr viele Einkaufszentren entstehen und damit, wie Kollege Margulies angeschnitten hat, viele Geschäftsstraßen Nöte haben. 

Ich frage Sie daher, ob Sie mit diesem Antrag, dem gestern in der Richtung zugestimmt worden ist, dass wir neue Förderungen für die Nahversorgung bekommen, wobei ich bei Ihnen bin, dass der Begriff sehr weit gedehnt ist und sich nicht nur auf den Einzelhandel bezieht, ganz einfach für die Bezirke neue Akzente setzen werden, dadurch auch persönlich dahinter stehen und wir diesen Antrag wirklich so diskutieren werden und relativ rasch schauen können, dass die Bezirke hier neue Fördermittel bekommen werden? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat!

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat, es ist da an die gestrige Debatte anzuknüpfen und wir werden sie ja im Finanzausschuss fortsetzen. Mir kommt das sehr zurecht, dass wir die Frage auch unter dem Gesichtspunkt des Wettbewerbs im Interesse, welche Bezirksprojekte besonders förderungsbedürftig sind, diskutieren werden. Ich würde es aber allein davon nicht abhängig machen wollen. Also die Zweispurigkeit des Modells, auf der einen Seite im Rahmen des Wirtschaftsförderungsfonds, auf der anderen Seite in Verbindung mit Bezirksinitiativen ist etwas, von der ich sage: Jawohl, grundsätzlich ja. Ich habe heute einem Zeitungsbericht entnommen, dass das auch so verstanden worden ist und ich denke, dass wir hier zu einem positiven Ergebnis kommen werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 3. Zusatzfrage, Herr GR Dr GÜNTHER.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Finanzstadtrat!

Bei der Auflistung der 40 finanziellen Belastungen durch den Dr Serles vor zwei Tagen war einer der Punkte die Abschaffung der Wiener Unternehmensgründungsförderung mit 1.1.2002. 

Jetzt wissen Sie so wie ich, dass neue Arbeitsplätze nur mit neuen Unternehmungen gefördert werden können und daher meine Frage: Wären Sie bereit, mit den neuen Richtlinien wieder eine Wiener Unternehmensgründungsförderung einzuführen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat, ich glaube, das ist ein Missverständnis. Das ist ja nicht abgeschafft worden, sondern es ist ja nur die Struktur verändert und eine Querverbindung zur Bundesförderung her-gestellt worden, also zur österreichweiten Förderung her-gestellt worden. Überall dort, wo es eine effiziente Förderung auf Bundesebene gibt, wäre es ja absurd, ein quasi Gegenmodell zu entwickeln, sondern hier verbinden wir es. Wir sind nur dort initiativ, wo beispielsweise auf der Bundesebene zu wenig geschieht. Ich lese hier in einer Wirtschaftsblattexporthilfe: „Bis jetzt gab es vor allem heiße Luft.“ Dort setzen wir natürlich mit der Internationalisierungsförderung an und entwickeln ein eigenes Projekt, aber überall dort - und das ist im Fall der Unternehmensgründungsförderung auch eine Kreditaktion - verbinden wir uns mit der Bundesförderung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage stellt GR Fritz Strobl.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja, Herr Vizebürgermeister, Sie haben es angesprochen, es hat sehr, sehr viele Neugründungen gegeben, vor allem wurden in den letzten Jahren auch Ein-Personen-Unternehmen vermehrt gegründet. Es sind gerade diese Unternehmen, wo zu erwarten ist, dass es in den nächsten Jahren auch zu zusätzlichen Arbeitsplätzen kommt. Aber gleichzeitig sehen wir, dass gerade diese Unternehmen immer mehr in einen Wettbewerb nicht nur aus dem Inland kommen, sondern auch der globale Wettbewerb wird in diesem Bereich immer schärfer.

Welche konkreten Maßnahmen setzen Sie für diese Ein-Personen-Unternehmen und für die Wiener Klein‑ und Mittelbetriebe im Allgemeinen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ja, Herr Gemeinderat, ich glaube, dass die Tatsache, dass in den vergangenen Jahren und auch bis heute - genau genommen seit 1996 - die Zahl der selbstständig Erwerbstätigen von 48 000 auf rund 64 500 angestiegen ist, ist zu einem Großteil darauf zu führen, dass junge Menschen, aber auch alle anderen Altersschichten, sich zum Teil aus einer unselbstständigen Tätigkeit jetzt in die selbstständige Tätigkeit bewegt haben und sich zum Teil auch neue Felder der selbstständigen Tätigkeit ergeben haben. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, in den Förderungsmaßnahmen darauf abzustellen, dass es sich hier unter Umständen um Ein-Mann-, Eine-Frau-Unternehmungen handelt, für die die Investitionslatte, die wir bisher gehabt haben, zu hoch ist, sodass man sie absenken muss und natürlich den Zugang zur Förderung eröffnet. Ich halte das für einen der wesentlichen Punkte, die durchaus in dieser Veränderung erzielt worden ist, also mehr Chancen, zu einer Förderung zu kommen, gerade auch für die Kleinstunternehmer, die bisher ausgeschlossen waren. 

Auf der anderen Seite, bei der Internationalisierung, machen wir einen anderen Schritt neben der Erweiterung der Mittel, die auch in beiden Bereichen gegeben ist, denn wir sagen: Bisher haben wir das auf kleinere Unternehmungen beschränkt gehabt. Jetzt wollen wir auch größeren Unternehmungen, also Mittelunternehmen, die Chance geben. Hier geht es ja darum, sich einfach die Möglichkeiten zu verbessern, sich auf neuen Märkten zu positionieren, also nicht einfach Exportinitiativen zu fördern. Das ginge ja schon von den Wettbewerbsspielregeln aus nicht. Aber sich auf neuen Märkten zu positionieren, die neuen Mittel einzusetzen, das ist, glaube ich, ein entscheidender Punkt. 

Also ich erwarte mir, Herr Gemeinderat, von beiden Maßnahmen im Jahr 2005 eine entscheidende Verbesserung der Situation bei der Wiener Wirtschaft.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Vizebürgermeister!

Die 2. Frage (FSP - 05424-2004/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Jerusalem gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Welche Maßnahmen sind geplant, um das seit langer Zeit anstehende Problem der verdeckten Obdachlosigkeit von Frauen zu lösen?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Das Thema, das Sie in Ihrer Anfrage ansprechen - verdeckte Obdachlosigkeit von Frauen - ist ein Thema, das, wie Sie aus anderen Gesprächen wissen, mir ganz besonders am Herzen liegt, unter anderem deswegen, weil es ein typisches Thema ist, dass es Probleme gibt, die ganz speziell Frauen betreffen, die aber viel zu wenig im Blickpunkt auch der Öffentlichkeit stehen. Insofern ist der Begriff “verdeckte Obdachlosigkeit“ natürlich auch ein sehr, sehr gut gewählter. Wenn man an Obdachlosigkeit, an Wohnungslosigkeit denkt, dann sieht man oft idealisierend so den französischen Clochard, abgesehen davon, dass ich auch diese Idealisierung für sehr falsch halte, denn kein Dach über dem Kopf zu haben und keine existenzielle Absicherung hat überhaupt nichts Romantisches an sich. Es ist aber auch das Bild falsch, weil männlich geprägt. Es gibt sehr viele Frauen, die auch unter diesem Problem leiden. Sie haben aber auch sehr, sehr spezifische und gar nicht so leicht zu erfassende Probleme, weil sie viel tiefer gehen als sich nur dann im Thema Wohnungslosigkeit niederschlägt. 

Deswegen ist es mir schon auch in meiner früheren Funktion als Frauenstadträtin ein großes Anliegen gewesen, hier Maßnahmen zu setzen. Der Fachbereich Wohnen des Fonds Soziales Wien hat sich vorgenommen, auch auf meinen Auftrag hin, hier dieses Thema auch ganz genau zu beleuchten. Erst vor wenigen Wochen ist eine Neustrukturierung des Angebots speziell für Frauen begonnen worden. Das bedeutet zum einen, dass eine schon vorhandene Unterkunft, nämlich die Gänsbachergasse, dazu genutzt wird, um hier speziell Frauenplätze zu konzentrieren, weil wie wir und ja auch Sie bestimmt aus vielen Diskussionen von fernsehengagierten Sozialarbeiterinnen wissen, die sich auch zu einer Gruppe zusammen getan haben, um eben auf dieses Thema “Spezielle Not von Frauen“ aufmerksam zu machen, weil sie gemeint haben, dass Frauen, die wohnungslos sind, eben sehr oft sozial sehr, sehr problematische Situationen haben und fast immer Gewalterlebnisse hinter sich haben oder auch aktuell in einer Gewaltbeziehung sind, dass sie auch eigene geschützte Frauenräume brauchen. Deswegen ist da jetzt eben der Weg gewählt worden, dass alle vorhandenen Frauenplätze in der Gänsbachergasse konzentriert werden und dass man sich dort auch bemüht, den speziellen Bedürfnissen von Frauen zunehmend gerechter zu werden. Ich verwende bewusst diese Formulierung, weil ich glaube, es ist noch nicht so, wie wir es uns wünschen mit extra begehbaren Frauenwohneinheiten sowohl bei den Fixbewohnerinnen als auch bei den Nächtigerinnenwohnplätzen und mit vermehrtem Einsatz von Betreuerinnen, so wie die sozialarbeiterische Betreuung - sozusagen zu 100 Prozent in Frauenhand -, eben genau diese sehr engagierten Kolleginnen, uns auch auf dieses Thema aufmerksam gemacht hat. 

Darüber hinaus ist auch der Verein “Neuner Haus“, der ja vom Fonds Soziales Wien ebenfalls unterstützt wird, seit einem halben Jahr bemüht, verstärkt Frauen aufzunehmen und dort in dem Haus im 3. Bezirk ein Geschlechterverhältnis von fifty-fifty zu erreichen. Das ist aber noch zu wenig und wir haben in allernächster Zeit vor, da gemeinsam mit einer Einrichtung, mit der wir schon sehr gute Erfahrungen speziell für Frauenwohnungslosigkeit gemacht haben, nämlich mit der Caritas, mit der wir ja das Frauenwohnzimmer im 6. Bezirk be-treiben - eine sehr niedrigschwellige Tageseinrichtung für wohnungslose Frauen -, eine ebenfalls sehr niedrig-schwellige Fraueneinrichtung aller Voraussicht nach im 9. Bezirk einzurichten und dort für Frauen Plätze zu schaffen. Dort soll eben eine ganz frauenspezielle und frauenspezifische Einrichtung geschaffen werden, um zu versuchen, hier den Frauenanliegen gerecht zu werden. Ich möchte aber dazu anmerken, dass insgesamt das Problem ein sehr, sehr komplexes ist, weil wir sehr oft die Erfahrung machen, dass Frauen, wenn sie in Partnerschaften sind, ohne ihren Partner nicht bereit sind, in eine Obdachloseneinrichtung zu gehen. Wir machen auch sehr oft die Erfahrung, dass die Frauen trotz aller Schwierigkeit "lieber" in eine oft mit Gewalt besetzte Beziehung gehen als sich in eine Obdachloseneinrichtung zurückzuziehen. Also ich glaube, das ist ein Thema, das uns noch sehr lange beschäftigen wird und das ein sehr, sehr komplexes ist. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin. 

1. Zusatzfrage, Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Es freut mich sehr, dass ich erstmals den Eindruck habe, es geschieht wirklich etwas und dass da jetzt wirklich auch Engagement dahinter steckt. 

Ich denke mir, es wird auch darum gehen, nicht nur im Bereich der Einrichtungen, was ich sehr positiv beurteile, Plätze zu schaffen, sondern auch zu schauen, wie man neue Dauerwohnplätze für diese Frauen zur Verfügung stellen kann. Ich weiß, das ist ein engagiertes Zukunftsprogramm und kann nicht von heute auf morgen gehen, wird aber letztlich dann schon geschehen müssen. 

Meine Frage ist, nachdem wir ja jetzt vom Fonds noch keine Detailergebnisse des Budgets haben - aber das kommt ja angeblich noch -, so würde mich interessieren: Wie hoch ist denn innerhalb des Fondsbudgets dieser Frauenanteil dotiert worden, denn man muss ja schließlich für so etwas auch Geld in die Hand nehmen? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also genau das, was Sie hier zu Recht als Forderung formulieren, nämlich Dauerwohnplätze, ist mit dieser neuen Einrichtung mit der Caritas geplant. Ich kann jetzt noch nicht sagen, wie viel die kosten wird. Grundsätzlich wissen Sie, dass es ja nicht so einfach ist - das haben wir in einem anderen Zusammenhang schon diskutiert - genau festzustellen, welcher Anteil eines Budgets für frauenspezifische Maßnahmen verwendet wird. Wenn wir zum Beispiel sagen, die Gänsbachergasse wird speziell dafür benutzt, um frauenspezifische Angebote zu machen und wir schauen hier, dass die Sozialarbeiterinnen eben Sozialarbeiterinnen sind, so ist das aber nicht so leicht festzumachen. Wird deswegen die Sozialarbeiterin, die sowieso dort arbeiten müsste, weil eben sehr bewusst eine Frau gewählt wurde, jetzt einem Frauenbudget zugezählt oder nicht? Also das ist, wie wir alle wissen, nicht ganz so einfach. Jedenfalls wäre es ein deutlicher oder ein ganz klarer Anteil speziell für die Frauen, wie Sie es richtig gesagt haben, denn diese spezielle Fraueneinrichtung, die wir auch planen, sollen Dauerwohnplätze sein. Ich kann Ihnen aber noch nicht sagen, wie hoch der Betrag sein wird, weil wir ja erst jetzt unsere Budgetierung bekommen haben und genau in dieser Phase - was wir eben im Beirat diskutiert haben - des Verhandelns und des Schauens - wie machen wir es? Geben wir einen Investitionszuschuss? Übernehmen wir Fixplätze? Finden wir jemanden, der privat investiert? - sind wir jetzt mittendrin. 

Also es wird jetzt um das Geld verhandelt, aber diese Einrichtung soll es sicher geben und ich möchte, dass nächstes Jahr - sie wird nächstes Jahr noch nicht eröffnen können - die Arbeiten daran schon beginnen. Also so rasch wie möglich, weil ich glaube, wir brauchen es.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 2. Zusatzfrage, Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin, es ist ja bekannt, dass Frauen anders reagieren als Männer, dass sie wesentlich weniger gerne Obdachlosigkeit zugeben und daher immer wieder in Zweckpartnerschaften flüchten und dann wieder in eine Abhängigkeit kommen. Es ist aber auch wirklich nicht einzusehen, warum die Obdachlosigkeit Frauen weniger treffen soll als Männer. Also die ist bestimmt für beide Teile gleichwertig. 

Ich möchte Sie jetzt nun fragen, Frau Stadträtin, ob Sie bereits etwas veranlasst haben, dass im Sinne der Gender-Politik 50 Prozent der Wohnungslosenhilfe für Frauen zur Verfügung gestellt wird. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Zum einem nur eine Randbemerkung: Ich glaube, es ist für niemanden leicht, Wohnungslosigkeit zuzugeben. Ich hatte beim Geburtstag die Gelegenheit, mit einigen der anwesenden obdachlosen, wohnungslosen Männer zu diskutieren und das waren sehr berührende Gespräche. Die Herren haben dabei in einer wirklich sehr beeindruckenden Offenheit auch erzählt wie schwierig es ist, auch aus ihrem sozusagen männlichen Weltbild zuzugeben, nach unseren bürgerlichen Maßstäben gescheitert zu sein. Also ich glaube, das ist für beide Geschlechter sehr schwer, aber - und da sind wir 100-prozentig einer Meinung - für Frauen gibt es, wie in vielen anderen Bereichen unserer Gesellschaft, noch zusätzliche Benachteiligungen, zusätzliche Diskriminierungen und - wie du richtig gesagt hast - eben dieses Riesenproblem, dass hier oft in Zweckpartnerschaften geflüchtet wird, die sich sehr oft dann durch Missbrauch, Gewalt und unglaubliche Abhängigkeit der Frau definieren und wo es sicher sehr, sehr schwierig ist einzugreifen und die Frauen auch so zu unterstützen, dass sie den Mut finden, eine Einrichtung in Anspruch zu nehmen. 

Ich glaube, ich habe schon bei meiner vorherigen Beantwortung des ersten Teils der Frage sehr genau berichtet, was es an Maßnahmen gibt, zum Beispiel eben die Bemühungen, in der Gänsbachergasse speziell auf Bedürfnisse von Frauen einzugehen und die Bemühungen des Vereins "Neuner Haus" ein Geschlechterverhältnis von 50 zu 50 zur Verfügung zu stellen. Ich glaube aber ehrlich gesagt nicht, dass es Sinn macht, dass wir sagen, wir machen jetzt 50 Prozent Frauenplätze, völlig mechanistisch, mathematisch, dividieren durch zwei, haben dann zwar Männer auf der Straße, aber Frauenplätze aus vielen Gründen, die wir nicht akzeptieren, wir arbeiten daran, frei. Es ist so, dass im Moment die Plätze, die speziell von Frauen vorgesehen sind, eher weniger ausgelastet sind und nicht weil ich glaube, dass sie nicht notwendig sind, sondern aus den von uns schon diskutierten Gründen. Wir werden uns sehr bemühen, gerade jetzt vor der Winterzeit mit zusätzlichen Plätzen dafür zu sorgen, dass niemand auf der Straße stehen muss und alle, auch Männer, die haben natürlich selbstverständlich auch dieses Recht, versorgt sind. 

Also zusammenfassend: Ich glaube - und wir tun das auch -, dass wir uns speziell um die Anliegen der Frauen annehmen müssen. Wir brauchen spezielle Einrichtungen, wir brauchen spezielle Betreuungen und wir werden im nächsten Jahr auch noch eine zusätzliche Einrichtung schaffen. Aber ich glaube, dass ein mechanistisches 50 zu 50 - wir dividieren jetzt die Plätze - zu wenig wäre. Ich glaube, dass der Weg, den wir eingeschlagen haben, ein guter ist, aber ich bin jederzeit gerne bereit, zu so einem sensiblen Thema zusätzliche Vorschläge und Anregungen, auch Kritik, sehr gerne entgegen zu nehmen. Ich glaube, da können wir alle miteinander nur lernen.

Wenn wir das schaffen, was wir wollen, nämlich dass Frauen den Mut haben, diese Einrichtungen auch in Anspruch zu nehmen und den Mut haben, sich aus solchen Gewaltpartnerschaften zu befreien, dann ist das etwas, was uns alle sicher sehr freuen würde! 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Schmalenberg hat die 3. Zusatzfrage.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Wir glauben, dass die psychische Betreuung von obdachlosen Frauen auch sehr wichtig ist und es gibt im PSD eine Kommission, die die Grundsätze für die aufsuchende psychosoziale Betreuung auch von Obdachlosen ausarbeitet. Es gibt ein Projekt in Wien, wo Obdachlose speziell psychisch oder psychosozial betreut werden.

Meine Frage ist: Wann wird diese Kommission mit dem Konzept fertig sein und wann wird es eine flächendeckende psychische Betreuung für Obdachlose und im Speziellen für obdachlose Frauen geben? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich muss gestehen, dass ich über die Kommissionen und ihre Ergebnisse nicht so sehr informiert bin. Aber das ist wahrscheinlich so mein Arbeitsstil, dass ich Arbeitsgruppen schon für wichtig halte, aber noch viel wichtiger halte ich es, dass etwas passiert. Und da kann ich Ihnen eine sehr erfreuliche Antwort geben: Der Modellversuch des Psychosozialen Dienstes, der sich bisher in der “Gruft“ konzentriert hat und dort die von Ihnen völlig zu Recht angesprochene und eingeforderte psychosoziale Betreuung von Obdachlosen vorgenommen hat, war sehr erfolgreich und ich habe schon veranlasst, dass er auf ganz Wien ausgeweitet wird.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 4. Zusatzfrage, Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, im Drogenbeirat erhalten dort alle Beiratsmitglieder ganz gewohnheitsmäßig eigentlich sehr gute und ausführliche Unterlagen über das, was die Einrichtungen tun, was die Programme sind, was sich verändert und was vorgeschlagen wird. Es findet dort auch eine breite Diskussion statt. Ich habe das immer sehr geschätzt. 

Jetzt könnte ich mir ja vorstellen, dass der Beirat des Fonds im Laufe der Zeit auch ähnliche Qualitäten erhält. Es wäre für die Abgeordneten, die ja nicht im beschlussfassenden Gremium drinnen sitzen, aber zumindest in dem Beirat sind, eine große Hilfe, würden wir über Projekte, Entwicklungen, Innovationen, alles, was sich da tut, etwas erfahren, so wie jetzt zum Beispiel Frauen oder die psychische Betreuung. Das wäre meiner Meinung nach wirklich ein Fortschritt.

Daher meine Frage an Sie: Können Sie sich vorstellen, dass man aus dem Fondsbeirat in Bezug auf Berichte und Information etwas Ähnliches macht, wie das der Drogenbeirat ja bereits ist?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich denke, erst einmal freue ich mich über das Kompliment an den Drogenbeirat und werde das auch den Herren Dressler und David weiterleiten, weil die eine nicht immer leichte Arbeit haben und sich auch über positive Reflexionen sicher freuen werden.

Ich denke schon, dass man der Korrektheit halber - und ich bin da immer sehr für Klarheit, weil ich glaube, dass die für alle Seiten hilfreich ist - schon sehen muss, dass natürlich der Drogenbeirat eine andere Funktion und Qualität hat als der Beirat des Fonds Soziales Wien. Tatsache ist, dass ich glaube, dass wir in der Frage Informationspolitik beim Fonds Soziales Wien und beim Beirat auf einem sehr guten Weg sind. Sie wissen ja alle, dass eine eigene Internetseite eingerichtet wurde, die nur dazu da ist, den Beiratsmitgliedern auch entsprechend ausführliche Informationen zu geben. Ehrlich gesagt, ich bin auch in relativ vielen Einrichtungen und Gremien gesessen und habe selten noch so gut vorbereitete Unterlagen wie hier über die neuen Wege des Internet – und ich glaube, das ist in unser aller Sinn – vom Beirat des Fonds Soziales Wien bekommen. 

Ich denke aber und bin da sehr, sehr gerne bereit, weiter darüber zu diskutieren, dass wir einfach am Anfang unseres Weges sind - es gibt ihn ja noch nicht so lange - und wahrscheinlich auch noch ein wenig lernen müssen, was jetzt wirklich von Relevanz ist, was nicht von Relevanz ist, wo man vielleicht die dicken – Papiere sind es ja keine - Internetseiten, die man da herunterscrollt, einsparen kann, weil sie nicht von Interesse sind und welche anderen Dinge von größerem Interesse sind. Ich bin sehr gerne bereit, dass wir da in aller Offenheit darüber diskutieren, was notwendig ist und was nicht.

Die Maßnahmen, die ich jetzt erwähnt habe, sind meines Wissens nach schon Ergebnisse von vielen Vorarbeiten und nicht neu. Ich weiß das auch noch aus meiner früheren Funktion, dass gerade im Zusammenhang eben mit dem Thema “Frauen“ eine eigene Einrichtung schon sehr lange diskutiert wurde. Jetzt ist es so weit und ich habe das auch schon im Zusammenhang mit der Pressekonferenz der “Gruft“ gesagt. Aber ich glaube, dass wir im Beirat absolut Möglichkeiten haben, über diese Dinge zu diskutieren, um uns damit noch verstärkt auseinander zu setzen und auch noch die eine oder andere Idee, die wir dann vielleicht in der Diskussion noch haben werden, einbringen zu können.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin.

Die 3. Frage (FSP - 05425-2004/0003 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Walter Strobl gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet: Die Stadt Wien will laut Medienberichten den bei den Kindern beliebten und in unserem Kulturkreis geschätzten Nikolo nicht mehr in städtischen Kindergärten auftreten lassen. Dadurch wird einem Großteil der Wiener Kinder eine anerkannte und wertvolle Institution vorenthalten. Werden Sie dieses völlig unverständliche Vorhaben rückgängig machen?
Ich ersuche um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Schönen guten Morgen!

Zu deiner Frage im Hinblick auf den Nikolaus im Kindergarten ist die Frage an sich ganz einfach zu beantworten: Ich brauche nichts rückgängig machen, was überhaupt nicht existiert. Es gibt keine solche Weisung und es gibt auch keine solche Vorgangsweise. 

Inhalt der Pädagogik im Kindergarten war und ist es nach wie vor, die Feste und Brauchtümer im Jahresablauf dementsprechend zu feiern. Es ist dies in hoher Übereinstimmung und Information auch mit den Eltern so vorzubereiten. Daher ist auch diese Feierlichkeit, wie viele andere, ein Inhalt der Bildungsarbeit im Kindergarten. Aber lass mich einige Punkte ganz klar dazu sagen. Ich bin eigentlich sehr froh über die Reihung der Fragen und damit dem Zusammenhang zur vorherigen Frage.

Wir wissen, dass wir alle in gesellschaftlichen Zusammenhängen leben und dass die Kinder von klein auf sowohl durch ihre Familien, aber natürlich auch durch ihre Umwelt geprägt werden. Daher ist es mir ganz wichtig, gerade im Kindergarten, wo wir alle wissen, dass auf Grund unserer gesellschaftlichen Rahmenbedingungen die KindergartenpädagogInnen hauptsächlich Pädagoginnen sind, also Frauen sind und dass damit Männer im Kindergarten relativ selten als Bezugspersonen vorhanden sind. Ich würde mich gegen eine Pädagogik wehren und wehre mich auch dagegen, die mit Angst besetzt ist. Wenn daher schon einmal ein Mann im Kindergarten auftaucht, möglicherweise in Form des Nikolaus, dann sollte er jedenfalls nicht mit Angst besetzt sein und vielleicht schon sozusagen in einer vorbereitenden Übung angekündigt werden mit dem typischen Satz, den, so nehme ich an, auch du als Pädagoge ablehnen würdest: „Wenn du nicht brav bist, dann ...“ Dann kommt er auch noch vielleicht mit einer großen Liste, wo die Guten und die Schlechten drauf sind, wie wir es alle auch als Kinder erlebt haben, ist er ja meistens auch noch in Begleitung eines zweiten Mannes gekommen, der noch weniger begehrt war, der dann sozusagen auch noch sanktioniert hat. Das wäre eine Pädagogik, die im Wiener Kindergarten sicherlich nichts verloren hat. 

Daher bin ich sehr der Meinung, dass man vor allem über pädagogische Inhalte mit den Eltern diskutieren sollte, weil ich glaube, dass eine angstfreie Pädagogik leider Gottes noch nicht durchgängiges Prinzip ist und vor allem in den Familien unter Umständen Hilfestellung bei der Frage, welche pädagogischen Mittel beim Begleiten der Kinder zum Großwerden angebracht sind und welche nicht, notwendig ist und dass das wichtige Inhalte wären, die zum Beispiel bei Elternabenden zu diskutieren sind, damit jedenfalls sichergestellt werden kann, dass nicht schon im Kleinstkindbereich jene Rollenverteilung festgelegt wird, mit deren Spätfolgen wir dann manchmal lange, lange zu kämpfen haben - zum Beispiel auch gerade bei dem Thema, das die Frau StRin Brauner gerade diskutiert und abgehandelt hat - und sie in weiterer Folge auch zu lösen haben.

Angst ist ein schlechtes pädagogisches Mittel und Angst vor verkleideten Männern ist noch ein viel schlechteres!

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 1. Zusatzfrage, Herr GR Walter Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Frau Vizebürgermeisterin!

Du hast natürlich vollkommen Recht und ich teile alle deine Überlegungen, was die Pädagogik betrifft und dass eine angstfreie Pädagogik vor allem im Kindergarten ein wichtiger Moment ist, der mit Elternbildung et cetera zu verbinden ist. 

Der Nikolo wird in der politischen Sprache durchaus als einer gesehen, der etwas bringt, der etwas zu verteilen hat, also durchaus eher positiv besetzt ist. Wenn man sich die Figur des Nikolo historisch anschaut, dann muss man halt wissen, dass das ein Bischof war, ein Türke griechischer Abstammung - er eignet sich damit fast hervorragend für Integrationspolitik -, der dann als Nothelfer und als Freund der Kinder bis heute im heutigen Demre in der Türkei verehrt wird.

Es ist tragisch, wenn diese Figur missbraucht wird und es tut mir daher im Herzen weh, wenn du die Wendung gebrauchst, dass ein verkleideter Mann dann sozusagen Angst verbreitet. Wenn das der Fall ist, dann würde ich das auch ablehnen. Ich habe bei meinen Kindern nie einen bösen Nikolo gehabt - wir haben auch einen Nikolo gehabt, als sie noch klein waren -, sondern das war der, der etwas mitgebracht hat, der etwas verteilt hat. 

Daher stelle ich die Frage: Wie wird denn der Nikolo im Kindergarten grundsätzlich gesehen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

VBgmin Grete Laska: Nachdem unsere KindergartenpädagogInnen eine sehr fundierte Ausbildung erhalten, seit längerer Zeit mit Maturaabschluss und damit auch mit einem hohen Anteil an Allgemeinbildung, kann man davon ausgehen, dass sie auch jene Aspekte im Zuge ihrer Ausbildung mitbekommen, die du jetzt gerade genannt hast.

Worum es geht, ist - da stimmen wir überein - dass Kindern die gesamte Palette auch der sie umgebenden Welt bekannt gemacht wird mit allen Inhalten, aber auch mit allen Persönlichkeiten und Personen, die damit verbunden sind. Daher habe ich überhaupt kein Problem damit, wenn auch die Person des Nikolo mit seiner Geschichte und mit seiner Inhaltlichkeit positiv dargestellt wird, wenn er allen etwas bringt, wenn er eben nicht derjenige ist, der entscheidet, ob gut oder böse, wenn nicht vorher darauf hingewiesen wird, dass man brav zu sein hat, weil sonst der Nikolo unter Umständen auch rügt. All das sind pädagogische Mittel, die ich ablehne. Gegen eine positive Darstellung spricht nichts, genauso wie eine Information über andere Kulturen, über andere Kulturmechanismen, weil das zur Vielfalt beiträgt. 

Wir hatten gerade erst gestern eine große Enquete im Wiener Rathaus, wo es auch um die  Bildungsinhalte und die Festlegung der Bildungsinhalte in Kindertagesheimen gegangen ist, ein Thema, mit dem sich viele Länder schon sehr intensiv beschäftigen und wir uns ja auch schon seit Jahren damit beschäftigen. Ich meine, dass diese Diskussion in Zukunft eine ganz wichtige sein wird, weil - und das ist mir zum Abschluss sehr wichtig - alle Untersuchungen bestätigen, dass die Grundlage von Bildungschancen, Bildungsmöglichkeiten und Bildungsentfaltung der Zukunft im Kleinkindbereich gelegt wird, also im Alter vor Schuleintritt. Daher soll es uns allen wichtig sein, auch über Standards und über die Kriterien und über die Vielfalt der Bildungsangebote im Sinne der Zukunft unserer Kinder im Kindergarten zu diskutieren und das werden wir tun.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Ing RUDOLPH hat die 2. Zusatzfrage.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, dass Sie den Hinweis auf die Enquete gebracht haben. Ich glaube nur, dass insgesamt in der einschlägigen Forschung das Faktum, das Sie zuletzt genannt haben, schon seit längerem erkannt und auch nachgewiesen ist. Es ist keine Idee oder Erkenntnis der Neuzeit. 

Sie kennen wahrscheinlich das Bonmot "Das Archiv ist die Rache des Journalisten an Politikern". Ich will hier nicht Rache üben, aber ich habe auch ein bisschen im Archiv gekramt und habe aus dem Jahr 1996 die politische Willenserklärung gefunden, die damals auch von der SPÖ-ÖVP Regierung hier in der Stadt abgegeben wurde. Da lese ich bei dem, wofür Sie verantwortlich sind, folgende Absichtserklärung aus dem Jahr 1996: 

„Verpflichtend für alle Formen der Integration sind neben einem intensiven Deutschkurs vor allem auch Unterweisungen über das Leben in Österreich.“ Das hat durchaus abgezielt auf den Bereich der Schule, aber ich meine, dies gilt als selbstverständlich auch für den Bereich der Arbeit in den Kindergärten.

Daher meine Frage an Sie: Welche Initiativen haben Sie im Bereich der städtischen Kindergärten gesetzt, um Unterweisungen über das Leben in Österreich, so wie das hier seinerzeit in Aussicht gestellt wurde, in die Tat umzusetzen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin!

VBgmin Grete Laska: Das ist die tägliche Praxis in Kindertagesheimen, wiewohl Sie ja richtigerweise gesagt haben, dass diese Formulierung auf den schulischen Bereich abgezielt hat, wo die Gesetzgebung eindeutig ist, wo wir ja Schulgesetze haben, die hier ganz klare Richtlinien vorgeben. Im Kindergarten haben wir mit dem Kindergartengesetz eine inhaltlich eher nicht so strenge Vorgabe, vor allem keinen Lehrplan im Kindergarten, was ich auch für gut finde. Aber Bildungsinhalte setzen sich, wie ich schon gesagt habe, mit dem Leben auseinander, grundsätzlich aber vor allem auch mit dem Kulturkreis und da ist das, was Sie sagen, ein wichtiger Inhalt. Das ist tägliche Arbeit im Kindergarten. Das betrifft den Jahresablauf genauso wie unterschiedliche Lebensformen und andere Inhalte unseres täglichen Lebens. Dass man neben den Formen unserer Kultur - der österreichischen Lebensform - vor allen Einflüssen und Unterschieden, die es auch in unserem Land gibt, die Augen nicht verschließen darf und auch andere natürlich zum Inhalt machen muss, ist selbstverständlich. Dementsprechend arbeiten unsere PädagogInnen, wie ich meine, sehr, sehr gut, weil die Vielfalt gerade im Kindergartenbereich so ist, dass es ja in Wien, wie Sie wissen, nicht nur städtische Einrichtungen gibt, sondern in der Vielfalt des Angebots auch durchaus andere, die ihre eigenen Schwerpunkte setzen, seien das nun die kirchlichen Einrichtungen, die Kindergruppen und andere. Das heißt, die Eltern können hier sehr wohl aus einem sehr breiten Angebot wählen, wenn sie spezielle pädagogische als auch inhaltliche Schwerpunkte gesetzt haben wollen. Was den öffentlichen Kindergarten betrifft, so verhält es sich dort so, wie ich es Ihnen gesagt haben. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, Frau Stadträtin, es war ja sehr interessant, die Anfrage zu lesen. Eigentlich hätten wir das nächste Mal diskutieren können, ob im Kindergarten eher über den Weihnachtsmann oder über das Christkind Informationen verbreitet werden.

Meine Frage an Sie: Es hat ja dieses Pilotprojekt vom gendersensitiven Kindergarten gegeben. Wird dieses Pilotprojekt weitergeführt oder ausgebaut werden?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin!

VBgmin Grete Laska: Also das Pilotprojekt ist eines, das für mich sehr wichtig ist wie für viele andere auch und ich halte es für dringend notwendig, sich die Ergebnisse anzuschauen. Ich glaube, dass so wie unsere politische Absicht in der Stadt generell ist, nämlich die Politik des Gender Mainstreamings nicht nur als Pilotprojekt zu führen, sondern sie zum Grundsatz zu erheben, das sicherlich auch im Kindergarten der Fall sein wird.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 4. Zusatzfrage, Herr GR Walter Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Du hast erwähnt, dass der Kindergarten natürlich eine wichtige Bildungseinrichtung im vorschulischen Bereich ist. Ich glaube, das ist auch die Erkenntnis der letzten 10°Jahre, dass aus einer reinen Aufbewahrungsüberlegung eine echte Bildungseinrichtung geworden ist. Mir als ÖVP-Mandatar ist diese Forderung ja nicht neu und wir haben sie gestern wieder vorgebracht. Wir stehen auf dem Standpunkt, dass das letzte Kindergartenjahr überhaupt als reine vorschulische Einrichtung durch die Stadt genutzt werden sollte, um hier verstärkt Integrationsarbeit zu leisten. Was ich aber der Meldung in der “Kronen Zeitung“ entnommen habe, die ja der Beginn dieser Diskussion war, war hier die Überlegung, aus religiösen Gründen sei der Nikolaus im Kindergarten nicht willkommen. 

Ich möchte daher fragen: Siehst du irgendeine Gefahr, dass über die Kulturunterschiede jetzt hinausgehend - das ist ja Aufgabe der Integration, hier tolerant zu erziehen - auch religiöse Konflikte durch den Nikolo entstehen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin!

VBgmin Grete Laska: Ich glaube nicht, dass religiöse Konflikte entstehen, wenn man an die Sache so herangeht wie ich es eingangs gesagt habe, nämlich in einer toleranten Art und Weise die Vielfalt aufzeigend und nichts ausschließend. Denn die Problematik von Konflikten entsteht ja immer nur dort, wo man das eine positiv in den Vordergrund und das andere negativ in den Hintergrund stellt oder in eine Konkurrenzsituation bringt. Ich glaube, es ist Aufgabe, die Vielfalt darzustellen, zu dokumentieren und dort, wo es spezielle Einrichtungen gibt und die gibt es, wo ganz klar sozusagen bereits von der Überschrift her ist, dass hier auf bestimmten Werthaltungen aufgebaut auch eine Pädagogik zu erwarten ist, und das ist nicht im öffentlichen Kindergarten, dort können die Eltern dann auch erwarten, dass bestimmte Werthaltungen einer besonderen Pflege unterworfen sind. 

Ich sage dir hier auch aus meiner eigenen persönlichen Erfahrung, meine Kinder waren alle in einem Pfarrkindergarten und ich habe es immer geschätzt, dass selbst der Pfarrkindergarten, der natürlich bestimmten Regeln und Ritualen unterworfen ist, aber mit einer Weltoffenheit, die bewundernswert war, an solche Fragen herangegangen ist und nicht seine Ausrichtung alleine auf den katholischen Glauben gehabt hat, sondern sehr wohl die gesamte Bandbreite aufgezeigt hat, was ich von der Pädagogik her und auch vom Ansatz der Weltoffenheit her immer sehr geschätzt habe. Dass es andere Beispiele auch gibt, wissen wir. Es ist aber hier die Sache der Eltern, auch mit zu entscheiden und diesen Stellenwert wollen wir nicht minder bewerten.

Nur ein Satz zu deiner eingangs formulierten These der Aufgabenstellung im vorschulischen Bereich. Wenn ich von einer vorschulischen Einrichtung spreche, dann meine ich alles, was vor der Schule passiert, also von Null bis zum Schuleintritt und nicht abgezielt auf eine Pädagogik, die als Vorbereitung auf die Schule zu sehen ist. Ich halte die Diskussion auch für wichtig, dass man sich überlegt, wenn sich herausstellt, dass Kinder besser gefördert werden, wenn sie vor Schuleintritt es in einer anderen Einrichtung mit sozialem Lernen am besten haben - unter sozialem Lernen verstehe ich natürlich auch alle Formen der Kommunikation und damit auch die Sprache -, dann werden wir uns überlegen müssen, wie wir zu einer österreichweiten Lösung in dieser Frage kommen, denn es kann nicht sein, dass der Bildungseintritt in die Schule Kinder in einigen Bereichen, sei es nun in Wien, in anderen Städten oder in einigen Gebiete Österreichs, bevorzugt, weil wir auch alle wissen, dass die Bildungsentscheidung und der grundsätzliche Zugang zur Bildung in Österreich eine Aufgabe ist, die bundesweit einheitlich geregelt ist. Das halte ich auch für gut so. Daher muss auch sichergestellt sein, dass diese Frage für alle Kinder in Österreich gleich geregelt werden kann und das setzt voraus, dass es auch in allen Gegenden Österreichs Einrichtungen gibt, die diese gleiche Zugangsmöglichkeit eröffnen. Wenn wir uns auf diese Grundvoraussetzungen einigen können, dann bin ich überzeugt, dass wir auch gemeinsame Lösungen finden werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Vizebürgermeisterin.

Die 4. Frage (FSP - 04728-2004/0002 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Helmut Kowarik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Stimmt es, dass der Freizeitfahrtendienst für Menschen mit besonderen Bedürfnissen ab 1. Jänner 2005 nur mehr für ein Jahr befristet genehmigt werden soll?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegen und Kolleginnen!

Die Frage richtet sich nach dem Freizeitfahrtendienst, der eine Zusatzleistung der Stadt Wien für jene Wiener und Wienerinnen ist, die eine Leistung aus dem Wiener Behindertengesetz beziehen, an einer schweren Gehbehinderung leiden und der Sinn ist, dass eben auch Freizeitgestaltung für behinderte Menschen, die keine öffentlichen Verkehrsmittel benutzen können, möglich sein soll, also eine aktive Teilnahme am sozialen Leben, am kulturellen Leben, Beweglichkeit innerhalb der Stadt, eben ein Grundrecht auch für Menschen zu ermöglichen, die eine Leistung aus dem Wiener Behindertengesetz beziehen. 

Ich glaube, dass das eine sehr wichtige Einrichtung ist und da möchte ich auch gleich klar machen, dass bei allen Diskussionen über diesen Freizeitfahrtendienst diese Einrichtung weiter bestehen soll und ich denke, ein ganz wichtiges Anliegen für uns alle sein muss, damit eben auch Menschen, die eine Gehbehinderung haben, am öffentlichen Leben teilhaben können. Unsere Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, dass diese Mittel in diesem Bereich sehr zielgruppenorientiert, also für die, die es auch wirklich brauchen, eingesetzt werden und dass sie sinnvoll eingesetzt werden. 

Wenn man sich jetzt die Entwicklung des Freizeitfahrtendienstes in den letzten Jahren anschaut, so hat sich die Zahl derer, die den Freizeitfahrtendienst in Anspruch nehmen, in den letzten Jahren vervierfacht, konkret in den letzten 10°Jahren von 1994 bis 2003. Derzeit sind 26 000 Berechtigungskarten im Umlauf und es werden monatlich 300 Anträge gestellt. Also das ist eine Zahl, die es sehr, sehr schwer macht, hier eine sinnvolle Wartung der tatsächlich gebrauchten Karten und auch eine Kontrolle der nutzungsgemäßen Verwendung dieser Dienstleistung auch aufrechtzuerhalten. Es ist die Nachfrage auch steigend und deswegen denke ich, ist es sehr wichtig, dass eben auch hier entsprechend dafür gesorgt wird, dass der Einsatz an Mittel effizient ist und auch dort ist, wo er wirklich notwendig ist, vor allem auch angesichts der Tatsache, dass sich erfreulicherweise dank unser aller Anstrengungen in der Frage der Benutzbarkeit der öffentlichen Verkehrsmittel für Menschen mit besonderen Bedürfnissen doch auch einiges verändert hat. 

Jetzt ganz konkret zu Ihrer Frage der Befristung: Das ist da nichts Neues, generell im Sozialbereich nichts Neues. Viele Maßnahmen der Behindertenhilfe und generell im Sozialbereich werden zeitlich befristet gewährt, weil nur dann auch eine Treffsicherheit von Angeboten gewährleistet werden kann und weil eben hier auch eine rechtmäßige und notwendige Zweckmäßigkeit immer wieder überprüft werden muss und auch seit Anfang dieses Jahres werden eben die Berechtigungskarten für die Freizeitfahrtendienste nur befristet ausgestellt. Also das ist nichts Neues, sondern wird schon seit Frühjahr dieses Jahres so vollzogen. Das soll gewährleisten, dass bestehende Berechtigungen in Zukunft auch routinemäßig überprüft werden können und dass ungenutzte Karten, wenn es keinen Folgeantrag gibt, auch ihre Gültigkeit verlieren können. Es sollen auch missbräuchliche Verwendungen damit ausgeschlossen werden können, denn es ist natürlich und absolut vorstellbar, ja für die Betroffenen wünschenswert, dass die Anspruchsberechtigung auch wegfallen kann, das heißt, dass um hier einen effizienten Einsatz der Mittel zu gewährleisten, auch diese regelmäßigen Kontrollen möglich sein müssen. Die Befristung ist eine Möglichkeit dazu. Das ist absolut nichts Ungewöhnliches. Ob die Befristung auf ein Jahr auf Dauer so bleiben soll oder ob diese Frist zu kurz ist, ist etwas, worüber man diskutieren kann und das dann auch bei Evaluierungen festgelegt werden muss. 

Grundsätzlich möchte ich aber noch abschließend anmerken, dass natürlich auch diese Befristung individuell gehandhabt wird. Wenn jemand mit dem Rollstuhl kommt, wird es natürlich diese Befristung nicht geben, weil leider die Hoffnung und die Wahrscheinlichkeit, dass hier die Anspruchsvoraussetzung einmal wegfallen wird, in dieser Situation nicht gegeben sein wird.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 1. Zusatzfrage Herr Mag Kowarik. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin, vielen Dank für die Beantwortung. 

Es ist richtig, dass dieser Fahrtendienst eine sehr wichtige Einrichtung der Stadt Wien ist und für die vielen Menschen, die Behinderungen haben, aufgrund ihres Alters schlecht sehen oder schlecht gehen können, ist es wirklich ein Segen, möchte ich sagen, dass Sie hier von Haus zu Haus transportiert werden können, ohne dass sie alle möglichen Beschwernisse auf sich nehmen müssen. 

Die Tatsache, dass hier jetzt befristete Verträge ausgegeben werden, hat natürlich schon auch einen gewissen Nachteil, wenn man bedenkt, dass ja doch meistens diese Menschen die Fahrtendienste beanspruchen, für die es sehr schwierig ist, neu einzureichen, selbst irgendwelche Formulare auszufüllen und so weiter. Ich denke, dass man da doch nachdenken soll, ob es sinnvoll ist, das in dieser Art und Weise zu machen und ob man das nicht stärker individualisieren sollte. 

Aber jetzt etwas anderes. Sie haben es wohl nur vorsichtig angesprochen und es wurde im Beirat ja ganz kurz auch andiskutiert, dass aufgrund der hohen Zahlen der in Anspruch genommenen Fahrtendienste festgestellt wurde, dass man Überlegungen anstellt, sie doch etwas einzuschränken, vor allem im Hinblick darauf, dass angeblich die Wiener Verkehrsbetriebe ja wesentlich besser als vor Jahren eingerichtet sind, was natürlich stimmt. Es sind die vielen Aufdoppelungen bei den Stationen gemacht worden und der ULF wird verstärkt eingesetzt. Trotzdem ist es meiner Ansicht nach für ältere Personen mit Gehbehinderung, Sehbehinderung und so weiter kaum möglich, hier die öffentlichen Verkehrsmittel zu benützen. 

Meine Frage geht dahin: Ist daran gedacht, diesen Fahrtendienst einzuschränken?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich glaube, es geht nicht um Einschränkung oder Ausweitung, sondern es geht darum, wie in vielen anderen Bereichen auch, und das ist eben im Sozialbereich und bei der Unterstützung von Menschen mit besonderen Bedürfnissen das so Schwierige, aber gerade wenn es um Sozialgelder geht Wichtige, dafür zu sorgen, dass jeder und jede das bekommt, was er oder sie auch wirklich braucht. Es ist beim Freizeitfahrtendienst ja sehr genau geregelt, dass das hier eine Leistung für Menschen ist - und zwar eine Zusatzleistung der Stadt, das muss man immer wieder erwähnen, nicht weil man dafür gelobt werden soll, es soll eine Selbstverständlichkeit sein, aber sagen soll man es und wissen sollen es die Menschen, dass es nicht eine Selbstverständlichkeit ist, dass es das überall gibt -, die Leistungen aus dem Wiener Behindertengesetz beziehen, das heißt, um diejenigen, die behindert sind und sonst nicht die Möglichkeit haben, sich entsprechend in unserer Stadt fortzubewegen. Sie haben das jetzt sicher nicht so gemeint, das war jetzt umgangssprachlich, aber Sie haben gesagt, für ältere Leute, die schlecht sehen. Ältere Leute, die halt allgemein ein bissel nicht gut sehen, sind nicht unsere Zielgruppe, wiewohl ich gerne zugebe - weil ich selbst jemand bin, der darunter leidet, dass das Auge nicht so gut funktioniert wie es sollte -, dass es manchmal nicht leicht ist, sich auch in den steilen Stufen unserer Wiener Verkehrssysteme zurecht zu finden, nur da denke ich wirklich, dass der Weg - und das haben Sie ja selbst angeschnitten, dass wir sagen, wir müssen dafür sorgen, dass die Begehbarkeit unserer Stadt verbessert wird - der richtige ist. 

Es wird sicher nicht möglich sein, allen Menschen, die nicht gut sehen, einen Freizeitfahrtendienst hier zukommen zu lassen. Das will ich Ihnen auch nicht unterstellen, das haben Sie nicht gemeint. Ich habe nur auf diese umgangsprachliche Benutzung des Wortes “Menschen, die schlecht sehen“ aufmerksam gemacht. 

Es geht um die, die eine Leistung aus dem Wiener Behindertengesetz beziehen. Das sind diejenigen, die unserer Unterstützung brauchen, das sind die, um die es geht und das sind die, um die wir uns kümmern müssen. Da haben sie natürlich völlig Recht, dass das Menschen sind, für die Dinge, die für uns eine Selbstverständlichkeit sind, vielleicht eine bürokratische Hürde darstellen können und deswegen auch meine vorsichtige Formulierung, man muss dieses eine Jahr evaluieren und man muss sich auch gut überlegen, wie man möglichst individuell diese Leistungen auch zuerkennt. Das meinte ich mit dem Beispiel, dass ich jemandem, der im Rollstuhl kommt, nicht den Freizeitfahrtendienst auf ein Jahr beschränken werde, weil leider die Hoffnung, dass dieser Mensch aus dem Rollstuhl wieder aufstehen wird, relativ gering ist. Aber bei jemandem nach einer Hüftoperation - um das andere Extrem zu nennen –, der jetzt Schwierigkeiten hat, aber in einem halben Jahr wieder pumperlgesund ist, macht so eine Befristung natürlich Sinn und genauso individuell ist es auch geplant. Genauso soll es durchgeführt werden und es muss jedenfalls evaluiert werden, denn was keinesfalls passieren darf ist - da bin ich völlig bei Ihnen -, dass dann bürokratische Schwierigkeiten womöglich gerade diese Zielgruppe treffen, um die es uns geht, die eben Leistungen aus dem Wiener Behindertengesetz beziehen, und dass die dann womöglich eine Leistung, die ihnen zusteht, nicht bekommen. 

Aber ich glaube, dass da die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fonds Soziales Wien auch sehr dahinter sind, darauf zu achten. Soweit ich informiert bin, gibt es schon eine eigene Broschüre, einen eigenen Folder, wo genau auf all diese Dinge hingewiesen wird.

Aber wir wissen schon, vor allem für Menschen, die sich ein bisschen schwerer tun, ist es auch mit schriftlicher Information nicht so leicht. Also ich bin ganz bei Ihnen, wir müssen sehr darauf schauen, dass wir nicht bürokratische Hindernisse aufbauen, die genau die nämlich nicht dann packen, die es am dringendsten brauchen. Also das darf keinesfalls passieren.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Magistra Vassilakou, die 2. Zusatzfrage.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die zeitliche Befristung erscheint unter bestimmten Voraussetzungen sinnvoll. Nichtsdestotrotz erhalten wir die Auskunft, und zwar vom zuständigen Mitarbeiter des Fonds Soziales Wien, dass es nun seit einiger Zeit für Menschen außerhalb des erwerbstätigen Alters, die eine orthopädische Gehbehinderung haben, überhaupt keine neue Bewilligungen mehr für den Freizeitfahrtendienst gibt. Ich hätte gerne von Ihnen gewusst, ob diese Auskunft stimmt oder nicht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Meines Wissens und meiner Information nach, und das ist auch die gesetzeskonforme Auslegung des Auftrags, den wir haben, ist es so, dass Menschen, die nach dem Wiener Behindertengesetz Leistungen beziehen, von uns auch die Unterstützung für den Freizeitfahrtendienst bekommen.

Ich denke, das, was Sie jetzt angesprochen haben, würde ja, wenn ich es sehr vereinfacht wiedergebe, heißen, dass Leute, die Pensionisten sind, nirgendwo mehr hinfahren können. Es hängt davon ab, ob sie Leistungen nach dem Wiener Behindertengesetz beziehen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Mit orthopädischen Behinderungen!) 

Dann habe ich das vorher missverstanden. Ich dachte, der Schwerpunkt liegt sozusagen auf der Erwerbstätigkeit, weil das hätte ich mir überhaupt nicht vorstellen können, weil es gerade oft die älteren Menschen sind, die diese Behinderung haben. Aber da habe ich Sie missverstanden. Wenn der Schwerpunkt darauf liegt, welche Art von Behinderung das ist, dann müssen wir uns natürlich sehr genau an die gesetzlichen Bestimmungen halten. Das halte ich auch für wichtig, weil ich glaube, dass es den Kolleginnen und Kollegen, die dieses Gesetz zu vollziehen haben, aber auch den Betroffenen, nicht zumutbar ist, dass eine willkürliche Entscheidung getroffen wird, sondern hier gibt es sehr genaue gesetzliche Regelungen. Diese sind eben im Wiener Behindertengesetz geregelt und daran haben sich die Kollegen und Kolleginnen zu halten. Davon hängt auch ab, ob dieser Freizeitfahrtendienst gewährt werden kann oder nicht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Im Sommer haben die Oppositionsparteien hier das Chaos im Zusammenhang mit dem Fahrtendienst bei der Stadt Wien aufgezeigt. Darauf wurde dann reagiert. Und zwar hat die Vorsitzende des Gemeinderatsausschusses Gesundheit und Soziales, Frau GRin Klicka, gesagt: „Wir sind um eine bestmögliche Lösung bemüht. Wir möchten bis Jahreswechsel eine neue Struktur in diesem Bereich entwickeln."

Daher meine Frage: Ist diese Struktur entwickelt und wie sieht sie aus?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Ich kann dieses Chaos, von dem Sie sprechen, nicht erkennen. Ich glaube, dass das, da bin ich bei Ihnen, ein sehr komplexer und vielfältiger Bereich ist. Ich merke in vielen Gesprächen, dass es den meisten Menschen gar nicht klar ist, dass es ein Unterschied ist, welche Arten von Fahrtendiensten es gibt, dass wir eben jene Fahrtendienste haben, wo es darum geht, den Menschen zu ermöglichen, dass sie in ihre Einrichtung fahren können, wo sie arbeiten oder dass sie in die Schule, in ihre Ausbildung fahren können, während es auf der anderen Seite einen Freizeitfahrtendienst gibt, über den wir jetzt diskutieren. Da gibt es sicher auch in der öffentlichen Diskussion ziemlich viel Verwirrung. Ich glaube, dass wir beides brauchen und dass beides notwendig ist, aber dass beides natürlich möglichst effizient und vor allem möglichst zielgruppenorientiert vollzogen werden soll, damit wir unser gemeinsames Prinzip, dass die Menschen, die es brauchen, die Unterstützung, die ihnen zusteht und die für sie individuell notwendig ist, bekommen sollen. Darauf müssen wir achten, dass das genau so passiert, denn ich glaube, über dieses Grundprinzip sind wir uns alle einig.

Was, denke ich, permanent evaluiert werden muss, ist genau diese Zielgruppenorientierung. Was wir, denke ich, das haben wir auch in kleinen Runden schon besprochen, diskutieren sollen, und das ist mir persönlich eigentlich ein sehr großes Anliegen, weil ich in diesem Fall ehrlich gesagt keine besondere Anhängerin von zentralistischer Steuerung bin, ist dass man versucht, auch die Organisationen, die die Menschen mit Behinderung, die Menschen mit besonderen Bedürfnissen, betreuen, mehr in die Frage des Fahrtendiensts einzubauen, weil ich glaube, dass hier dezentral sehr viel mehr Kenntnis und Wissen ist.

Das heißt, was jetzt passiert, ist keine Neustrukturierung, sondern einfach ein sehr korrekter Vollzug der Bestimmungen, nach denen der Freizeitfahrtendienst ausbezahlt wird. Aber es ist richtig, dass wir permanent dabei sein müssen zu hinterfragen, zu evaluieren und neue Wege zu gehen, denn ich glaube, dass wir gerade in dem Bereich auf neue Entwicklungen, Stichwort, schon vorher angesprochene veränderte Wiener Verkehrsbetriebe oder auch die neue Bauordnung, zu reagieren haben, denn unser Ziel sollte eigentlich sein, dass die gesamte Stadt so ist, dass sie für alle Menschen zugänglich ist. Aber ich gebe gern zu, dass wir da noch einige Zeit brauchen werden und bis dahin Einrichtungen wie der Behindertenfahrtendienst und der Freizeitfahrtendienst sicher notwendig sein werden, keine Frage.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt ausführlich über den Fahrtendienst gesprochen. Es wurde von Ihnen auch der Behindertenfahrtendienst angesprochen. Es ist so, dass es über den Fahrtendienst sehr wohl Diskussionen gibt, die sachlicher Natur sind, wo man sagt, man wird es jetzt in einer anderen Art und Weise vergeben und so weiter und so fort: Ich glaube auch, dass man nicht unbedingt sagen kann, dass da ein Chaos herrscht.

Ich glaube aber, dass man sagen kann, dass beim Behinderten-Fahrtendienst ein gewisses Chaos herrscht, seitdem die Firma Haas gekündigt wurde und es eigentlich feststeht, dass verschiedene Tarife angeführt werden, dass Leistungen verschieden honoriert werden. (GRin Erika Stubenvoll: Von welchem Fahrtendienst spricht er jetzt?) 

Dazu frage ich Sie, nachdem das auch beim Fonds Soziales Wien untergebracht ist: Werden Sie dafür sorgen, dass hier bald für Ordnung gesorgt und dieses Chaos gelichtet wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Gemeinderat!

Sie wissen, ich bin eine Freundin von großer Klarheit. Ich glaube, dass wir hier zwei Ebenen auseinander halten müssen.

Die eine ist die politische Ebene, wo wir hier gemeinsam diskutieren, was wir wollen, welche Leistungen wir wollen, welchen Menschen diese zukommen. Da glaube ich, dass wir gerade hier, wie in vielen anderen Bereichen meines Ressorts eine ziemlich einhellige Meinung haben, worüber ich sehr froh bin.

Wir wollen, dass es einen Behindertenfahrtendienst gibt, dass die Menschen in die Arbeit fahren können, dass sie zwischen der Einrichtung, wo sie wohnen und der, wo sie arbeiten, die entsprechende Mobilität haben. Wir wollen, dass sie in die Schule kommen können. Und wir wollen, dass das möglichst effizient, natürlich auch sparsam geschieht. Gerade im Sozialbereich sind wir überhaupt von allen, finde ich, am meisten verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Geld effizient eingesetzt wird, weil es eben um ganz viele menschliche Bedürfnisse geht. Wir müssen dafür sorgen, dass das möglichst effi-zient ist. 

Wir bekennen uns gleichzeitig zum Freizeitfahrtendienst, weil wir glauben, auch da, denke ich, sind wir alle einer Meinung, dass das selbstverständlich ebenfalls zu einem erfüllten Leben dazugehört, dass man die Gelegenheit hat, sich mit Freunden zu treffen, Karten Spielen zu gehen, ins Theater zu gehen, was auch immer. Das ist das individuelle persönliche Recht eines jeden Menschen. Er soll diese Möglichkeit auch haben und sie darf nicht eingeschränkt werden, nur weil er oder sie das Unglück hat, eine Behinderung erleiden zu müssen. Dass diese Dinge rechtlich korrekt passieren, ist Aufgabe der dafür zuständigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 

Sie haben Recht, es wird darüber diskutiert, wie die Vergaben in Zukunft zu erfolgen haben. Da gehe ich davon aus, dass das korrekt gemacht wird. Das ist für mich eine Selbstverständlichkeit. Darüber diskutiere ich gar nicht. Das hat korrekt gemacht zu werden. Ich weiß, dass es auch so sein wird. 

Es stimmt, es hat mit manchen Firmen Auseinandersetzungen gegeben, aber auch das ist eine rechtliche Frage. Soweit ich informiert bin, ist mit der einen Firma, die Sie genannt haben, die rechtliche Auseinandersetzung mittlerweile schon so weit, dass bereits Klagedrohungen zumindest in der Gegend herumschwirren. Ob es schon direkt zu einer juristischen Auseinandersetzung vor Gericht gekommen ist oder nicht, weiß ich nicht, aber auf jeden Fall besteht die große Chance, dass es so weit kommt. Da sage ich aber, da erwarte ich und weiß ich auch, dass es gewährleistet ist, dass die Kollegen und Kolleginnen, die dafür zuständig sind, dafür sorgen, dass die Stadt Wien keinen Schaden erleidet und dass vor allem die Menschen, um die es geht, nämlich unsere Kunden und Kundinnen, die den Fahrtendienst dringend brauchen, keinen Schaden erleiden. Alles andere sind rechtliche Fragen, Vergabefragen, wo ich nicht dafür sorgen werde, dass diese korrekt umgesetzt werden, denn ich gehe mit einer absoluten Selbstverständlichkeit davon aus, dass diese korrekt umgesetzt werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin.

Die 5. Anfrage (FSP - 05427-2004/0003 - KSP/GM) wurde von Herrn Univ Prof Dr Pfleger gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Welche Auswirkungen hat die vorgestellte Theaterreform auf die Wiener Theaterlandschaft?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

In dieser Frage geht es um die Theaterreform in Wien, die wir gestern zu einem Teil im Zuge der Debatte über das Budget schon diskutieren konnten. Lassen Sie mich vielleicht noch einmal kurz Revue passieren, was eigentlich die Ausgangsposition ist, was die Theatersituation in Wien anbelangt.

Wir sind in Wien in einer an und für sich, möchte ich fast sagen, luxuriösen Position durch die Tatsache, dass wir einerseits die vier Bundestheater in Wien haben, daneben zwei Großbühnen im Sprechtheaterbereich, die gemeinschaftlich vom Bund und von der Stadt finanziert werden, Sie wissen, das Volkstheater und die Josefstadt, dass wir drei Großbühnen im Bereich der Vereinigten Bühnen Wien, vier Spartenhäuser, Kindertheater, Theater der Jugend, Kammeroper und Tanzquartier, derzeit 25 so genannte mittlere und kleinere geförderte Bühnen und zirka 150 geförderte freie Gruppen haben. Das ist eine ganze Menge und das ergibt in Gesamtzahl an die 28 000 Sitzplätze, die Abend für Abend in Wien zu füllen sind. Wir haben damit eine der höchsten Theatersitzplatzkapazitäten auf der Welt überhaupt, wenn man so bedeutende Kulturorte wie Mörbisch oder Bregenz ausnimmt, die natürlich auf Grund ihrer Kleinheit und der großen Bühnen eine höhere Sitzplatzkapazität haben. Aber ich rede von vergleichbaren Städten, um nur die Dimensionen einmal zurechtzurücken, weil dann gern immer der Unterschied zwischen den so genannten Großen und den so genannten Kleinen gemacht wird, so genannte Große würden so sehr bevorzugt und so genannte Kleine benachteiligt. 

Ich habe mir einmal ein bisschen die Daten angeschaut und herausgeschrieben. Das sollte man sich auch einmal vor Augen führen. Die so genannten Großen, also nehmen wir einmal die drei großen Bühnen, für die die Stadt allein zuständig ist, nämlich die Vereinigten Bühnen, haben, nehmen wir eine unbestrittene Zahl, nämlich die der Kulturstatistik Austria aus dem Jahr 2001/2002, die verfügbar ist, in dieser Saison 718 000 Besucher gehabt. Nehmen wir die aktuellen Budgetzahlen, die es im Übrigen auch damals schon waren, nämlich 14,5 Mil-lionen EUR öffentlicher Zuschuss zu diesen Bühnen und nehmen wir die Besucherzahl für die so genannten Kleinen, die etwas schwieriger zu eruieren ist, wie Sie sich vorstellen können, aber nehmen wir einmal an, dass das 450 000 Besucher pro Jahr sind, mit einem Budgetanteil von 19 Millionen EUR. Das heißt, die so genannten Kleinen bekommen um etwa 60 Prozent mehr als die so genannten Großen und die so genannten Großen haben auch um 60 Prozent mehr Zuschauer und auch einen erklecklich höheren Budgetanteil, aber ein Gutes, fast um ein Drittel, wenn man die 19 Millionen EUR mit den 14,5 Millionen EUR vergleicht. Das ergibt, wenn man das auf die Subvention pro Sitzplatz herunterrechnet, eine etwa doppelt so hohe Subvention pro Sitzplatz für die so genannten Kleinen gegenüber den so genannten Großen. Ich glaube, das ist ganz wichtig, um ein bisschen die Dimension zurechtzurücken. 

Ich stehe nicht an zu sagen, selbstverständlich ist es richtig und notwendig, dass die freien Gruppen, die kleinen und mittleren Bühnen höhere Subventionen bekommen, stärker subventioniert werden, sowohl was den einzelnen Sitzplatz als auch was die Gesamtsubvention anbelangt, weil das genau jene Kunst ist, die vielleicht nicht so marktgängig ist, weil das jene Kunst ist, die die Unterstützung der öffentlichen Hand selbstverständlich und in einem größeren Teil braucht. Ich glaube aber, wir sollten uns dessen ungeachtet immer vor Augen führen, wie tatsächlich die Dimensionen sind. Ich wiederhole noch einmal, für weitaus weniger Besucher wird weitaus mehr öffentliche Subvention gezahlt. Ich stehe auch dazu. Ich wiederhole das. 

Wir haben aber gemeinsam festgestellt, was die Gesamtbühnensituation anbelangt, es einen hohen Reformbedarf gibt, sowohl bei den so genannten Großen als auch bei den so genannten Kleinen, bei den Großen in sehr unterschiedlicher Form. Sei es, weil wir gemeint haben, dass eine dieser Bühnen nicht adäquat, sagen wir das einmal so, bespielt wird, oder sagen wir es noch anders, dass das Theater an der Wien sich vielleicht besser für so genannte ernste Musik eignet. Ich sage bewusst, auch fürs Protokoll, dass ich diesen Begriff unter Anführungszeichen setze, aber ich verkürze um der Diskussion Willen. Also das Theater an der Wien wäre für so genannte ernste Musik besser geeignet. Wir müssen aber trotzdem feststellen, dass wir auch wollen, dass wir damit für ein Besucherpotential, je nach Saison, aber bleiben wir einmal bei diesen 700 000 Besuchern, die die Statistik Austria festgestellt hat, auch in Zukunft ein Angebot machen wollen und sollen, was den Un-
terhaltungsbereich anbelangt. Daraus haben wir den Schluss gezogen, dass es sinnvoll und auch eine große Herausforderung für Wien ist, im Theater an der Wien ein völlig neugestaltetes Musiktheaterhaus für ernste Musik des 21. Jahrhunderts zu machen, indem wir einerseits ein zusätzliches Angebot für die Stadt Wien, für die Besucherinnen und Besucher machen können und wollen und andererseits zwei Bühnen haben wollen, die dem Unterhaltungsbereich gewidmet sind. Da lag und liegt es auch nahe, die dritte Bühne, die bislang nicht bespielt wurde, als Leihbühne gehandhabt wurde, nämlich das Ronacher, dafür herzunehmen. Das ist die eine Geschichte, was die großen Theater anbelangt.

Damit aber noch nicht genug. Wir haben gleichzeitig gemeinsam mit unserem, in diesem Fall Partner, der Bundesregierung gesehen, dass auch die Josefstadt strukturell einen Reformbedarf hat. Das stand schon im ursprünglichen Sanierungspaket. Wir sind jetzt dabei. Ich hoffe, es gelingt auch. Von unserer Seite ist alles klar, jedenfalls von Seiten der Stadt Wien, das in eine Stiftung umzuwandeln, auf dass wir auch dort eine Strukturreform einführen, damit das für Wien sehr wichtige Theater in eine gute Zukunft gehen kann.

Wir haben drittens auch den Bereich der kleinen und mittleren Bühnen und der freien Gruppen. Da haben wir auch gemeinsam, damit meine ich auch die im Gemeinderat vertretenen Parteien, bis zu einem gewissen Zeitpunkt alle im Gemeinderat vertretenen Parteien, in diesem Bereich einen Reformbedarf gesehen. Wir haben gemeinsam eine Reform entwickelt. Wir haben gemeinsam, auch einstimmig hier im Gemeinderat, das Leitbild verabschiedet. Wir haben die Richtlinien verabschiedet und haben jetzt zu einem Großteil jedenfalls gemeinsam diese Reform gutgeheißen und vorgestellt, wofür ich noch einmal sehr dankbar und worüber ich sehr froh bin. 

Diese Reform ist jedenfalls eine, die nicht zum Ausgangspunkt hat, dass wir unter Budgetknappheit oder Not leiden. Es ist auch keine Reform, ich betone das immer wieder, die unter dem Titel "Reform" kaschieren soll, dass es um Kürzungen geht, sondern der Ausgangspunkt war lediglich der, dass wir festgestellt haben, dass für den Mitteleinsatz vergleichsweise, auch im internationalen Vergleich, doch zuwenig herauskommt, zuwenig an internationaler Sichtbarkeit, zuwenig auch in Wien an tatsächlicher Sichtbarkeit und zuwenig letztendlich an künstlerischer Qualität, mit namhaften Ausnahmen, insbesondere im Tanzbereich. 

Wir haben die Theaterjury eingesetzt und ich glaube, dass das Ergebnis, wie auch die Kommentierungen in der Öffentlichkeit beweisen, ein durchaus herzeigbares ist. Es sind Empfehlungen, zu denen ich mehrmals gesagt habe, dass ich nach Möglichkeit versuchen werde, sie umzusetzen. 

Es sind wichtige Gespräche zu führen. Wir wollen nicht, dass wir verdiente kunstschaffende, kulturschaffende Künstler, Theaterleiter verjagen, so wie das irgendwo einmal behauptet wurde. Ganz im Gegenteil, wir wollen gemeinsam mit den Betroffenen Lösungen entwickeln, um mittelfristig und langfristig für viele Bühnen in Wien eine gute Zukunft sicherzustellen, eine künstlerisch und qualitativ hochstehende Zukunft sicherzustellen. Ich glaube, dass die Gespräche, die wir bereits begonnen haben und die wir führen, auf einem guten Weg sind und dass es großes Verständnis und große Kooperationsbereitschaft gibt.

Ich freue mich insgesamt über das gute Echo, das diese Reform hervorruft. Sie zeigt aber andererseits, dass es seit langem durchaus nicht im Argen gelegen ist, es aber jedenfalls schon einen großen Reformbedarf gegeben hat und dass es notwendig ist, etwas zu tun. Ich glaube, dass wir mit den grundlegenden Zielen dieser Empfehlungen die Theaterlandschaft in Wien mittel- und langfristig durchaus neu gestalten werden. Sie wissen, es wird empfohlen: Eine Stärkung der Kinder- und Jugendtheaterszene, eine Verbesserung der Situation im Tanz- und Performancebereich, die Stärkung auch des multikulturellen Bereichs, eine Stärkung und damit Erhöhung der Mittel im Bereich der zeitgenössischen Musiktheaterszene, eine Konzentration der Mittel im Sprechtheaterbereich auf die vielversprechenden Bühnen. Wir wollen, dass wir das System der Intendanz auf Lebenszeit, das es auf den großen Bühnen nie gegeben hat und nicht gibt, vielleicht mit einer Ausnahme, beenden. Wir wollen die Kulturschaffenden auch in die Lage versetzen, dass sie die sozialrechtlichen Auflagen und Aufgaben auch erfüllen können. Wir wollen insgesamt damit die Zukunftsperspektiven für die Szene verbessern. Es geht darum, dem Neuen Möglichkeiten in Wien zu eröffnen, weil ich glaube, dass das, was generell über Österreich ab und zu gesagt wird, jedenfalls im Kunstbereich nicht zutreffen soll, dass solange die Legenden in diesem Bereich wichtiger sind als das Neue, das Neue nie eine Chance hat. Wir wollen dem Neuen mit dieser Reform diese Chancen eröffnen und ich glaube, wir sind auf einem guten Weg dazu. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Frau Magistra Ringler, die 1. Zusatzfrage.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Die Theaterreform im Bereich der Mittelbühnen und auch kleinen Bühnen ist, wie Sie wissen, von uns mitgetragen. Auch wenn wir nicht mir jeder Detailentscheidung glücklich sind, glauben wir doch, dass es ein wichtiger Zwischenschritt in einer Reform der Theaterlandschaft in dieser Stadt ist. 

Ich muss sagen, ich bin mit den Ergebnissen der Jury über weite Strecken zufrieden. Ich glaube, dass hier einiges auf den Weg gebracht wurde und dass die nächsten Jahre, muss man ehrlicherweise sagen, zeigen werden, ob es uns gelingt, aus einer stagnierenden Landschaft eine blühende zu machen. Das hoffe ich doch sehr. 

Teil dieser Theaterreform, so denke ich, ist allerdings, und das ist, glaube ich, ein integraler Bestandteil, die Frage der Co-Produktionshäuser. Wir haben im Vorfeld der Juryentscheidungen sehr oft darüber diskutiert und gesprochen, dass es nicht nur darum geht, sozusagen an einzelnen Bühnen die eine oder andere Veränderung auf den Weg zu bringen beziehungsweise neue überhaupt erst einmal entstehen zu lassen, sondern dass es auch darum geht, in diesen Co-Produktions-häusern neue Formen zu entwickeln und auch der Theorie und dem Laborcharakter mehr Möglichkeiten zu geben.

In unseren Gesprächen hat sich immer deutlicher herauskristallisiert, dass zum Beispiel das Kabelwerk ein guter Ort wäre. 

Mich würde jetzt interessieren, wann wir damit rechnen können, dass dieses Co-Produktionshaus, sei es im Kabelwerk oder auch an anderer Stelle der Stadt, tatsächlich auf den Weg kommt, also einerseits wo - ich glaube, die Dezentralität dieses Hauses ist etwas, worüber sehr viel Konsens herrscht - und andererseits, wann und auch in welcher finanziellen Ausstattung die Theaterschaffenden damit rechnen können, dass dieses Co-Produktionshaus auf den Weg gebracht wird und die ersten Vorbereitungsarbeiten aufgenommen werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Bevor ich auf die Frage eingehe, möchte ich doch noch einmal die Gelegenheit nutzen, Ihnen, Ihnen persönlich, auch dem Kollegen Salcher, natürlich auch dem Kollegen Woller und bis zu einem bestimmten Zeitpunkt auch der Kollegin Unterreiner für die konstruktive Zusammenarbeit zu danken. Ich glaube, dass, was auch gestern schon gesagt wurde, die Zusammenarbeit in diesem Bereich, zeigt, dass wir über viele politische Differenzen und über viele Auseinandersetzungen hinweg sehr wohl in der Lage sind, in bestimmten Bereichen, dort, wo wir zusammenfinden können, sehr konstruktiv zu arbeiten. Ich möchte mich noch einmal herzlich bei Ihnen bedanken, weil auch die eine oder andere Entscheidung, so wie für Sie so auch für mich, Kollegen Salcher und den Kollegen Woller, nicht einfach mitzutragen war, aber ich glaube, wir haben einen sehr guten Weg gefunden, auch in der Ausarbeitung und in der gemeinsamen Arbeit. Darüber bin ich sehr froh. 

Jawohl, es gibt im Grund die zwei Empfehlungen hinsichtlich dieser Co-Produktionshäuser. Ich werde das nach Kräften und nach Möglichkeit unterstützen. 

Das eine ist das Theater im Künstlerhaus, das soweit als Standort nicht neu ist, aber über einen bestimmten Zeitraum auch ausgeschrieben und in die Lage versetzt werden soll, von der Ausstattung und von der Struktur her besser zu arbeiten als das jetzt vielleicht möglich war. Deswegen sage ich, nicht ein Fehler der gegenwärtigen Leitung, die das sehr gut gemacht hat, sondern vielleicht war das Konzept noch nicht ausreichend unterstützt. 

Die zweite Geschichte ist, dass das Kabelwerk empfohlen wird. Das interessiert mich sehr. Ich möchte das auch aus vielerlei Gründen unterstützen, erstens weil dort, glaube ich, in den letzten Jahren sehr interessante Arbeit, auch künstlerische Arbeit, geleistet wurde, zweitens, weil es aus standortpolitischen und kulturpolitischen Gründen innerhalb der Stadt ein interessanter Ort ist und drittens ist es, glaube ich, immer gut, wenn man etwas nicht irgendwo künstlich neu hineinpflanzt, sondern auf etwas aufbauen kann, was bereits gewachsen ist. 

Ich kann Ihnen offengestanden jetzt keinen genauen Zeitpunkt sagen, wann das steht, ich kann Ihnen nur zusichern, dass sofort, und wir haben das auch schon getan, die Gespräche beginnen werden. Man muss dort eine organisatorische Struktur aufbauen. Ich werde mit Sicherheit auch mit denen, die das bisher sehr gut gemacht und betreut haben, die Gespräche führen, weil es sehr wichtig ist, was sie einzubringen haben. Ich kann ihnen jetzt, weil wir die Empfehlungen in diesen Tagen bekommen haben, noch nicht sagen, wie das genau aussehen wird, kann ihnen aber sagen, dass wir selbstverständlich in Gespräche mit den dortigen Bauträgern eintreten werden, um unter Umständen auch von dort eine entsprechende Unterstützung zu bekommen. Ich muss mir natürlich auch die entsprechenden Spielräume im Budget schaffen, um sowohl die Investition als auch den laufenden Betrieb sicherzustellen. 

Das ist, wenn Sie so wollen, eine politische Absichtserklärung von mir, die ich sehr ernst meine. Die konkreten Abläufe müssen sich in den nächsten Wochen und Monaten ergeben, aber wir haben uns schon hingesetzt, um die notwendigen Schritte einzuleiten. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Salcher, die 2. Zusatzfrage.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es hat jetzt sozusagen einige Gewinner, so wie es im Ideal bezeichnet wird, gegeben. Das sind jene, die für eine Vierjahresförderung vorgeschlagen wurden. Das heißt aber natürlich im Umkehrschluss nicht, wie das teilweise medial passiert ist, dass jetzt alle anderen Theater zugesperrt werden, sondern das heißt, dass bei den anderen Theatern über jeweils individuelle Lösungen verhandelt wird. Ich glaube, das sollten wir hier im Gemeinderat klarstellen, weil ich nehme an, es geht auch den anderen so, dass wir bereits sehr viele Diskussionen zu führen haben. 

Es war ja keine Wertung der Jury im Sinne, dass alle anderen Theater schlecht sind oder dass dort schlechte Arbeit geleistet wird. Wir haben, ich kann es für mich sagen, keinen Einfluss auf das Juryergebnis genommen, das einmal zur Kenntnis.

Wir haben eine Frage, Herr Stadtrat: Wie wollen Sie jetzt mit dieser heiklen Situation konkret umgehen, individuelle Lösungen zu finden, dort, wo Zweijahresverträge und eine Änderung der Besitzverhältnisse, die aber natürlich im Einklang mit dem Rechtsstaat passieren muss, vorgeschlagen sind, und auf der anderen Seite auch mit den Theatern, die nicht dafür vorgeschlagen wurden?

Man muss offen sagen, es wird wahrscheinlich schon so sein, dass sich die Theaterstruktur in dieser Stadt verändert. Aber sie wird sich nicht so radikal verändern, dass sozusagen überhaupt keine anderen Theater mehr übrig bleiben. Man muss auch dazusagen, das ist einer der Gründe, warum wir es mittragen. Hätte man sozusagen nur eine Bestandsgarantie für bestehende Theater abgegeben, hätte das zur Konsequenz gehabt, dass es nie wieder ein neues Theater und ein neues Projekt in dieser Stadt geben kann. Das heißt, wir bekennen uns selbstverständlich zum Prinzip der Flexibilität, aber auf der einen Seite muss Rechtsstaatlichkeit gewährt sein und auf der anderen Seite muss man sehr schnell und sehr klar signalisieren, wie die Theaterlandschaft der Zukunft ausschaut. 

Dazu würde ich Sie gern um eine konkrete Stellungnahme bitten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! 

Ich kann das nur unterstreichen. Es ist mit Sicherheit nicht so, dass irgendjemand heute, morgen oder auch übermorgen quasi seine Schlüssel abgeben muss, weil er eine Förderung bekommt. 

Wir haben sehr früh begonnen, uns die Grundsätze zu überlegen, mit dem Ziel, längere Zeiträume zu haben, um in jede Richtung planen zu können. Das ist einer der Kernpunkte und eines der neuen Elemente dieser Reform. Ziel ist jedenfalls nie gewesen, dass man ein Theater zusperrt, sondern Ziel ist vor allem, Neues zu ermöglichen und dass man in einen gemeinsam konstatierten gewissen Stillstand in der Szene Bewegung hineinbringt, weil gerade die Kunst und das Theater brauchen diese Bewegung, das Neue und die Dynamik.

Wir haben schon im Vorfeld und in den letzten Wochen und Tagen, und jetzt natürlich noch intensiver, mit möglichst allen Theaterleitungen Kontakt aufgenommen, um sie über die Situation zu informieren, um sie darüber zu informieren, wie die Empfehlungen der Jury ausschauen. Ich sage dazu, das ist jetzt alles noch wesentlich vor Beschlüssen, die letztendlich hier im Gemeinderat zu treffen sind. Das heißt, wir haben jetzt eine Situation, wo wir ein Jahr vorher oder ein halbes Jahr vorher versuchen, mit den Betroffenen in Kontakt zu treten, um sie über die längerfristigen Auswirkungen zu informieren, insbesondere dort, wo es so genannte zweistufige Verfahren, wie das im Gutachten heißt, geben soll, also ein Verfahren, wo man weiterhin die bisherigen Förderungen auf zwei Jahre aufteilt, dann aber sagt, es sollte eine Übergabe des Hauses an eine neue Leitung geben. In diesen sehr sensiblen Bereichen sind wir, glaube ich, in sehr erfolgsversprechenden, guten und auch, wie ich verstehe, menschlich guten Gesprächen mit den Betroffenen. Mir liegt sehr viel daran, möglichst rasch klarzustellen, damit da nicht eine Unsicherheit entsteht, dass manche nicht wissen, ob sie in zwei Jahren noch Theater machen können oder nicht. Im Gegenteil, bei dieser Reform ist diese Klarstellung zu treffen. 

Darüber hinaus eröffnet es mir, der ich mich gewissermaßen auch selbst an das Ergebnis oder an die Empfehlungen der Jury binde, auch die Möglichkeit, über so genannte Standortförderungen mit jenen Häusern, die aus anderen Gründen, die vor allem im Standort begründet liegen, vielleicht künstlerischen Qualitätsargumentationen der Jury nicht so entgegenkommen, trotzdem Förderungen zukommen zu lassen. Das bedeutet für mich, dass ich mich einerseits um eine zusätzliche Finanzierung bemühen muss. Es bedeutet für mich andererseits, dass ich Ihnen, dem Gemeinderat, aber auch der Theaterjury gegenüber, das zu begründen habe, wo ich auch nicht anstehen werde, das zu tun. 

Ich glaube aber, dass es trotzdem Möglichkeiten gibt und geben muss, aus den Gründen, die die Theaterjury und wir in der gemeinsamen Diskussion immer genannt haben, Förderungen zukommen zu lassen. 

Um es zusammenzufassen: Wir werden mit jedem einzelnen Haus, mit jeder einzelnen Gruppe Gespräche führen, weil jedes einzelne Haus und jede einzelne Gruppe selbstverständlich auch eine individuelle Geschichte, eine individuelle gegenwärtige Situation hat. Diese Gespräche werden von unseren Beamten, von meinem Büro und auch von mir selber geführt werden, sodass ich hoffe, dass wir zu einem Ergebnis kommen, wo zwar nicht alle lückenlos jubeln werden, wo wir aber sicherstellen können, dass es keine Ungerechtigkeiten und auch keine schmerzhaften Lücken geben wird, was den Verzicht auf bisheriges Theater anbelangt. 

Ich möchte aber schon betonen, das ist mir das eigentlich Wichtige und das habe ich auch so verstanden, dass uns das gemeinsam das Wichtige ist, uns ist das Neue, das Ermöglichen von Neuem auch das Hauptziel und das soll man nicht vergessen. Ich habe das auch so gesagt, als ich kürzlich im ORF zu einer Diskussion eingeladen war. Im ORF war die Berichterstattung so, dass man natürlich primär darauf schaut, wer denn diejenigen sind, die jetzt weniger oder nichts bekommen. Ich glaube, bitte und lade ein, auch so viel Neugier zu entwickeln, zu schauen wer denn die sind, die jetzt etwas bekommen, mehr bekommen und warum die das bekommen. Ich glaube, das ist vielleicht auch für das Publikum eine interessante Geschichte, einmal zu schauen, wer denn die sind, die vielleicht noch nicht so bekannt sind und die etwas Neues bekommen.

Ich kann Ihnen versichern, dass ich meinen ganzen Einsatz hineinlegen werde, maßgerechte Lösungen für jedes einzelne dieser Häuser zu finden und diese nach Möglichkeit so zu gestalten, dass es gute und auch fürs Publikum nachvollziehbare Übergänge sind.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Unterreiner gestellt. Ich bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wie Sie wissen, gab es nicht nur Jubelmeldungen, sondern es gibt auch Aufruhr in der Stadt. Für Aufregung sorgte ein Bericht in der "Presse", dass einige Wiener Theater nach Entschuldung standortneubesetzt werden. Gegen Ruf- und Kreditschädigung verwahrten sich das Ensembletheater und das Odeon. Erwin Piplits, der Direktor des Serapionstheaters sagt, das Odeon sei schuldenfrei und erfolgreich.

Man hat nun den Eindruck, dass einigen Theatern eine Galgenfrist gewährt wird, dass sie sozusagen ihre Mietverhältnisse ordnen und ändern, damit man dann anschließend, ich verwende jetzt das Wort, auf das Haus zugreifen kann.

Meine Frage ist jetzt: Wie sehen Sie jetzt die Zukunft einer gedeihlichen Zusammenarbeit zwischen der Kulturarbeit und zum Beispiel dem Odeon?
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Also Aufruhr sehe ich keinen. Aufruhr ist das, was in der Stadt Kiew derzeit stattfindet. Es gibt Besorgnis und Sorge von einigen, was ich sehr gut nachvollziehen kann, was ich verstehen kann, dass es, immer wenn man Systeme wechselt, auch Beunruhigung gibt. Ich sage dazu, es gibt aber auch sehr viel Freude. Es gibt sehr viele, die mir schreiben, mich anrufen und sagen: „Toll, es passiert etwas in der Stadt!". Ich sage auch, dass es eigentlich sehr positive Zeitungskommentare gibt.

Warum in diesem genannten Artikel etwas von Verschuldung, Überschuldung und so weiter steht, weiß ich nicht. Das müssen Sie die Autorin des Artikels fragen. 

Ich verweise in der Beantwortung Ihrer Frage jetzt nur auf das, was ich soeben versucht habe, gegenüber GR Salcher darzustellen. Wir werden uns bemühen, mit jedem der Häuser, so auch mit dem Odeon, eine maßgeschneiderte Lösung zu finden. Ich selber habe mit der Leitung bereits Gespräche geführt und habe eigentlich eine sehr gute Antwort bekommen. Ich habe nicht den Eindruck, dass das auf Aufruhr und Ablehnung stößt, sondern habe eigentlich den Eindruck, dass es jedenfalls in den Gesprächen mit uns sehr konstruktiv und auch sehr problembewusst zugeht, sodass ich keinen Anlass habe zu glauben, dass wir da nicht gemeinsam zu einer guten Lösung kommen.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die 4. Zusatzfrage wurde von Herrn GR Dr Pfleger gestellt. Bitte schön.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat!

Danke für die ausführliche Beantwortung meiner Anfrage vorhin.

Ich habe entnommen, Sie haben von vergleichbaren Städten gesprochen. Ich möchte jetzt ins internationale Parkett wechseln. 

Ich möchte die Frage stellen: Wie ist die Situation der Finanzierung etwa im Theaterbereich in vergleichbaren Städten international, vor allem im EU‑Raum? Ich denke da insbesondere an die Städte Zürich, Hamburg, aber auch Berlin. Dazu auch die Frage: Wie entwickelt sich die Bundesförderung und gibt es etwas Vergleichbares auch dort?

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Ich habe mir zwei Städte herausgesucht, die sozusagen in Nachbarschaft liegen und die, glaube ich, halbwegs vergleichbar sind, weil da auch die Kuratoren in ihrer Vorbereitung für die Analyse die entsprechenden Daten zusammengetragen haben. Die eine ist München und die andere ist Zürich.

In München ist es so, dass es eine Gesamtförderung von 2,7 Millionen EUR für die freien Gruppen und für freie Bühnen gibt. Es gibt dort 8°freie Bühnen. Dort gibt es eine Zweijahresförderung bis zu je 100 000 EUR und dann vier freie Theatergruppen, zwei freie Tanzgruppen, 12°freie Theatergruppen, die Einzelprojektförderung be-kommen, 7°freie, die auch Einzelförderung bekommen und 6°freie Tanz- und Theatergruppen. Also alles in al-lem sind es 2,7 Millionen EUR, die in München zur Verfügung stehen. Bundesförderung gibt es dort wenig oder gar keine, jedenfalls, was die freien Gruppen anbelangt. Also München, eine Stadt, die durchaus von der Größe zumindest vergleichbar ist, hat einen Bruchteil dieser Unterstützung, die Wien hat. 

Zürich hat für vergleichbare Mittelbühnen, um die-
sen Begriff unter Anführungszeichen zu verwenden, 
eine Unterstützung in der Höhe von 5 Millionen EUR, beim Kleintheater in der Höhe von 81 000 EUR und für freie Gruppen in der Höhe von 1,7 Millionen EUR, also eine Gesamtsumme der Unterstützung von 7,9 Millio-nen EUR, knapp 8 Millionen EUR. All das im Vergleich zu dem Betrag, der in Wien in der Höhe von 19 Millio-nen EUR ist. 

Ich kann mich erinnern, kann das jetzt aber unmittelbar nicht mit Zahlen belegen, dass wir, was den freien Gruppenbereich, aber auch die so genannten Mittelbühnen anbelangt, die im Grunde nach wie vor ein Wienspezifikum sind, jedenfalls auch über Berlin und bei Amsterdam liegen. Was das finanzielle Engagement der Stadt anbelangt, sind wir, glaube ich, europaweit tatsächlich zumindest absolut im Spitzenfeld. 

Wie ich nunmehr an Rückmeldungen und Informationsfragen, aber auch Interviewwünschen von ausländischen Medien sehe, ist das Interesse international, jedenfalls im deutschsprachigen Raum, ein sehr großes, aber auch von vielen Kollegen aus der Kulturpolitik und Kulturverwaltung, die sich erkundigen, weil sie sich dafür interessieren, was wir hier in Wien machen. 

Ich glaube, dass das, was wir hier gemeinsam fabriziert haben, durchaus einen gewissen Modellcharakter haben könnte. – Danke.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Danke schön. Damit ist die Fragestunde zu Ende. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Titel "WAKE UP, SPÖ! Vereinigten Bühnen Wien: Zukunftsverweigerung in der Wiener Kulturpolitik" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Mag Ringler, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 10°Minuten begrenzt ist.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Harmonie, die Sie in der Fragestunde zum Thema Theaterreform zwischen den Parteien festgestellt haben, gilt nicht für die Vereinigten Bühnen Wien, einen mindestens sehr wichtigen Teil der Theaterszene in dieser Stadt, jene Institution nämlich, die seit vielen Jahren einen Großteil des Kulturbudgets bekommt und die seit vielen Jahren zum Ärger vieler und auch zum Ärger der Oppositionsparteien in einer Weise agieren kann, die schlicht als völlige Intransparenz zu bezeichnen ist. Viele Kontrollamtsberichte der letzten Jahre haben immer wieder Kritikpunkte laut werden lassen, völlig überzogene Gehälter, problematische Abrechnungen und vieles mehr. Das kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass es tatsächlich auch Zuschauerinnen und Zuschauer gibt, die in die Vereinigten Bühnen gehen, die sich Musicals anschauen und die hier durchaus ein Publikum in dieser Stadt darstellen. 

Heute machen die Vereinigten Bühnen Wien etwa 10 Prozent des Kulturbudgets aus, aber, und das ist ein massiver Kritikpunkt von unserer Seite, ab 2007 wird 
es ein Viertel des Budgets sein. Jetzt geben wir für 
die Vereinigten Bühnen Wien 14 Millionen EUR aus, ab 2007 40 Millionen EUR für den Bereich des Musicals und der neuen Oper im Theater an der Wien. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir von den GRÜNEN haben seit langem große Kritik daran geübt, dass diese so genannte Neuordnung der Vereinigten Bühnen eine völlig falsche kulturpolitische Schwerpunktsetzung von Seiten der SPÖ bedeutet, dass hier Kunstformen stärker betont werden, die in Wien durchaus ein gutes Angebot finden. Diese Oper ist die vierte Oper in dieser Stadt. Es kann niemand behaupten, dass das Opernpublikum in dieser Stadt darunter leiden würde, es sich nicht aussuchen zu können, wo es am Abend hingeht. (GR Ernst Woller: Aber die spielen genau das nicht, was wir zeigen werden, nämlich die zeitgenössische Oper!) 

Lieber Herr Woller, das werden wir noch sehen, ob die Oper das spielen wird, was die anderen nicht spielen! (GR Ernst Woller: Wo gibt es die zeitgenössische Oper?) Ich glaube nicht daran. Ich glaube nicht daran, dass sich die Oper im Theater an der Wien auch nur irgendwie davon unterscheiden wird, was wir in der Volksoper oder auch in der Staatsoper sehen werden (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Was soll dann hineinkommen?), allerdings, und das ist das Hauptproblem des Theaters an der Wien und wird auch ein Problem für uns in Zukunft werden, mit wesentlich weniger Mitteln. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Was soll denn dort gemacht werden?) Wie soll mit wesentlich weniger Mitteln an die Qualität einer Staatsoper oder einer Volksoper herangekommen werden? (GR Ernst Woller: Die Qualität ist heute schon besser!) 
Diese Entscheidung ist falsch und darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir nicht nur seit vielen Jahren große Kritik an den Vereinigten Bühnen und ihrer Gebarung im Bereich Musical üben, sondern auch, dass hier neuerlich zusätzliche Mittel in zwei Bereiche gesteckt werden, von denen wir schlicht glauben, dass sie nicht dem sozialdemokratischen Kulturbegriff entsprechen und dass sie auch nicht die richtige Schwerpunktsetzung für unsere Stadt sind. Wien ist eine Theaterstadt, Wien ist eine Musikstadt. Das wissen wir und das ist gut so. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, es braucht mehr. Es braucht mehr als diese Form der Zukunftsverweigerung. 

Die Bilanzen der Vereinigten Bühnen Wien, über die wir in den letzten Wochen heftig öffentlich diskutiert haben, haben sicherlich gezeigt, die letzten Jahre waren keine erfolgreichen Jahre für das Musical. Im Jahr 2003 mussten die Vereinigten Bühnen 7 Millionen EUR Rücklagen wegen der schlechten Erlöslage auflösen. Musicals wie "Jekyll & Hyde" hatten 67 Prozent Auslastung, "Wake Up" gar nur 62 Prozent Auslastung und auch das "Falco"-Musical hatte nur 67 Prozent Auslastung. 

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist leicht absurd, dass die Vereinigten Bühnen auf diese Misserfolge hin argumentieren, es wäre der Irakkrieg, sozusagen die Angst vor dem Terror, gewesen, oder im Jahr 2002 das Hochwasser, dass die Menschen von den Vereinigten Bühnen abgehalten hätte. In diesen zwei Jahren hatten etwa das Burgtheater und auch die Staatsoper ihre bestausgelasteten Jahre seit vielen Jahrzehnten. Es ist also ganz offensichtlich, dass es hier um künstlerische Qualität, um adäquate Kunstformen geht und darum, dass schlicht und ergreifend der Bereich des Musicals nicht mehr in dieser Form funktioniert, wie wir das in den letzten Jahren von den Vereinigten Bühnen gesehen haben. 

Dass dann der Herr GenDior Häußler für dieses wirtschaftlich wirklich problematische und dramatische Jahr drei Bruttogehälter als Belohnung von seinem Aufsichtsrat bekommt, in dem im Übrigen Beamte der Stadt Wien sitzen, also es ist nicht so, als ob hier niemand etwas davon gewusst hätte, ist schlicht ein Problem. Das ist mehr als ein Problem. Es ist eine Verhöhnung der Kulturschaffenden in dieser Stadt, die jetzt mit der Theaterreform konfrontiert sind, wo einzelne Bühnen durchaus um ihre Existenz bangen müssen. Das ist eine Verhöhnung jener, die jetzt Angst um ihre Existenz haben müssen, wenn gleichzeitig mit vollen Händen Geld ausgegeben und noch dazu nicht in die Zukunft investiert wird. 

Wir von den GRÜNEN haben diese Neuordnung der Vereinigten Bühnen schon lange kritisiert. Wir glauben, dass sie tatsächlich Zukunftsverweigerung darstellt, dass es viele Bereiche in der Stadt gäbe, wo wir tatsächlich Angebotslücken haben, gerade im Bereich junger Menschen, dort, wo es darum geht, junge Leute anzusprechen. Wir haben Lücken im Bereich der Medien. Wir haben große Probleme, junge Menschen, die nicht aus einer Familie kommen, wo das Theater immer schon eine Rolle gespielt hat, überhaupt für Kultur zu interessieren. All das würde Geld kosten, das jetzt in die Musicals und in die Oper gesteckt wird. Das ist falsch und eine Prioritätensetzung, mit der wir uns keinesfalls identifizieren können. 

Wir fordern daher ganz klar, dass erstens endlich mit der Intransparenz bei den Vereinigten Bühnen Schluss gemacht wird und dass zweitens endlich die Bilanzen und vor allem auch die Budgetierungen offengelegt werden. (GR Ernst Woller: Die Bilanzen sind öffentlich! Das wird auch nicht anders, wenn du es dauernd wiederholst! Die Bilanzen sind einsehbar! Geh ins Handelsgericht! Dort kann man sie anschauen!) 

Die Bilanzen sind öffentlich? Dann könnten wir Gott sei Dank darüber diskutieren. Aber, lieber Herr Woller, wenn Sie mir jetzt erklären wollen, dass es Ihnen als Vorsitzendem des Kulturausschusses ausreicht, zwei Blätter zu haben, die eine Einnahmen-Ausgaben-Rech-nung darstellen, dann glaube ich Ihnen das nicht. (GR Ernst Woller: Das habe ich nicht gesagt!) Jede Theaterbühne in dieser Stadt, die 5 000 EUR bekommt, muss ausführlich darlegen, wofür sie 5 000 EUR verwendet. Das wissen Sie. Wir bekommen Akte für Ansuchen um 10 000 EUR, die umfangreicher sind, als alles, was ich bisher von den Vereinigten Bühnen Wien gesehen habe. Das ist unangemessen! Es ist unangemessen, dass die Vereinigten Bühnen in dieser Weise agieren dürfen und können!

Wir fordern daher die Offenlegung der Budgetierung. Wir wollen wissen, wie viel Produktionen kosten. Wir wollen wissen, wofür was ausgegeben wird. Wir wollen Berichte und wir wollen sie schnell. Es kann nicht angehen, dass die Vereinigten Bühnen noch mehr Geld bekommen und noch weniger transparent sein müssen.

Wir glauben auch, dass der Herr GenDior Häußler für die Arbeit, die geschieht, nicht weiter belohnt werden darf. Wir fordern, dass er sich aus seinen Funktionen zurückzieht.

Und das ist, glaube ich, das Allerwichtigste, wir fordern einen Stopp dieser so genannten Neuordnung, die nichts anderes als Zukunftsverweigerung und eine falsche Prioritätensetzung ist. 

Ich kann in diesem Zusammenhang nur sagen: Liebe SPÖ, wake up! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5°Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Salcher gemeldet. – Bitte schön.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ernst Woller hat gestern gesagt, wir als ÖVP hätten viereinhalb Jahre Zeit gehabt, da etwas zu ändern. Ich werde ihm, dem Gemeinderat und auch der Öffentlichkeit ein bisschen etwas erzählen über die Unternehmenskultur der Vereinigten Bühnen. 

Als ich Vorsitzender des Kulturausschusses war, habe ich mir gedacht, das ist ein Unternehmen, das schon des Längerem in der öffentlichen Debatte ist und wo es um sehr viel Geld geht. Daher habe ich mir gedacht, machen wir das, was in den Demokratien üblich ist, man beruft ein Hearing ein, um einmal die Fakten offen auf den Tisch zu legen. Dann habe ich aber schön geschaut. Das Erste war ein vehementer Protest des Koalitionspartners, dann ein Brief des Geschäftsführers der Wiener Holding, was mir einfällt, ein Hearing zu seinem Unternehmen zu machen, und ein Anruf des damals nicht ganz unmächtigen Generaldirektors der Bank Austria, des Herrn Randa, auch mit einer ähnlichen Tonalität. Ich war fassungslos. Ich habe mir gedacht, das gibt es einfach gar nicht, dass eine Organisation, die im Schnitt 250 bis 300 Millionen ATS im Jahr vom Wiener Steuerzahler insgesamt bekommt, sich sozusagen weigert, mit einem Vertreter, noch dazu mit dem gewählten Vertreter der Legislative, überhaupt zu reden. 

Ich war fassungslos, als ich bei dem Wenigen, was ich dort gesehen habe, denn ich habe auch als Vorsitzender des Kulturausschusses sehr wenig gesehen, draufgekommen bin, wie die damalige und noch immer bestehende rechtliche Situation zwischen der Stadt Wien und den Vereinigten Bühnen ist, dass es einen Verlustabdeckungsvertrag gibt, dass, egal wie hoch das Defizit ist, das die Vereinigten Bühnen produzieren, dieses eins zu eins vom Wiener Steuerzahler abgedeckt wird. Das ist nach wie vor gültige Rechtslage. Ich habe zumindest den Herrn Stadtrat in einer Anfrage dazu befragt.

Ich habe dann mit dem Wiener Bürgermeister gesprochen, dem man ja nicht vorwerfen kann, dass er kein Gespür dafür hat, was in der Öffentlichkeit argumentierbar ist und was nicht argumentierbar ist. Dann hat es natürlich das Hearing gegeben. Der Kompromiss war, es durfte nicht "Hearing" heißen, weil das irgendwie unverträglich ist, sondern es war dann eine informelle Ausschusssitzung. Es sind natürlich alle Vertreter der Vereinigten Bühnen gekommen. Es war auch nicht das einzige Hearing, sondern wir haben dann mit den Sozialdemokraten viele Hearings gemacht. Es hat auch ein Ergebnis gegeben, nämlich dass Investitionen wie Schnürbodenrenovierung des Theaters an der Wien aus eigenen Mitteln passiert sind. Es hat auch eine Vereinbarung gegeben, dass es bei den Vereinigten Bühnen pro Jahr 20 Millionen EUR Einsparungen geben wird. 

Was ich hier nur sagen will, ist wenn die SPÖ uns hier den Vorwurf macht, dass wir quasi keine wesentlichen Veränderungen zu Stande gebracht haben, so tut ihr das noch immer! Dieses Unternehmen betrachtet ihr als euer Eigentum und verteidigt es mit Zähnen und Klauen gegen jede Form der Veränderung und gegen jeden Geist des 21. Jahrhunderts! (Beifall bei der ÖVP. – GR Ernst Woller: Als ehemaliger Ausschussvorsitzender wissen Sie das nicht besser?)
Dort, wo es der Wiener ÖVP gelungen ist, für diese Stadt wesentliche demokratiepolitische Veränderungen zu Stande zu bringen, sei es bei der Einführung von den Untersuchungsausschüssen, sei es, dass wie überall auf der Welt mittlerweile Gott sei Dank auch in Wien am 1. Mai die U-Bahnen fahren, haben wir das jedes Mal gegen massivsten Widerstand, bis zur Koalitionskrise treiben müssen. Das haben wir bei den Vereinigten Bühnen nicht machen können. Aber dort gab es nach wie vor einen Finanzstadtrat, der die Hand darüber gehalten hat. Insofern können wir stolz darauf sein, was wir in diesen viereinhalb Jahren bei den Vereinigten Bühnen verändert haben. Hätten wir die Chance gehabt, das weiter zu tun, dann wären die Vereinigten Bühnen heute nicht in dem Zustand, in dem sie jetzt sind. (Beifall bei der ÖVP. – GR Ernst Woller: Verändert habt ihr überhaupt nichts! Es wurden Subventionen umverteilt!) 

Der Herr Stadtrat hat gestern das Wort "Rufschädigung" in den Mund genommen, weil ich von einem "Kolchosenbetrieb" gesprochen habe. Über Rufschädigung können wir gern reden. Dann sollten wir aber darüber reden, was der ehemalige Intendant dieses Unternehmens über sein eigenes Unternehmen sagt. Ich sage es Ihnen heute noch ein bisschen genauer als gestern: "läuft aus dem Ruder", "es passiert nichts", "es fehle die Qualität", "Musicalboom ist vorbei", er, Weck, habe die Gemeinde Wien nie als Selbstbedienungsladen gesehen, das sei jetzt ausgeartet, "schon die längste Zeit uninteressant", "eigentlich kümmern sich die Stadtväter nicht um die Vereinigten Bühnen", "zu lange schwache Qualität" und "Jetzt will man es wieder umbauen, und zwar um ein Mehrfaches dessen, was es damals gekostet hätte."

Sehr geehrter Herr Stadtrat, wenn Sie sich mit Rufschädigung auseinander setzen, dann sollten Sie die Entscheidung treffen, entweder den ehemaligen Intendanten der Vereinigten Bühnen zu klagen oder zu sagen, er hat Recht mit seiner Kritik und etwas ändern. Aber zu versuchen, dem Sprecher der Opposition Rufschädigung zu unterstellen, damit machen Sie sich nur lächerlich! (Beifall bei der ÖVP. – GRin Mag Marie Ringler: Wo ist der Stadtrat? Er ist nicht da!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, Fazit ist, seit 1990, und das werden wir auch der Öffentlichkeit mit jedem Wort vorlegen, 21 Millionen EUR im Jahr insgesamt aus Wiener Steuergeldern, das ist ein Löwenanteil des Wiener Kulturbudgets. 

Keine Bilanzen, das hat Marie Ringler auch aufgezeigt. Ernst Woller, da kommst du nicht aus! Du hast gestern gesagt, es ist aktentechnisch schwierig, dass man die Bilanz beilegt. (GR Ernst Woller: Das wird keinem einzigen Akt im Kulturausschuss beigelegt!) Jedes kleine Theater in Wien muss das tun. Ihr tut das bei den Vereinigten Bühnen nicht. Das Wenige, was bei den Vereinigten Bühnen an die Öffentlichkeit dringt, gibt zu großer Sorge Anlass! 

Die Vereinigten Bühnen simulieren den Markt. Deswegen ist es ein Kolchosenunternehmen und dort muss endlich einmal die grundlegende Entscheidung getroffen werden. Ist das ein Unternehmen, das nach privatwirtschaftlichen Gründen und Kriterien geführt wird, dann muss es Bilanzen veröffentlichen, zumindest wie börsennotierte Unternehmen, weil es ist ein Unternehmen, wo es massiven Einfluss der Öffentlichkeit gibt. Oder führt man das als Magistratsabteilung, dann ist es auch kein Problem, aber dann erwarten wir die politische Kontrolle, dann wollen wir auch in den Aufsichtsräten sitzen und die Fragen, die dort notwendig sind, stellen können. 

So geht es nicht weiter, das wisst ihr selber und das weiß auch der Wiener Steuerzahler! Das ist heute ein weiterer Schritt zu mehr Transparenz und einer Veränderung der politischen Linie der Vereinigten Bühnen, die einfach ein Paradeunternehmen dessen sind, wie die Sozialdemokratie im letzten Jahrhundert gewirtschaftet hat. Zukunft hat das keine, da stimme ich mit den GRÜNEN überein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Unterreiner gemeldet. – Bitte schön.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Er sitzt rückwärts. (GRin Marianne Klicka: Hinten!) Ich habe mich davon überzeugt. 

Ich freue mich, dass die beiden anderen Oppositionspartein aufgewacht sind und die Linie, die wir Freiheitlichen schon seit Jahrzehnten vorgeben, aufgreifen. Schon mein Kollege StR Gintersdorfer, das ist jetzt 15 Jahre her, hat auf diese kulturpolitische Ungeheuerlichkeit hingewiesen, dass ein Viertel des Kulturbudgets in einen Unterhaltungsbereich fließt und hat das angeprangert. Schon zur Zeit von Pasterk, in der so genannten Weck-Ära – das ist interessant, darüber kann man noch diskutieren, wer mehr Schulden gemacht hat, Weck oder Klausnitzer – hat er diese Geldvernichtungsmaschinerie kritisiert. Damals hat es noch das Ritual der Abgangsdeckung geben. Das wissen vielleicht die jungen Herrschaften hier gar nicht. Das war ganz ungeheuerlich! Jahr für Jahr, das war damals ganz selbstverständlich, wurden ganz einfach nachträglich zusätzlich die Schulden ohne viel Federlesen bezahlt, obwohl man genug Geld bekommen hat. Erst Klausnitzer gelang es dann, von dieser Abgangsdeckung wegzukommen. Aber es ist höchst interessant, wieso das so gekommen ist.

Eben ist es nämlich gelungen, in einem Vertrag herauszuverhandeln, dass er fürstliche Prämien bekommt, wenn er nicht noch nachträglich Gelder bekommt. Natürlich ist ihm das geglückt, es war in seinem eigenen Interesse. Sie können sich alle erinnern, das war damals, als der Rechnungshof Gagen aufzeigte, die er bekam, - so zwischen 7 und 8 Millionen ATS im Jahr. 

Also, das ist einmal sozusagen die Vorgeschichte und das war für uns immer ein Grund, auf diese Fehler hinzuweisen. Wir haben immer eine Fülle von Anträgen gestellt und haben immer eingefordert, dass man endlich einmal marktwirtschaftliche Kriterien einführt.

Und, Herr StR Mailath-Pokorny, ich glaube Sie sitzen rückwärts, (Einige SP-Gemeinderäte schmunzeln.) auch in Ihrer Ära haben wir immer wieder darauf hingewiesen, dass man die Reform der Vereinigten Bühnen Wiens nicht in der Mitte stecken lassen kann und dass man nicht nur, was die Nutzung des Theaters an der Wien angeht, eine neue Nutzung anstrebt - wir unterstützten das, das war auch unsere Idee -, sondern dass man auch darüber nachdenkt, was man mit den verbleibenden beiden Häusern, mit dem Ronacher und mit dem Raimund Theater in Zukunft machen will, weil diese sind jetzt Unterhaltungstheater. Dass man natürlich für das Theater an der Wien Gelder braucht, das ist selbstverständlich, aber in den Unterhaltungssektor Steuermillionen hineinzustopfen, ist unverantwortlich.

Und auch Sie, Herr StR Mailath-Pokorny, haben unsere Anträge, dass man privatwirtschaftliche Überlegungen zumindest einmal anstellt, immer wieder abgeschmettert. Wir sind der Meinung, die Zeiten sind vorbei, dass eine Stadt so einen Riesenbetrieb ganz einfach ohne Transparenz und ohne Kontrolle weiterführt.

Und wir haben immer Anträge eingebracht, dass man vierteljährlich einen Kontrollmechanismus einführt und dass man Quartalsberichte einbringt. Auch das wurde ganz einfach abgelehnt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt ergeht mein Appell, vor allem an den Kulturstadtrat: Sie können nicht umhin, Sie müssen jetzt, denn jetzt ist der Zeitpunkt, für die Zeit nach dem Mozartjahr kulturpolitische Entscheidungen treffen. Sie müssen jetzt darüber nachdenken, was man mit der so genannten Musicalbranche macht, und ich habe noch nicht bemerkt, dass Sie da wirklich Ideen einbringen. 

Auf der einen Seite sagt man, man brauche eine zweite Musicalbühne, Sie widersprechen sich immer wieder, Sie sagen, nun ja, im Ronacher könnte man auch Experimentiertheater machen. Wozu man aber dann soviel Geld hineinstecken will, wozu sich dann die Stadt Wien mit 47 Millionen EUR verschulden soll, wozu man dann das Ronacher umbauen will, das ist völlig offen. 

Es ist noch immer nicht entschieden, was Sie in der Hinsicht machen wollen. Also, soll jetzt ein zweites Musicalhaus entstehen, soll jetzt ein Unterhaltungstheater entstehen? Das ist offen. Und in einer Zeit, Herr StR Mailath-Pokorny, wo vielleicht die große Ära der Musicals vorbei ist! Wir wissen es ja nicht, es gibt keine Bedarfserhebung. In einer Zeit, wo wieder die Operette vom Publikum dankbar aufgenommen wird, wo Harald Serafin, wo Berger, große Erfolge feiern, ist vielleicht wirklich die Ära der Musicals vorbei. 

Sie müssen sich diesen Fragen stellen, Sie müssen weit in die Zukunft hinein handeln. Das ist moderne, innovative Kulturpolitik, wachen Sie auf, hören Sie zu, was die Freiheitlichen hier an konstruktiver Kritik einbringen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Polkorab. Ich erteile es ihr.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Was den Titel der heutigen Aktuellen Stunde betrifft, haben Sie, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, das Thema verfehlt, denn die Zukunftsverweigerung in der Wiener Kulturpolitik findet überhaupt nicht statt. (GR Günter Kenesei: Oh ja!) Ganz im Gegenteil, Wien war und ist Welthauptstadt der Musik. Die neue Positionierung der Vereinigten Bühnen Wiens ist die größte Reform dieser Wiener Musiktheaterhäuser. 

Ab 2007 wird das Theater an der Wien als Musiktheater des 21. Jahrhunderts zum Haus für klassische Musik, Oper und Festivals. Es wird so wie bisher zwei Häuser geben, in denen Musicals gespielt werden – das Raimund Theater für große Musicals mit langer Laufzeit, das Ronacher für vier bis sechs Produktionen pro Jahr. Das ist eine grundlegende Änderung. 

Dafür ist aber auch der wichtige Umbau notwendig und das Geld ist gut investiert, denn derzeit ist das Haus für einen Musiktheaterbetrieb ungeeignet. Wenn Sie sich nur ein bisschen in einem Theaterbetrieb auskennen würden, könnten Sie verstehen, dass man unter solchen räumlichen Voraussetzungen einen reibungslosen Theaterbetrieb nicht durchführen kann. Es wäre unverantwortlich dem Publikum, aber ganz besonders den Künstlern und dem Theaterpersonal gegenüber, das Haus so belassen zu wollen. Für die Kulturmetropole Wien ist es untragbar.

Und nun einige Worte, was die Bilanzen der Vereinigten Bühnen Wiens betrifft. Die Bilanzen sind dort offen zu legen, wo sie gesetzlich vorgeschrieben sind, und zwar: Beim Handelsgericht, bei der Holding, bei der Geschäftsgruppe Finanzen, bei der Geschäftsgruppe Kultur und beim Kontrollamt. 

Eine Frage an die GRÜNEN: Warum wird eigentlich im Gemeinderat nur die Vorlage der Bilanzen der Vereinigten Bühnen Wiens verlangt? (GR Günter Kenesei: Auch!) 
Was die Rolle des Gemeinderats betrifft, möchte ich sagen, der Gemeinderat ist kein Kontrollorgan, die Geschäfte führt der Magistrat, ausreichende Informationen erhalten Sie in den Ausschüssen. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das stimmt aber nicht!) Die Bilanzen sind nicht versteckt, sie werden aber auch nicht per Boten nach Hause zugestellt. Was hätte es für einen Nutzen – hören Sie mir zu – was hätte es für einen Nutzen, zur Subvention 2005 im Dezember 2004 die Bilanz aus dem Jahre 2003 vorzulegen? Diese ist ein Jahr alt und ergibt kein aktuelles Bild. (GRin Marie Ringler: Wir lassen Sie auch ausreden!) Das hätte ich Ihnen gerne gestern gesagt. Ich glaube, Sie haben Ihren Beruf verfehlt. 

Kollege Salcher hat gestern schon darauf hingewiesen, seit ca 10°Jahren, trotz weit höherer Subventionen, gab es regelmäßig Nachtragssubventionen. Seit vielen Jahren gibt es eine Reduktion der Subventionen auf die derzeitige Höhe von 14,5 Millionen EUR und trotzdem konnten Rücklagen gebildet werden. Diese unglaublichen Reserven waren das Ergebnis einer besonders umsichtigen und kostenbewussten Geschäftsführung, in der nicht nur bloß Kosten des laufenden Betriebes gesenkt wurden, sondern auch durch neue Geschäftsfelder erhebliche Einnahmen erschlossen worden sind.

So wurde nicht nur das Ticket-Service ausgebaut und eine Kultur- und Veranstaltungs Management GesmbH gegründet, sondern es wurden auch Auslandsgeschäfte massivst betrieben. Produktionen der Vereinigten Bühnen Wiens brachten Lizenzgewinne in Deutschland, Schweden, Ungarn, den Niederlanden, Italien, Japan. Es erfolgten ein erhöhter Kartenverkauf, Auslandsproduktionen, Eigenfinanzierungen und Umbauarbeiten, Kostenübernahme von nicht geplanten Produktionen wie "Falco", die von der damaligen Kulturpolitik ausdrücklich gewünscht worden waren. 

Der Geschäftsumfang wurde somit in den letzten Jahren systematisch und erheblich ausgeweitet und dank dieser zusätzlichen Einkünfte konnten beträchtliche Reserven angelegt werden. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten gehen mit StR Mailath-Pokorny den richtigen Weg in der Kulturpolitik, damit Wien Kulturmetropole bleibt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Einen wunderschönen guten Morgen!

Eigentlich sollte man jetzt 5°Schweigeminuten einlegen, (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.) um das irgendwie auf sich wirken zu lassen, was da gekommen ist, weil es eigentlich unglaublich ist, was hier von diesem Rednerpult so manche Kolleginnen und Kollegen von sich geben. (GRin Rosemarie Polkorab: Das gilt allerdings auch für Sie!) 

Die Geschäfte führt der Magistrat, Frau Kollegin, da haben Sie Recht. Der Satz, der Gemeinderat ist kein Kontrollorgan, den sollte man sich wirklich auf die Fahnen schreiben, im Wahlkampf benutzen und allen Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt mitteilen: Der Gemeinderat ist kein Kontrollorgan. (GR Dr Herbert Madejski: Haben Sie Recht!) Nein, wir hier, wir hier herinnen haben nur Beschlüsse durchzuführen, mehrheitlich oder einstimmig. 

Also, ich weiß nicht, wer Ihnen Ihre Rede geschrieben hat, ich habe keine Ahnung, ich möchte dieser Person auch nicht zu nahe treten, denn vielleicht war das das erste Mal und sie hat sich halt gedacht, es muss eine besonders strenge und scharfe Rede werden. Sie haben es, ja, Sie haben es verfehlt, Sie haben es verfehlt, Sie haben es nicht zusammengebracht. Es nützt nichts, es nützt nichts, nehmen Sie das zur Kenntnis.

Ich habe es geschafft, auf der Tagesordnung hinten ein paar Notizen zu machen, (GR Ernst Woller: Das merken wir ohnedies!) weil ich mir nicht alles gemerkt habe, was an Ungeheuerlichkeiten gekommen ist. Frau Kollegin, Sie reden von den Vereinigten Bühnen, wie wenn dies ein Paradeunternehmen in der österreichischen Republik wäre, das man international herzeigen müsste, wie man wirtschaftlich und ökonomisch als auch gleichzeitig mit hoher künstlerischer Qualität, mit viel Geld in diesem Haus um sich wirft. 

Genau das sind die Vereinigten Bühnen nicht. Und ich will jetzt nicht darüber diskutieren, welche Qualität Herr Prof°Weck gehabt hat, welche Qualität Herr Klausnitzer gehabt hat oder welche Qualität die jetzigen Macherinnen der Vereinigten Bühnen haben. Peter Weck hatte den Vorteil, dass er mit etwas Neuem in Wien auf den Markt gekommen ist, das durchaus einen Boom ausgelöst hat und er hat diese Euphorie vor allem, vor allem beim ... (GR Ernst Woller: Rolf Kutschera.) Bitte, was? (GR Ernst Woller: Der Rolf Kutschera hat es erstmals eingeführt!) Ich fange aber erst beim Peter Weck an. 

Stört Sie das hier, Herr Leider-nicht-Stadtrat? Stört Sie das, wenn ich jetzt erst bei Peter Weck anfange? Nun, ich weiß nicht. Als Leider-nicht-Stadtrat kommst du ohnedies dran nach mir. 5°Minuten Redezeit, wie es einem jeden Leider-nicht-Stadtrat, sprich Gemeinderat, hier in diesem Haus zusteht.

Peter Weck war also der, der diesen Boom genutzt hat, Klausnitzer hat durchaus interessante Ideen eingebracht und hat auch, erkennend, was das für eine Maschinerie ist, die offensichtlich Geld verbrennt oder verheizt, durchaus interessante Vorschläge gemacht, mit denen man sich anfreunden hätte können - nur, die Sozialdemokratie tat es nicht -, denn er hat schon bei seinem Antritt darauf hingewiesen, dass das Theater an der Wien für den Musicalbetrieb äußerst ungünstig angelegt und geeignet ist, und es entweder zu Umbaumaßnahmen kommen soll oder - und er hat das Angebot gemacht und er hat es auch damals gesehen gehabt - überhaupt den Musicalbereich herauszuschälen und ihn privatwirtschaftlich zu führen. Und er hat auch angeboten gehabt, innerhalb von 5°Jahren die Subventionen auf Null zu reduzieren, auf Null - das ist irgendetwas, was wahrscheinlich im Theaterbereich vielleicht nur ganz wenige zusammenbringen, auf Null zu reduzieren -, wenn er die Möglichkeit hat, ein dementsprechendes, neu zu errichtendes Haus zu bespielen. 

Da hat es viele Diskussionen gegeben, da ist über die Platte diskutiert worden, dann ist über einen Platz bei der Messe diskutiert worden. Die Ära Klausnitzer ist zu Ende gegangen und das einzige, was herausgekommen ist, war, dass wir Jahr für Jahr Geld, Abermillionen und Abermillionen, verbrennen. In die Milliarden gehen die Subventionen, nämlich in Schilling, die das ... (GR Ernst Woller: In einhundert Jahren!) Nein, nicht in 100 Jahren, nein, nicht in 100 Jahren. Die Vereinigten Bühnen haben es zu Stande gebracht, innerhalb von 12 Jahren eine Milliarde an Subvention zu verbrennen. (GR Ernst Woller: In Schilling!) In Schilling, ja selbstverständlich in alter Währung. 
Man sollte sich vielleicht überlegen, was das Publikum will, man sollte sich überlegen, in welchen Häusern so etwas zu Stande gebracht wird und vor allem sollte man sich überlegen, mit welchen Personen. Mit welchen Personen und mit welchem Aufsichtsrat, mit welcher Qualität wird an solche Problemstellungen herangegangen. 

Dass es eine veränderte Struktur gibt, ist unbestritten. Ob Herr Häußler die richtige Person ist zu erkennen, dass es diese veränderte Struktur gibt, wage ich zu bezweifeln. Wenn er aber jetzt noch zusätzlich für diese Desaster, die er Jahr für Jahr produziert hat - und da ist auch die künstlerische Leistung nicht auszunehmen, nämlich das “Barbarella“ zu schreiben, ein Stück für einen Star - für einen angeblichen, den wir in Österreich haben - der aber auf dieser Position mehr als ungeeignet zu finden ist, die die Qualität hat, ... 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, ich bitte Sie, zum Schlusswort zu kommen.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Frau Präsidentin, den einen Satz vielleicht noch, der ca so lange sein wird wie der Satz von der Frau Kollegin Polkorab, die hat auch ein bisschen überzogen.

Ich glaube, dass es notwendig ist, sich zu überlegen, vor allem bei der Sozialdemokratie, wie viel Geld Sie noch in die Hand nehmen wollen, sei es jetzt bei Umbauten des Ronacher und bei Subventionen für die Vereinigten Bühnen, um diesen Betrieb endlich auf gesunde Beine zu stellen und um auch von den Macherinnen und Machern und den Managern, die Topgagen kassieren, eine dementsprechende Rechenschaft zu verlangen. Drei Bruttomonatsgehälter als Prämie, wenn man einen sagenhaften Verlust produziert, das ist ...

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: (unterbrechend): Herr Gemeinderat, Sie haben bereits eine Minute überzogen. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Günter Kenesei: Lassen Sie mich den Satz noch zu Ende sagen!) 
Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Prochaska.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bisher habe ich geglaubt, dass die gestrigen beiden Kulturgranden der SPÖ uns die ganze kulturelle Feinnervigkeit dieser Fraktion vor Augen geführt haben. 

Nein, ich habe schwer geirrt, die Kollegin Polkorab hat dem Ganzen die Krone aufgesetzt. Aber, von einem zum anderen, in aller gebotenen Geschwindigkeit bei der beschränkten Redezeit: Gestern hat sich der Herr Stadtrat über den Ausdruck sozialistischer Kolchosenbetrieb im Zusammenhang mit den Vereinigten Bühnen, aufgeregt. Nun, er konnte uns nicht einmal ansatzweise das Gegenteil beweisen, aber es ist immerhin erfreulich, dass ein Sozialdemokrat hier eine gewisse Distanz zum altsozialistischen Erbgut des realen Sozialismus erkennen lässt. Der Zweite, der Kultursprecher Woller, hat selbst eine Begriffspaarung erfunden, die von keiner Oppositionspartei gebraucht wurde, und zwar sprach er von sozialistischem konfusen Betrieb. 

Nun, das ist so unwahrscheinlich nicht und ich rechne ihm auch das als Freud’sche Fehlleistung an, meine Damen und Herren, denn konfus ist bei den Vereinigten Bühnen Wien so manches. 

Aber mit der Methode der Kollegin Polkorab: „Viel Wissen macht Kopfweh und wer viel fragt, geht weit irr“, werden wir uns nicht abfinden, das kann ich Ihnen jetzt schon sagen. (Beifall bei der ÖVP.) Überhaupt an-
gesichts der Tatsache, dass die Kontrollamtsberichte über die Vereinigten Bühnen und den ihr gehörenden oder zugehörenden Firmen von 1992, 1993, 1997, 2001 und 2004 gehörige Kritik erkennen lassen. Die Zeit ist zu kurz, um sie Ihnen vorzulesen, aber es wird drinnen vorgehalten, dass die tatsächlichen Gegebenheiten der Planung nicht entsprechen und dass bei der Gestaltung von Verträgen die wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht durchschlagen. Weniger konfus, sondern bedenklich ist es allerdings, meine Damen und Herren, wenn man uns das Zahlenwerk verweigert. Denn uns mit lapidaren Globalziffern vom Kulturausschuss in den Finanzausschuss zu schicken, um dort auch nicht mehr herauszubekommen, und uns zum Kulturausschuss zurückschicken zu lassen, ist vielleicht ein hübscher alpenländischer Watschentanz, aber bringen tut es nichts, und wir werden uns das auch nicht gefallen lassen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und angesichts der Weigerung, den Eigentümervertretern - und das sind wir gewählten Mandatare noch einmal - auch die wichtigen Entscheidungsgrundlagen vorzulegen, meine Damen und Herren, also wer so etwas macht und wer sich so benimmt, wie der Kollege Salcher jetzt von den Holdingleuten gesprochen hat, da hat der Herr Stadtrat wirklich nicht das Recht, dieses bis zum Überdruss praktizierte Bund-passing hier vorzutragen und von hemdsärmeligem Stil im Bund im Umgang mit der Kritik zu reden. So bruchsicher sind die Scheiben in Ihrem Glashaus, meine Damen und Herren, wirklich nicht. (Beifall des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien.)

Konfus wird es dort, wo die beiden Herrn Kulturgranden mit Ziffern zu jonglieren beginnen, um zu prüfen, ob ein Musical ein Erfolg oder ein Flop ist. Beim Herrn Stadtrat gelten durchschnittlich 650 000 als Erfolgsrate, 800 000 für einen durchschlagenden Erfolg, 200 000 für einen Flop. Beim lieben Herrn Woller gelten 300 000 als Erfolg, wenn ihm auch 400 000 lieber wären. Bei der Diskussion darüber, wie viele Zuschauer notwendig sind, um eine weitere Musicalbühne in Wien einzurichten, spricht am selben Tag der eine von 500 000, der andere von 700 000. Also, so eine läppische Kleinigkeit von 40 Prozent, da braucht man sich nicht darum kümmern. Jetzt kann ich mir Ihren Umgang mit den Zahlenwerten der Vereinigten Bühnen Wiens ohne weiteres vorstellen, meine Damen und Herren. 

Auch wenn es lustig klingt, lassen wir sie nicht so daran herumdoktern. Hier ist mehr Seriosität angebracht. Unter einer vorausschauenden Musiktheaterpolitik stelle ich mir etwas anderes vor. Und zwar eine internationale Trendberechnung dieses Genres überhaupt, wie läuft es mit Musicals, wie sieht denn das aus; es ist eine Rentabilitätsuntersuchung zu machen, wobei auch endlich Aufklärung darüber gegeben werden muss, warum bei uns etwas exorbitant bezuschusst werden muss, was sich woanders zum Teil oder ganz selber trägt, meine Damen und Herren. 

Und ich sage Ihnen auch, Sie werden die Äußerung des Stadtrates, dass nicht mehr Gelder in die Vereinigten Bühnen Wiens fließen und dass auch nichts aufge-
nommen werden musste, nicht aufrechterhalten kön-
nen, wenn man sich das Finanzierungsmodell anschaut, das die Kosten des Umbaus von 34,1 Millionen auf satte 47 Millionen erhöht, meine Damen und Herren, das ist umgerechnet fast eine halbe Milliarde Schilling. 

Ich kann Ihnen das Weitere leider nicht mehr sagen, wann Rieder im Februar noch gesagt hat, es gehe darum, dass die Kultur 2007 mehr Geld brauche, es wird aber nicht mehr da sein und den Stadtrat aufgefordert hat, Rücklagen anzulegen und Einsparungen zu treffen, wovon natürlich keine Rede ist. Und ich möchte mit einem alten Lied schließen, das an sich Ihrer Bewegung entstammt und den Lehrlingen mitgegeben wurde, aber die Frau Kollegin Polkorab ermuntert mich dazu, es umzudichten: „Lirum, larum, Löffelstiel, ein guter Gemeinderat fragt nicht viel, die SPÖ weiß schon, was ihm nützt und wie sie ihn vor Bildung schützt " (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr Gemeinderat Stefan gemeldet. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist ja sehr schön, wenn es aufgelockert wird, weil die Fakten sind ja nicht so lustig, und an den Fakten sollte man natürlich diese Diskussion ja letztlich aufhängen. 

Die Fakten liegen auf der Hand, wir haben in den letzten 10 Jahren 2 Milliarden ATS, 140 Millionen EUR, ins Musical hineingesteckt. 2 Milliarden ATS zumindest, wenn nicht mehr. Das ist ein recht einträglicher, oder sagen wir einmal, ein ziemlich ordentlicher Betrag für eine Kunstgattung die populär ist, die Besucher anzieht, die einem breiten Publikumsgeschmack entspricht. 2 Milliarden ATS zumindest in den letzten 10 Jahren, das ist ganz interessant. 

Und auf der anderen Seite haben wir heute gehört, für mich neu, aber das ist ja doch gut, wenn man einmal so eine Behauptung aufstellt, dass es ein Potential von etwa 700°000 Besuchern in Wien für diese Kunstgattung gibt. Mit diesen zwei Fakten müsste man jetzt einmal zu rechnen beginnen und Studien erstellen, und zwar jetzt einmal konkret etwas angehen, um hier Geld sinnvoll einzusetzen. 

Und genau davon ist nie die Rede, es wurde uns noch nie hier dargestellt, es gäbe eine Studie darüber, wie sich das Musical an sich entwickelt, wie entwickelt es sich international, wie entwickelt es sich in Österreich, ist diese Kunstgattung überhaupt zukunftsweisend, oder ist sie nicht in Wirklichkeit bereits auf dem absteigenden Ast - was den Anschein hat -, wie entwickelt sie sich qualitativ, sind große Produktionen gefragt, kann ich hier mit weniger Geld auskommen, wie entwickeln sich die Zuschauer. Das heutige Potential von 700 000, wie wird sich das entwickeln, wenn die nächste Generation heranwächst, die ins Theater drängt. 

Darüber gibt es überhaupt keine Untersuchungen und dafür könnte man aber genug Geld aufwenden, um so eine Studie zu erstellen. Wenn man weiß, dass man pro Jahr zumindest 14 Millionen EUR ins Musical hineinsteckt, da kann man ja wohl einmal ein paar Tausend oder von mir aus auch 10°000 EUR dafür verwenden, hier eine Studie zu erstellen, um in Zukunft die Mittel gezielt einzusetzen. Denn das muss ja Aufgabe der Kulturpolitik sein - eine wesentliche Aufgabe -, die Mittel des Steuerzahlers effektiv zu verwenden. In keiner oder in kaum einer anderen Kunstgattung kann ich so relativ genau voraussehen wie sich etwas entwickelt als bei der Unterhaltung und bei populären Musicals. Im Avantgardebereich, im Theaterbereich, ist es viel schwieriger abzuschätzen, was die Zukunft bringen wird. 

Hier könnte ich das relativ genau abschätzen, wie viele Zuschauer habe ich, wie bekomme ich sie in die Theater, wo muss ich es bewerben, wie muss ich es bewerben und wie viel Geld muss ich dafür aufwenden. 

Und dann könnte ich zu einer bedeutend höheren Auslastung kommen, da könnte ich zu einer bedeutend geringeren Mittelaufwendung kommen und dann wäre ich endlich dort, wo wir schon immer hin wollen, nämlich zu einer betriebswirtschaftlich geführten Institution, die nicht in einem ungeheuren Ausmaß Subventionen verschlingt, sondern die auch Gewinne abwirft. 

Und genau in diesen Punkt hinein passt natürlich auch der Umbau des Ronacher. Hier werden ohne Konzept 47 Millionen EUR für den Umbau des Ronacher verwendet. 

Wir haben auch die Intendantin - und da gibt es im Kulturausschuss auch Zeugen - gefragt, wie wird es denn weitergehen, was wird denn ihn Wien gemacht im Musical. „Ja, das wissen wir noch nicht, wir wissen noch nicht, welche Produktionen kommen.“ 

Sind es Eigenproduktionen, werden sie zugekauft, wie schauen sie aus? Diese Antworten wurden uns nicht gegeben und wer etwas anderes behauptet, der muss hellseherische Fähigkeiten haben. (GR Ernst Woller: Das gibt es aber in keinem Theater in Wien, weder in der Staatsoper noch sonst wo!) Aber es werden auch in kein Theater 47 Millionen EUR hineingesteckt, ohne zu wissen, was damit letztlich passieren soll. 

Und genau darum geht es, um den vollkommen ineffektiven Mitteleinsatz. Und es ist unverständlich, warum hier soviel Geld hineinfließen muss, ohne dass tatsächlich erkennbar ist, was in Zukunft damit passiert. 

Und dazu passt natürlich auch die mangelnde Information über den Geschäftsgang. Natürlich wissen wir alle, dass man sich Bilanzen einer Kapitalgesellschaft anschauen kann. Wir wissen aber auch, das stimmt schon, dass sie üblicherweise erst 9 Monate später beim Handelsgericht vorgelegt werden. Also, mit der Bilanz alleine fange ich nichts an. Deswegen bitten wir, haben wir ersucht und haben wir gefordert, dass wir laufende Informationen bekommen, denn nur damit kann man etwas anfangen. 

Alles in allem, das ist kein Ruhmesblatt der sozialdemokratischen Kulturpolitik und ein weiteres Zeichen dafür, wie Steuergelder in Wien ineffektiv und nicht zielführend eingesetzt werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Thema “Musical ist ohne Zukunft“ habe ich hier eine interessante Zeitungsmeldung von der “Sunday Times“ in London am 25.°Juli dieses Jahres. Die “Sunday Times“ schreibt hier, dass in der English National Opera nun neben Oper auch Musicals gespielt werden, da Oper als Kunstform offensichtlich nicht mehr so gut geht und zu sterben droht. 

Zur Zukunft des Musicals empfehle ich, gehen Sie einen Abend bitte in “Elisabeth“, 100 Prozent Auslastung das ganze Jahr über und ein begeistertes Publikum. Das spricht eine ganz andere Sprache, das beweist mehr als Ihre Worte, dass Musical in Wien nach wie vor Zukunft hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das Musical hat in Wien ein großes Publikum. Auch in weniger guten Jahren gibt es 450°000 Besucher im Jahr, und sogar nicht so gut laufende Produktionen wie “Wake Up“ haben mehr als 305°000 Besucher angelockt. Diese Zahlen beweisen einfach, dass wir als vielfältige Kulturstadt Wien diesem Publikum - und das ist vor allem ein junges Publikum - ein in der Qualität hochstehendes Musical-Angebot machen müssen, und wir tun das auch. 

Von diesen 450°000 Besuchern und Besucherinnen sind 30 Prozent aus dem Ausland, 40 Prozent aus 
den Bundesländern. Von den immer so angegriffenen 14,5 Millionen EUR Jahresförderung kommen 92 Pro-zent, nämlich 13 Millionen EUR, an Steuern direkt wieder an die Stadt und den Staat zurück. Eine vierfache Summe, nämlich 60 Millionen EUR, werden jedes Jahr von den BesucherInnen, die nach Wien kommen, um ein Musical zu sehen, in dieser Stadt ausgegeben. Das ist mehr als eine vierfache Umwegrentabilität. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist ja nicht wahr!) 
Mit diesen 14,5 Millionen EUR an Förderungen wird ja nicht nur Theater gemacht, zwei Drittel dieser Gelder werden für das Personal verwendet. Die Vereinigten Bühnen Wiens sichern damit 700 hochstehende Arbeitsplätze, 150 künstlerische Arbeitsplätze und 87 Arbeits-plätze im Orchester. Das ist eine Tatsache, die man hier erwähnen muss, das muss man hier sagen, dass hier einfach Kunst und Künstlerinnen und Künstler in dieser Stadt gefördert werden. 

Die Vereinigten Bühnen Wien erhalten mit den hier genannten 14,5 Millionen EUR drei hochwertige Theaterhäuser in dieser Stadt und wir sind stolz als Stadt Wien, dass wir Musical in denkmalgeschützten Häusern spielen und nicht wie in Deutschland und in anderen österreichischen Städten in gesichtslosen Hallen bei Autobahnraststationen. (GR Mag Christoph Chorherr: Da gibt es aber schon etwas dazwischen!) Das ist der Unterschied von der Musikstadt Wien zu anderen Städten, die ohne Förderung leben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und die Vereinigten Bühnen Wien haben aus eigenem Budget in den letzten Jahren 10 Millionen EUR dafür verwendet, das Theater an der Wien umzubauen (GR Mag Christoph Chorherr: So was von schiach!) und auch zu erhalten. Die Vereinigten Bühnen Wien betreiben darüber hinaus einen wichtigen Kulturexport der Musikstadt Wien ins Ausland. Die Wiener Erfolgsproduktionen “Elisabeth“, “Tanz der Vampire“ und “Mozart“ haben bisher im Ausland 8,8 Millionen Besucher gesehen, das ist ein Musikexport, auf den Wien stolz sein kann. Wir exportieren hier Wiener Muscial-Identität, wir fördern dadurch das Image der Kulturstadt Wien im Ausland und die Vereinigten Bühnen Wien sichern sich durch diesen Kulturexport zusätzliche Einnahmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn die Ära Klausnitzer in den Vereinigten Bühnen Wien so schrecklich gewesen ist, wie das hier heute GRin Ringler und GR Salcher dargestellt haben, dann stelle ich dazu zwei Fragen:

Die erste Frage, an Herrn GR Salcher. Wenn das alles so schrecklich war in dieser Ära Klausnitzer bei den Vereinigten Bühnen Wien, warum haben StR Marboe und der Kulturausschuss-Vorsitzende Salcher das viereinhalb Jahre nicht verändert, warum haben Sie alle diese Beschlüsse dem Gemeinderat vorgelegt und warum haben Sie dafür gestimmt? Das ist Doppelbödigkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn die Ära Klausnitzer so schrecklich war, wie das hier ausgeführt worden ist, dann frage ich mich, warum sowohl die Frau GRin Ringler als auch der GR Salcher bei der Übergabe des Goldenen Ehrenzeichens des Landes Wien an Rudolf Klausnitzer in der ersten Reihe gesessen sind, (GR Franz Ekkamp: Nun, was sagen Sie dazu!) dann frage ich mich vor allem, warum die GRin Ringler dem Rudi Klausnitzer auch noch die Ehre gegeben hat, bei seiner privaten Feier im Demel dabei zu sein! (Empörtes Gemurre aus den Reihen der SPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Weil sonst kein Platz mehr war!) Sind wir ganz ehrlich, die Kollegin Ringler denkt halt auch darüber nach, wie man im “NEWS“ gut vorkommt. Und sind wir ganz ehrlich, hier im Gemeinderat über Rudi Klausnitzer Schmutz auszuleeren und dann privat mit ihm beim Demel zu feiern, (GR Franz Ekkamp zu den GRÜNEN: Hört, hört!) das ist abgrundtiefe Doppelmoral. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 4, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 4, des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1 eingelangt sind.

Von den GRen Strache, Kowarik, Schmalenberg wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend Fonds Soziales Wien gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 4 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 und 3, 5, 8 bis 10, 13, 16 bis 22, 24, 25, 27 und 29 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 14 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 14, 15, 23, 26, 4, 6, 7, 28, 30, 31, 11 und 12. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl eines Dienstnehmervertreters der Gemeinderätlichen Personalkommission. 

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt.

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter Postnummer 1 vorgesehene Wahl der heutigen Sitzung durch Erheben der Hand vorzunehmen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich sehe bis auf einige nicht gehobene Hände, dass alle Fraktionen aufgezeigt haben. Mein Vorschlag ist daher einstimmig angenommen.

Herr Alfred Bastecki scheidet mit Wirksamkeit 31. Dezember 2004 als Dienstnehmervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission aus.

Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für dieses Mandat mit Wirksamkeit 1. Jänner 2005 Herrn Gerhard Winter vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich sehe, dass das einstimmig angenommen wurde.

Es gelangt nunmehr Postnummer 14 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Strategieplan Wien im erweiterten Europa. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Driemer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Johann Driemer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es steht zur Beratung der Strategieplan Wien im erweiterten Europa und ich ersuche um zustimmende Kenntnisnahme. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Nach einer längeren Pause, die auch zu einer Änderung in einigen Punkten genutzt wurde, steht heute dieser Strategieplan zur Diskussion.

Dieser Strategieplan ist interessant. In diesem Strategieplan – lassen Sie mich durchaus mit einigen positiven Dingen beginnen – stehen viele interessante Vorhaben der Stadt. Ich habe schon einmal formuliert, dass das, was wir hier heute vorliegen haben, interessante Grundlagen für einen Strategieplan sind. 

Beamte haben sehr engagiert gearbeitet und haben zusammengeschrieben, was sich so in der Stadt alles tut. Da tut sich viel Interessantes, da tut sich viel auch Unterstützenswertes.

Ist das ein Strategieplan? Was ist, oder was könnte ein Strategieplan sein? Lassen Sie mich ganz kurz einen Vorschlag dazu machen. Strategie aus unserer Sicht heißt, wohin will die Stadt, und wie kommt sie dahin.

Jetzt fange ich einmal mit einem scheinbaren Detail an. Da drinnen steht, auf Seite 37, die begrüßenswerte Initiative SOLAR-NET. 40 000 zusätzliche Solaranlagen sollen nach dieser Initiative gebaut werden. 

Wohin will die Stadt? Gut, 40 000 Solaranlagen. Wie kommt sie da hin? Ich weiß nicht, wer hier im Raum weiß, wie viele Solaranlagen es bisher in Wien gibt. Es sind ein paar wenige Tausend. Wie die Stadt Wien, innerhalb welcher Zeit – das steht auch nicht drinnen – diese Zahl verzehnfachen wollte, das würde ich unterstützen, steht nirgendwo. 

Für das könnte ich Ihnen eine Reihe von Beispielen bringen. Das Schwierige ist ja nicht, dass wir uns einig sind, wie das richtige Leben in der Stadt Wien stattfinden soll. Von umweltfreundlich, Stadt der kurzen Wege, Gendergerechtigkeit, Integration von in Wien Geborenen und nicht in Wien Geborenen und so weiter. Ich glaube, auf dieser Ebene ist man sich rasch einig nach dem Motto: Lieber reich und gesund, als arm und krank. 

Wer in der Stadt tritt dafür ein, dass die Arbeitslosigkeit steigt? Niemand. Ich glaube auch der Sozialdemokratie, dass sie sich wirklich bemüht, aber Tatsache ist, es ist halt nicht so einfach. 

Was hier das nicht zu einem Strategieplan macht, ist die Beantwortung der Frage, wie kommt man da hin zu den vielen Dingen, die hier benannt sind.

Etwas anderes riecht da durch, und das habe ich schon vor ein paar Tagen gesagt: Was würde sich an der Politik Wiens ändern, wenn es diesen Strategieplan nicht gäbe? Die Antwort ist, nichts würde sich ändern, es würde alles so weiter gehen wie bisher. Denn was hier drinnen beschrieben ist, ist sehr – noch einmal – bemüht und man spürt, man spürt, nun ja, man weiß es ohnehin, wie der entstanden ist. Es gab den Auftrag an alle Magistratsabteilungen zusammenzuschreiben, was denn so an Projekten in der Röhre ist. 

Da ist auch sehr viel Interessantes. Es ist auch interessant zu lesen, bei welchen internationalen Organisationen Wien dabei ist, seitenlang ist das beschrieben. Das ist sehr interessant und ein gutes Material für einen Strategieplan. Was es nicht ist, ist Grundlage für Politik. Ich habe das schon bei der Diskussion beim Herrn Stadtrat gesagt, das Politische daraus wäre, einmal eine Analyse vorzugeben, was kann denn Politik überhaupt noch. Wir reden und spüren das auch alle, dass durch Globalisierung, dass durch internationale Verflechtungen, dass durch den Europabeitritt - jetzt gehe ich auf den Planungsbereich im Speziellen ein -, dass durch das Auftreten von Akteuren von großen Immobilienkonzernen in Wien, sich der Spielraum des Politischen einengt. 

Bleiben wir bei der wichtigen Debatte um Einkaufszentren. Es ist nicht die MA 18 oder die MA 21, die durch die Stadt läuft und sich große Einkaufszentren ausdenkt. Der Weg ist ein ganz anderer. Weil Einkaufszentren, die - Anführungszeichen - heißesten Immobilien auf dem internationalen Markt sind, wo man extrem hohe Renditen erzielen kann, fällt Grundstückseigentümern überall nichts anderes ein, als Einkaufszentrum. 

Und hier zieht jetzt schon ein neuer Geist ein, denn in der Praxis gibt es ja schon permanente Rückzugsgefechte der Stadt. Ja, schon, aber nicht so groß. Ich erinnere an das Tauziehen, das wir beim Zentralbahnhof haben. Nein, nicht Zentralbahnhof, sondern Bahnhof Wien-Europa Mitte. Ich übe auch bereits, bleibe aber beim Zentralbahnhof. Ich habe mir gedacht, ob man “Strategieplan in einem erweiterten Europa“ nicht ändern sollte in “Strategieplan Wien-Europa Mitte“. Das sollte man vielleicht noch mittels Abänderungsantrages ändern. 

Was fehlt bei diesem Strategieplan? Das ist eine Analyse, dass es Akteure gibt, die die Stadtentwicklung stark bestimmen, dass es hier Entwicklungen gibt, die diesen Zielen entgegenstehen.

Ich bleibe im anderen Bereich, der Integration, wo ich denke, dass es - mit Ausnahme der Freiheitlichen - einen breiten Konsens gibt, wie Integration funktioniert, dass Integration für die Stadt wichtig ist, dass man hier hineininvestieren muss. Dass es nicht so leicht ist und dass hier etwas passieren müsste, zeigt sich an Entwicklungen, die unsere Klubobfrau immer wieder aufzeigt, die man auch hier einmal benennen muss. Wenn man einmal ehrlich bilanziert, wie die Integration in dieser Stadt in den letzten 10, 20 Jahren funktioniert hat und sich anschaut: Arbeitslosigkeit von ZuwanderInnen signifikant höher, Wohnungssituation von ZuwanderInnen signifikant schlechter, Preise, die Zuwanderer und Zuwanderinnen erzielen, deutlich höher, Bildungsabschluss von Zuwanderern signifikant geringer, Anteil von ZuwanderInnen in Sonderschulen signifikant höher. Es gibt aber niemanden - mit Ausnahme einiger weniger in diesem Bereich - der sagt, das hat mit genetischer Ausstattung zu tun. 

Das hat etwas mit den sozialen Verhältnissen zu tun, und der Effekt ist, wenn man das ernst nimmt und sieht, was hier entsteht, dass es auch in Wien Parallelgesellschaften gibt und dass man hier gegensteuern muss, mühsam gegensteuern und dass man hier Schwerpunkte setzen muss, besonders im Schulbereich. 

Da man aber mit einer gewissen, ja, mit einer großen Sicherheit sagt, in Wien ist ohnedies alles in Ordnung, in Wien gibt es ohnedies keine Probleme, Wien ist ohnedies super verwaltet, und dadurch überhaupt nicht auf die Idee kommen könnte, dass es Schwierigkeiten gibt, hat man auch überhaupt keinen Veränderungsanspruch, will man auch überhaupt nichts ändern. 

Das heißt, aus diesem Material aus dem Magistrat wird hier politisch nichts gemacht. Ich schaue mir jetzt an, wie viele Politikerinnen und Politiker zum Beispiel auch anwesend sind, kurz war noch der Herr StR Schicker anwesend von der Regierung, recht viel Integration ist herinnen, da ist viel Wirtschaftspolitik herinnen, da ist auch Kulturpolitik, Bildungspolitik herinnen. (GR Harry Kopietz: Sind wir keine Politiker?) Amtsführende, mit Verlaub, amtsführende, Herr Kollege Kopietz, habe ich gemeint. 

Meine Kritik ist, dass hier politisch nichts draus gemacht wird. Also, die Frage zu erörtern - und da warte ich jetzt auf den Redner und die Rednerin von der Sozialdemokratie -, was soll sich an der bisherigen Politik ändern. 

Und das riecht da heraus: Gar nichts soll sich ändern, es soll alles so bleiben wie es ist. Und jetzt sage ich ja gar nicht, dass alles schlecht ist, aber ein Strategieplan, der die Frage beantwortet, wohin will die Stadt, was soll sich ändern im Bereich der Zersiedelung, im Bereich der permanenten Ausdehnung des Speckgürtels, welche Instrumente hat man hier dagegen, der fehlt. Es wird ja das Problem gar nicht explizit benannt, denn wenn man das Problem konkret nennt, würde man ja auch dazu kommen, dass man hier noch andere Bereiche einbeziehen und andere Instrumente anwenden muss. 

Ein zweites Beispiel: Sie führen hier etliche Projekte an, die es alle schon längst gibt. Also, eines dieser strategischen Projekte, das ich vorbehaltlos begrüße, ist die thermisch-energetische Wohnhaussanierung. Die gibt es seit vielen Jahren, die hat sich bewährt, die ist gut. Die kann man in ein paar Details nachjustieren, es ist schon gut, nein, es ist nicht schon in Ordnung, aber ist sehr gut, dass es sie gibt. Aber was ist an dem Projekt ein Element des Strategieplans?

Ich sage Ihnen ein zweites Beispiel, dass dieser Strategieplan eigentlich in vielem eine Beweihräucherung ist. Da ist das ausgesuchte strategische Projekt Widmung im Bereich des Kabelwerkes. Es ist schon ziemlich lang her, dass dort ein Wettbewerb war, und nicht ganz so lang ist es her, dass es dort eine Widmung gab und es wurde diesem Projekt auch - wenn ich richtig informiert bin - ein Städtebaupreis gegeben. 

Die spannende Frage wäre, weil dort ja, bravo, sehr viel öffentliche Mitbestimmung und sehr viel Transparenz war, was führt man aus diesem Projekt in andere Projekte über. Und ich habe das Gefühl, gar nichts. Man ist heilfroh, einmal einen Solitär abgewickelt zu haben, der vielleicht mühsamer war als sonst. Aber das gehörte in den Strategieplan rein, ja, folgende Ziele bei zukünftigen Stadtentwicklungsgebieten wollen wir wie beim Kabelwerk machen. 

De facto geht es in die ganz andere Richtung. Ich schaue mir die ersten Schritte beim Zentralbahnhof an. Nichts ist dort eingehalten, was man beim Kabelwerk hier sich selbstbeweihräuchernd macht. 

Das heißt, es werden keine neuen Strategien entwickelt, weil irgendwie auch die Frage durchschimmert, ja, sollen wir überhaupt irgendetwas ändern. Ich habe das Gefühl - auf wie vielen Seiten, ist blöd, ich blättere auf die letzte Seite -, auf 191 Seiten wird wortreich ..., ja, ich schlage da zufällig das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien auf, das ist gut. 

Damit Sie mich nicht missverstehen. Ich sage nicht, dass alle diese Projekte der Stadt Wien schlecht sind. Da ist ein Großteil unterstützenswert, aber es ist alles so allgemein gehalten, es ist alles in einer gewissen Weise so beliebig gehalten und nicht okay. Wir haben ein Klimaschutzprogramm und trotzdem steigen die CO2-Emis-sionen. Also, offensichtlich ist das zu wenig. Also, was müsste man hier nachjustieren? Kein Wort darüber, dass die CO2-Emissionen auch in Wien steigen. Ich spare mir jetzt den Verkehrsbereich, und wie deutlich der Modal-Split gegenüber dem, was das Verkehrskonzept vorgibt, nicht erreicht wird. Und die ehrgeizigen Ziele werden weder beim Radverkehr - leider- noch beim öffentlichen Verkehr eingehalten. 

Also gibt es offensichtlich Probleme in der Wirklichkeit. Vor dieser Wirklichkeit verschließt dieser Strategieplan die Augen und schreibt halt schön Projekte zusammen, die ohnehin laufen, macht aber daraus keine Strategie.

Einen letzten Punkt, nur als Überleitung, denn mein Kollege Kenesei wird sich dann genauer damit befassen. Ich habe schon gesagt, dass die Fragen des Freiraumes und der Sicherung des Grünareals von besonderer Bedeutung sind. Und wenn es wo ein offensichtliches Defizit gibt, dann dort, dass laufend mittels Beschlüssen - wir werden dann Beispiele dafür bringen - bei jedem vierten Akt Grüngürtelbereiche umgewidmet werden, weil man es halt braucht. 

Ich will mich jetzt mit der Qualität der Freiräume beschäftigen, für die sich niemand wirklich zuständig erklärt. Also, ich streite immer mit einigen Beamten heftig herum um die Qualitäten des Wienerberges. 

Nicht was die Architektur betrifft, sondern was den Städtebau betrifft. Wenn man da reinkommt und sich die Qualität des Freiraums anschaut, nämlich das, wofür eigentlich politisch das Öffentliche zuständig wäre, sieht man, dass es hier keine Verantwortung und keinen Durchgriff in diesem Bereich gibt. Da ist niemand zustän-dig. 

Das zeigt auch die Rolle des Politischen. Dort gibt es kein Geld zu verdienen, dort gehen eben nur die Leute, das ist halt nur der Freiraum, das hat keine Rendite pro Quadratmeter. Was will man tun, um die Qualität von Freiräumen zu erhöhen und Defizite, die offensichtlich der Vergangenheit gewesen sind, einzusehen? 

Hier werden keine Antworten gegeben. Nicht in der Wirtschaftspolitik, wo ich mir jetzt nur anschaue, wie die Auseinandersetzungen mit Dexter ausgehen. Hier belobt man sich noch, in Wirklichkeit läuft es in eine völlig andere Richtung. 

Was soll sich ändern? Nichts soll sich ändern, und das ist unser Vorwurf. Unser Vorwurf betrifft nicht, dass nicht viele Projekte da sinnvoll sind, unser Vorwurf betrifft, dass daraus keine Schlüsse gezogen werden und dass eigentlich als Untertitel hier nicht steht “Strategieplan im erweiterten Europa“, sondern “Strategieplan, die SPÖ ist super, bleibt auch super und daran wird sich nichts ändern“. Dem stimmen wir nicht zu und deswegen glauben wir nicht, dass das ein sinnvoller Strategieplan ist. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Dr Rothauer gemeldet.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, zweiter Aufguss Strategieplan heute. Nach der überfallsartigen Konfrontation vor jetzt genau einem halben Jahr mit diesem Buch, das damals schon etwa gleich ausgesehen hat, sich auch nicht sehr im Inhalt unterschieden hat und das doch immerhin einen Sturm der Entrüstung entfacht hat - vor allem über die Vorgangsweise - ist es ja dann ganz hoffnungsvoll weitergegangen. Die Oppositionsparteien wurden eingeladen und haben die Gelegenheit bekommen, sich damit wirklich inhaltlich auseinander zu setzen. 

Wir haben auch alle davon Gebrauch gemacht, es wurden Stellungnahmen abgeben, es ist darüber auch diskutiert worden, wir haben unsere Einwendungen vorgebracht. Man war im Magistrat bemüht, möchte ich sagen, auch unsere Einwendungen teilweise, großteils zu übernehmen oder zumindest zu bearbeiten. Diese Hausaufgabe ist aber doch nicht ganz gelungen. Bemüht ist im Übrigen auch dieses Werk, aber - und da schließe ich mich der Grundsatzkritik des Herrn GR Chorherr vollinhaltlich an - es ist ein Strategieplan, der eigentlich den Namen nicht verdient, weil man von Ideen, Visionen und Strategien wirklich nicht viel findet. Es ist eine sehr bemühte Auflistung von Vorhaben, aus meiner Wahrnehmung, von sehr unterschiedlichem Konkretisierungsgrad. 

Es gibt ein paar Einzelprojekte, die sehr konkret dargestellt sind, es gibt andere, die auch Kollege Chorherr zitiert hat, die nur so nebulos dargestellt sind. Das liegt wahrscheinlich am Procedere, wie man zu diesem Werk gekommen ist, indem einfach aus dem Magistrat, aus Wien-nahen Einrichtungen, aus Projekten Anregungen und so weiter gesammelt wurden.

Nach all diesen Mühen der Bearbeitung und auch der Diskussion ist allerdings auch wiederum etwas sehr Unbefriedigendes herausgekommen und - ich muss es noch einmal deutlich sagen - das vorliegende Werk entspricht nicht einem Strategieplan. Es entspricht einmal erstens grundsätzlich nicht dem, was man sich unter Strategie vorstellt - ich werde dann noch kurz erläutern, was eigentlich Strategie ist -, es entspricht auch inhaltlich nicht unseren Vorstellungen, auch wenn unsere Einwendungen zumindest soweit berücksichtigt wurden, dass das Thema aufgenommen wurde. Aber die Art, wie es aufgenommen wurde, ist auch nicht entsprechend, und schon gar nicht strategisch. 

Wir werden daher den Strategieplan heute auch ablehnen und ich werde exemplarisch - Herr Kollege Neuhuber, der nach mir spricht aus meiner Fraktion wird auf die allgemeinen Kritikpunkte noch näher eingehen - an einem Thema darstellen, was wir meinen.

Und das ist das Thema Einkaufszentren, weil das auch aktuell eines der erhebendsten Themen ist. Wir haben seinerzeit, als wir zur Stellungnahme aufgefordert wurden, angemerkt, dass der Strategieplan zwar - ich muss schon sagen, sehr bemüht und auch relativ detailliert auf die Situation der Einkaufsstraßen und der Nahversorgung in Wien eingeht und eigentlich ein sehr eindeutiges Bekenntnis zur Revitalisierung von Einkaufsstraßen ablegt. Dies auch mit einem erstaunlichen Detaillisierungsgrad bis hin zur Vorstellung, wer die Akteure sein sollen, die sich an dem strategischen Projekt beteiligen. Umso unverständlicher war es, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir in diesem gesamten Konvolut nicht ein einziges Wort zur Thematik der Einkaufszentren gefunden haben. 

Nun ist das aber, wie jeder weiß, die große Problematik für die gewachsenen Strukturen, dass Einkaufszentren a) einen Wettbewerbsvorteil haben und b) in einem ungeheuren Ausmaß zu wachsen drohen und schon rein von der Menge her den Einkaufsstraßen eine übermächtige Konkurrenz bieten.

Wenn es so passiert wie wir es jetzt hören und wie es von Projektanten angedacht ist, entsteht in den nächsten 5 bis 10°Jahren in Wien ein unendliches Überangebot an Verkaufsflächen und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, bei sinkender Kaufkraft. Bis jetzt haben wir noch gesagt, bei stagnierender Kaufkraft. 

Nach neuesten Untersuchungen ist es aber bereits eine sinkende Kaufkraft in Wien, sodass neue oder zuwachsende Verkaufsflächen, egal wo sie entstehen, und egal wie vernünftig sie aus Sicht des Projektanten erscheinen - auch mancher Konsumenten, das werde ich auch gleich noch extra sagen - trotzdem nicht die entsprechenden Käufer finden können. Es kann sich hier nur um eine Verlagerung der Kaufkraft und nicht um einen Zuwachs handeln.

Ich weiß schon, es ist der Trend der Zeit und ich rate auch dringend davon ab, gegen den Wind zu spucken. Es ist der Trend der Zeit, viele Bürger schätzen dieses Angebot, nehmen es auch entsprechend in Anspruch, aber es gibt ja auch eine soziale Verpflichtung der Allgemeinheit. Denn auch mindestens ebenso viele Bürger schätzen das wohnungsnahe Angebot von Nahversorgern und Einkaufsstraßen und sehr viele Bürger, meine sehr geehrten Damen und Herren, brauchen dieses Angebot oder sind sogar darauf angewiesen.

Daher ist es eine Verpflichtung der Stadtregierung - insbesondere auch der Stadtplanung, weil es sich ja um eine Raumordnungsregelung handelt -, dass man hier mit Maß und Ziel regelnd eingreift.

Ich rede nicht für eine Wettbewerbsverzerrung oder für einen Markteingriff, sondern ich rede von Raumordnung. Und es ist die erste Pflicht der Raumordnung, dass sie die Strukturen der Stadt ordnet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich will es nur streifen, weil ich niemanden langweilen möchte, aber ich möchte es trotzdem in Erinnerung rufen. Was meine ich mit Einkaufzentren, Überangebot und mit übermächtiger Konkurrenz. Ich habe es nicht in Einzelprojekte aufgegliedert, weil das wirklich zu langatmig wäre, sondern in Gruppen. 

Welche Planungen stehen an? Erstens einmal, Einkaufzentren an allen Bahnhöfen in Wien, die revitalisiert werden: Bahnhof Wien-Nord, Bahnhof Wien-Mitte, ehemaliger Südbahnhof, also jetzt Bahnhof-Europa Mitte, das heißt Bahnhof Wien-Europa Mitte - ich werde es auch noch lernen, ich übe es ja -, und Westbahnhof. Und da entsteht ein Überangebot an Verkaufsflächen, nicht eines, das den Bedarf dort decken soll - denn zweifelsohne gibt es einen Bedarf an einem Bahnhof -, sondern es entstehen überdimensionierte Verkaufsflächen.

Zweitens: Einkaufszentren an allen wichtigen U-Bahn-Stationen. Entlang der U-Bahn Verlängerungsstrecken der U1 und der U2 nach Norden soll es Ausbauten geben. Ich sage als Beispiel nur ein Stichwort, Brachmühle, ebenso an einigen weiteren Standorten, die aus meiner Sicht, ich sage es ganz eindeutig, in sinnloser Weise neu bebaut werden sollen, Stichwort Happel-Stadion. Das Projekt wird noch oft genug diskutiert und ich will mich da jetzt gar nicht verbreitern, ich möchte nur dazu sagen, dieses Projekt dient keiner Bedarfsdeckung, aber auch nicht der geringsten Bedarfsdeckung. Dieses Projekt ist absolut ausgelegt auf, und kann auch nur funktionieren, durch Bedarfsweckung. 

Und wo soll der Bedarf herkommen? Er kann nur abgezogen werden von woanders, er fällt nicht vom Himmel. 

Und schließlich Einkaufzentren auch an künftigen U-Bahn-Endstationen in Kombination mit Park and Ride-Anlagen. Ich habe mich noch einmal vergewissert, ich habe es tatsächlich im Stadtentwicklungsplan 2005 - über den wir noch genug reden werden - auch wiederum gefunden. 

Künftige U-Bahn-Endstation U1 im Süden, Rothneusiedl - wörtlich, glaube ich, steht im Stadtentwicklungsplan: „Eine Eignung für Einkaufszentrum ist denkbar." Aber wir wissen ja, seit langem schon geistert dieses Einkaufszentrum fix herum, wenn dort die Park and Ride-Anlage gebaut wird, ebenso am Rendezvousberg im Norden an der Endstation der U6. 

Ich sage es noch einmal: Das ist eine übermächtige Konkurrenz, erstens schon vom Flächenangebot her. Ich habe mir all die Projekte, die da von den Projektanten her bekannt sind, zusammengerechnet. Es differieren natürlich immer wieder die Angaben, zum Teil sind sie im spekulativen Bereich, aber ich komme auf eine Schätzung von 480 000 Quadratmetern an zusätzlichen Verkaufsflächen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist in etwa die Größenordnung der Verkaufsflächen, die es in allen 23 gewachsenen Einkaufsstraßen gibt!

Die zweite Übermacht dieser Projekte, die Konkurrenzübermacht, liegt darin, dass sie absolut konkurrenzlos hervorragende Verkehrsanbindung und -erschließung besitzen, indem sie jeweils an den höchstrangigen Verkehrseinrichtungen des öffentlichen Verkehrs liegen und bestens mit Garagierungsanlagen ausgestattet sind, sodass sie auch im Individualverkehr einen Standortvorteil haben, von dem gewachsene Einkaufsstraßen nicht einmal annähernd träumen können. (Beifall bei der ÖVP.) Und darauf, meine sehr geehrten Damen und Herren, geht dieser Strategieplan eben nicht ein. Einen Strategieplan, der so eine Dramatik negiert, kann ich nicht einmal ernst nehmen, das muss ich ehrlich sagen. Ablehnen tun wir ihn sowieso. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist dazu noch eines zu sagen: Es ist ja auch eine Geldverschwendung der öffentlichen Hand, wenn ich auf der einen Seite, und das befürworte ich sehr, zusätzliche öffentliche Mittel und immer mehr öffentliche Mittel in die Revitalisierung traditioneller Einkaufsbereiche investiere - die Interessensvertretung investiert, die Kaufleute selbst investieren in einem erheblichen Maße -, wenn ich also auf der einen Seite sehr viel Geld investiere, um auf der anderen Seite Einflüsse wirken zu lassen oder nicht zu stoppen, die genau das Gegenteil von dem bewirken und die ganze Strategie oder die ganze Bemühung konterkarieren.

Mein Befund steht im Übrigen fast wörtlich auch im Stadtentwicklungsplan. Ich möchte nur drei Stichworte nennen - und diese habe ich dem STEP 2005 entnommen, also nehme ich an, dass das, was ich hier sage, an sich unwidersprochen ist, zumindest von der Geschäftsgruppe Stadtplanung: „Zusätzliche Einkaufszentren verändern die Verteilung der Einzelhandelsumsätze, generieren aber kaum zusätzliche Ausgaben. Es werden immer höhere Kosten der öffentlichen Hand" - und so weiter - „zur Stabilisierung und Sicherung der Einkaufsstraßen investiert, sie werden aber konkurrenziert von den Einkaufszentren." Und dann ist noch ein Argument im STEP zu finden: „Einkaufszentren haben weniger Beschäftigte, verursachen aber erhebliche Mobilitätskosten." - So weit, so gut. 

Über den Stadtentwicklungsplan werden wir ja noch sprechen. Jetzt sprechen wir über den Strategieplan, und der Strategieplan geht auf eine solche Dramatik überhaupt nicht ein. Auch nicht, wenn man bemüht war, das Stichwort aufzunehmen, nachdem wir dagegen remonstriert haben.

"Strategie" - Kollege Chorherr hat sich schon bemüht, dies darzustellen: Was erwartet man von einem Strategieplan? Was heißt eigentlich Strategie? - Strategie heißt nicht nur, dass man Phantasie und Ziele haben muss, sondern das heißt auch, dass man sich überlegt, wie eine Schlacht geschlagen werden kann. Ich habe das aus dem militärischen Vokabular, weil "Strategie" dort auch vorkommt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In Ihrem so genannten Strategieplan zu den Einkaufszentren lese ich aber sinngemäß nur - und im übertragenen Sinn -, dass eine Schlacht geschlagen werden müsste. Denn im Strategieplan wurde das von uns hineinreklamierte Stich-wort "Einkaufszentrum" im Kapitel "Weiterentwicklung der Kooperation in der Region" aufgegriffen, und da steht ganz richtig: „Einkaufszentren entsprechen einem Trend und müssten nach den siedlungspolitischen Zielvorstellungen sinnvoll kanalisiert werden." So in etwa; ich möchte das Ganze nicht vorlesen, das können Sie ja selbst nachlesen.

Das heißt, es steht zwar da, dass es ein Problem gibt, aber der Strategieplan weiß eigentlich nicht, was er mit diesem Problem anfangen soll; mit der einen Einschränkung - und das lese ich jetzt wörtlich vor: „Eine Gesamtstrategie zum Thema Einkaufszentrum am Stadtrand, die zwar grundsätzlich restriktiv, aber nicht dogmatisch ausschließend angelegt sein muss, kann angesichts der regionalen Standortkonkurrenz und der regionalen Folgewirkungen nur gemeindeübergreifend entwickelt werden." 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren! Solange ich hier in diesem Hause tätig bin - und das ist jetzt schon sehr lange, seit 1989 -, reden wir über so etwas, und ich habe noch keinen Widerspruch gefunden, von keiner Fraktion. Nur sollte eben im Strategieplan stehen: Wie? Und wie kommen wir jetzt endlich dazu? 

Noch dazu - und das hätte das Ganze ja wesentlich erleichtert - wird dieses Feindbild, diese ständige Rute im Fenster, dass Einkaufszentren, die in Wien nicht genehmigt werden, dann eben bewusst ins Umland abwandern - abgesehen von denen, die sowieso schon vorweg im Umland geplant waren - und dass man sich mit einigen Gemeinden nicht einigen könne, und das Feindbild Niederösterreich-Umland, wo eigentlich das ganze Unheil passiert, ohne dass man wirkungsvoll etwas dagegen machen kann, ja demnächst verloren gehen.

StR Schicker hat ja, nachdem das Thema auch schon am Montag in der Budgetdebatte zur Geschäftsgruppe Stadtplanung und Stadtentwicklung behandelt wurde, auf den Redebeitrag des Kollegen Neuhuber sehr gekränkt reagiert und darauf hingewiesen, dass es in seiner Zeit ganz wenige Einkaufszentren gegeben hat, die gewidmet wurden. Ihm jetzt vorzuwerfen, er würde die Einkaufszentren massenweise widmen, das wirke so, wie wenn der Blinde von der Farbe reden würde. 

Nein, Herr Stadtrat - du bist wieder anwesend (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Bin ich die ganze Zeit!) -, bei aller Wertschätzung, aber das geht am Thema vorbei. Niemand wirft dir vor, dass du serienweise Einkaufszentren widmest, sondern der Vorwurf lautet: Es schwirren derart viele Projekte im Raum herum, die sowieso eines Tages von der Stadtentwicklung oder von der Stadtplanung erfasst werden müssen, dass man darauf jetzt zu reagieren hat. Ich werde ganz zum Schluss sagen, was wir uns darunter vorstellen. 

Aber es wurde in dieser Debatte auch darauf hingewiesen, dass das Regulativ sehr häufig daran scheitert, dass man sich mit den Nachbargemeinden - zum Beispiel Gerasdorf ist extra angeführt - über die Flächenwidmung nicht habe einigen können. Auch da ist schon der Hinweis aufgetaucht, auf den ich jetzt noch kurz eingehen möchte, dass Niederösterreich nun einen wesentlichen Schritt setzt. Und zwar novelliert Niederösterreich sein Raumordnungsgesetz - es soll sogar demnächst beschlossen werden - mit einer sehr, sehr restriktiven Regelung, was Einkaufszentren betrifft, nämlich dass außerhalb der Zentrumszonen von Orten, noch innerhalb des geschlossenen Ortsgebietes, Brutto-
geschoßflächen von Handelsbetrieben nicht mehr als 1 000 Quadratmeter betragen dürfen - Bruttogeschoßflächen! -; und außerhalb dieser Ortsgebiete, also auf der freien Fläche, dürfen Verkaufsflächen für zentrumsrelevante Waren überhaupt nur noch 80 Quadratmeter groß errichtet werden. Dabei ist dort auch die Regelung, was eine Handelsfläche ist, noch viel restriktiver, weil von funktionalen Einheiten gesprochen wird, aber darauf möchte ich jetzt gar nicht eingehen.

Die Niederösterreicher nehmen auch gleich noch eine zusätzliche Verordnung heran, die niederösterreichische Warengruppenverordnung, die genau determiniert, was nicht zentrumsrelevante Waren sind. Das ist sehr, sehr eingeschränkt. Das sind praktisch jene Waren, die man sich in einem dicht bebauten Ortsgebiet wirklich nicht vorstellen kann, es betrifft nämlich Baustoffhändler, Brennstoffhändler, Stein- und Betonwaren, Holzrohstoffe, Bodenbeläge. Ich glaube, das ist ziemlich klar, dazu braucht man nicht viele Worte zu verlieren.

Das ist die Gelegenheit, meine sehr geehrten Damen und Herren! Nicht nur, dass der Strategieplan davon noch nichts wusste, bezeichnet das der Herr StR Schicker in seinem Debattenbeitrag als "recht nett". Das halte ich für ein bisschen untertrieben in Anbetracht dessen, dass diese Problematik jetzt endlich wirkungsvoll geregelt werden könnte. 

Aber wie ich den Zeitungen oder überhaupt der öffentlichen Berichterstattung in Niederösterreich entnehme, ist die SPÖ-Fraktion in Niederösterreich voll auf dem Trip dagegen. Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion dieses Hauses, setzen Sie sich vielleicht ein wenig dafür ein, dass Ihre Kollegen in Niederösterreich diese Vernunft walten lassen, die Sie zu Recht reklamieren und die auch für Wien dringend notwendig wäre! Denn sonst haben wir wirklich das Endlos-Problem, dass wir mit der Umlandproblematik nicht weiterkommen.

Ich komme schon zum Schluss. Um es zu präzisieren: Ich verlange daher klare Entwicklungsziele im Strategieplan, und zwar für ein tragfähiges Verkaufsflächenmengengerüst. Man muss sich einmal der Frage stellen: Wie viele Verkaufsflächen verträgt Wien noch? Abgesehen von der Frage: Wo und wie sollen sie positioniert werden? (GR Mag Christoph Chorherr: Bin ich dafür! Ist aber super Planwirtschaft!) Nein, Herr Kollege Chorherr, das ist keine Planwirtschaft. Das ist zunächst einmal die Frage - oder, ich meine: Dann ist Planwirtschaft auch die Erhaltung der Nahversorgung. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich bin eh dafür! Aber es widerspricht dem freien Markt in jeder Weise, wenn man sagt ...!)

Herr Kollege Chorherr, da erwischen Sie mich gerade in meinem speziellen Fachgebiet. Darüber haben wir schon vor Jahrzehnten diskutiert: Raumordnung ist an sich ein Planinstrument, das sehr stark eingreifend wirkt, es verteilt Gunst und Ungunst in jeder Weise, egal, was man angreift. (GR Mag Andreas Schieder: ... Marxismus!) Daher muss man sich damit abfinden, dass gewisse Dinge zugelassen werden und andere nicht zugelassen werden. Die Einkaufszentrenregelung oder diese marktwirtschaftlich grenznahe Regelung ist deswegen auch ausdrücklich Raumordnungsrecht geworden, weil das Raumordnungsrecht an sich dazu geeignet ist, Handlungen zu setzen oder Vorgaben zu machen darüber, wo was geschehen darf. Ich glaube, das ist noch lange nicht der Eingriff in die Marktwirtschaft.

Ich habe es auch hier gesagt - damit ich nicht noch im letzten Moment missverstanden werde: Einkaufszentren sind eine neue Form des Angebotes, das vom Kunden gerne angenommen wird und das als Ergänzung zum traditionellen Angebot sicher nicht gänzlich negiert werden kann. Aber über das Maß und über das Wie muss man sich den Kopf zerbrechen, denn sonst müssten wir mit der Raumordnung an sich aufhören oder zumindest diesen Paragraphen streichen. 

Ich präzisiere es noch einmal: Im Strategieplan werden wir nicht mehr unterbringen, was wir uns vorstellen. Wir werden ihn heute ablehnen. Ich hoffe, dass im Zuge des Diskussionsprozesses zum Stadtentwicklungsplan hier noch etwas zu machen sein wird. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorab: Es ist sicher sehr positiv, dass die Stadt Wien sich in Form eines so genannten Strategieplans Gedanken über die Zukunft macht. Dessen bedarf und das braucht eine Stadt wie Wien. Es ist auch durchaus positiv zu beurteilen, wie er zustande gekommen ist, einmal abgesehen von dem Inhalt, auf den ich nachher eingehen möchte. Es ist den Mitarbeitern, die dies gestaltet haben, durchaus Dank dafür auszusprechen, dass hier das erste Mal, seit ich im Gemeinderat bin - und ich bin schon relativ lange hier -, ein umfassendes Papier vorhanden ist. Dieses werden wir in den nächsten Jahren benützen können, weil es immerhin 42 Projekte - nämlich 23 alte und 19 so genannte neue, die auch nicht neu sind - beinhaltet. Damit hat man einmal, würde ich sagen, ein Handbuch, das ist eine Grundlage, von der man ausgehen kann. 

Positiv muss ich auch anmerken, wie es nach dem ersten, für die Opposition - und auch für uns - durchaus nicht verständlichen Schnellschuss irgendwann im Frühjahr weitergegangen ist. Als plötzlich das alles auf dem Tisch gelegen ist, hat das zu Reibereien geführt, auch in der Öffentlichkeit, und das war gut so. Dann hat man sich überlegt, wie man die Opposition mit einbauen kann. Zumindest sollte sie einmal ihre Stellungnahmen dazu schriftlich abgeben, und man hat auch über einen Monat lang Zeit dafür gegeben, die Stellungnahmen abzuge-ben. 

Wir haben davon gründlich Gebrauch gemacht, und es ist durchaus das eine oder andere - was mich freut und was auch unsere Fraktion freut - positiv aufgenommen worden. Natürlich bei weitem nicht alles, das ist verständlich, weil Sie andere Intentionen und Ziele haben als wir. Aber ich möchte nur sagen, es ist durchaus positiv zu bewerten, dass unser Vorschlag zu der Thermensiedlung in Aspern endlich auch breiteren Raum im Strategieplan gefunden hat. Das ist zwar auch nicht sehr viel, aber es ist immerhin mehr drinnen als im ersten Konzept über den Masterplan Westbahnhof. 

Es ist auch die Stadt- und Umwelttechnologie um Wissens- und Technologiepolitik ergänzt worden, was ebenfalls unser Vorschlag war. Das Modell zur Förderung der Lehrstellenangebote von Dr Schock - Vorarlberger-Oberösterreicher-Modell - findet ebenfalls Eingang in den neuen Strategieplan. Die biologische Landwirtschaft, hier von unserer Umweltsprecherin Brigitte Reinberger eingefordert, hat auch vermehrt Aufnahme gefunden, wie die Initiative für gentechnikfreies Saatgut in Wien. Das ist erfreulich. 

Durchaus auch erfreulich ist - und dem kann man fast nichts hinzufügen - das Kapitel über die Europapolitik der Stadt Wien, vor allem, was grenzüberschreitend Zentraleuropa betrifft, mit all den Projekten, die gemeinsam mit dem Städtebund und auch mit der EU gefördert werden, geboten werden. Das ist wichtig für die Stellung Wiens in der Zukunft, und das ist durchaus positiv zu beleuchten. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Jetzt müssen wir allerdings ein bisschen in den Inhalt einsteigen. Es gab vorige Woche eine, glaube ich, hochrangig besetzte Diskussionsrunde hier im Rathaus, bei der Wissenschaftler, Journalisten, manche verantwortliche Stadträte von der SPÖ und auch die Oppositionsparteien dabei waren. Jeder hatte 7 Minuten Zeit dafür, seinen Standpunkt darzulegen, was sehr schwierig war. Trotzdem war es eine sehr interessante, drei Stunden dauernde Veranstaltung, bei der auch Ihnen zu denken geben müsste (GR Mag Rüdiger Maresch spricht mit Schriftführerin GRin Inge Zankl) - ich glaube, die Kollegin hört schlecht, oder er redet zu laut; ich weiß nicht -, dass die Wissenschaftler nicht so euphorisch von dem Strategieplan angetan waren und sich sehr kritisch damit auseinander gesetzt haben. Ich erinnere nur an die Worte der Frau Dr Fischer-Kowalski, der man durchaus keine Nähe zu unserer Ideologie nachsagen kann, aber sie hat immerhin eine sehr gute Aussage zum Strategieplan getroffen. 

Auch der Moderator, Herr Chefredakteur Armin Thurnher vom "Falter", der ebenfalls nicht unbedingt ein Freund von uns ist, hat diese drei Stunden sehr gut moderiert und hat es ebenfalls leidenschaftslos gesehen, dass der Strategieplan jetzt einmal vorliegt. Er hat ihn auch gelesen, und er hat ein gutes Wort geprägt: Er hat gesagt, er ist eigentlich hilflos. Das hat der Herr Chefredakteur gesagt, und ich kann ihm nur zustimmen. Man ist hilflos, wenn man dem Titel "Strategieplan" auch Inhalt geben will und dann das liest, was uns hier vorgelegt worden ist.

In Wirklichkeit, habe ich damals gesagt, gab es einen schönen Slogan in Wien - das ist jetzt nicht negativ zu sehen, aber ich möchte es ein bisschen vergleichen: "Der G'spritzte hat immer Saison in Wien." Gemeint ist natürlich der Wein: Ein Achtel Wien und ein Achtel Soda ergibt den G'spritzten; das ist nichts Richtiges als Wein, es ist aber auch kein richtiges Sodawasser. Genau das Gleiche ist dieser Strategieplan: Er besteht zur Hälfte aus der so genannten Strategie - darauf werde ich noch eingehen -, und die andere Hälfte besteht aus nichts anderem als bereits existierenden Projekten. Es ist ein Ist-Zustand, ein idealisierter Ist-Zustand.

Ich darf Ihnen sagen, wie ich auf die Bezeichnung "idealisierter Ist-Zustand" komme. Wenn Sie nämlich auf Seite 15 nachlesen - ich lese Ihnen nur einen Satz aus der Einleitung "Wien, Stadt der intelligenten Mobilität" vor -, so heißt es dort: „Die Wiener Verkehrspolitik ist seit Jahrzehnten einer Kontinuität verbunden, die den komplexen Bedürfnissen und Erfordernissen von Mobilität unter Beachtung der Umweltqualität und der Lebensqualität der BürgerInnen Rechnung trägt." Meine Damen und Herren, wenn das nicht ein sehr schöngefärbter Ist-Zustand der Verkehrspolitik in Wien ist, dann weiß ich nicht, was geschönt ist. Sie gehen also bei allem von einem Status aus, den es in Wirklichkeit nicht gibt, und bauen darauf auf. Das ist schon einmal der erste Fehler in dem Strategiepapier.

Auf das Zweite - was sein könnte, die anderen 50 Prozent - gehe ich auch nur beispielhaft in einem Punkt ein, weil es ja sinnlos ist, hier das Ganze durchzugehen, und weil sich weitere Redner hier sicherlich auch andere Kapitel vorgenommen haben. Es geht um Grünraum - Umwelt. Meine Damen und Herren, da kommt auch der schöne Satz vor, betreffend den Schutz von Grünraum: „Eine hochrangige Einbindung ist in Zukunft gewährleistet." Was ist das? Ist das ein Bekenntnis zum Grünraum? Ist das ein rechtlicher Rahmen, der irgendwann versprochen wird? Wie schaut es bei Flächenwidmungen aus?

Es gibt heute einen Antrag der GRÜNEN - dem werden wir durchaus zustimmen -, der sich damit beschäftigt, wie viel an Grünraum in den letzten Jahren zugekauft wurde, um den Wald- und Wiesengürtel zu schließen, und wie viel auf der anderen Seite vernichtet worden ist. In Wirklichkeit - die Zahlen stimmen ziemlich exakt - sind 50 Hektar, 500 minus 450, übrig geblieben, weil Sie auf der einen Seite zwar Wald- und Wiesengürtel dazugekauft haben, auf der anderen Seite aber andere Grünflächen, die nicht so gewidmet waren, wie Landwirtschaft, Gärten oder Sonstiges, durch andere Flächenwidmungen vernichtet haben. 

Meine Damen und Herren! Ein Strategieplan sollte ja auch dazu dienen, Gestaltung durchzuführen, und Politik heißt Gestalten. Einer der Referenten vom vorigen Montag - ich weiß jetzt nicht, wer es war - hat gesagt, er sieht den Strategieplan als mentale Landkarte. Mir hat das sehr gut gefallen, mentale Landkarte: Man sieht vor sich eine Landkarte, der Strategieplan ist auch so eine Landkarte. Nur besteht ja der Sinn des Lesens einer Landkarte darin, dass ich nur dann hineinschaue, wenn ich wissen möchte, wann ich wo sein will. Genau das fehlt im Strategieplan! Es fehlen im Strategieplan Zeitfelder, es fehlen Prioritäten, zumindest große, umfassende Prioritäten, und ohne das wird der Strategieplan eigentlich zu einer Beliebigkeit, zu einer Austauschbarkeit zukünftiger Politikergenerationen, aber auch von Beamten. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Nun zu einigen Punkten: Der erste Punkt, der mir da aufgefallen ist - auch das sagte ich bereits letzte Woche und in unserer Stellungnahme -, ist das Kapitel - es heißt wieder alles ganz wunderschön, es ist alles neudeutsch und wundervoll philosophisch geschildert, damit es ein bisschen länger wird -, ich sage, es ist das Kapitel, das sich mit der Integration und mit der mulikulturellen Gesellschaft beschäftigt. 

Meine Damen und Herren! Das haben wir schon letzte Woche gesagt, und auch die Wissenschaftler, was Integration aus unserer Sicht heißt. Sie erleben es jetzt jeden Tag im Fernsehen: Die Integration und multikulturelle Politik ist ja auf allen Linien gescheitert, sie ist auch in jenen Ländern, die Sie uns immer als Vorbild gegeben haben, wie Holland, Belgien oder die skandinavischen Länder, vollkommen gescheitert, aus welchen Gründen auch immer. Der Fehler war, glaube ich, dass man immer geglaubt hat, die Leute haben sich gegenseitig so lieb, sie umarmen sich, die Leute leben miteinander, und es funktioniert alles klaglos. 

Wissen Sie, was Sie bei der multikulturellen Gesellschaft vergessen haben, aber auch bei der Integration? Was alle Linken, die uns einreden wollen, wie gut das ist, vergessen haben? - Diese Gesellschaft, diese parallele Gesellschaft geht so lange gut, solange es nicht tief in die Religion hineingeht. Eine multikulturelle Gesellschaft, ohne multikonfessionell zu sein - und das haben Sie immer vergessen -, wird nicht funktionieren, meine Damen und Herren! Daher bin ich tief davon überzeugt, dass Ihr Integrationskonzept und Ihre Idee von der multikulturellen Gesellschaft in Wien scheitern wird. 

Aber Sie sehen es hoffentlich bald ein und ändern Ihr System, ändern Ihre Politik in diese Richtung. Denn Integration heißt nicht das, was da drinsteht; ich lese Ihnen einen Satz vor, allein deswegen könnten wir eigentlich schon gar nicht zustimmen. Da steht nämlich, warum das so gut ist: „Dies erfordert aber die Bereitschaft der Aufnahmegesellschaft" - also von uns Wienern -, „neue Einflüsse und Veränderungen zu akzeptieren und gemeinsam eine weitere Etappe gesellschaftlicher Entwicklung ..." Ich habe mir gedacht, im nächsten Absatz wird dann stehen, dass es vice versa auch so sein sollte und dass selbstverständlich auch die zu uns Kommenden sich durchaus mit unserer Kultur, mit unserer Religion, mit unserem Rechtsrahmen auseinander setzen. Nein, Schneck'n, da steht überhaupt nichts mehr drin, aus, Ende, das ist es! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Da steht drin: Wir haben uns anzupassen, wir haben das aufzunehmen. Das ist durchaus in Ordnung, darüber kann man diskutieren. Nur, bitte, wo steht da drin, dass die Hunderttausenden anderen Bürger und Bürgerinnen, die als Asylanten oder Illegale zu uns kommen oder die schon da sind, sich nicht einmal damit beschäftigen, wie wir leben wollen, wie wir unsere Kultur haben, wie unsere Religion ist und wie unser Rechtsrahmen ist? - Das kann es ja, bitte, nicht sein, dass das in einem Strategieplan für Wien bis ins Jahr 2015 nicht drinsteht! (Beifall bei der FPÖ.)

Oder mir fehlt zum Beispiel Folgendes: Ich habe das jetzt ein bisschen umgereiht, nicht so, wie es in den Kapiteln ist, weil die auch nicht ganz logisch aufgebaut sind; ich habe es immer ein bisschen anders gelesen, nach meinen Prioritäten. Mir fehlt bei der Finanzierung - auch das sage ich schon seit Monaten - eine aufgabenorientierte Idee eines Finanzausgleiches. 

Das habe ich schon einmal gesagt: Es kann nicht sein, dass Wien die Infrastruktur zur Verfügung stellt, Arbeitsplätze, Wohnungen, Gewerbebetriebe, Flächenwidmungen und so weiter, und dann kommen aus Niederösterreich WienerInnen, die einen Zweitwohnsitz haben, oder auch BürgerInnen aus den Umlandgemeinden, größtenteils mit dem Auto, weil sie keine Möglichkeit für Park and Ride haben oder weil es noch keine optimalen Verbindungen gibt. Sie kommen herein, arbeiten hier, nutzen die gesamte Infrastruktur, verdienen hier und geben das Geld in den Umlandgemeinden aus, sonnen sich am Sonntagabend um 17 Uhr sehr schön in der Sonne, und wir Wiener haben in Wirklichkeit - jetzt ein bisschen überspitzt gesagt - den ganzen Dreck vom Verkehr und dürfen auch noch dafür zahlen. 

Das kann es nicht sein! Das kann nicht der bevölkerungsorientierte Schlüssel eines Finanzausgleiches sein. Er wird es auch nicht schaffen, das gehört aufgabenorientiert geregelt. Die Stadt hat etwas zur Verfügung gestellt, die Umlandgemeinden - mit denen muss ich reden - haben einen Solidaritätsbeitrag zu leisten. Das wäre ein Ziel eines Finanzausgleiches, der auch den Städten gerecht wird. Das passiert heute überhaupt nicht, und das fehlt mir hier ebenfalls. 

Oder: Klein- und Mittelbetriebe - KMU ist seit einigen Jahren die schöne Abkürzung dafür - werden in einem einzigen Absatz behandelt. Meine Damen und Herren, in Wien sind die Klein- und Mittelbetriebe - trotz aller Forschungsstätten und Technologie-Cluster, die wir hier haben, das ist überhaupt keine Frage - noch immer der Arbeitgeber Nummer eins! Es arbeiten in Wien - schauen Sie sich die Statistiken der Stadt Wien an - über 80 Pro-zent der Arbeitnehmer in Klein- und Mittelbetrieben von null bis 50°Beschäftigten. Meine Damen und Herren, denen einen Absatz zu widmen, ohne ein Unternehmensgründungs-Förderungsprogramm zumindest einmal anzudenken, ist ein bisschen schwach!

Die ÖVP höre ich in den letzten Monaten Zeter und Mordio schreien wegen der Einkaufszentren und wegen der Flächen. Meine Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei, vor allem vom Wirtschaftsbund! Es ist natürlich Wahlkampf, das sehe ich schon ein. Aber wo waren denn Sie, als wir den Masterplan Westbahnhof beschlossen haben, in der Stadtentwicklungskommission oder im STEP? Ich kann mich noch gut daran erinnern - Sie können im Protokoll nachsehen -, wie ich damals in Bezug auf den Westbahnhof gesagt habe: Die Einkaufsflächen im Westbahnhof schaden der Mariahilfer Straße, und zwar der äußeren. Daraufhin ist mir dort vom Kammervertreter gesagt worden - und das ist protokolliert: „Ach, das schadet überhaupt nicht, dort ist das eh nicht notwendig.“ Und Sie haben alledem zugestimmt. 

Ich habe damals für unsere Fraktion dagegen gestimmt, schon beim Westbahnhof. Das war ein Anlassfall - unter vielen anderen -, dass ich mit dem Masterplan in der Form nicht einverstanden war. Dass Sie jetzt ein bisschen Angst um die Klein- und Mittelbetriebe haben und ihnen in der Öffentlichkeit plakatieren müssen, wie wichtig es ist, den Wirtschaftsbund zu wählen, und dass das so wichtig sein wird, weil Sie gegen diese Großflächen sind, das ist zweischneidig! Sie sind in der Vergangenheit im Großen und Ganzen immer für die Einkaufszentren da gewesen, nur kurz vor Kammerwahlen haben Sie plötzlich die Liebe zu den Klein- und Mittelunternehmen entdeckt. Wir haben die Liebe immer dort gehabt, Sie eher selten, das muss ich auch dazusagen! (Beifall bei der FPÖ.)
Oder die Märkte: Ein persönliches Anliegen von mir sind die Märkte in Wien. Die Märkte sind Kulturgut, sind gelebte Kultur, sind gelebte Vielfalt, vollkommen richtig, das gehört zu einer Großstadt dazu. Es gehört genauso eine Markthalle dazu wie die Landstraßer Markthalle, wie die kleinen Märkte, die jetzt teilweise saniert werden, teilweise auch verbessert werden. Nur, meine Damen und Herren, es gibt hier kein eigenes Förderprogramm für die Märkte, kein greifendes Förderprogramm. Ich erlebe das jetzt am Meidlinger Markt, wir erleben das an anderen Märkten, wobei ich sagen muss, dass hier der Kontakt mit Frau StRin Wehsely ein ausgezeichneter ist, dass sie durchaus auch Ideen annimmt und dass sie etwas bewegen will. Aber wenn sie sich beim Budget bei StR Rieder nicht durchsetzt und kein Geld für die Märkte bekommt, ist das ein bisschen wenig. Wir werden sie dabei unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich bin der Meinung, wir sollten bei den Marktsanierungen Geld lockermachen, und zwar gar nicht so viel Geld. Es ist gar nicht so viel Geld notwendig, aber für die Marktstandler - das wissen Sie, wenn Sie jetzt den Brunnenmarkt sanieren wollen, und das wissen wir aus all den Sitzungen - werden Sie in die Tasche greifen müssen, um den Marktstandlern einen gewissen Kreditrahmen anzubieten, ihnen Zuschuss und Subvention zu geben, damit sie motiviert werden, Fixstände aufzubauen, damit die Fußgängerzone ein einheitliches Bild bietet. Es kann aber nicht sein, dass nur am Brunnenmarkt so ein Konzept greifen wird. Es muss auch auf anderen Märkten möglich sein, dass Unternehmer - und Markt-standler sind Unternehmer - auch seitens der Stadt Wien gefördert werden.

Aus diesem Grunde möchte ich einen Beschlussantrag einbringen, der da lautet - ich lese nur kurz den Beschlussantrag vor, ich habe ja erklärt, worum es hier geht:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds eine neue Förderaktion für die Wiener Marktstandler vorlegen soll. Im Rahmen dieser Aktion sind den Marktstandlern 30 Prozent der Investitionskosten bei Sanierung der Marktstände von der Stadt Wien als Zuschuss zu gewähren.

Ich ersuche um sofortige Abstimmung." (Beifall bei der FPÖ.)
Ein weiterer Grund, warum wir das ablehnen, ist der Masterplan für den Prater und das Stadion mit dem ganzen Einkaufszentrum, Parkplätzen und und und. Das steht ohne eine Abweichung einfach so drin, obwohl wir natürlich auch in der Opposition schon monatelang darüber diskutieren. Das kann es nicht sein, dass der Masterplan im Prater ohne die Marktbetreiber stattfindet - wir lesen das jetzt fast jeden Tag in der Zeitung - und dass auf dem Stadion-Parkplatz dieses riesige Zentrum entstehen soll. Ich möchte darauf gar nicht näher eingehen, da schließe ich mich komplett Frau Kollegin Rothauer und Herrn Kollegen Chorherr an, was das Entstehen betrifft und was die Auswirkungen betrifft. Das kann es nicht sein, meine Damen und Herren!

Das Gleiche trifft auf den Masterplan Westbahnhof zu, auch der ist nicht geändert worden. Es wäre besser, wenn man den ein bisschen in die Richtung von mehr Durchlässigkeit zwischen der äußeren Mariahilfer Straße und der Felberstraße geändert hätte.

Als fast schon letzten Punkt möchte ich die Umfahrung von Wien ansprechen. Es ist uns gelungen - das muss ich zugeben, und das ist erfreulich -, dass auch die äußere Variante als Denkansatz in den Strategieplan aufgenommen wurde. Das haben wir hineinreklamiert. Allerdings hat sich die Stadt Wien vollkommen in eine Lösungsvariante verbissen. Es ist mir vollkommen unbegreiflich, warum ich mich, wenn ich die Chance auf zwei, drei Varianten habe und mich dann in Verhandlungen zusammensetze mit denen, die das bezahlen, so einbetoniere mit der Untertunnelung der Donau. Habe ich auch gern, keine Frage, man muss nur eines wissen: Wenn das Projekt Untertunnelung der Donau kommt, dann ist ein Anschluss technisch nicht möglich, und zwar der Anschluss der A22 nach Norden. Das hieße, wenn die Untertunnelung käme, dass in Zukunft alle, die nach Norden wollen, natürlich durch den Tunnel unterhalb der Lobau, dann nach Norden und bei Korneuburg wieder in die andere Richtung fahren können. Das halte ich nicht für optimal. 

Wenn ich einen Kompromiss erzielen will, Herr Stadtrat, und Verhandlungen mit dem Verkehrsministerium oder mit dem Finanzminister führe, kann ich nicht hingehen und sagen: Wir reden über alles, aber das ist der Fixpunkt, und wenn das nicht passiert, dann könnt ihr alles alleine machen. Das ist kein Ansatz für ein Gespräch. Seien Sie auch offen für andere Varianten der Umfahrung, und geben Sie auch den Bürgern die Chance, dort mitzureden! Dann werden Sie draufkommen, dass die außen liegende Variante die wesentlich gescheitere ist, für den Bezirk, für Aspern und für Wien. (Beifall bei der FPÖ.)
Noch zu zwei Lieblingsthemen von mir; das eine ist die unmögliche Steigerung Ihres Radfahrbereiches von 3°auf 8°Prozent in den nächsten vier Jahren. Da steht nicht mehr genau drin, wann die 8°Prozent erreicht werden sollen, da steht eine richtige Mischkulanz drin. Es steht drin, bis 2010 soll der die Landesgrenzen überschreitende Individual- und öffentliche Verkehr reduziert werden, bis 2020 generell der innerstädtische Verkehr, und der Radanteil beim Modal-Split soll auf 8°Prozent erhöht werden. Da steht es aber nicht mehr so drin wie im Masterplan; ich glaube, dort ist 2008 dringestanden, wenn ich mich jetzt nicht irre, oder 2010, ich weiß es nicht genau, 2008 oder 2010. 

Ich sage Ihnen, rein mathematisch - wir haben uns das ausgerechnet - ist das überhaupt nicht erreichbar, Herr Stadtrat, das ist eine Fiktion! Wie ist es denn in Wirklichkeit? Schauen Sie sich die Autozulassungen der letzten drei Jahre in Wien an, schauen Sie sich das an: Jedes Jahr gibt es mehr. Ob wir es wollen oder nicht, Herr Kollege Chorherr, es ist so, jeder kauft neue Autos. Jeder kauft sich Autos dazu, und in der Familie gibt es dann eben nicht zwei, sondern drei Autos. Im Durchschnitt kommen 10°Prozent an neuen Autos hinzu! Das heißt natürlich nicht, dass auch 10°Prozent mehr fahren, das ist mir klar. Aber in Wirklichkeit - und darüber gibt es Studien, das ist gar keine Frage - wird um die Hälfte mehr mit dem Auto fahren. 

Das heißt, das Auto rennt Ihnen davon, Sie können machen, was Sie wollen. Ob Sie es eindämmen wollen, ob Sie lauter Einbahnschilder oder Stoppstraßen bauen wollen, Fallen einbauen wollen, es ist ganz egal: Sie können mit dem Radverkehr den Autoverkehr, der Ihnen explodiert, ob Sie es wollen oder nicht, nicht einholen! Daher sind die 8°Prozent eine Illusion, und alles, was wir in diese Richtung investieren, wäre in ein tatsächlich sinnvolles Radwegenetz - um es vielleicht im inneren Bereich der Stadt wesentlich auszubauen - sinnvoller investiert als in das Stückwerk, das Sie jetzt machen.

Ich sage Ihnen, was Sie wollen. Da gibt es eine Stellungnahme der MA 65, die ich erst vor kurzem gelesen habe, das ist eine interessante Geschichte. Zum Glück ist das, was Sie wollen, jetzt bei der Straßenverkehrsordnungs-Novelle nicht aufgenommen worden. Ich lese Ihnen nur einen Satz von dem vor, was da drinsteht, abgesehen davon, dass die Stadt Wien regeln möchte, dass die Hausbesitzer und die Hausmeister bei der Schneeräumung nicht nur den einen Meter vom Gehsteig wegräumen: „Bei allen gemischten Geh- und Radwegen" - das muss man sich in Wien einmal vorstellen, da gibt es ja bereits genug auf dem Gehsteig – „sollen für den Fußgängerverkehr bestimmte Flächen umgewidmet werden und daher der Streupflicht und der Räumungspflicht des Liegenschaftseigentümers unterliegen".

Wissen Sie, was das in ganz Wien heißt? Sie müssen einmal nachschauen, was es da für Radwege gibt. Sie bürden die Schneeräumung den Privaten auf: Dem armen Hausmeister, der noch eine Stunde früher aufstehen muss, oder dem Reinigungsdienst, nur damit die Radwege, die durch den Schnee verdeckt sind, aber auf denen ohnehin kein Mensch fährt, geräumt sind. Das ist wirklich unglaublich! Sie bürden Privaten auf, Ihre Radwege, die sinnlos gebaut werden, auch noch vom Schnee zu räumen. Also etwas Dümmeres habe ich wirklich noch nicht gehört! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Aber es kommt noch schöner, es kommt ja noch viel schöner. Da steht auch die Begründung drin. Es gibt ein Klimaschutzprogramm - das ist auch altbekannt -, man muss reduzieren, daher müssen wir die Radwege ausbauen. Es steht aber drin, und das beschreibt jetzt die Stadt Wien: „Die bestehende Radwegbenützungspflicht gemäß § 68 StVO ist der Förderung des Radverkehrs abträglich. Das Benützen von Radwegen ist innerorts in der Regel langsamer, unkomfortabler und gefährlicher als das Fahren auf der Fahrbahn. Die bestehende Radwegbenützungspflicht zwingt Radfahrer" - und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen -, „auch solche Radwege zu benützen," - die wir bauen und zahlen – „wo sie freiwillig gar nicht fahren würden." (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist Sozialismus pur!)
Meine Damen und Herren! Jetzt frage ich: Ist das die Begründung der Stadt Wien, um die Straßenverkehrsordnung zu ändern? - Da bauen wir Radwege, und dann schreiben Sie hinein, man muss das jetzt alles ändern, da die Radfahrer in Wirklichkeit auf den von Ihnen gebauten Radwegen freiwillig gar nicht fahren würden, weil es so gefährlich und so unkomfortabel ist.

Meine Damen und Herren! Überlegen Sie, was Sie wollen. Wo sollen die Radfahrer fahren - sie sollen ja fahren, gar kein Problem -, und wie machen wir es rechtlich am gescheitesten? Aber mit solchen krausen Ideen, die man ans Ministerium schickt, dass man dort etwas ändert, kann ich nicht viel anfangen, und ich glaube, die Wienerinnen und Wiener auch nicht.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluss zu den Schulen. Auf Seite 84 stehen 8°Zeilen - ich glaube, der Kollege Schieder blättert schon - für die Wiener Schulen, was unglaublich ist. Da ist alles drinnen, von der Hochschule über Technologie-Center bis hin zu Wis-senschaft und Forschung, vollkommen richtig. Nur ist leider auf Seite 84 ... (Zwischenruf von GR Mag Andreas Schieder.) Na, zählen Sie mit, mit der Überschrift sind es 9°Zeilen, glauben Sie es mir.

8°Zeilen, und was da drinsteht, lese ich Ihnen jetzt vor, das muss man nämlich auch vorlesen, auf Seite 84: „Generalsanierungsprogramm für Schulgebäude. Im Rahmen der Wiener Bildungsoffensive" – 8°Zeilen, Bildungsoffensive! – „sind unter anderem große Investitionen im baulichen Bereich vorgesehen. Seit 1999 führt die Stadt Wien ein Generalsanierungsprogramm durch, in dem 33 Schulgebäude mit 44 Schulen baulich generalsaniert und eingerichtet wurden. Ziel dabei ist," - und das ist wichtig – „dass ältere Schulgebäude den Ausstattungsstandards und den Anforderungen der Jetztzeit gerecht werden." Vollkommen richtig, ich bin ja ganz bei Ihnen und habe das auch immer unterstützt. 

Nur gibt es leider ein kleines Problem, und das haben die Verfasser nicht gewusst: Es ist im Budget nicht mehr vorgesehen, es ist dies gestrichen worden! Von den 100 Millionen EUR, die ursprünglich vorhanden waren – 1°Milliarde EUR wäre mehr, aber 100 Millionen EUR -, sind genau 7,7 Millionen EUR übrig geblieben, meine Damen und Herren! Fürs nächste Jahr, für 23 Bezirke und für noch ungefähr 90 bis 100 zu sanierende Schulen, damit für die Kinder in der ersten Phase ihres Bildungsweges die Pflichtschulen dem Jetzt-Standard angepasst werden - wie Sie es selbst hineinschreiben -, den es in Wien in vielen Schulen gar nicht gibt: 7,7 Millio-nen EUR!

Herr StR VBgm Rieder hat keinen Schilling mehr für die Generalsanierung lockergemacht. Es gibt aber bei allen Bezirksbudgets - ich weiß nicht, ob Sie das wissen und ob Sie noch den Kontakt zu Ihrer Basis pflegen, ich tue das -, gehen Sie in Ihre Bezirke, fragen Sie Ihre Bezirksvorsteher nach dem Bezirksbudget: Wie viele Schulen sind bereits im nächsten Jahr zum Sanieren budgetiert? Nur wird leider die Stadt Wien ihren Anteil nicht bezahlen können, weil er in der Kameralistik gar nicht mehr beschlossen ist. Wissen Sie, was das heißt? Dass die Bezirke, wenn sie das ernst nehmen, was sie in den nächsten Wochen in den einzelnen Bezirken beschließen, das in Wirklichkeit aus ihrem Budget machen müssen und sich auf Jahre hinaus verschulden! Darauf wird dann der Stadtrat sicherlich noch eingehen können.

Daher bringen wir einen Beschlussantrag ein und ersuchen um Zustimmung - ich habe erklärt, worum es geht:

„Die Stadt Wien wird aufgefordert, das Generalsanierungsprogramm der Wiener Pflichtschulen in den nächsten Jahren fortzusetzen und auszuweiten. Den Bezirken sind diese Mittel wie bisher zu 90 Prozent aus dem Zentralbudget zu refundieren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung gefordert." (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin es nicht gewöhnt, dass StR Schicker so polemisch ist, aber er hat jetzt etwas gefunden, was ihm sehr gefällt. Er sagt immer: Wenn bei einem Eurofighter zwei Flügel wegfallen, die kosten so viel Geld, da könnten wir den Zentralbahnhof wirklich schon fertig stellen. - Herr Stadtrat, das ist populistisch und polemisch, und in Wirklichkeit könnte er ohne die zwei Flügel abstürzen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Lassen Sie ihn oben fliegen und überlegen Sie, was man sonst machen könnte. Ich habe nämlich ein paar Ideen dazu. 

Ich könnte mir etwa Folgendes vorstellen: Allein schon die 46,8 Millionen, die wir beim Ronacher sinnlos verpulvern, obwohl wir gar nicht wissen, worum es dort geht, könnten wir in die Schulen hineinstecken, das wäre das Erste. (StRin Karin Landauer: Nein, nein, in den Pflegebereich!) Das Zweite: Von den 6°Mozart-Inten-danten - da ist einer zurückgetreten, wir haben ohnehin nur noch 5 - reicht auch einer, Herr Marboe, der reicht. Auch da könnten wir das Geld hernehmen.

Was zum Beispiel überhaupt fehlt, ist, das Künstlerhaus zu sanieren. Das steht überhaupt nicht im Strategieplan. Der Bund ist bereit, dem Künstlerhaus Investitionen zur Verfügung zu stellen, wenn die Stadt Wien 50 Prozent dazuschießt. Streichen Sie 5°Intendanten fürs Mozartjahr - oder vier -, einer reicht auch, der wird das sicher machen, und schon haben Sie wieder ein bisschen Geld fürs Künstlerhaus. 

Meine Damen und Herren! Sie brauchen die Flügel der Eurofighter gar nicht zu stutzen, Sie brauchen nur etwas anderes zu machen. Die Nichtharmonisierung der Landesbeamten bis ins Jahr 2044 beträgt 3,5 Milliar-den EUR. Das Investitionsvolumen der Stadt Wien pro Jahr liegt bei ca 1,3 Millionen EUR. Sie könnten, wenn Sie den Bund gefolgt wären - auch Salzburg und Oberösterreich tun das jetzt (GR Volkmar Harwanegg: Wien Gott sei Dank nicht!) -, die Harmonisierung anpassen und hätten mit einem Schlag innerhalb der nächsten 20 Jahre 3,5 Milliarden EUR. Das entspricht ungefähr den Investitionsquoten von drei Jahren.

Meine Damen und Herren! In Wirklichkeit ist es interessant, das zu lesen, keine Frage. Ich lese das gerne und werde es immer gerne lesen, um mich darüber zu orientieren, was in der Stadt gerade geschieht. Aber ohne zeitliche Zielsetzung ist es ein Handbuch der Beliebigkeit und kein Strategieplan, wie wir ihn uns vorstellen. Vielleicht ist es ein Beamten-Handbuch, das ist auch in Ordnung und durchaus recht. Nur besteht da die Sorge, dass in Zukunft sich jeder das Zuckerl heraussuchen wird, das gerade gefragt sein wird, mit dem man populistisch sein kann und in den Medien unterkommen kann.

Ohne Zeitrahmen gibt es keine Strategie. Deswegen müssen wir diesen Plan ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Schieder gemeldet. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Entschuldigung - eine tatsächliche Berichtigung: Herr GR Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Wenn sich Kollege Madejski zu Verkehrsfragen äußert, bin ich immer hin- und hergerissen, ob man das ernst nehmen soll oder nicht. Heute möchte ich kurz zwei Dinge aus dem Verkehrsbereich tatsächlich berichtigen. 

Erstens, weil es so in die Stimmung passt, Schneeräumen und Radwege: „Es fährt eh keiner mit dem Radl, wenn es schneit." - Ich berichtige tatsächlich: Viele fahren im Winter. (GR Kurth-Bodo Blind: Wenn es schneit?) Ja, auch wenn es schneit. Sie gehen ja auch zu Fuß, Herr Blind, Sie gehen auch zu Fuß, wenn es schneit. Es gibt sogar Leute, die sich Skipässe kaufen, damit sie Ski fahren, wenn es schneit. (StR Johann Herzog: Der Unterschied zum Rad Fahren ...!) Es gibt auch viele Tausende, die mit dem Radl ins Büro fahren, weil sie das gerne tun. Und dieselben, die mich fragen: Hörst, es ist so kalt, es hat minus drei Grad, warum fährst du da, ist dir das nicht zu kalt?, sind auch diejenigen, die bei minus 15 Grad U-Bahn-artig vor den Schleppliften stehen, sich stundenlang in der Kälte anstellen und viel Geld dafür zahlen.

Daher berichtige ich tatsächlich: Es fahren auch im Winter Menschen auf Radwegen mit dem Rad, und darum sollen sie geräumt werden. (StR Johann Herzog: Aber nicht von Privaten!) - Berichtigung eins.

Berichtigung zwei: „Es hat eh jeder Haushalt zwei oder drei Autos." Das ist unrichtig! 40 Prozent der Wiener Haushalte haben nach wie vor kein Auto. Das Problem ist, man sieht sie eben nicht im Stau, diejenigen, die kein Auto haben, weil sie kein Stau sind. Das ist die größte Gruppe. Und die Gruppe derjenigen, die drei oder mehr Autos haben, beträgt 3°Prozent. Es ist unrichtig, dass alle ... (GR Dr Herbert Madejski: Nein!) – Nein, er zieht ein Gesicht. 

Es ist eben falsch, was Sie gesagt haben, und das gehört tatsächlich berichtigt, um vor allem auf eine Verkehrspolitik hinzuweisen, die prioritär Fußgängerinnen und Fußgänger im Auge hat und die daran denkt, dass die Leute in dieser Stadt - wir alle - auch älter werden. Wir sollten nicht so tun, als hätte ohnehin jeder Haushalt drei Autos. Schon aus wirtschaftlichen Gründen ist das falsch und soll das hier berichtigt werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Nächster Redner ist Herr GR Mag Schieder. - Bitte.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der Strategieplan ist ja nicht nur ein heute vorliegender Beschlussvorschlag in gebundener Form, sondern das ist durchaus auch ein Diskussionsprozess gewesen; das steckt auch schon in dem Wort "Strategieplan" drin. Ich bin froh, dass man es nach dem eigenartigen Beginn der Diskussion zum Strategieplan letztendlich doch geschafft hat, zu einer echten Diskussion rund um die Strategie- und Zukunftsfragen der Stadt zu gelangen. Es ist immerhin gelungen - und das möchte ich allen vier Fraktionen hier im Haus zugute halten -, dass es über den Sommer eine echte, lebhafte Diskussion zu den Zukunftsfragen gegeben hat, über Abänderungsanträge und dann auch in den nachfolgenden Gremien der Stadt. 

So gesehen, verwundert mich heute ein bisschen wieder die Geringschätzung, die hier teilweise zum Ausdruck gebracht wird (GR Dr Herbert Madejski: Das war nicht Geringschätzung!), die unter anderem zum Beispiel auch dadurch zum Ausdruck gebracht wird - von wegen Diskussionskultur -, dass die FPÖ hier Anträge einbringt, die niemand von einer anderen Fraktion hier im Haus vorher zu Gesicht bekommen hat. Auch nicht kurz vor dem Einbringen wurde eine Kopie hingelegt, wir kennen die zwei Anträge nicht einmal, die Sie eingebracht haben. Wenn man sich erwartet, dass andere zustimmen, dann sollte man es den anderen wenigstens vorher zeigen. Anscheinend ist das nur ein billiger, polemischer Versuch mit einem Show-Effekt; aber der Show-Gehalt ist relativ gering, wenn Madejski zwei Zettel nach hinten reicht. 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich, das ist keine Art, wenn man zusammenarbeitet. Man hat das auch schon oft diskutiert, und ich möchte das wirklich sagen, dass es absolut keine Art ist, hier irgendwelche Anträge so einzubringen. Da braucht man sich dann auch nicht zu erwarten, dass irgendwer Sie ernst nimmt, nämlich weder die Anträge noch generell Ihre Politikansätze. (Beifall bei der SPÖ.) 

Visionen, Strategien, Leitbilder: Ich möchte betonen, der Strategieplan ist auf seinen 150 Seiten voll von Visionen, Ideen und Leitbildern, aber auch von den Handlungsspielräumen und den Problemfeldern, in denen wir uns befinden. Ich für mich würde ihn so zusammenfassen, dass ich sage: Er ist unser Leitgedanke, unser Leitbild einer generell integrierten Gesellschaft, in der es eben kein Auseinanderdriften gibt oder in der versucht wird, das Auseinanderdriften der Gesellschaft zu verhindern, sowohl im Sozialen als auch im Wirtschaftlichen, sowohl im Kulturellen als auch in der räumlichen Ausprägung. Es ist sowohl der Strategieplan als auch die Politik der Stadt der Versuch, dem Laisser-faire-Zugang, dass man ohnehin nichts ändern kann, irgendwie doch etwas entgegenzusetzen und hiefür auch Ansätze zu finden. 

Aber selbstverständlich ist ein Strategieplan kein Bruch, sondern viele Ideen waren ja auch schon vorher Ideen der sozialdemokratisch gefärbten Stadtpolitik, und ebenso der Stadtpolitik, als noch der erste Strategieplan unter Bernhard Görg entwickelt wurde. So gesehen, kann man hier auch, wie Christoph Chorherr gemeint hat, keine Brüche erwarten, sondern natürlich ist es ein Innehalten, ein Zusammentragen all dessen, was diskutiert wird und was an Projekten da ist, was an Ideen da ist, was an Analysen da ist. Es ist ein kurzes Innehalten, Diskutieren und dann wiederum Weitermachen. So gesehen, halte ich auch den Strategieplan für eine durchaus gangbare Methode, um einmal in den Spiegel zu blicken und in vielen Bereichen genauer zu schauen, wo wir stehen. 

Allerdings soll es nicht nur ein Dokument sein, in dem viele Worte und schöne Analysen enthalten sind, sondern es muss auch konkrete Angebote geben. Daher sind eben auch 42 strategische Projekte formuliert worden, wovon 24 komplett neue Projekte sind; die anderen sind teilweise vom alten Strategieplan her - mit dem alten Strategieplan meine ich den davor beschlossenen - noch in Weiterführung, und natürlich teilweise auch Projekte des alten Strategieplans, die schon fertig realisiert wurde. - So viel zur Methode.

Vielleicht noch zu ein paar inhaltlichen Punkten, die hier erwähnt worden sind, zunächst zu den Parallelwelten: Ich habe, glaube ich, schon in der Leitphilosophie versucht, unseren Ansatz klar darzulegen. Ich halte, ehrlich gesagt, von dieser Diskussion nicht allzu viel, weil sie nämlich falsch geführt wird und weil sie erstens einmal in den aktuellen Parallelwelten - Muslime, katholische Gesellschaft - das Dasein der Leute auf religiöse Einstellungen reduziert. (GR Mag Christoph Chorherr: Wer sagt denn das?) Das ist in einer säkularisierten Welt schon einmal vollkommen falsch, weil für die meisten Leute die Religion nicht das Haupt-Identifizierungsmerk-mal ist. (GR Mag Christoph Chorherr: Parallelgesellschaft ist nicht die Religion!) - Wenn man die Zeitungen liest, ist es sehr wohl so und ist das sehr gut zu erkennen. 

Gleichzeitig sage ich auch, natürlich segmentiert sich eine Gesellschaft. Es gibt, wie gesagt, verschiedene Welten, aber nicht nur in dem Bereich, in dem es darum geht, welcher ethnischen Abstammung man ist, auch welchen religiösen Bekenntnisses, welcher politischen Überzeugung man ist, welcher Freizeitkultur man anhängt, welcher sexuellen Orientierung man anhängt, welchen Musikgeschmack man hat, welche Weggehbedürfnisse man hat. Ist man gerade ganz jung und ohne Kind? Hat man kleine Kinder? Ist man schon älter? Wie auch immer, die Gesellschaft segmentiert sich nach verschiedenen Kriterien. Es heißt nur, das trotzdem nicht zu negieren und zu sagen: Na gut, es ist alles eins!, sondern natürlich auch Maßnahmen zu setzen, die die Gesellschaft in segmentierten Bereichen wieder zusammenführt. 

Da ist es, glaube ich, notwendig, dass die öffentliche Hand eingreift und ihre Angebote erstellt: Ein öffentliches Schulsystem, das genau auf diese Fragestellungen eingeht; ein öffentliches Bildungssystem, auch universitäres Bildungssystem; Angebote in der Mobilität, im Freizeitbereich und in all diesen Bereichen, die sich auch wie ein roter Faden durch den Strategieplan ziehen. Daher greift, glaube ich, nicht nur der Vorwurf und die Ansage in Wirklichkeit viel zu kurz, sondern ganz im Gegenteil, genau davon handelt auch der Strategieplan.

Zweiter Bereich: Arbeit und Wirtschaft. Gerade das ist natürlich der Bereich, in dem eine Stadt wie Wien nicht sagen kann: Wir regeln das selbst. Wirtschaft ist zunehmend globalisiert, schwer beeinflussbar und von vielen externen Faktoren abhängig. Gleichzeitig kann man, glaube ich, nicht einfach sagen, man tut gar nichts, sondern man hat hier auch einige Ansatzpunkte, die eine Stadt setzen kann, betreffend etwa die Cluster-Initiativen, die im Strategieplan ausreichend dargestellt sind, oder die Wissensgesellschaft, die darauf aufbaut, auch hier in der Stadt Wissen zu managen und Angebote zu schaffen, die genau dem entsprechen. 

Eines möchte ich aber schon sagen, und dazu habe ich mir auch einige Textpassagen herausgesucht. Es ist eben nicht einfach Lobhudeln, sondern es ist genau so, dass hier auch kritisch analysiert wird, wo wir in der Gesellschaft überhaupt stehen und wo überhaupt unsere Handlungsspielräume als Stadt liegen. Hier ist zum Beispiel auch das Alleinstellungsmerkmal, die Unique Selling Position, der Stadt umrissen, weil sich daraus auch die Chancen ergeben. Das wirtschaftpolitische Leitbild zielt durch eine aktive Nutzung der Chancen bei gleichzeitiger Beachtung der sozialen Ausgewogenheit auf die Forcierung von Stärken, und damit soll eben auch die Wettbewerbsfähigkeit der Wiener Wirtschaft und zugleich das Ausmaß der Beschäftigung gesteigert werden. Im Zentrum steht die Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft.

Es geht dann seitenweise so weiter, und es werden hier auch einige Projekte - sowohl angedachte Projekte als auch schon in Umsetzung befindliche Projekte - genau formuliert und ausgeprägt, womit auch die Strategie der Stadt ergreifbar, erfahrbar und letztendlich messbar wird. Dazu stehen wir, und ich glaube, zu dem können wir ganz entspannt stehen, weil es auch im Nachhinein beurteilbar und messbar ist.

Der zweite Bereich, der hier angesprochen worden ist: Einkaufsstraßen versus Einkaufszentren. Da verstehe ich einerseits die ÖVP überhaupt nicht, das sage ich ganz ehrlich. Ich frage mich eines - ich selbst bin zur Wirtschaftskammerwahl nicht wahlberechtigt, bin da also kein Ansprechpartner, aber ich frage mich schon, wie es die Mehrheitsfraktion in der Wirtschaftskammer eigentlich schafft (Zwischenruf von GR Mag Alexander Neuhuber), den ganzen Tag lang einem Teil ihrer Mitglieder eines vor den Bug zu knallen, nämlich ihnen immer wieder zu sagen: Wir wollen euch nicht, wir wollen nicht, dass ihr dort und dort ein Geschäft habt. - Das sind ja auch alles Geschäftsleute, die die Einkaufszentren machen! Ich finde es sehr interessant, wie das doch funktioniert, ohne dass die einmal sagen: Liebe Wirtschaftskammer, seid ihr für uns nicht da? - Diese Frage wäre auch einmal zu stellen, und die werden wir vermutlich auch irgendwann einmal der ÖVP stellen. 

Gleichzeitig sage ich noch, ich finde es ein bisschen frech, bei den Versäumnissen, die Sie als ÖVP eigentlich im Umland rund um Wien gemacht haben - nämlich überhaupt keine Handlungsstrategie dafür zu haben (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Die SPÖ Niederösterreich ist jetzt dagegen!), dass rund um Wien ein Einkaufszentrum nach dem anderen aus dem Boden gestampft worden ist, unter Applaus eröffnet von ÖVP-Landesräten, ‑Lan-deshauptmännern und ‑Bürgermeistern -, jetzt auf einmal daherzukommen und zu sagen: In Wien muss das gemacht werden! Hätten Sie das rechtzeitig erkannt und es daheim in Niederösterreich einmal getan, wo Sie Ihre politischen Mehrheiten und auch die Umsetzungskraft haben, dann hätten Sie es schon längst tun können. Hier in Wien jetzt davon zu reden, ist ein bisschen kurzsichtig! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte noch sagen, dass die Strategie der Stadt in Bezug auf Einkaufszentren eine genau differenzierte Strategie ist und dass man nicht sagt, so wie auch die Politik im täglichen Ausmaß ist, wir wollen natürlich die Einkaufsstraßen erhalten, und es finden sich hier im Strategieplan - weil es geheißen hat, es sind nur ganz wenige Zeilen -, ich kann jetzt auch die Seiten nennen, wenn ich da kurz einmal durch den Dschungel meiner Lesezeichen hindurchblättere: Nahversorgung ist zum Beispiel auf Seite 137 und folgenden ausreichend analysiert und auch dargestellt. Hier sage ich nur: „Die Urbanität und Nutzungsmischung in den dicht verbauten Gründerzeitvierteln betrifft neben dem Wohnen vielfältige weitere wirtschaftliche Funktionen."

Es geht dann noch weiter: „Wenn auch ein beträchtlicher Teil der Geschäftsstraßen durch das geänderte Kaufverhalten - den Trend zum Indoor-Shopping in Einkaufszentren, aber auch durch andere Rahmenbedingungen - Bedeutungsverlust aufweist beziehungsweise durch grundlegende Umstrukturierungen geprägt ist, soll den Geschäftsstraßen auch in Zukunft - wenn auch teilweise in geänderter Form, zum Beispiel stärkerer Themenspezialisierung in innerstädtischen Lagen, mehr lokaler Versorgungsfunktion außerhalb des Gürtels - eine entscheidende Bedeutung zur Erhaltung der Lebensqualität und Charakteristik in den Wiener Bezirken zukommen." Dies kann durch koordinierte Vorgangsweise geschehen. Und dann ist hier noch Genaueres angeführt, zum Beispiel, was man mit den Wiener Märkten vorhat, und alle diese Dinge. Es wird weiters in Untergruppen unterteilt, um zu zeigen, wie es in diesem Bereich weitergehen soll. Daher kann man hier, glaube ich, auf keinen Fall sagen, dass man in diesen Fragen einfach wegschaut.

Ich möchte zum Schluss kommen, weil in dieser Diskussion ohnehin schon genug gesagt worden ist. - Es ist ein Strategieplan, der die Analyse des Zustands, der Handlungsspielräume und der Möglichkeiten festlegt und auch gleich darlegt, wo die Stadt hin will und wie sie diese Handlungsmöglichkeiten nutzen will. Es ist kein Planungsdokument im klassischen Sinne, im stadtplanerischen Sinne. Denn wir befinden uns ja auch in der Diskussion zum Stadtentwicklungsplan, welcher dann die räumliche planerische Umsetzung dieser Leitideen des Strategieplans sein wird. In diesem Sinne ist es notwendig, diese Diskussion über den Strategieplan in die Diskussion über den Stadtentwicklungsplan hinein zu transferieren und dort weiterzuführen, weil dort auch die räumliche Ausbildung getroffen wird. Er ist derzeit ebenfalls in Diskussion, daher halte ich auch nichts davon, jetzt schon Anträge zu beschließen, die ganz genaue Detailpräzisierungen für den Stadtentwicklungsplan fest-legen, weil wir ja hier auch erst am Beginn der Diskussion stehen. Aber dort wird letztendlich auch die räumliche Ausformulierung der Strategien enthalten sein.

Abschließend: Es ist ein Dokument, das nicht nur heute hier beschlossen werden soll, und dann stellen wir alle es in unsere Bücherschränke, freuen uns darüber und sagen, es ist ja nur ein SPÖ-Modell - was übrigens nirgends hier im Haus als Vorwurf zu verstehen ist, sondern höchstens als Lob, weil ja genau das es ist, was auch den guten Zustand der Stadt mit verursacht -, sondern es soll auch eine Sache sein, die wir laufend evaluieren und in einem Monitoring-Prozess überprüfen: Wo stehen wir heute?

Ich sage auch dazu: Strategieplan heißt, dass man teilweise auch sagt, es haben sich Rahmenbedingungen verändert und man muss einen Strategiewechsel machen. Aber was man sich nicht zu erwarten braucht, ist dass jetzt immer darauf hingewiesen wird, hier ist wieder ein Teil eines Projekts, das auch im Strategieplan vorgekommen ist, realisiert worden, sondern es wird unsere permanente Aufgabe auch in der Politik hier im Hause sein, das umzusetzen. Und alle Schritte, die wir hier setzen, sind eben Teil dieser Umsetzung des Strategieplans.

So gesehen, geht es auch nicht darum, hier eine Zeitachse vorzulegen, in der man dem Kollegen Madejski genau hinschreibt, hier, jetzt, dann und wann haben wir wieder etwas aus dem Strategieplan umgesetzt, sondern wir haben den durchgearbeitet, wir kennen ja auch unsere Beschlüsse, die wir in Zukunft setzen werden, und dann wird uns auch klar werden, dass wir permanent an der Umsetzung des Strategieplans arbeiten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Kenesei gemeldet.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es sind zwei Themen zum Strategieplan, die ich heute in meinen 20 Minuten näher betrachten möchte, wobei sich ein Teil nicht nur mit der Strategie, sondern auch mit dem Umgang der Parteien hier im Haus beschäftigen wird, nämlich dem Umgang zwischen dem Stadtrat, wenn er einen Debattenbeitrag bei der Budgetdebatte abliefert, und den Parteien, die es jetzt wagen, Entscheidungen hier im Haus zu kritisieren.

Herr StR Schicker, Sie haben gestern in der Debatte zur Stadtplanung unter anderem zum Projekt "Einkaufszentrum Prater" Stellung bezogen. Sie haben dann darauf hingewiesen, dass alles, was Neuhuber, Kenesei und Konsorten von sich geben, aus der Luft gegriffen ist, völlig falsche Zahlen sind, dass wir wider besseren Wissens argumentieren und alles eigentlich überhaupt nicht stimmt, was von den Oppositionsparteien zum Thema Einkaufszentrum Prater gesagt wird.

Unter anderem haben Sie uns mitgeteilt, dass es auch mit diesen 27 000 Quadratmetern Verkaufsfläche so überhaupt nicht stimmt, denn das ist eigentlich gar nicht fix, das ist nirgends vereinbart. Sie haben uns mitgeteilt, dass Sie den Vertrag und auch alle Vertragspunkte genau gelesen hätten, Sie haben uns mitgeteilt, dass wir offensichtlich nicht rechnen können und so weiter und so fort.

Herr StR Schicker, ich habe jetzt den Vertrag mit. Ich weiß nicht, ob Sie ihn auch in dieser Fassung haben, denn zur vorherigen Einsicht ist es ja nur an den Wohnbaustadtrat gegangen. Ich kenne auch Ihr persönliches Verhältnis zum Wohnbaustadtrat nicht und weiß nicht, ob er Ihnen alle Aktenstücke zeigt und im vollen Umfang zur Verfügung stellt. Ich gehe aber doch davon aus, dass Sie nicht so böse miteinander sind, dass Sie also über so wichtige Sachen nicht mehr miteinander reden.

In diesem Aktenstück gibt es unter anderem ein Schreiben der Wien Holding, und es würde mich schon interessieren und es würde mich sogar freuen, wenn Sie als Stadtrat oder ein Debattenredner von der SPÖ darauf eingehen würde, denn Sie haben gestern so getan, als ob das alles sakrosankt wäre. Das, was Sie sagen, gilt, und alles, was alle anderen sagen, ist falsch und passt nicht. Es gibt in diesem Aktenstück ein Schreiben der Wien Holding vom 28.6.2004, in dem genau angeführt ist, welche Liegenschaften in welcher Größenordnung mit welcher Bebauung vorgesehen sind. Die Liegenschaft 1, Parkplatz beim Ernst-Happel-Stadion, Ausmaß rund 27 000 Quadratmeter vermietbare Nettonutzfläche – vermietbare Nettonutzfläche, nicht irgendwelche Gesamtflächen oder sonst was –, Einkaufszentrum City-Center Prater.

Und dann gibt es ein paar Seiten weiter die Aufstellung. Das sind exakt 27 125 Quadratmeter. Nutzung: Geschäfte, Stadion-Parkplatz. Jetzt haben Sie gestern irgendetwas davon erzählt, dass da die Parkplätze noch abgerechnet werden, und wer weiß, wie viel dann übrigbleibt, da wird man erst sehen, wie sich das alles entwickelt. – Da wird sich nichts mehr entwickeln, denn da drinnen ist fixfertig die Größenordnung festgeschrieben, und ich gehe davon aus, dass Sie so gut wissen wie ich, welches Gewicht Verträge haben, auch wenn es – und jetzt schwäche ich es ab – ein Vertrag ist, der zwischen der Stadt Wien und einer stadteigenen Gesellschaft abgeschlossen ist. Auch diese Verträge sind im Normalfall einzuhalten.

Jetzt noch ein Wort zu Ihrer Parkplatzrechnung. Die hat mich ja immens amüsiert, und ich glaube, auch Kollege Neuhuber wird dann noch näher darauf eingehen. Sie haben gesagt, diese 27 000 Quadratmeter, das ist ja das Gesamte, da muss man dann noch die Parkplätze und alle anderen Flächen abziehen. Wenn wir diese Rechnung anstellen, die Sie vermeinen mit den Parkplätzen anstellen zu können – ich weiß nicht, wem Sie die G'schichtln erzählen wollen –, so wird da vorgerechnet, wie groß und wie teuer die prozentuelle Berechnung dieser Flächen ist. Wenn tatsächlich diese 1 326 Stell-plätze mit einem angenommenen Flächenverbrauch von 25 Quadratmeter pro Fahrzeug auf diesem Standort errichtet werden, dann kommen wir auf 33 150 Quadrat-meter. Zieht man diese 33 150 Quadratmeter jetzt von der Gesamtnettonutzfläche, die zur Verfügung steht, nämlich von 27 125, ab, dann werden alle, die dort was errichten wollen, ein ziemliches Problem bekommen, denn bei dieser Rechnung fehlen nämlich noch etwas mehr als 6 000 Quadratmeter. 

Jetzt weiß ich nicht, bringen die das noch mit. Ich habe keine Ahnung, wie Ihre Rechnung ausgesehen hat, auf alle Fälle, so, wie Sie es hier dem Gemeinderat vorgegaukelt haben und erzählt haben, kann die Rechnung nicht stimmen. Das ist einmal der eine Punkt, wo ich mir denke, das sollte doch von einem amtsführenden Stadtrat etwas ehrlicher und etwas richtiger beantwortet werden und nicht in einer polemischen Floskel irgendwie der Opposition nachgesagt werden: Ihr habt alle keine Ahnung, ihr könnt alle nicht rechnen und außerdem kennt ihr euch auch nicht aus. – Soweit zu diesem Punkt.

Noch ein zweiter Punkt zum Prater, und da möchte ich mich mit dem Kollegen Hora beschäftigen. Bei der Beschlussfassung des letzten Plandokuments, wo die Opposition dagegen gestimmt hat, eben wegen dieses Einkaufszentrums Prater (GR Karlheinz Hora: Das steht in keinem Plan drinnen!) Bitte, was? (GR Karlheinz Hora: Das war nicht im Plandokument!) – das war nicht im Plandokument, ich komme auch zu diesem Punkt –, haben sowohl ich als auch der Kollege Neuhuber in seinem Debattenbeitrag dezidiert darauf hingewiesen, dass sich unser Voting hier herinnen, gegen diesen Flächenwidmungsplan zu stimmen, nicht gegen die gewünschte und sinnvolle Neugestaltung des Hakoah-Sportplatzes richtet. Sie können es im Protokoll bei meinem Debattenbeitrag und beim Debattenbeitrag des Kollegen Neuhuber nachlesen. Das, was Sie im Anschluss daran mit Ihrem Artikel im Bezirksjournal daraus gemacht haben, ist eine bodenlose Frechheit, und ich weiß Sie jetzt einzuschätzen, Herr Kollege Hora. Mit Ihnen möchte ich in Wirklichkeit eigentlich nichts mehr zu tun haben. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora)
Wir haben hier heraußen dezidiert gesagt, dass unser Stimmverhalten, unsere Stimmen gegen diesen Flächenwidmungsplan nichts mit der Hakoah zu tun haben, und Sie haben nichts anderes zu tun, als einen dümmlichen, schlechten, auf Ihrem Niveau befindlichen Artikel in eine Zeitung zu geben und der ÖVP und den GRÜNEN zu unterstellen, wir hätten dagegen gestimmt, weil es sich dabei um die Flächen für die Hakoah handelt. Was Dümmeres hätte Ihnen nicht einfallen können. Wirklich wahr! (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)
Ich komme jetzt zu einem wesentlichen Punkt des Strategieplanes – zu einem aus unserer Sicht wesentlichen Punkt –, nämlich zu dem gesamten Bereich, der sich mit den Grünflächen, Grünanlagen, mit den Sww-Flächen, mit den landwirtschaftlichen Flächen, also mit all den Bereichen auseinander setzt, die schützenswert sind, also der Bereich, der für Wien eine hohe Lebensqualität darstellt, der auch in internationalen Vergleichen immer als ein Parameter genommen wird, bei dem Wien sehr gut abschneidet und wo durch ambitionierte Vorarbeiten von vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hier im Magistrat immer wieder gegen die Begehrlichkeiten der – Anführungszeichen – Baulobby gekämpft wird, um Flächen sicherzustellen, um Flächen dem Grünland, dem Grüngürtel für Wien zu sichern.

Nächstes Jahr am 5. Mai jährt sich zum 100.°Mal ein richtungweisender Beschluss dieses Wiener Gemeinderates, nämlich am 5. Mai 1905 wurde der Wiener Grüngürtel beschlossen. Es geht uns aber auch darum, wenn es schon ein Jubiläum gibt – und 100 Jahre sind durchaus ein Zeitraum, den man feierlich begehen kann, denn das ist etwas, was diese Stadt lebenswert und liebenswert gemacht hat, dass sie wirklich eingebettet ist in üppigen Grünraum, der bei anderen Städten nicht so ausgeprägt ist –, auf etwas anderes hinzuweisen: Wir haben am 29. November 1995 in Fortführung dieses Grüngürtels und dieses Beschlusses den "Grüngürtel Wien – übergeordnetes Landschafts- und Freiraumkonzept für Wien, 1°000-Hektar-Plan" hier im Gemeinderat gehabt, und der wurde auch mehrheitlich beschlossen. 

Dieses Freiraumsystem umfasst etwas mehr als 19 000 Hektar mit der Zielsetzung, den Grünraum in Wien und rund um Wien zu schließen. Das Interessante war, dass gleichzeitig mit diesem Beschluss – das haben viele vergessen, leider auch viele der Planerinnen und Planer und vor allem die, die gerne bauen in Wien – ein konkreter Auftrag zur Umsetzung der beschlossenen Zielvorstellung von diesem Gemeinderat hier ausgesprochen wurde. Die Zielvorstellungen waren Maßnahmen der Widmung, Maßnahmen der Ausgestaltung und Maßnahmen zum Ankauf von Flächen, denen dieser 1°000-Hektar-Plan zugrunde gelegt ist, in dem klar erkennbar ist, wo es vorrangige Flächen gibt, die angekauft werden sollen, Flächen, die durch Widmung sicherzustellen sind, beziehungsweise Flächen, die durch eine nachträgliche Ausgestaltung diesem Grüngürtel zugeschlagen werden sollen.

Das Problem, das wir heute haben und auf das dieser Strategieplan in Wirklichkeit keine Antworten gibt – und ich befürchte, auch der irgendwann nächstes Jahr vorliegende Stadtentwicklungsplan wird es nicht tun –, ist, eine positive Bilanz zu ziehen. Es gibt eine Flächenbilanz bis zum Jahr 2000, die betreffend der Widmung in keinem der relevanten Plandokumente die Realisierung des Grüngürtels als vorrangiges Ziel genannt gehabt hat. Wir haben ausschließlich Plandokumente gehabt, die sich mit Neubauten, Umwidmungen zu Umbauten und zu neuen Bauflächen auseinander gesetzt haben. Wir haben kein einziges Plandokument gehabt, dessen ursprünglicher Ausgangspunkt die Sicherung und Ausgestaltung des Grüngürtels gewesen ist. In der Widmungskategorie Sww, Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel, kam es zwar zu einem Zuwachs von zirka 500 Hektar, allerdings hat es im selben Zeitraum einen Verlust von etwa 500 Hektar landwirtschaftlichen Flächen, ländlichen Gebieten gegeben, die in Bauland umgewandelt wurden. Das heißt, die Nettobilanz ist nahezu null. 

Bezüglich der Ausgestaltung von bereits gewidmeten Sww-Flächen zur Nutzung der Bevölkerung gibt es leider kein Datenmaterial. Nur die MA 49, das Forstamt und die Landwirtschaftsbetriebe der Stadt Wien, werden hier positiv genannt. 

Die tatsächliche Bilanz für Einlösung, Tausch und Ankauf beläuft sich auf eine Größenordnung von nicht ganz 50 Hektar. Das ist Ihr Beitrag zur Sicherung des Grünraumes, des Grüngürtels und zur Verbesserung dieser Situation. Diese 50 Hektar entsprechen in etwa 0,3 Prozent des angestrebten Ziels. 0,3 Prozent des angestrebten Ziels sind derzeit realisiert. Wir bewegen uns auf ähnlich schwachen Beinen wie beim Kyoto-Ziel und bei allen anderen Maßnahmen, die hier im Gemeinderat zwar vollmundig und mit blumigen Worten beschrieben und beschlossen werden, die aber dann in der Realisierung draußen ganz anders aussehen.

Vor allem in den letzten drei, vier Jahren zeigt sich eine Flächenwidmungspraxis, die deutlich macht, wieso es eigentlich diesem Grünraum, diesen wichtigen Nah-erholungsgebieten, diesen Sww-Flächen und landwirtschaftlich genutzten Flächen derart an den Kragen geht. Es hat sich eine Flächenwidmungspraxis eingeschlichen, die unter dem fadenscheinigen Titel "Neue Siedlerbewegung" verstärkt Flächen des Grüngürtels in Bauland Wohngebiet umwidmet. 

Ein Beispiel – das werden wir demnächst im Ausschuss beziehungsweise hier im Gemeinderat haben – ist der Flächenwidmungsplan 7541 im 22. Bezirk, Breitenlee. Bei diesem Flächenwidmungsdokument wird sogar ausdrücklich darauf hingewiesen, dass man sich eigentlich mit dieser Baulandwidmung in einer ausgewiesenen Fläche des 1°000-Hektar-Plans befindet und dann heißt es so nett in der Begründung: „Nach Abwägung der Vor- und Nachteile einer solchen Entwicklung soll dies auch, entgegen den überörtlichen Konzepten, insbesondere des 1°000-Hektar-Plans, die eine grünräumliche Entwicklung für dieses Gebiet vorgesehen haben, erfolgen." 

Jetzt, meine sehr geehrten Damen und Herren, würde mich interessieren: Wie ernst nehmen wir uns alle hier herinnen noch? Wir haben jetzt einen Strategieplan vorliegen, mit Projekten, wo Parameter beschrieben sind, wo Rahmenbedingungen beschrieben sind, die einzuhalten es an und für sich der Stadt nicht schwerer und nicht leichter machen würden als bis jetzt. Das Problem ist aber, dass gerade die Bereiche, die nicht stark vertreten sind, die keine Lobbyisten in den diversen Bereichen sitzen haben – und das ist nun einmal der Grünraum, das sind nun einmal die Freiflächen, das sind die Sww-Flächen, das sind die landwirtschaftlichen Flächen –, immer auf der Strecke bleiben. 

Es hat seit 1995 keinen Flächenwidmungsplan gegeben, in dem es zu Gunsten des Grünraumes, in dem es zu Gunsten des Sww-Gebietes eine Widmung gegeben hat. Es hat immer Abstriche für den Freiraum gegeben und immer Zuschläge für das Bauland gegeben. Wir haben es seit dem Beschluss des Grünraumkonzeptes, des 1°000-Hektar-Plans nicht geschafft, auch nur ein einziges Mal – kein einziges Mal, nicht einmal in den Randgebieten der Stadt, weder im 10. Bezirk noch im 23. noch im 21. oder 22. Bezirk – tatsächlich netto ein Plus für den Grünraum zu schaffen, widmungsmäßig abzusichern, von Ausgestalten ist schon überhaupt keine Rede. 

Das einzige, was derzeit tatsächlich passiert, ist im Süden von Wien auf massiven Druck der Bevölkerung endlich bei den Grundäckern einen kleinen Teilbereich, der jetzt als Bad ausgestaltet wird, tatsächlich so umzusetzen, wie er eigentlich im ursprünglichen Konzept drinnen gewesen ist. Das sind die ersten 6 000 Quadrat-meter, die tatsächlich mit einer Widmung versehen, mit dem notwendigen Ankauf versehen auch so ausgestaltet werden, dass in der Flächenbilanz tatsächlich netto ein Plus vor der Zahl steht. 

Und das ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, fast 10°Jahre nach dem Beschluss des 1°000-Hektar-Plans und fast 100 Jahre nach dem Beschluss "Grüngürtel in Wien" eine mehr als traurige Bilanz für eine sozialdemokratische Fraktion, die sich immer das grüne Wien, nämlich jetzt nicht von den Parteifarben her, sondern von den Wiesen- und Waldfarben her, auf ihre Fahnen geheftet hat und immer wieder mit "ach, wir sind doch so ökologisch, ach, bei uns ist alles so super" hausieren geht. Im Bereich der Nettobilanz sowohl bei Grünraum, Freiraumgestaltung, Ankauf als auch bei den Widmungen ist Ihre Bilanz eine negative.

Aus diesem Grund bringen der Kollege Maresch, Christoph Chorherr und ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat bewertet die vielfältigen Landschaftsräume, wie etwa Wienerwald, Donauraum, Wiener Becken, Marchfeld und Bisamberg mit ihren un-terschiedlichen geographischen, klimatischen und bio-logischen Ausprägungen und Landschaftsbildern als gleichwertig schützenswert und spricht sich für die reale Schließung des Grüngürtels aus. 

Die Siedlungsgrenzen sollen im Stadtentwicklungsplan 2005, STEP 05, verbindlich festgelegt werden, als Verordnung gesetzlich verankert, sodass keine widersprechenden Flächenwidmungs- und Bebauungspläne zur Beschlussfassung vorgelegt werden können. 

Weiters spricht sich der Wiener Gemeinderat in Bezugnahme auf die Beschlüsse von 1905 und 1995 dezidiert für die Umsetzung der notwendigen Maßnahmen wie Widmung, Ausgestaltung, Ankauf für die Erreichung der Zielvorstellungen Grüngürtel Wien aus.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie haben versucht, viel in den Strategieplan hineinzustopfen.
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Kollege Kenesei, ich ersuche Sie um den Schlusssatz. Ganz kurz. Sie sind schon über der Zeit.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Ich bin schon beim Schlusssatz. Ich wäre schon fertig.

Ich glaube, dass gute Ansätze gefunden wurden, dass aber gerade bei dem Bereich der ökologischen Nutzung der Flächen, gerade beim Umgang mit den Frei- und Grünflächen der Stadt noch viel Arbeit auf uns wartet. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Weil es jetzt sehr gut zum Beitrag des Kollegen Kenesei passt, der sich ein bisschen mit dem Umgang der Mehrheitsfraktion in diesem Haus mit der Opposition auseinander gesetzt hat, möchte ich auf eine Bemerkung vom Herrn Kollegen Schieder in seiner Wortmeldung kurz eingehen. 

Herr Schieder, Sie haben, wenn ich Sie jetzt etwas freier interpretieren darf, zu Beginn Ihrer Rede gemeint: Wozu regen sich denn die Oppositionsparteien überhaupt auf? Sie haben ja eh am Plan mitgearbeitet, und jetzt passt es ihnen nicht mehr. – Ich halte die Tendenz dieser Wortmeldung für besonders unfair und besonders kontraproduktiv, und zwar kontraproduktiv gegenüber dem Geist, der uns eigentlich alle hier, Regierungs- und Oppositionsparteien, einen sollte: Im besten Sinne, jeder auf seine Art und Weise, jeder vor dem Hintergrund seiner Ideologie, aber im besten Sinne zum Wohle dieser Stadt zu arbeiten. Wenn Sie so etwas sagen, nehmen Sie uns quasi dieses Recht, denn dann können wir uns nirgends mehr produktiv einbringen, können nirgends mehr mitarbeiten, denn dann heißt es nämlich nachher: Na, ihr ward ja eigentlich eh dafür, was regt ihr euch denn jetzt auf? 

Und genau diese Befürchtung, die Sie jetzt auch wieder bestätigt haben, war der Grund, dass wir einer einmal kurz aufblitzenden Idee, vielleicht einzelne Kapitel eines Strategieplans außer Streit zu stellen, außer Frage zu stellen und ihnen zuzustimmen, von vornherein eine Absage erteilt haben. 

Also ich bitte da wirklich, mit der Opposition sehr vorsichtig umzugehen. Herr Kollege Oxonitsch, Sie schütteln den Kopf. Wie war es denn gemeint? Vielleicht lesen wir es nach, wie es gemeint war. Jedenfalls: Nur weil wir mitarbeiten, bedeutet das keine Zustimmung und sollte bitte auch nicht so interpretiert werden. Das nimmt uns nicht das Recht, dass wir nachher kritisieren, was uns kritisierenswert erscheint, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt komme ich zum Strategieplan selbst. Im ersten Satz der Einleitung sagt der Herr Bgm Häupl, Wien hat Visionen – dieses Wort wurde heute ja auch schon des Öfteren gebraucht –, es gibt offensichtlich nur einen eklatanten Disput darüber, was dann wirklich als Vision dort drinnen steht und was nicht. Die Opposition kommt relativ geschlossen zu dem Ergebnis, dass kaum Visionen vorhanden sind. Ich glaube, man muss aber ein bisschen differenzieren. Das ist mir nämlich jetzt bei der Schieder-Wortmeldung aufgefallen. 

Man muss differenzieren: Es gibt keine Visionen für die positive Entwicklung dieser Stadt in dem Strategieplan, aber es gibt sehr wohl gesellschafts- und parteipolitische Visionen. Das haben wir vorhin gerade gehört. Die Vision ist die integrierte Gesellschaft, wie der Vorredner von der Sozialdemokratie gesagt hat, aber es ist uns viel zu wenig die Vision enthalten, wo Wien in 15, in 20 Jah-ren stehen soll, was sich in dieser Stadt positiv weiterentwickeln soll.

Ich glaube, jeder Bereichssprecher und jedes Ausschussmitglied hat sich mit diesem Plan, mit diesem Papier sehr intensiv auseinander gesetzt, und es wird den anderen nicht unähnlich wie mir gegangen sein. Es ist wirklich extrem schwer, sich einzuarbeiten. Wie Thurnher sagt, man steht dem, zumindest als Laie, fast hilflos gegenüber. Und warum? Weil es eine Aufzählung von Kapiteln ist. Aber nicht nur eine Aufzählung von Kapiteln, denn wenn Sie es sich einmal unter einem anderen Gesichtspunkt anschauen, meine Damen und Herren, ich habe mir diesen – unter Anführungszeichen – "Spaß" gemacht und zähle Ihnen einmal ein paar Dinge aus dem Strategieplan auf: Centrope, Jordes, Ten, Central, SUM, ARC, LAMO, CSP, WWTF, LOGON, EDGATE, CER, CONVIBA, WIST, INTERREG, PAXIS, TECNOMAN, UTN, PRESUD, DIANE CCC, LISA, LA-MO, FRECH und und und. 

Das war jetzt keine außerirdische Sprachverirrung, sondern das waren die vielen, vielen Abkürzungen, die dort als Kapitelüberschriften und für die Projekte stehen. Das ist wirklich nicht gerade einfach, sich da hineinzuarbeiten, meine Damen und Herren.

Eine Schwalbe macht bekanntlich keinen Sommer, und 42 Einzelprojekte, meine Damen und Herren, seien es jetzt alte oder neue, machen noch längst keinen Strategieplan. 

Dass es schwierig ist, steht übrigens schon vor der Einleitung auf der Seite 4: „Es ist allerdings zu beachten, dass viele der strategischen Projekte auch mit anderen Teilbereichen und auch mit anderen Strategiefeldern Querbezüge in Zielsystemen und in der Umsetzung un-terhalten. Dies entspricht der Querschnittsorientierung und Synergiebildung im gesamten Strategieplan." Übersetzt jetzt ins umgangssprachliche Deutsch: Einfach ist es nicht zu lesen. Das steht schon auf Seite 4 des Planes selber drinnen. Kollege Schieder hat heute selbst gesagt, man braucht einen Dschungel von Lesezeichen, um die verschiedenen Kapitel überhaupt noch zu finden. – Also ob das sinnvoll ist, dass die Strategie die Verwirrung darstellt, das wage ich wirklich zu bezweifeln. 

Ich möchte auf ein paar Beispiele noch eingehen. Ich meine, ein Kukuruzkraftwerk mag wirklich eine sinnvolle technische und umwelttechnologische Errungenschaft sein, aber das als Strategie zu bezeichnen? Das findet sich auch auf Seite 37, wie übrigens auch die Solaranlagen, die Chorherr heute schon zitiert hat. Letztere sind wenigstens an eine quantitative Größe gebunden, was einen Vorteil bietet. Aber das alles sind keine Strategien.

Das ist so ein Sukkus, wie auch heute schon mehrere Vorredner festgestellt haben: In Wien ist eh alles klass! Wozu müssen wir überhaupt etwas verändern? – Also wenn das die Strategie ist, dass eh alles klass ist, dann haben Sie allerdings Recht, dann würden wir theoretisch überhaupt nichts an Strategie brauchen. 

Wenn Sie im Duden nachschlagen, meine Damen und Herren, wenn man das jetzt systematisch angeht, dann ist eine Strategie ein Plan, der aufgestellt wird, um mittels aufeinander einwirkender dynamischer Systeme ein Ziel zu erreichen. – So. Und welches Ziel steht jetzt wirklich, außer dem gesellschaftspolitischen, das ich vorhin erwähnt habe, da drinnen? Keines! Ein Ziel wäre gewesen, meine Damen und Herren, zum Beispiel zu sagen: Wien soll die führende Wirtschaftsmetropole im zentraleuropäischen Raum werden. Ein quantitatives Ziel wäre zum Beispiel gewesen: Wir wollen 15 000, 20 000, 25 000 zusätzliche Arbeitsplätze in den nächsten 10°Jahren schaffen. 

Das wäre überhaupt das Schönste gewesen, Ziele mit quantitativen Größen zu verbinden. Für viele andere Kapitel, nicht nur für Arbeitsplätze, hätte sich das auch umfunktionieren lassen, denn wenn ich es nämlich an quantitative Größen binde, dann kann ich es auch zwischenzeitlich und einmal als Endbericht, meine Damen und Herren, evaluieren, dann kann ich sagen, ich habe das Ziel erreicht, oder ich habe das Ziel nicht erreicht, meine Strategie ist aufgegangen, oder meine Strategie ist nicht aufgegangen. 

Das wird uns mit diesem vorliegenden sozialdemokratischen Arbeitspapier nie wirklich möglich sein, und ich fürchte, dass das Absicht war, dass es so nebulos, so schwammig, so beliebig bleiben soll, dass man es nie wirklich nachkontrollieren oder nachrechnen kann, ob diese Ziele letzten Endes erreicht wurden. 

Natürlich, meine Damen und Herren, ist besonders uns die Wirtschaftsthematik zu kurz gekommen und unserer Meinung nach unterrepräsentiert. Jetzt kann ich ein bisschen kindisch sein und sagen, es sind gerade einmal schmale 16 Seiten von 185 oder 190, die sich dem Wirtschaftsthema widmen. Es steht – wie ich schon sagte, ich komme dann aber noch einmal darauf zurück – wenig zur Schaffung von Arbeitsplätzen drinnen, es steht wenig zum Thema Industrie drinnen, es steht wenig zur Revitalisierung von Einkaufsstraßen drinnen – gerade einmal eine halbe Seite, wie Kollegin Rothauer heute schon ausgeführt hat –, es steht gar nichts drinnen vom Umgang der Stadt mit Einkaufszentren, es steht fast gar nichts drinnen über die KMUs und und und, also unzählige Wirtschaftsthemen, die vielleicht gerade einmal gestreift, aber sicher nicht wirklich ausreichend behandelt wurden. 

Jetzt komme ich noch einmal auf die Arbeitsmarktpolitik; es heißt ja da drinnen im Strategieplan sogar "vorausschauende Arbeitsmarktpolitik". Das befindet sich, für jene, die mitlesen wollen, auf Seite 62 und 63 des Planes, und es handelt sich dabei um eine ganz interessante Bestandsaufnahme: Wo steht Wien arbeitsplatztechnisch, wenn Sie so wollen, heute? Es kommt auch ein Befund heraus, dass wir in einzelnen Bereichen durchaus Defizite haben. Zur Weiterentwicklung der regionalen Steuerung des Arbeitsmarktes sind geeignete Strategien zu entwerfen, steht im Strategieplan. No na ned! Es kommt dann auch eine Aufzählung von Projekten.

Mit einem Wort: Es ist eine interessante Analyse, meine Damen und Herren, aber es ist weder eine Strategie drinnen, wie wir wirklich Arbeitsplätze schaffen, noch ist ein Ziel vorgegeben, was Wien auf diesem Sektor in den nächsten Jahren zu tun gedenkt und vorlegen möchte. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich glaube, Beliebigkeit ist der richtige Ausdruck, der heute schon einmal gefallen ist. Es ist ein beliebiges Papier, von allem ein bisschen, ein bisschen Weltkulturerbe mit 14 Zeilen auf Seite 135, ein bisschen wenig Prater mit 19 Zeilen auf Seite 97. Es ist vor allem eine vertane Chance, Wien wirklich eine Identität und eine neue Zielvorgabe für die nächsten Jahre zu geben. Das ist definitiv mit diesem Papier nicht erreicht worden, und das ist eigentlich sehr, sehr schade.

Positiv ist aber auch – das möchte ich nicht verschweigen und das haben auch Vorredner schon gesagt –, dass nach dem etwas missglückten Start der Diskussion letzten Endes Vorschläge der Oppositionsparteien eingearbeitet werden können. Wir haben diese Chance genauso genützt wie auch andere. Es sind Themen wie die Neue Donau, wie der Flughafen als Wirtschaftsmotor für die Region Wien – Bratislava, wie die Nahversorgung, wie die Kulturmetropole Wien auf unsere Vorschläge hin eingeflossen. Es sind andere Dinge, die wir als wichtige erachtet hätten und die drinnen stehen sollten, leider nicht hineingekommen. 

Ich zähle die jetzt wirklich nur mehr kursorisch auf, weil ich die Zeit nicht überstrapazieren möchte. Vor allem sind das natürlich die Themen Familie, Verwaltungsreform, Kooperationen der Ostregion und der Vienna Region, die Leichtindustriefrage, die Liberalisierung des Strommarktes, der Kunstplatz Karlsplatz, eben der Prater, der viel zu kurz gekommen ist, die Frage der Wohnraumschaffung durch Dachausbauten und und und, meine Damen und Herren. Viele von uns reklamierte Themen finden sich leider in diesem Plan nicht wieder.

Über die Einkaufszentren hat StRin Rothauer heute schon sehr viel gesprochen, ich möchte aber jetzt zum Schluss doch noch einmal – ich bin quasi dazu gezwungen so wie Kenesei – auf das Einkaufszentrum beim Prater-Stadion zurückkommen. 

Diese Diskussion wäre heute gar nicht mehr nötig gewesen, hätte StR Schicker sich nicht in seiner Wortmeldung zum Budget am Montag zu der Feststellung verstiegen, dass alles das, was die Opposition gemeint hat von den 27 000 Quadratmetern Einkaufszentrum dort auf diesem Parkplatz ja eh nicht richtig sei. Er hat gemeint, wenn man den Vertrag richtig liest, dann kommt man drauf, dass von den 27 000 Quadratmetern Einkaufsfläche noch Flächen für die Parkplätze abzuziehen sind und man dann auf die 8 000 Quadratmeter käme, die im städtebaulichen Leitbild für diesen Standort auch festgelegt wurden.

Wir haben die Rede, Sie werden sie auch alle haben, bitte das noch einmal nachzulesen. Das ist Schicker, zwar jetzt nicht Originalzitat, aber sinngemäß sehr, sehr nahe kommend.

Meine Damen und Herren! Das stimmt nicht. Das stimmt schlicht und einfach nicht. Ich habe den Vertrag und die Vorlage für den Gemeinderat auch noch einmal mit. Es stimmt einfach nicht, und ich würde wirklich gerne wissen, wo der Herr StR Schicker das her hat. Ich fordere Sie auf, Herr Stadtrat, kommen Sie bitte heraus und erklären Sie dem dummen Neuhuber und dem dummen Kenesei, wo das steht, dass diese 27 000 Quadratmeter nicht richtig sind. Ich kann, auch wenn es mir manchmal schwer fällt, noch einigermaßen lesen. Da ist eine Aufstellung in dem Akt vom 7.7.2004. Stadion-Parkplatz: Bruttogeschoßfläche 35 000 Quadratmeter, Nettogeschoßfläche Geschäfte, Büros 27 125 Quadratmeter. 

Das lässt relativ wenig Spielraum für Interpretationen zu, meine Damen und Herren. Es steht die Zahl drinnen, und diese Zahl zieht sich wie ein beliebig farbiger Faden, in dem Fall ein roter Faden, durch das ganze Vertragswerk. Es ist immer von 27 000 Quadratmetern die Rede. Kenesei hat das schon richtig dargestellt. Würde ich der Rechnung von Schicker folgen, dann käme ich auf eine Negativfläche für die Parkplätze von 6 000 Quadratme-tern. Auch das haben wir uns nicht aus den Fingern gesaugt, sondern auch das steht da drinnen in der Vorlage an den Gemeinderat, meine Damen und Herren. Alles nachzulesen. 25 Quadratmeter, stellt die Wien Hol-ding fest, gelten pro Stellplatz. 1 326 Pflichtstellplätze sind es. Multipliziere ich das, komme ich auf 33 125 Qua-dratmeter, also gäbe es gar keine Einkaufsflächen mehr. 

Jetzt gibt es nur zwei zulässige Interpretationsmöglichkeiten. Die Interpretationsmöglichkeit eins: Der Herr StR Schicker hat am Montag versucht, uns einen Wienerwald-Bären aufzubinden, und zwar einen ganz, ganz großen. Stimmt! Er hat wissentlich versucht, es falsch darzustellen. – Das ist Interpretationsmöglichkeit eins. 

Interpretationsmöglichkeit zwei ist: Er weiß es wirklich nicht besser, was aber ein Armutszeugnis wäre für den amtsführenden Stadtrat, wenn er nicht fähig ist, diese Vorlage und diesen Vertrag korrekt zu lesen. 

Herr StR Schicker! Ich sage es jetzt sozusagen in aller Härte, die einer Oppositionspartei zusteht: Kommen Sie raus, stellen Sie das richtig! Sie rütteln jetzt wirklich am Misstrauensantragsbaum. Das gibt es doch nicht, dass man uns hier als Idioten darstellt und nicht bereit ist, uns zu sagen, wo das angeblich drinnen steht. (GR Mag Andreas Schieder: Das kann ich Ihnen schon sagen!) Da bin ich neugierig. Das können auch Sie sagen, Herr Kollege Schieder. Wenn Sie so süffisant lächeln, dann sagen Sie uns in derselben Süffisanz, wo das drinnen steht und ob der Herr StR Schicker Recht hat oder vielleicht die dummen Oppositionspolitiker. 

Dieser Umgang mit der Opposition und diese Unfähigkeit sind jedenfalls ein Grund mehr, dass wir diesem Strategieplan keinesfalls zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Schieder gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich würde gerne den Kollegen Neuhuber tatsächlich berichtigen, weil es schon auch geht, dass man absichtlich alles falsch verstehen kann, wenn man will, beziehungsweise auch nicht kann, aber es halt tut, wenn man gerade glaubt, es ist richtig. Ich finde, das gehört jedenfalls tatsächlich berichtigt. 

Daher möchte ich hier auch quasi den Tatsachen insofern zum Durchbruch verhelfen, indem ich nochmals wiederhole, was ich zum Ausdruck bringen wollte, nämlich die echte Diskussion, die es rund um den Strategieplan gab. Darin steckt eigentlich auch ein Anerkenntnis Ihrer Diskussionsfähigkeit, das Sie anscheinend bewusst überhören wollten. Ich habe es aber natürlich auch bewusst in den Widerspruch gestellt zu Ihrer künstlichen, hysterischen Aufregung, die Sie damals, als der erste Entwurf vorgelegt worden ist, an den Tag gelegt haben. Ich war sehr froh, dass wir es dann wenigstens in den Monaten nachher geschafft haben zu diskutieren.

Was Sie da hineingeheimnissen, beurteile ich auch nach dem, was Sie am Schluss gesagt haben mit dem Misstrauensantragsbaum. Anscheinend haben Sie in der rhetorischen Kiste des starken Mannes geschlafen. Ob das jetzt intern Ihre Karten verbessert oder nicht, kann ich nicht beurteilen, aber gegen eines verwahre ich mich: Dass Sie mich hier bewusst falsch interpretieren. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Schieder, wir nehmen das Kompliment durchaus entgegen, dass wir an diesem Strategieplan mitgearbeitet haben, und es haben alle Fraktionen ihre Konzepte abgeliefert, ihre Stellungnahmen schriftlich zur Verfügung gestellt. Vor allem die freiheitliche Fraktion hat auch ganz konkrete Vorschläge gemacht, etwa in der Technologiepolitik, Vorschläge, wie neue Strategien wirk-lich ausschauen könnten. Wir haben versucht, Neues einzubringen, aber es ist uns das nicht gelungen. Es sind genau diese unsere Vorschläge, aber auch viele andere Vorschläge der Oppositionsparteien eben nicht eingeflossen in diesen Plan. Es haben daher eigentlich alle Oppositionspolitiker heute von diesem Pult aus festgestellt, dass dieses Papier den Namen "Strategieplan" nicht verdient. Es verdient den Namen "Strategieplan" nicht, weil eben ein politischer Gestaltungswille fehlt, weil neue Instrumente fehlen. Auch in der Wirtschaftspolitik, in der Technologiepolitik ist es eigentlich nur eine Zusammenfassung, ein Sammelsurium von alten Hüten. 

Meine Damen und Herren! Es ist ja – und ich glaube, auch daran sollten wir uns erinnern – 10°Jahre nach dem Amtsantritt unseres Bürgermeisters, und dieser Bürgermeister ist angetreten mit dem Versprechen der Vollbeschäftigung. Er hat nicht nur Arbeitsplatzsicherung versprochen, er hat bei seinem Amtsantritt sogar Vollbeschäftigung in Wien versprochen, doch wir alle wissen, dass dieses Versprechen des Bürgermeisters ja überhaupt nicht eingelöst wurde, und ich glaube und bin überzeugt davon, er selbst weiß das am Besten. Er weiß selbst am Besten, dass Wien in seiner Amtsperiode sogar zum Schlusslicht bei den Arbeitsplätzen am Arbeitsmarkt geworden ist. 

Meine Damen und Herren! Herr Berichterstatter! Es hätte daher die Industriepolitik, die Wirtschaftspolitik, die Arbeitsmarktpolitik eigentlich der Schwerpunkt, der Kern dieses Planes sein müssen. Aber bei der Durchsicht muss man feststellen, dass neue Strategien für unsere Klein- und Mittelbetriebe, aber auch in der Industriepolitik, in der Technologiepolitik fehlen. Vor allem das Thema Klein- und Mittelbetriebe, meine Damen und Herren – und das ist heute auch schon festgestellt worden –, ist in diesem Plan ganz sträflich vernachlässigt. Es sind hier die Klein- und Mittelbetriebe, die ja der Garant für die Arbeitsplätze in der Wiener Wirtschaft sind, kaum erwähnt, und es ist deren Bedeutung mit keinem Wort erwähnt. 

Meine Damen und Herren! Es findet sich auch über die Unternehmensgründungsförderung überhaupt kein Wort. Es gibt ja in dieser Stadt seit zwei Jahren, seit dieser Kürzung der Wiener Wirtschaftsförderung, keine eigenständige Unternehmensförderung mehr in Wien, es gibt nur auf Bundesebene eine Förderung von Jungunternehmen durch das Austria Wirtschaftsservice, aber wir haben in Wien nichts Eigenständiges mehr. Es wird hier im vorliegenden Strategieplan nur ganz lapidar formuliert – ich zitiere das wörtlich –, dass Neugründungen und Neuansiedlungen zu forcieren sind. Aber das ist, wie vieles in dem Plan, viel zu unkonkret. Wir brauchen eine eigenständige Unternehmensgründungsförderung, und ich hätte mir erwartet, dass in den neuen Richtlinien des Wirtschaftsförderungsfonds mit 1. Jänner 2005 auch das vorgesehen ist. Ich hätte mir erwartet, dass in diesen neuen Richtlinien eben auch eine neue Förderung für Unternehmensgründungen in Wien verankert wird. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen solche Wettbewerbsvorteile für die kleinen, für die mittleren Betriebe in Wien schaffen, Wettbewerbsvorteile etwa auch durch neue Ladenöffnungszeiten. Auch das ist ein alter freiheitlicher Vorschlag, doch dazu finden sich hier in diesem Plan überhaupt keine neuen Ideen. Wir müssen neue Ladenöffnungszeiten für unsere Klein- und Mittelbetriebe so gestalten, dass die kleinen Betriebe Privilegien erhalten, länger offen halten dürfen als die großen, als die Einkaufszentren, so wie das etwa in Frankreich längst üblich ist. Ich verweise auf dieses berühmte französische Modell. Es fehlen hier alle neuen Ideen.

Meine Damen und Herren! Wo sollen denn in Wien wirklich neue Arbeitsplätze entstehen, wenn nicht in neuen, in jungen Unternehmen? Ich meine daher, wir sollten uns neue Regelungen überlegen, mit denen die kleinen Betriebe bestehen können, mit denen die kleinen eben Wettbewerbsvorteile haben, um in ihrem Überlebenskampf gegen die großen Betriebe bestehen zu können. 

Meine Damen und Herren! Es fehlen auch in der Technologiepolitik neue Strategien völlig, um die Abwanderung der Industrie aus dieser Stadt zu stoppen. Es fehlen neue Ideen. In der Technologiepolitik gibt es ja einen Wildwuchs an Zuständigkeiten, eine Zersplitterung der Kompetenzen. Und dieser Wildwuchs an Zuständigkeiten in der Technologiefrage, meine Damen und Herren, behindert natürlich die Lukrierung von Synergieeffekten. E gibt keinerlei Ideen, um hier Abhilfe zu schaffen. Das wäre aber genau die Aufgabe eines solches Plans, einer neuen Strategie, hier eben neue Ideen, neue Strategien vorzulegen – auch in der Technologiepolitik. Es ist das nur eine Zusammenfassung – das ist ja auch schon von vielen Vorrednern festgestellt worden – einzelner vorhandener Projekte in der Stadt. Auf Seite 54 können wir etwa in diesem Strategieplan lesen, dass für das Vienna Biocenter der Wirtschaftsförderungsfonds zu-
ständig ist. Es ist ebenfalls dort zu lesen, dass für das neue Biotech-Zentrum in der Muthgasse die Wiener Stadtentwicklungsholding verantwortlich ist, die ihrerseits wieder zur Wiener Holding gehört. Und es ist dann weiter zu lesen, dass das Technologiezentrum, das TechGate, eigentlich von der Wiener Städtischen errichtet wird, dass die Wiener Städtische Versicherung dort der Haupt-gesellschafter ist. 

Es wird also diese Kompetenzzersplitterung – Wirtschaftsförderungsfonds, Stadtentwicklungsholding, Wiener Städtische Versicherung – aufgezählt, ohne auch nur ansatzweise überhaupt den Versuch zu unternehmen, hier eine Veränderung durchzuführen, etwa ein neues Instrument für eine gemeinsame Zuständigkeit zu schaffen. Es wäre eben genau die Aufgabe eines Strategieplanes, hier einen politischen Gestaltungswillen zu formulieren und auch neue Instrumente vorzuschlagen und dann zu schaffen, die diesen politischen Gestaltungswillen dann eben auch umsetzen. 

Wir haben ja, meine Damen und Herren, gerade auch hier erst unlängst wieder ganz große Chancen vergeben, etwa bei diesem Projekt Bahnhof Wien, Bahnhof Wien-Europa Mitte, wie er auch genannt wird. Die freiheitliche Fraktion hat diesbezüglich schon vor zwei Jahren ganz konkrete Vorschläge auf den Tisch gelegt. Wir wollten etwa dieses Areal rund um diesen neu zu errichtenden Bahnhof in einem Ausmaß von 60 Hektar, 60 Hektar in einem hochwertigen innerstädtischen Areal, für ein Technologiezentrum widmen, für ein Technologiezentrum Wien-Zentral eben auf einem hochwertigen Areal. Unser Ziel war es, dort 6 000 bis 7 000 Arbeitsplätze neu zu schaffen, sichere Arbeitsplätze in innovativen, in technologieorientierten Unternehmen. Doch wir haben in Wien auch diese Chance verschlafen. Wir haben die Chance verschlafen, hier auf diesem Areal hochwertige, zukunftsweisende Arbeitsplätze zu schaffen. 
Meine Damen und Herren! Es fehlt in diesem Strategieplan insgesamt der Gestaltungswille, und es fehlt sogar die Fortführung alter Ideen, die ja vorhanden sind. Ich meine hier etwa die Durchführung einer Technologiekonferenz, und ich mahne das hier von diesem Pult aus zum wiederholten Male ein. Der Vizebürgermeister dieser Stadt hat eine Technologiekonferenz angekündigt, aber es ist bisher überhaupt noch nichts geschehen. Der Vizebürgermeister dieser Stadt hat vor einem Jahr auch eine Wiener Technologie- und Innovationsagentur angekündigt. Das könnte genau ein solches neues Instrument sei, um die Zuständigkeiten in der Technologiepolitik zu bündeln, um ein neues Instrument zu schaffen, um eben schlagkräftiger zu werden in diesen für die Zukunft der Stadt so wichtigen Fragen. Ist dieses Versprechen eingelöst worden? Auch dieses Versprechen ist überhaupt nicht eingelöst worden. 

Auch der Klubobmann der sozialdemokratischen Fraktion hat hier sehr große Versprechungen gemacht, auch der Herr Klubobmann Oxonitsch hat ganz große Ankündigungen gemacht, aber nicht einmal diese Ideen finden sich in diesem Strategieplan. Ich habe hier einen Pressedienst, die APA vom 29. Dezember 2003. Da hat der Herr Klubobmann Oxonitsch selbst versprochen, noch im ersten Halbjahr 2004 eine internationale Technologieenquete durchzuführen, um eben die Rahmenbedingungen für die Entwicklung dieses Sektors zu prüfen und weiterzuentwickeln. Herr Stadtrat, Herr Berichterstatter, es ist dieses Versprechen abgegeben worden, diese Technologiekonferenz durchzuführen, und man hat seither nichts mehr davon gehört. Es ist versprochen worden, im ersten Halbjahr 2004, das hätte ja geheißen, bis Juni, diese Technologiekonferenz durchzuführen. Jetzt haben wir bereits November, aber weitergegangen ist überhaupt nichts. 

Ich fordere Sie daher auf, meine Damen und Herren von der SPÖ, Herr StR Schicker, präsentieren Sie uns hier nicht einfach nebulose Strategiepapiere, sondern lösen Sie wenigstens Ihre eigenen Versprechungen ein! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Der Strategieplan beschreibt ja auch ganz ausführlich die Chancen der Stadt als Metropole im südöstlichen Europa, die Chancen Wiens aus dieser geopolitischen Lage, die Chancen aus einer grenzüberschreitenden Städteagglomeration zwischen Wien und Preßburg, in dieser neuen Europaregion, dieser Region CENTROPE. Diese neue Region reicht ja von Wien über Brünn weiter dann über Györ bis Preßburg und Ödenburg. Es beinhaltet diese neue Region, dieser gemeinsame Wirtschafts- und Arbeitsmarkt natürlich ganz gewaltige Chancen. 

Aber, meine Damen und Herren, dieser Strategieplan übersieht oder vernachlässigt eigentlich auch die Gefahren, die Risiken, die aus dieser Entwicklung entstehen, die Gefahren und Risiken, die aus dieser Konkurrenzsituation, etwa mit dem Raum Preßburg, erwachsen. Wir stehen ja hier in einem beinharten Standortwettbewerb, in einem Standortwettbewerb etwa mit dieser Region Preßburg. Man braucht sich ja nur die dynamische Industrieentwicklung in diesem Teil der Slowakei, in diesem Raum um Preßburg anzuschauen, wie sich dort französische Automobilkonzerne, deutsche Automobilkonzerne ansiedeln, natürlich vor allem auch wegen der niedrigen Lohnkosten in diesem Bereich, wo wir niemals konkurrenzfähig sein können. Wir wissen daher ganz genau, dass wir in dieser Konkurrenz nur mehr als Sitz von Firmenzentralen eine Chance haben, als Sitz der Zentralen, der Forschungsabteilungen, der Finanzabteilungen, der Entwicklungsabteilungen, aber wir können bei den Billiglohnproduktionen natürlich überhaupt nicht mehr konkurrenzfähig sein. 

Meine Damen und Herren! Es ist daher so wichtig, dass gerade in diesem Moment, wo diese gemeinsame Europaregion entsteht, auch von der Bundespolitik gerade jetzt ganz positive Impulse kommen. Ich meine damit natürlich die Steuerreform, ich meine die Körperschaftssteuerreform. Da ist es ganz wichtig, dass dieser neue KöSt-Tarif in Österreich jetzt eben günstiger ist als in Ungarn, günstiger ist als in Tschechien und günstiger ist als in der Slowakei. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Ich meine vor allem natürlich auch, dass es der niedrigste Körperschaftssteuertarif ist, so ist es, und ich meine vor allem auch die Gruppenbesteuerung, Herr Kollege, denn die Gruppenbesteuerung ist es, die genau die Kompetenz stärkt, die wir in Wien haben. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Ich bedanke mich für den Einwurf, Herr Kollege, denn Wien wird jetzt die steuerlich attraktivste Stadt für Konzernholdings, Wien hat dadurch wieder gute Chancen in diesem Konkurrenzkampf. 

Die Steuerreform, Herr Kollege, setzt nämlich genau das um, was Sie hier eigentlich als Lippenbekenntnisse formulieren, was Sie nur mit schönen Worten formulieren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Kollege! Es ist daher umso bedenklicher, wenn Ihre Fraktion, wenn Sie mit Ihren Zwischenrufen und wenn auch der Herr Kollege Strobl, wie er es am Montag getan hat, hier diese Steuerreform kritisieren, wenn Sie sie ablehnen, und zwar aus einem uralten klassenkämpferischen Reflex – wir hören dass ja immer wieder auch in den Zwischenrufen –, wo man versucht, die Konzerne auszuspielen gegen die Klein- und Mittelbetriebe.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Wien braucht eben auch diese Konzerne, wir brauchen als Großstadt diese Konzerne, weil wir nur als Konzernzentrale eine Chance haben, und, Herr Kollege, meine Damen und Herren, wir sehen ja auch bereits Erfolge. Es gibt etwa bereits Konzerne, die ihren Sitz nach Wien verlegen. Es hat dieser Tage die MondoVerpackungs-gruppe, früher als Frantschach bekannt – das wird Ihnen ein Begriff sein –, eine mittlerweile weltweit agierende britisch-südafrikanische internationale Gruppe in der Verpackungsindustrie, beschlossen, und zwar wegen der Steuerreform beschlossen, ihren Konzernsitz von London nach Wien zu verlegen. Es ist das ganz eine wesentliche Entwicklung. 

Meine Damen und Herren! Ich meine da eben, es ist gefährlich, wenn Sie dies ablehnen, wenn Sie die Steuerreform kritisieren, und ich fordere Sie auf: Beenden Sie diese uralten, diese nicht mehr modernen klassenkämpferischen Ideen, meine Damen und Herren! Bekennen auch Sie sich zu Wien als Konzernstandort! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Herzog hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Strategieplan – was soll das sein? Sicherlich soll irgendetwas von Planung bis zu einem gewissen Maß enthalten sein. Es ist natürlich genügend Planung in dem Strategieplan drinnen, aber auch furchtbar viel Geplantes, dass bereits erledigt ist, denn von den 42 Stadtpro-jekten sind eben 24 eigentlich schon einer Verwirklichung zugeführt, womit in diesem Bereich ein innovatives Element nicht zu bemerken ist.

Auch in der Diskussion am 16.11. im Stadtsenatsitzungssaal haben die anwesenden Wissenschaftsvertreter festgestellt, dass die Zieldimension schlicht und einfach zu kurz kommt, sondern dass das Ganze letzten Endes eine Auflistung darstellt, eine Beschreibung von einem Zustand jetzt, der als heile Welt beschrieben wird und der ins Morgen bloß fortgeschrieben wird. Dieser Mangel an Gesamtschau zeigt sich in vielen Projekten, und ich darf einige herausgreifen, zum Beispiel das Projekt Südgürtel, Zentralbahnhof. 

Grundsätzlich ist natürlich festzustellen, dass es ein positiver Gedanke und eine wirklich wichtige Sache ist, dass nun die Sozialdemokraten und StR Schicker dieses Projekt Zentralbahnhof aufgreifen und einen Neubau planen, neue Verkehrsstrukturen vorsehen und ein 60 Hektar großes Gebiet einer Stadtstrukturierung zur Verfügung stellen. 

Ich möchte noch feststellen – und da lege ich großen Wert darauf –, dass wir Freiheitliche schon im Frühjahr 2001, im März 2001 ein größeres weiteres Gesamtprojekt, "Südgürtel Neu", präsentiert haben in der Hoffnung, dieses nicht nur einer Teilverwirklichung zuzuführen, wie sie jetzt durch die Sozialdemokraten stattfindet, sondern eine Gesamtschau, ein Gesamtprojekt zu haben; ein Gesamtprojekt eben, das sich vom Meidlinger Bahnhof über den Matzleinsdorfer Frachtenbahnhof, über die Gür-telbereiche vom 5. und 4. Bezirk bis zum Südbahnhof hinzieht. Das ist ein großes Stadterneuerungsareal von 120 Hektar, wofür wir ein Projekt, einen Vorschlag bereits, wie gesagt, im März 2001, also ein halbes, dreiviertel Jahr vor den Vorschlägen der Sozialdemokraten, vor-stellen und der Öffentlichkeit zuführen konnten.

Diese 120 Hektar, die hier zur Verfügung stehen, sind ein gewaltiges Stadterneuerungs- und Entwicklungsgebiet, das eigentlich in einer einheitlichen Planungsidee gestaltet werden müsste, doch von dieser Gesamtschau, von dieser Strategie ist im Strategieplan nicht zu sehen. Das ist ganz bedauerlich und ist ein Versäumnis erster Klasse, weil man hier mit Stückwerk, auch wenn es große Stücke sind, letzten Endes den Gesamtblick nicht hat. 

Vielleicht ist längst schon – wir wissen es ja nicht – im Rahmen der Sozialdemokratischen Partei, der Stadtverwaltung oder sonst wo im stillen Kämmerlein eine entsprechende Planung unterwegs und wird entwickelt, aber ich glaube, es gehörte wohl, wenn es so sein sollte, in den Strategieplan hinein, und wenn es das nicht gibt, wäre es eine bedauerliche Sache.

Allerdings nicht nur Stadtentwicklungsprojekte haben wir damals in diesem "Südgürtel Neu" vorgestellt, das heißt also Firmengründungen, Technologiezentren, Gebiete für Wohnen und Freizeit und natürlich den Bahnhofsneubau, sondern auch die Chance auf große Verkehrslösungen, die natürlich im Bereich Zentralbahnhof angesprochen und geplant sind, aber wo natürlich leider ganz, ganz große entscheidende Fehlleistungen geschehen sind. 

Das Entscheidendste ist für mich, dass die Tieferlegung der Bahn nicht geplant ist und nicht erfolgen wird. Das ist einfach eine Verfehlung sondergleichen, weil es eine Jahrhundertchance für Wien böte, sich hier von einer "chinesischen Mauer", die die Bezirke 10, 4 und 5 trennt, endlich einmal zu lösen und eine Durchlässigkeit zu erreichen, die dazu führen würde, dass abgewohnte Viertel revitalisiert werden, einer neuen Verwendung zugeführt werden könnten und eine massive Verbesserung der Gesamtsituation stattfinden würde.

Die Tieferlegung der Südbahn ist technisch machbar oder wäre technisch machbar gewesen. Das haben wir von den ÖBB bestätigt bekommen. Wie gesagt, das 
war eine Jahrhundertchance, die nicht aufgegriffen wurde und die, wie ich glaube, auf ewige oder lange Zeit höchstwahrscheinlich vorbei und vorüber ist. Leider hatte die Sozialdemokratie Wiens nicht den Mut zum großen Wurf, auch in Hinsicht auf ein Projekt, das natürlich auf Jahrzehnte, was die Verwirklichung betrifft, angelegt ist.

Selbstverständlich sind wir grundsätzlich der Meinung, dass diese Gestaltung des Areals Südbahnhof zum Zentralbahnhof und Bahnhof-Europa Mitte, eine wichtige Sache ist. Nähere Details der Flächenwidmung wie vielleicht die Hochhausverbauung entlang der Gürtelregion und die Frage der Einkaufszentren werden wir in späterer Zeit bei den Flächenwidmungen in weiteren Debatten im Gemeinderat sicherlich noch besprechen. 

Womit wir nicht einverstanden sind, das ist aber auch bekannt, ist dass die U2 bei dieser ganzen Verkehrsplanung am Südbahnhof vorbeigeführt wird. Das ist etwas, mit dem wir keinesfalls zufrieden sind und wo wir glauben, dass wir an Herrn Bgm Häupls Versprechen erinnern müssen, wo er gesagt hat, er will eine vernünftige Anbindung gewährleisten. Das war ein Versprechen vom Juli 04 und ich möchte darauf hinweisen, dass irgendein Laufband zum Bahnhof wohl keine entsprechende Lösung sein kann. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Übrigen wäre mir persönlich, was den Südbahnhof und seine Neugestaltung betrifft, der Name Zentral- oder Hauptbahnhof lieber. Der Name "Europa Mitte" ist ein Anspruchsdenken, das ein bisschen übersteigert oder deutlich übersteigert ist. Ich würde meinen, der Begriff "Europa Mitte" ist, ich will nicht anmaßend sagen, aber es gibt viele Städte, die behaupten, in der Mitte Europas zu sein. In der Nähe ist Preßburg, ist Budapest, ist Prag, ist Berlin und alle glauben, die Mitte Europas zu sein. Also sich so zu nennen ist vielleicht etwas deutlich überdimensioniert. Aber das nur nebenbei.

Der zweite Punkt. Zum Westbahnhof hat Kollege Madejski schon einiges gesagt. Ich möchte nur feststellen, dass auch hier eine Gesamtlösung mit der Mariahilfer Straße doch insofern unterlassen wurde, als man das Gebiet des Mariahilfer Platzls nicht in die Gesamtkonstruktion einbezogen hat. Da hat man sich letzten Endes darauf verlassen - es gibt Gründe rechtlicher Natur, keine Frage -, dass irgendwann eine Verwirklichung dieses Uralt-Architekturprojekts von Turm und Riegel stattfinden wird, was aus heutiger Sicht ein schauerliches Projekt darstellt und wo wir, wenn wir Glück haben, sowieso daran vorbeigehen werden, weil hier Ende des Jahres die Möglichkeit der Verwirklichung für die diversen Firmen abläuft. Ich kann nur hoffen, dass dann ein vernünftiges, dem Gesamtkonzept des Westbahnhofs und der äußeren Mariahilfer Straße angepasstes Konzept auch für das Mariahilfer Platzl entstehen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Was die Kultur in diesem Strategieplan betrifft, würde ich meinen, dass es im Großen und Ganzen nur eine Aufzählung von Dingen ist, die eigentlich schon zum Teil der Verwirklichung zugeführt wurden oder projektiert sind. Was das Mozartjahr des Jahres 2006 im Strategieplan zu suchen hat, weiß ich nicht. Es ist völlig verfehlt. Es kann, genauso wie das bereits am Vormittag diskutierte Projekt Ronacher, wahrscheinlich nur als abschreckendes Beispiel einer Geldvernichtungsmaschine drinnen stehen, die hier wirklich Millionen verschlingt. Es wurde heute genügend darüber gesprochen, ich brauche das nicht zu wiederholen.

Ich weiß nicht, ob erwähnt wurde, was Peter Weck – ich nehme aber an, dass es schon gesagt wurde – zum Thema „Musical“ gesagt hat, das möchte ich doch noch erwähnen, und zwar dass der Musicalboom vorbei ist. Des Weiteren auch, dass am vorigen Sonntag Louise Martini im ORF Nämliches gesagt hat, dass die innovative Zeit des Musicals vorbei und vorüber sei. Womit sich die Frage stellt, ob wir ein zweites Musiktheater fürs Musical brauchen werden und ob es letzten Endes nicht so ausschaut, dass Wien hier am zukünftigen Bedarf vorbeiplant.

Dann weiters: Ein wesentlicher Punkt ist natürlich auf Seite 155 der Hinweis aufs Wahlrecht. Da wird gesagt, das Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger kommt auf der kommunalen Ebene bei den Bezirksvertretungen nicht zustande und die Gemeinde Wien und die Stadt werden sich bemühen, das weiterhin entsprechend durchzusetzen. Wir sind froh, dass wir hier gemeinsam mit der Volkspartei letzten Endes ein Urteil des Verfassungsgerichtshofs erreicht haben, wo dieser Vorstoß gescheitert ist und dass das ein wesentlicher Beitrag in unserem Sinne für die Bedeutung und Erhaltung des Wertes der österreichischen Staatsbürgerschaft darstellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Hinweis sei mir gestattet: Über die Demokratisierung des Wiener Wahlrechtes ist im Strategieplan nichts zu lesen. Mehr Gleichgewichtung der Stimmen und keine absolute Mehrheit ohne Mehrheit der Stimmen wäre etwas Wertvolles, ist aber leider im Strategieplan nicht vorgesehen. Des Weiteren muss ich halt leider auch feststellen, dass natürlich in der früheren Periode unter der Vizebürgermeisterschaft von Herrn Görg die ÖVP bei der Durchsetzung eines gerechten Wahlrechts schlicht versagt hat. Der Versuch oder die Möglichkeit, hier gemeinsam mit den Oppositionsparteien gegen die Sozialistische Partei ein neues gerechtes Wahlrecht durchzusetzen, ist in der Zeit des VBgm Görg leider gescheitert und wird wahrscheinlich auf lange Zeit auch nicht mehr zustande kommen. Das möchte ich immerhin andeuten und anmerken.

Zum Punkt Integration sind aber eine Fülle von Fallstricken, würde ich meinen, in diesem Strategieplan enthalten. Die Seite 14 mit der Formulierung, dass die Zuwanderung die Bereitschaft der Aufnahmegesellschaft erfordert, neue Einflüsse und Veränderungen zu akzeptieren, und so weiter, wurde schon öfter genannt. Was eben heißt, dass nicht der Zuwanderer sich anzupassen hat, sondern dass die entsprechend hier anwesende Mehrheitsbevölkerung sich anpassen sollte, das heißt also ein Anpassungserfordernis der Mehrheitsbevölkerung an die Zuwanderer und ich glaube nicht, dass das in irgendeiner Form vertretbar und der Bevölkerung auch nur zumutbar sein wird.

Auf Seite 152 gibt es dann das Thema "Entwicklung einer nachhaltigen Diversitätspolitik". Da wird kurz gesagt, die meisten ZuwanderInnen leben mindestens 10 oder 20 Jahre in Wien, oft schon in der zweiten und dritten Generation, und es wird festgestellt, Diversitätspolitik ist eine konsequente Weiterentwicklung der erfolgreichen Wiener Integrationspolitik. Diversitätspolitik sieht ZuwanderInnen nicht mehr primär als eine Zielgruppe von sozialpolitischen Maßnahmen, sondern als Bürgerinnen und Bürger, als Steuerzahlerinnen und Steuerzahler der Stadt. Die Formulierung, die hier mit der Diversitätspolitik verbunden wird, würde ich meinen, hat dann in dieser Veranstaltung am 16.11. die Frau Prof Hanappi deutlicher und klarer ausgesprochen. Sie hat nämlich gesagt: „Integration orientiert sich an Werten, die Diversität nicht.“ Das heißt, die Werte des Aufnahmestaates sind also kein Thema einer Verwirklichung.

Da heißt es dann überhaupt weiter: „Die Empfangsgesellschaft soll verändert werden, Mittel ist das Diversitätsmanagement." Klare Worte, die unterstreichen, dass es offensichtlich nicht mehr um die Integration geht in dem Sinne, dass Anpassung von Einwanderern an die Sprache, Kultur, den Rechtsbestand und die Gebräuche des Landes, in das sie kommen, eingefordert wird.

Meine Damen und Herren! Das ist ein unglaublicher Wechsel der Politik der Integration, von der wir bisher immer ausgegangen sind und bedeutet eine Postulierung der Parallelgesellschaften, wie wir es ja heute zum Teil schon haben. Wo aber bitte, das möchte ich doch feststellen, gerade in den letzten Wochen ein dramatisches Scheitern genau dieser Politik in Holland erfolgt ist und wo heute die bundesdeutschen Blätter mit massiven inhaltlichen und guten Diskussionen zu diesem Thema voll sind, interessanterweise aber nicht die österreichischen Zeitungen. Trotz dem ziemlich eindeutigen Scheitern dieser Multikulti-Gesellschaft und der bisherigen Entwicklung in Holland, wo die Toleranz als Prinzip gegolten hat und die Parallelgesellschaften total verwirklicht waren, wird in Wien an diesem falschen Weg weiter festgehalten und ihm das Wort geredet.

Darum ist eben auch, weil das auf Seite 153 drinnen steht, eine neue eigene Magistratsabteilung als Unterstützungsinstrument für Diversitätsmanagement eingerichtet worden. Damit wird hier einer Verwirklichung zugeführt, was ich als neue, veränderte Ausländerpolitik und Integrationspolitik der Sozialdemokraten bezeichnen möchte. Das deckt sich mit den Äußerungen der Frau StRin Wehsely bei dieser Diskussion im Stadtsenatssitzungssaal vom 16. November, wo sie also erstens einmal den Erfolg der Integration hochgelobt hat, aber dann festgestellt hat, Zitat: „Gleichstellungspolitik und Partizipation für verschiedene Lebensformen, auch von Zuwanderern wird gefordert.“ Das heißt also – in der Bundesrepublik ist die Diskussion zum Teil schon weiter fortgeschritten -, die Gleichstellungspolitik muss auch den rechtlichen Rahmen umfassen. Und ich habe auch in diversen deutschen Zeitungen gelesen, dass zum Beispiel von gewisser Seite gefordert wird, dass auch die Rechtspositionen unseres freiheitlichen Rechtsstaates hier in Mitteleuropa überdacht werden und zum Beispiel in der Familienpolitik die Mehrehe anerkannt wird. Das waren dort nicht irgendwelche unwichtige Personen, sondern führende Recht... (GRin Nurten Yilmaz: In welcher Zeitung haben Sie das gelesen?) Ich sage es Ihnen, ich schaue dann nach, ich sage es Ihnen, ich habe es unten sicher liegen. Es war eine ganz sonderbare Diskussion. Ein Professor in der Bundesrepublik Deutschland, ich nehme an am Gericht, das muss ich noch einmal nachlesen, hat genau diese Forderung im Sinne etwa einer solchen Gleichbehandlung von Kulturen, die sich notwendigerweise ergibt, aufgestellt. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich habe ihn zitiert. 

Die Stadträtin hat weiters Folgendes gesagt: Sie unterstützt voll eine Gleichstellungspolitik für verschiedene Lebensformen von Zuwanderern. (GRin Nurten Yilmaz: Das hat aber die Stadträtin nicht gesagt!) Das ist im Grunde genommen nicht die Forderung nach Anerkennung der Mehrehe, obwohl es sie in Wien sicher gibt, bitte schön. Garantiert! Nicht rechtlich gedeckt, aber in der Praxis ist es doch gar keine Frage, dass das oft genug vorkommt. Aber diese Lebensformen, die hier gefordert werden, gleichzustellen, ist etwas, was dem bisherigen Ansatz einer Integrationspolitik klar widerspricht. 

Weiters hat die Frau Stadträtin festgestellt, Diversität, das heißt also Weiterentwicklung der Integrationspolitik und da hat man festgestellt: Keine wolkige Leitkultur. Jetzt ist von mir aus der Name und Begriff “Leitkultur“ zu diskutieren, auch inhaltlich, keine Frage, da kann man streiten. Vor allem in der Bundesrepublik hat es hier heftige Auseinandersetzungen gegeben. Aber mit dem, was hinter Leitkultur steht, nämlich Sprache, Kultur, Rechtsordnung, auch eine Einbindung in eine durch ge-wisse klare, religiöse Gegebenheiten geformte Kultur durch die Jahrhunderte ist etwas, das etwas Wichtiges ist. Und in einer Formulierung, dass das eben keine “wolkige Leitkultur“ sei, wird festgestellt, dass das offensichtlich hier in Wien zumindest von der Frau Stadträtin nicht erwünscht ist. 

Womit wir zum letzten Satz kommen, wo sie nochmals feststellt, dass eben diese Diversität ein Abgehen vom problemorientierten Ansatz bedeutet. Mit anderen Worten, wir kommen zurück zum Ausgangspunkt: Integration ist für sie kein Problem, ist anscheinend gelöst und es ist alles in Ordnung. Es ist kein Problem, mit dem man sich beschäftigen muss, da sich alles nebeneinander und gleichartig entwickeln kann und soll. 

Ich glaube nicht, dass man mit diesen Parallelgesellschaften, das hat uns ja der Herr Chorherr von den GRÜNEN gesagt, in irgendeiner Form Zukunft in dieser Stadt haben wird und ich kann mir nicht vorstellen, dass trotz des Scheiterns in Holland in Wien eine solche Politik fortgesetzt werden kann. 

Ich will Sie nicht langweilen, aber ich möchte ganz kurz zwei, drei Sachen aus der “Frankfurter Allgemeinen“ zitieren, wo in diesem Zusammenhang festgestellt wird, dass Monokulturen der Zuwanderer das Haupthindernis der Integration sind. Es wird festgestellt: „Es gibt offenbar ein kritisches Quantum und wo es überschritten wird, fehlen zur Annahme auch nur von Segmenten der Mehrheitskultur die Anreize.“ Und dann kommen diverse Beispiele aus Frankreich und so weiter, auf die ich gar nicht eingehen muss. Interessant und in keiner österreichischen Zeitung, die ich gelesen habe - vielleicht habe ich das nur flüchtig getan -, wird davon berichtet, aber die “Frankfurter Allgemeine“ vom 20. November schreibt: „Die EU einigt sich auf Grundsätze. Einwanderer brauchen Grundkenntnisse in Sprache und Geschichte, notfalls auch mit Zwangsmaßnahmen. Die Innen- und Justizminister der EU haben sich auf gemeinsame Standards geeinigt: Grundkenntnisse von Sprache, Geschichte und der Institutionen des Gastlandes. Kulturelle und religiöse Vielfalt sind zwar wünschenswert, das legitimiert aber keinen Verstoß gegen die Grundrechte wie Gleichstellung von Mann und Frau und andere Beispiele. Diese Rechte müssten gegebenenfalls mit Zwangsmaßnahmen durchgesetzt werden.“ Das heißt, das ist nicht der Innenminister aus Deutschland, der den Rechten angehört, sondern schlicht und einfach eine Entschließung der Europäischen Union. 

Und noch ganz kurz was die Linken in der Bundesrepublik so von sich gegeben haben und zwar schreiben sie, dass das Grundgesetz eine klare Orientierung gäbe. Das heißt mit anderen Worten, die Rechtsordnung ist verbindlich, es kann keine Parallelentwicklungen gegeben und keine kulturelle oder religiöse Maxime kann dies außer Kraft setzen.

Ich komme schon zum Schluss. Wie wir feststellen, setzt Schily die obligatorischen Sprachtests für Ausländerkinder ein und interessanterweise auch die GRÜNEN, die sagen, dass die Sprachbeherrschung als Kern der Integration von Minderheiten von Bedeutung ist.

Meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion, bitte beachten Sie das. Wir wissen nicht, ob Wien besser gestellt ist, ob das eine Entwicklung ist, die nur dadurch entsteht, dass wir weiter hinten sind oder aber dass wir wieder besser gestellt sind. Erhalten wir uns das! Überdenken Sie Ihre Integrationspolitik, dass das, was wir haben, im Sinne eines guten Zusammenlebens erhalten bleibt. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Barnet hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich zu diesem Bericht kurz zum Wort gemeldet, weil die Debatte, so wie sie heute aus Sicht der SPÖ läuft oder wie Sie, die SPÖ, damit umgehen wollen, für uns absolut inakzeptabel ist. Sie glauben, so ein wichtiges Dokument wie der Strategieplan, der weitreichende Auswirkungen auf die gesamte Stadt haben wird, dadurch abhandeln zu können, dass Sie nur einen Redner herausschicken. (GR Harry Kopietz: Bitte warten! Bitte warten!) Was die vereinigte Opposition an Argumenten beibringt, ist Ihnen völlig egal und Sie sagen, das war es, das sitzen wir aus, das stehen wir locker durch, da schauen wir vielleicht ein bissel hinein oder sonst irgendetwas, aber diese Debatte halten wir aus.

Ja, ich weiß schon, was Sie meinen mit “Bitte warten“. Der Herr Stadtrat hat sich auch noch zum Wort gemeldet und wird uns jetzt am Schluss alles erklären, was wir nicht verstanden haben. (GR Harry Kopietz: Das ist leider notwendig!) Wir würden diesen Dialog gerne mit ihm führen, wenn er es vorher sagen würde, aber das°... (GRin Renate Winklbauer: Wir haben nicht so viel Zeit!) Ja, Sie werden so viel Zeit haben müssen und wenn Sie mich jetzt ganz lange aufhalten - bei mir steht 1906 -, dann bleibe ich da stehen und sage alle paar Zehntelsekunden irgend etwas und dann dauert es 20 Minuten! Sie können mir aber auch kurz°... (GR Harry Kopietz: Das ist wurscht!) Das habe ich mir nämlich vorgenommen und dann schweigen Sie mit Ihren Zwischenrufen. Wenn es Ihnen wurscht ist, dann ist es auch gut. Ich werde nachher Ihr Buch lesen, wenn Sie dann sprechen. 

Und zwar deswegen, Herr Stadtrat, weil Sie das Papier nicht oder, wie soll man sagen, dieses Strategiepapier ist nicht einmal das Papier wert, auf dem es gedruckt ist, und zwar aus zwei Gründen:

Der erste ist: Es wird die generelle Frage nicht beantwortet, die ganz einfach ist: Muss diese Stadt wachsen? Ja oder nein? Und wenn ja, wie? Diese Antwort hätte ich mir erwartet. Muss diese Stadt wachsen? Ja oder nein? Und zwar deswegen, weil andere Städte, die in diesen internationalen Umfragen, auf die Sie sich immer gerne berufen, auch positiv bewertet werden, diese Frage für sich mittlerweile beantwortet haben, nämlich damit, dass sie sagen, sie wollen aus vielen Gründen kein quantitatives Wachstum mehr, weil es viele qualitative Nachteile hat und sich nur für qualitatives Wachstum entschieden haben, was in Ihrem Plan nicht drinnen steht. Und diese Städte liegen heute bei den internationalen Umfragen auf gleicher Höhe wie Wien, aber in 10°Jahren werden sie deutlich vor uns liegen, weil Sie den Anschluss verpasst haben! 

Und ich sage Ihnen ein Beispiel bezugnehmend auf den Antrag der GRÜNEN, der nur vollinhaltlich zu unterstützen ist:

Es geht um die Frage: Wie viel an grünem Freiraum in dieser Stadt soll von der SPÖ oder wird von der SPÖ noch zubetoniert werden, weil Sie dem “schnöden Mam-mon“ folgen. Und ich bringe Ihnen ein Beispiel aus meinem Bezirk, weil über die Bezirke heute noch nichts gesagt worden ist.

Floridsdorf feiert heuer 100 Jahre und wie wir spaßhalber sagen: „Wien bei Floridsdorf“, unter anderem des-wegen, weil wir den Charakter dieses Bezirks so loben. Wir sprechen davon, dass es dörfliche Räume gibt, entstanden aus 5 oder 6°Dörfern - von einem davon werde ich sprechen -, von einem Kern hoch erschlossen, industrialisiert, Wohngebiete, Gemeindebau, alles, was der Sozialdemokratie wert ist und draußen der dörfliche Charakter. 

Aber dieses Bild wird es in 10°Jahren nicht mehr geben. Dieses Bild, das hier so ähnlich in diesem Plan dargestellt ist und das sind ja tolle Fotos. Sie sind leider ein bissel klein und deswegen sieht man sie nicht so gut, wenn man in den unteren Reihen sitzt, aber sie sind wirklich toll, Herr Stadtrat. Für diese Fotos bin ich Ihnen dankbar. Sie zeigen grüne Wiesen mit Blümlein, gerade dass man die Vöglein nicht zwitschern hört und dahinter im entsprechend großen Abstand, eineinhalb, zwei Kilometer weit weg irgendwelche Bauten. Das Problem ist, diese Bilder wird es in 10°Jahren in der Leopoldau nicht mehr geben - sie heißt nämlich Au, weil es einmal eine Au war -, weil Sie die Leopoldau systematisch zubetonieren wollen! 

Sie erzählen uns da irgend etwas in diesem Plan, Sie zeigen uns Bilder und tagtäglich tun Sie das Gegenteil! Sie legen einen Plan vor, die B232, eine neue Straße, die mitten durch die Leopoldau durchgehen soll, den Eindruck erweckend, als ob man dort eine Straße bräuchte. Kein Mensch braucht den Ausbau der Draugasse, die B232! Ich fahre dort jeden Tag. Ich habe noch nie in Radio Wien oder sonst wo gehört: „Stau in der Ruthnergasse, Stau in der Shuttleworthstraße.“ Das gibt es überhaupt nicht, dort ist kein Stau! Dort ist in den Spitzenzeiten bei den Ampeln ein bissel ein Rückhalteverkehr, aber in der Ruthnergasse finden sie keinen Stau! Kein Mensch braucht die Draugasse, außer wenn er vorhat, dort die große grüne Wiese, die einmal einen Kilometer groß war, zuzubetonieren, etwas Neues zu errichten. 

Und jetzt lebe ich gar nicht nach dem Florianiprinzip. Ich sage gar nicht, ach, da sollen ein paar Leute im Grünen wohnen, weil die Gemeinnützigen Wohnbaugenossenschaften vor 10°Jahren gelockt haben mit „Wohnen im Grünen, komm doch zu uns, in Floridsdorf ist es so schön“ - und nächstes Jahr betoniert ihr ihnen alles zu! Um das geht es gar nicht, sondern es geht darum - und Sie selbst beschreiben das in einem anderen Dokument, das Sie uns bald vorlegen werden, nämlich im STEP 05 -, dass in unmittelbarerer Nähe wenige hundert Meter entfernt alte Industrieanlagen sind, auf denen reihenweise Platz ist und die aus einer Zeit stammen, in der arbeitsintensiver Produktion nachgegangen wurde - viele Maschinen, viele Menschen. Heute ist das nicht mehr notwendig. Der Unterschied ist nur, Sie müssten kreativ sein, Sie müssten sich dort an Siemens, VA TECH und wen auch immer wenden und sagen: „Wie viel von euren Liegenschaften braucht ihr eigentlich nicht mehr, die ihr verkaufen könntet, damit sich dort andere Betriebe, die wir natürlich brauchen, ansiedeln können?“ Der Unterschied ist nur, den Gewinn mit dem Verkauf der Liegenschaft würde Siemens oder sonst irgendein Unternehmen machen, aber nicht die Stadt Wien. Den Gewinn machen Sie dann, wenn Sie gemeinschaftliches Eigentum, nämlich grüne Wiesen, verscherbeln, um irgendjemanden anderen neu anzusiedeln, und die Bürger, die dort wohnen und viel Geld für Kleingarten, Reihenhaussiedlungen, Einfamilienhaussiedlungen und was auch immer ausgegeben haben - und Sie lächeln da so, Sie kennen es nicht, Sie wissen das nicht, aber wer dort wohnt, der weiß es. 

Ich weiß, die Wiener Bezirks-SPÖ spottet ein bisschen. Sie sagt, das ist eine G’stätten, die Allißengründe, einmal ein Kilometer, eine G’stätten. Dort sehen Sie täglich Radfahrer, Nordic Walker, Spaziergänger, ich sehe immer den Bezirksvorsteherstellvertreter der SPÖ. Der rennt fast jeden Tag bei meinem Haus vorbei und vor kurzen hat er gesagt, das ist eine G’stätten. Ich weiß nicht, warum er gerne bei einer G’stätten läuft, aber es wird irgendeinen Grund haben. 

Die Menschen dort rundherum wollen diese grünen Wiesen, die sind dort hingezogen, weil es dort schön ist, und die wollen nicht, dass Sie das zubetonieren. Und Sie, Herr Stadtrat, werden sich da etwas überlegen müssen. Sie glauben, Sie können das aussitzen. Sie können so ähnlich wie der Bezirksvorsteher der SPÖ sagen: Der Grüngürtel, das ist alles nördlich der Stammersdorfer Straße, südlich davon interessiert uns nicht, und dann die umliegenden neuen Gemeinden, die wir vielleicht einmal eingemeinden oder ich weiß nicht, welche Pläne da dahinterstecken - und alles dazwischen ist eine Lücke, ein Mal ein Kilometer, das ist eine Lücke, die betonieren wir zu. Die Fasane und Hasen, die dort wohnen, sind leider nicht wahlberechtigt, die sind uns wurscht. Die kleinen Kinder, die dort gerne spielen und Radl fahren, die sind uns wurscht, die sind auch nicht wahlberechtigt. Und die anderen in der Nordrandsiedlung, die haben wir eh in der Tasche, alles SPÖ-Sektion, die werden sich schon nicht aufregen.

Herr Stadtrat, das ist ein Irrtum! Die Menschen dort - und Sie haben aus den letzten zwei Projekten, die dort geplant waren, nämlich der illegalen Überbauung bei der U1 und dem Betonwerk, offensichtlich nichts gelernt - wollen das nicht mehr, die wollen die grüne Wiese vor dem Haus haben, weil sie wegen der grünen Wiese dorthin gezogen sind.

Und wenn das “Bezirksjournal“ in seiner neuesten Ausgabe titelt “1°000 Siedler wehren sich dort in der Ge-gend“, dann sage ich Ihnen, das ist erst der Anfang! Es werden noch mehr werden als 1°000 und Sie werden das einsehen müssen, sonst werden Sie es bei der Wahl merken! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr amtsf StR Dipl Ing Schicker. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich denke, dass es manchen hier im Haus entgangen ist, dass ich vor etwa einem halben Jahr, nämlich bei der Mai-Sitzung dieses Gemeinderats, in einer Mitteilung als Erster vorhatte, zum Strategieplan zu sprechen. Es ist mir nicht ganz gelungen, denn in der davorliegenden Fragestunde und bei allen Wortmeldungen, die an diesem Tag damals vorlagen, hat sich die Opposition sehr intensiv darüber delektiert, dass wir einen Entwurf vorgelegt haben, der noch dazu gedruckt war und noch dazu Bilder beinhaltet hat! Sie hat sich darüber sehr delektiert und mich aufgefordert, doch endlich etwas zu sagen. Na, das hätte ich damals schon getan, wenn man nicht so viel Zeit vorher verbraucht hätte, um sich an dem Papier zu delektieren, das ich jedem zur Sitzung selber, zur Einleitung, zu Beginn der Diskussion über einen Strategieplan für diese Stadt zur Verfügung gestellt habe. Ich habe bei der Mitteilung damals - die Diskussion davor, die Sie abgeführt haben, habe ich damals nicht nötig gehabt - vorgehabt und habe das dann auch getan, zu einer intensiven und ausführlichen Diskussion der Strategie für diese Stadt einzuladen. 

Wir haben innerhalb des Stadtsenats sehr ausführlich darüber gesprochen und es hat sich der Magistrat mit seinen Mitarbeitern und mit den extern zugezogenen Evaluatoren sehr deutlich und sehr intensiv damit beschäftigt. Das Ergebnis dieses Strategieplans ist ganz anders als aus der Diskussion, die heute wiederum geführt wurde, hervorgeht. Denn wenn ich mir die Stellungnahmen der drei Oppositionsparteien ansehe und auch die der SPÖ, auch die der Arbeiterkammer und der Wirtschafskammer, die ebenfalls schriftlich dazu Stellung genommen haben, dann, muss ich sagen, kommt im Wesentlichen heraus: Die Grundlinien dieser Strategie für diese Stadt sind in Ordnung gesetzt, gesucht und haben offensichtlich eine sehr breite Akzeptanz. 

Es gibt ein paar Punkte, wo seitens der Freiheitlichen Einwände zur Strategie kommen. Das haben wir gerade vorhin auch vom StR Herzog gehört, es betrifft die Diversitätspolitik und die Integrationspolitik. Es gibt ein paar Einwände seitens der GRÜNEN, die nicht verwunderlich sind, sie betreffen die 6.°Donauquerung. Und es gibt seitens der ÖVP ein paar Einwände, die sich ursprünglich auf die Familienpolitik bezogen haben und jetzt auf einmal bei den Einkaufszentren landen. 

Im Großen und Ganzen reduziert sich das, was in den schriftlichen Stellungnahmen war, auf konkrete Vorschläge, die in ein paar wenigen Punkten nicht berücksichtigt werden konnten und ganz bewusst nicht berücksichtigt werden konnten, denn die Sozialdemokratie, die die Mehrheitspartei in diesem Haus ist und die auch im Stadtsenat die Regierung der amtsführenden Stadträte stellt, bekennt sich dazu, dass wir eine weltoffene, eine integrative, eine demokratische und eine sozial nachhaltige und ausgewogene Stadt sind. Wir haben eine Reihe von Prinzipien formuliert, von denen wir ganz sicher nicht abweichen werden. Und diese Prinzipien sind in diesem Strategieplan drinnen. Sie sind auch Teil der Zielsetzungen für diese Stadt. 

Ich kann dem nichts abgewinnen, wenn Chorherr in seiner Stellungnahme dann meint, es ist eine interessante Grundlage für einen Strategieplan. Dieser Strategieplan beinhaltet die Grundsätze und wir haben in der Diskussion nach Chorherr ja kennen gelernt, wo diese Grundsätze auch in Zweifel gezogen werden und die nachhaltige Entwicklung als Grundsatz für diese Stadt, sowohl im sozialen, im kulturellen, im ökonomischen Bereich als natürlich auch auf dem Gebiet der Umwelt und der Ökologie. 

Wir wollen in dieser Region auch das starke Wirtschaftszentrum sein. Wenn man hier davon spricht, dass wir das verschlafen hätten, Kollege Barnet, dann habe ich das Gefühl, Ihnen ist nicht aufgefallen, welche Position diese Stadt innerhalb dieser Region jetzt schon hat, wenn die Wirtschaftskraft zwischen Wien und Bratislava 1 zu 10 ist und wenn sich die Einkommenssituation nur sehr langsam annähert, und Bratislava ist der blühendste Pool in den neuen Mitgliedsstaaten. 

Aber wenn Sie sich die Zahlen von Budapest anschauen und wenn Sie sich die Zahlen von Prag anschauen, so ist Wien bei allen Werten voraus, ausgenommen bei einem Wert, nämlich beim Motorisierungsgrad. Da hat uns Prag schon überholt und da bin ich eigentlich froh, dass wir nicht voraus sind. In Städten ist der Verkehr nur bewältigbar, wenn es einen starken und gut funktionierenden öffentlichen Verkehr gibt und nicht jeder das Auto benützt, wann es ihm gerade einfällt, sondern dann, wenn es sinnvoll zweckmäßig ist. 

Ansonsten ist dieses Zentrum Wien das Zentrum im südlichen Zentraleuropa und wird europaweit auch als solches genannt. Wir haben in der vergangenen Woche hier den Eurocity-Kongress mit mehr als 300 Bürger-meistern aus ganz Europa gehabt und dabei hat der Vertreter der Europäischen Kommission in aller Deutlichkeit festgehalten - der Vizepräsident Verheugen war das -, dass diese Stadt innerhalb des europäischen Städtegefüges ein sehr starker Schwerpunkt ist und sich nicht zu scheuen braucht, diese Schwerpunktrolle auch wahrzunehmen. Und genau das steht in dem Strategieplan, genau das wollen wir! 

Dazu gehört auch die Erkenntnis, dass diese Stadt ein moderates Wachstum benötigt. Wenn Sie es nicht gefunden haben, dann schauen Sie auf die Internetseite, wo der Stadtentwicklungsplan 2005 im Entwurf schon drinnen steht: 70 000 bis 90 000 Einwohner innerhalb von 10 Jahren, eine moderate Größe. Wir hatten zwei Jahre, wo wir innerhalb von zwei Jahren in Summe 100 000 Zuzug hatten. Das ist eine überhitzte Entwicklung, die eine Stadt nicht leicht verkraften kann. Aber innerhalb von 10 Jahren einen Zuwachs an Bevölkerung von 70 000 bis 90 000 zu haben, das ist genau das, was diese Stadt unbedingt auch benötigt, um die Umstrukturierung hin zu einem international beachteten Dienst-leistungs- und Forschungszentrum, zu einem Zentrum der Kultur, der innovativen Industrien werden zu können und bleiben zu können, die entsprechende kritische Masse überschritten zu haben.

Wenn den einen oder anderen die Akronyme, die aus EU-Programmen entstehen, ein bisschen fremdländisch vorkommen, so mag das schon sein, nur sie sind die Bezeichnungen von EU‑Programmen und dafür kann die Stadt nicht wirklich etwas. Wir sind gerne bereit, da die Erklärungshilfe zu liefern. Vielleicht setzen wir beim nächsten Strategieplan dann auch noch ein Glossar dazu, damit wir dem Kollegen Neuhuber die Übersetzung etwas erleichtern.

Diese Programme nicht wahrzunehmen, würde uns auf europäischer Ebene nicht auf die Sichtbarkeitsebene mit hinaufheben, die notwendig ist, um auch auf der europäischen Plattform wahrgenommen zu werden. Wir haben leider ja die Situation, und das beschreiben alle Zeitungen so und die “Presse“ ist nicht wirklich die Zeitung der Sozialdemokratie, aber sie beschreibt jetzt viel deutlicher, dass die Wahrnehmung Österreichs denn doch ein bisschen zu wenig auf der Ebene der Europäischen Union von der Regierung unterstützt wird. Deswegen ist es auch so wichtig, dass Österreich, dass Wien als Hauptstadt dieses Österreichs selbst Städtepolitik betreibt und sich selbst auf der internationalen Bühne entsprechend deutlich zu Wort meldet.

Wir haben einen weiteren Punkt, der ganz entscheidend in Zeiten mit einem Arbeitsminister ist, der verlauten lässt, dass er sich darüber freut, dass die Steigerungsrate der Arbeitslosigkeit zurückgegangen ist, was nur heißt, es steigt die Arbeitslosigkeit mehr. Wir haben ganz genau definiert und auch die Instrumente dazu genannt, wie wir die vorausschauende Arbeitsmarktpolitik gestalten wollen, soweit das der Stadt überhaupt möglich ist, denn immerhin ist die Arbeitsmarktpolitik eine Angelegenheit des Bundes.

Wir haben auch die nachhaltige soziale Sicherheit hervorgehoben und als einen der Schwerpunkte erwähnt. In Zeiten, wo man darüber diskutiert, ob die Brillen noch weiterhin von der Krankenversicherung gezahlt werden oder nicht, ist es wohl ganz entscheidend, den Menschen, die in dieser Stadt leben und wohnen und arbeiten, sicherzustellen, dass sie auch das soziale Netz vorfinden können. Wenn das die Strategie der Stadt ist, dann kommt es nicht darauf an, ob in dieser Strategie drinnen steht: „Das wird bis zum 31.8.2007 erfüllt sein“, sondern es kommt darauf an, dass es sich in allen Aktivitäten dieser Stadt auch niederschlägt und dass im Gegenüber zum Bund, zu der Europäischen Union und allen anderen Entscheidungsebenen die Position der Stadt in dieser Form auch vertreten wird.

Wir haben auch deutlich darauf hingewiesen und mit dem Ziel, dass wir eine Stadt des Miteinanders verschiedener Kulturen, Religionen und Lebensweisen sein wollen, dass wir diese Politik, die die Stadt Wien über viele, viele Jahre in dieser Form praktiziert hat, weiter entwickeln und in einer Form, dass es nicht zur Einengung und Einschränkung zum Beispiel auf eine Leitkultur kommt. 

Wenn Sie die deutschen Zeitungen, Herr StR Herzog, in den letzten Wochen gelesen haben, dann werden Sie feststellen, dass viele bis hin zur “Frankfurter Allgemeinen“ ganz deutlich darauf hinweisen, dass das Beschränken auf die Leitkultur ein Riesenproblem für die Integration und für die Berücksichtigung auch anderer Herkunftsorte und anderer Ethnien innerhalb eines Staates darstellen. Sie werden auch, so nehme ich an und so hoffe ich, in den Zeitungen unserer deutschsprachigen Nachbarstaaten lesen – ich gehe ja nicht davon aus, dass wir uns alle slowakischen übersetzen lassen, die Zeitungen aus Bratislava. Es genügt ja, wenn man zum Beispiel “Die Welt“ - auch nicht unbedingt eine Zeitung, die der Sozialdemokratie nahe steht - hernimmt, dann sagt “Die Welt“ am 23.11.2004, also gestern: „Vorbild Österreich. In der Donaurepublik ist der Islam dem christlichen und jüdischen Glauben seit 1912 gleichgestellt. Das Zusammenleben läuft ohne größere Probleme.“ “Die Welt“ zitiert dann auch einiges, wie das in Österreich funktioniert. Genau dasselbe in den “Schweizer Nachrichten“, eine Zeitung in unserem westlichen Nachbarland, wo ebenfalls herauskommt: „Österreich-Modell wird für die Schweiz geprüft.“

Ich denke, dass es nicht nur um das Zusammenleben von verschiedenen Religionsgemeinschaften geht, wo wir als Vorbild diskutiert werden können. Es geht auch zum Beispiel um die Ebenen der Schule, um die Ebene der Kindergärten. Dort sind Integrationsschritte und Erleichterungen angesetzt gewesen, die früher leicht waren zu finanzieren, die zur Zeit durch 40 weitere Lehrer ein bissel erleichtert sind, die aber im Großen und Ganzen deutliche Nachteile durch die Einsparpolitik auf der Seite der Lehrer erlitten haben, wie das in den letzten Jahren der Fall war. Wenn das, was der “Kurier“ heute über die PISA-Studie schreibt, stimmt, dann kann man das ja durchaus nachlesen. Auch hier das Bekenntnis dazu, dass diese Stadt das Miteinander verschiedener Kulturen, verschiedener Religionen und Lebensweisen in den Vordergrund stellt und das nicht unter den Teppich kehrt.

Ich habe gehört, dass wir angeblich alles nur loben, in den Himmel loben und nicht anerkennen wollen, dass wo Probleme sind. Im Gegenteil. Ich habe das bei einer Diskussion schon erwähnt, dass wir bereits im Jahr 2000 und dann fertiggestellt im Jahr 2001 eine Studie anfertigen haben lassen, wie die Integrationspolitik denn weiterhin entwickelt werden sollte. Und das Ergebnis war eindeutig: Wir müssen versuchen, bei einer Population, die auch verschiedenste Muttersprachen hat, es nicht unter den Teppich zu kehren, sondern hervor zu heben und damit zu leben, die Vorteile dieser Situation anzuerkennen, aber gleichzeitig klarzumachen, dass die Spielregeln, die in dieser Nation gelten, die Gesetze, die in dieser Nation gelten, die Prinzipien, zu denen wir uns bekennen, auch von allen, die hier leben, eingehalten werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben einen Bereich, der im letzten Strategieplan - und das kann wahrscheinlich nur der große Grund der Ablehnung bei der ÖVP sein - so nicht enthalten war. Sonst ist sehr vieles von dem, was im Strategieplan von Dr Görg und Dr Häupl in der vergangenen Legislaturperiode erarbeitet und innerhalb der Stadtregierung auch diskutiert wurde – leider nicht hier im Gemeinderat –, auch hier in diesen Strategieplan eingegangen. Das, was sich wirklich unterscheidet, ist die deutliche Hervorhebung der Gleichstellung der Geschlechter und des Gender Mainstreaming und nicht eine Vermischung davon, sondern sehr wohl weiterhin die Forcierung der Gleichstellung der Geschlechter, wo ein großer Nachholbedarf auch in dieser Stadt, wo wir sehr lange schon daran arbeiten, noch notwendig ist und die Gleichstellung der Frauen nicht außer Acht gelassen werden darf oder weggeschoben werden darf, indem man sagt, Gender Mainstreaming ist jetzt das neue Schlagwort, das neue Thema, und alles andere vergessen wir schon. 

Diese Bevorzugung, Bevorrangung der Frauen bis eine Gleichstellung voll erreicht ist, ist weiterhin notwendig. Ich kann nur sagen, es ist gar nicht so einfach. Ich habe 12 Abteilungen und mir gelingt es gerade immer, eine Abteilungsleiterin zu haben. Es wird immer schon schwierig, dann eine zweite vielleicht in den nächsten Monaten oder Jahren zu finden, weil es gerade im Technikerbereich so schwierig ist, die entsprechende Anzahl an Qualifizierten auch zu erhalten und diese dann auch entsprechend zu fördern und zu unterstützen.

Der Bereich Gender Mainstreaming ist gerade aus meiner Geschäftsgruppe mit dem 6. Bezirk ganz hervorragend begonnen und unterstützt worden, auch vom 6. Bezirk in hervorragender Weise. Man sieht dort, welche Veränderungen und Verbesserungen zur Berücksichtigung der verschiedenen Lebenssituationen von Männer, Frauen, Behinderten, Jugendlichen und Kindern in diesem Bezirk jetzt erfolgen. Und da soll auch eine Verbreitung hin zu allen anderen Bezirken Platz greifen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun zum Bereich der Lebens- und der Erlebnisqualität unserer Stadt. Wir müssen anerkennen, dass urbanes Leben eine Vielfalt entwickelt hat, die spannend ist, die irritierend sein kann, weil sie so vielfältig ist, die aber auch eine Vielzahl und eine Vielfalt von Antworten, von Möglichkeiten, von Gelegenheiten innerhalb der Stadtgrenzen erfordert. Und genau diese zu bieten und hier am Toplevel zu bleiben mit dem, was Wien tut und Wien kann und Wien seinen Bürgerinnen und Bürgern und den Gästen anbietet, das ist ganz entscheidend und erforderlich. Hier arbeiten wir intensiv daran. Sie werden viele der Projekte hier drinnen finden, die vorbereitet sind und binnen kurzem auch umgesetzt werden können. 

Dazu zählt auch die von vielen Rednerinnen und Rednern heute erwähnte Bewahrung des Grünraums. Sie werden doch nicht glauben, dass wir im 100. Jahr des Wald- und Wiesengürtels, der übrigens eine Kategorie der Wiener Bauordnung ist - dass man das nicht verwechselt, das ist eine Kategorie der Wiener Bauordnung und damit ist auch sichergestellt, dass eine Bauordnung und jene, die mit Bauen zu tun haben, auch auf den Grünraum achten -, vielleicht hergehen und besonders viel Grünraum opfern und zum Verschwinden bringen! Die unterschiedlichen Interessenslagen, die es in der Bevölkerung gibt, sind natürlich heute in der Diskussion auch hier auf den Tisch gekommen. Da gibt es die Mär, dass wir überall den Grünraum vernichten. Und dann gibt es solche, die bejammern, dass dort, wo der Grünraum im dünn besiedelten Bereich wie draußen in Leopoldau schon in Anspruch genommen ist, der darf dann aber auch nicht verdichtet werden. Da darf es, obwohl eine U-Bahn dort ist, auch keine zusätzliche Bebauung geben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir müssen schon damit auskommen, dass wir bei einem leistbaren Wohnen mit hoher Qualität - das jetzt ebenfalls Ziel des Strategieplans ist - auch damit leben müssen, dass wir in dieser Stadt noch immer 50 000 Substandardwohnungen haben, die immer noch einer Verbesserung harren und das immer damit Hand in Hand geht, dass man eine größere Wohnfläche pro Einwohner erreicht. Diese Vergrößerung der Wohnfläche pro Einwohner bedeutet schlicht und ergreifend, dass wir auch bei nicht eklatant steigender Einwohnerzahl eine Vergrößerung des Siedlungsraums zur Kenntnis nehmen müssen. 

Wir haben im Stadtentwicklungsplan, der ja jetzt noch nicht zur Beschlussfassung ansteht, aber sehr wohl zur Diskussion, deswegen drei wesentliche Grundlagen drin-nen: 

Das eine ist der Grünraumplan, wo klar festgelegt ist, wo in Fortführung des 10-Jahres-Programms und Fortführung des Wald- und Wiesengürtels und gerade auch rechtzeitig im nächsten Jahr, wo 100 Jahre Wald- und Wiesengürtel gefeiert werden können, sich die Grenzen der Siedlungstätigkeit hin zum Grünraum befinden, nämlich nicht nur nach außen, sondern auch innerhalb des besiedelten Gebiets, um festzulegen und klarzustellen, wo wir dort auf den Grünraum in der Nähe der Bewohner, in der Nähe der Siedlungen Rücksicht nehmen. Das ist mindestens genauso wichtig als den Grünraum weit weg am Standrand abzusichern. Es ist entscheidend, dass wir in den dicht besiedelten Gebieten ausreichend Grünflächen zur Verfügung haben. 

Wir werden einen zweiten Plan da drinnen haben, das bedeutet auch, wo die Siedlungstätigkeit besondere Schwerpunkte haben sollen.

Und wir haben einen dritten Plan dabei, der Bezug auf die wirtschaftlichen Entwicklungspotentiale nimmt. Dieser beinhaltet nicht nur das agrarstrukturelle Leitbild mit der Sicherung der Flächen für die Landwirtschaft in allen drei Kategorien, von Gärtnereien über den Weinbau bis hin zum Ackerbau, sondern er beinhaltet eben auch die Zentrenstruktur dieser Stadt und er beinhaltet auch die Zonen, wo Betriebsareale, wo Industrieflächen abgesichert werden sollen. Auch dazu ein Wort:

Wir sind in einer Zeit der nicht mehr verschmutzenden Industrien. Es ist nicht mehr notwendig, dass wir sagen, dort ist Industrie, dort ist Wohnen, dort ist Erholen und da ist vielleicht Einkaufen und Freizeit und Unterhaltung. Es ist möglich, diese verschiedenen Lebensfunktionen an ein und derselben Stelle in ein und demselben Areal zum Leben zu bringen. Ich sage Ihnen hier ja kein Geheimnis, dass zum Beispiel das Projekt Siemensstadt in Floridsdorf eines dieser Projekte ist, das hier in den nächsten 10°Jahren beispielgebend sein wird.

Wir haben auch einen Schwerpunkt in Wissenschaft und Kultur. Kollege StR Schock hat die Technologiekonferenz eingefordert. Ich kann Ihnen sagen, diese wird es im Herbst 2005 geben, denn wir haben ja vieles anzubieten. Wissenschaft, Kultur, Forschung sind die Schwerpunkte einer Stadtpolitik, orientiert auf die moderne Lebenswelt, auf die modernen Lebenszusammenhänge, wo ein Zentralraum punkten kann und auch punkten muss. 

Ich habe auch die Kritik gehört, dass wir so viele verschiedene Teilprogramme drinnen haben. Ich kann Ihnen nur sagen, wir haben hier im Gemeinderat bereits vor zwei Jahren ein Hochhauskonzept vorgelegt und es zur Kenntnis genommen. Es gab in München, einer sehr schönen Stadt, einer Konkurrenzstadt zu Wien, vor kurzem ein Referendum, wo die Bürger, weil es diese Art von klaren Festlegungen nicht gab, sich gegen Hochhäuser generell ausgesprochen haben, was sicher falsch ist, wie wir wissen, was standortpolitisch schlecht ist. Dort war dann in der “Süddeutschen“ als Ergebnis der Hinweis, wie sich Städte wie Wien, als erste genannt vor London, Paris, Warschau und Budapest, mit derartigen Fragen auseinander setzen. Wir setzen uns zeitgerecht auseinander und der Strategieplan ist auch einer, der sich mit dem Thema zeitgerecht auseinander gesetzt hat. 

Ich habe hier auch einiges an Polemik gehört, was sich zum Beispiel auf die Stellungnahme der Stadt Wien zur Radwegebenützungspflicht bezieht, dass man vielleicht nicht mehr auf dem Radweg fahren muss, wenn man schneller unterwegs sein kann. Sie wissen, Herr Kollege Madejski, dass das das Ergebnis der Diskussion des Arbeitskreises des österreichischen Städtebundes ist und die Stellungnahme des österreichischen Städtebundes von einem der wesentlichen Mitglieder dieser Organisation dann auch weitergeleitet wurde. Ich lese Ihnen nur den korrekten Satz vor: „Gute Radwege, die das Radfahren schneller, komfortabler und sicherer machen, brauchen keine Benützungspflicht.“ Das ist die Quintessenz der Wiener Stellungnahme und das ist das, was wir auch dem Ministerium geschickt haben, obwohl ich hoffe, wenn es ein Ministeriumsentwurf ist, dass es sonst auch hineinkommt. 

Nun ein paar Worte zu dem, dass der Herr Kollege Neuhuber meint, er müsse mir Rechenfehler vorwerfen. Herr Kollege Neuhuber, ich gebe schon zu, dass wir bei dem einen oder anderen Rechenfehler machen, näm-
lich wir beide. Ich habe Ihnen das bei der Diskussion zum Budget schon nachweisen können, wo Sie von 41 000 Quadratmetern bei Wien-Mitte gesprochen haben. Es sind tatsächlich, wie vom Kollegen Vatter auch für alle hörbar gesagt - und ich habe gesehen, dass Sie mitgeschrieben haben - 31 700 Quadratmeter. 

Wir haben im Bereich Prater bisher keine Flächenwidmung, die dieses Einkaufszentrum beim Prater-Sta-dion festschreibt. Wir haben Wunschvorstellungen, das ist klar und wir haben Festlegungen dieses Gemeinderats für dieses Gebiet im Bereich des Masterplans. Sie wissen ganz genau, dass, bevor gewidmet wird, dort eine Raumverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Ich kann Ihnen sagen, die Nettoeinkaufsfläche wird sich von dem nicht wesentlich unterscheiden, was im Masterplan drinnen steht, nämlich die 8 000 Quadratmeter. Dass eine Nutzflächenberechnung andere Inhalte auch haben muss, ist doch wohl selbstverständlich, weil es bei der Nutzfläche um ganz was anderes geht als um die Nettoeinkaufsfläche, die dann entscheidend für das Verhältnis zu etwas anderem, zu einer Einkaufsstraße zum Beispiel, ist. 

Wenn wir schon über Einkaufsstraßen reden. Wir haben eine ganze Menge von Einkaufsstraßen, wo die Stadtplanung vorschlagen möchte, dass wir dort erleichtern, großräumigere Formen von Einkaufsmöglichkeiten zu schaffen. Diese großräumigeren Formen von Einkaufsmöglichkeiten sind auch sinnvoll, wie wir das von der Mariahilfer Straße kennen. Ich hoffe nur und ich rechne damit, dass die Wiener ÖVP, wenn wiederum so eine Flächenwidmung kommt, dann auch bereit ist mitzustimmen und diese Entscheidung mitzutragen, denn je näher wir die Integration der Einkaufsmöglichkeiten innerhalb unserer städtischen, gewachsenen Zentren schaffen und je mehr es uns gelingt, das an den Knotenpunkten der öffentlichen Verkehrsmittel in den neuen Zentren zustande zu bringen, desto weniger laufen wir Gefahr, dass wir uns darauf verlassen müssen, dass Niederösterreich, nachdem eh schon alles rund um Wien gewidmet ist, endlich ein Gesetz macht, das niemandem mehr weh tut. Und ich hoffe sehr darauf°...

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Stadtrat, ich nehme an, dass das schon die Schlussbemerkung ist.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker (fortsetzend): Ich hoffe sehr darauf, dass wir bei allen Überlegungen - die zum Beispiel heute auch im “Kurier“ drinnen stehen -, was die Flächen links und rechts der Nordautobahn betreffen, dann von den Niederösterreichern die Einschränkungen dort wirklich erhalten, denn ansonsten geht es dort draußen so weiter wie es entlang der Südautobahn seit langem schon besteht. 

Ich darf Sie, sehr geehrte Damen und Herren, nach einer halbjährigen Diskussion des Strategieplans Wien im erweitertem Europa ersuchen, auch die Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Johann Driemer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Gestatten Sie mir einige kurze Bemerkungen dazu. Es wurde schon angesprochen, dass mehr als ein halbes Jahr darüber diskutiert werden muss. Ich möchte besonders an die beiden Kollegen Madejski und Barnet meinen Appell richten, sich ihre Wortwahl etwas genauer zu überlegen und zu überdenken, wenn hier von diesem Strategieplan gesprochen wird, dass das ein Handbuch der Beliebigkeit ist und dass der Strategieplan nicht einmal das Papier wert ist, auf dem er geschrieben ist. 

Meine Herren Kollegen, Sie werden damit ja nicht meinen, dass all diese Fachleute, die hier mitgearbeitet haben und eine hohe Qualität geliefert haben, so qualifiziert werden können. Meine erste Bemerkung.

Meine zweite Bemerkung: Ich neige der Auffassung zu, wenn man die Diskussionsbeiträge sehr genau verfolgt hat, dass eben aufgrund der hohen Qualität dieses Strategieplans von den Oppositionsparteien scheinbar aus politischer Notwendigkeit die Zustimmung nicht gegeben werden kann. Wenn dem so ist, nehmen wir das zur Kenntnis. Es ist das legitime Recht der Opposition, kritische Bemerkungen einzubringen. Ich bin schon am Schluss. Ich darf Sie noch einmal um zustimmende Kenntnisnahme dieses Strategieplans ersuchen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Wer diesem Antrag zustimmen will, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ so mehrstimmig angenommen. 

Es liegen insgesamt drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor.

Der erste ist von Herrn Dr Madejski und betrifft Märkte. (GR Dr Herbert Madejski: Zuweisung!)

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit°... (GR Godwin Schuster: Zuweisung!) 
Entschuldige, pardon.

Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Der zweite ist ebenfalls von Herrn Dr Madejski und betrifft Generalsanierung Wiener Pflichtschulen.

Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den drei Oppositionsparteien unterstützt und somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Und der dritte ist von den GRÜNEN, betreffend Stadtentwicklung, Strategie am Grüngürtel. 

Sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von Freiheitlichen und GRÜNEN unterstützt und somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Es kommt nun die Postnummer 15. Sie betrifft das Plandokument 7512 im 22. Bezirk.

Es gibt keine Wortmeldung. 

Wer für die Postnummer 15 in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Postnummer 23. Sie betrifft den Verkauf eines Grundstücks im 15. Bezirk KatG Fünfhaus. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich bemerke auch, dass die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder anwesend ist gemäß § 25 der Stadtverfassung. 

Wer für die Postnummer 23 ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig und ohne die GRÜNEN angenommen. 

Postnummer 26, Abschluss eines Baurechts und Dienstbarkeit des Stellungsvertrags an neuen Grundstücken im 21. Bezirk KatG Großjedlersdorf 2. 

Hier kommt es gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN angenommen.

Postnummer 4, Subventionen an die Polizeisportvereinigung.

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN angenommen.

Postnummer 6, Subventionen an das Architekturzentrum Wien. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 7. Sie betrifft den Restbetrag der Subvention für das Jahr 2004 an den Filmfonds Wien und ich darf die Frau GRin Dr Vitouch bitten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Die Debatte ist somit eröffnet. Frau GRin Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Das letzte Mal, Frau Dr Vitouch, als Sie hier sprachen, waren Sie nur Berichterstatterin. Da hat sich niemand zum Wort gemeldet. Da ging es um die zweite Rate, Sie können sich sicher erinnern und Sie haben als Berichterstatterin voll Begeisterung eine Rede gehalten. Das ist der Grund, warum ich mich heute melde, weil man sollte diese Jubelrede nicht ganz unwidersprochen lassen, denn wie Sie wissen, sehr geehrte Frau Dr Vitouch, und der Herr Kulturstadtrat kommt jetzt auch, ich freue mich sehr, haben ja wir, was den Filmfonds angeht, eine sehr kritische Haltung und zwar schon seit vielen Jahren. Denn diese Jubelmeldungen, die man in der Presse liest und die auch - der Herr Kulturstadtrat hat gesagt, der Frau Dr Vitouch geht das Herz über, können Sie sich erinnern das letzte Mal? – wir immer wieder hören, sind unserer Meinung nach überhaupt nicht gerechtfertigt.

Wenn man diesen Akt liest, und zumindest diejenigen, die im Kulturausschuss sitzen, haben das ja sicher gemacht, die müssten mir Recht geben, denn „Wagen Sie doch selbstständig zu denken!“ hat ja schon Kant gesagt - wenn man nur die Zahlen durchliest, weiß man, dass es einfach nicht stimmt, dass der österreichische Film erfolgreich ist. Ich muss dazu wieder einmal ein paar Sachen sagen.

Allein schon, dass man eine Sache als Erfolg hinstellt! Ich nehme drei Beweise heraus: Ein Film wird gestartet, wird als großer Erfolg gewertet, zum Beispiel “Wolfszeit“ von Haneke. Allein dass er gestartet wird, dass es eine Uraufführung gibt, gilt schon als Erfolg. Dass dort freiwillig überhaupt niemand hingeht, das wird dann gar nicht mehr gesagt.

Zweites großes Erfolgskriterium auf Seiten der Filmschaffenden ist natürlich, wenn man sagt, dass für Projektentwicklung und Filmvorhaben Gelder ausgegeben werden. Das heißt, man muss gar nicht ein fertiges Produkt, also einen Film fertig stellen, der auch in Kinos anläuft, sondern es genügt schon, wenn man ein Filmvorhaben startet. Es wurden im Jahr 2003 - und ich zitiere nur aus dem Akt - 39 Filmvorhaben gestartet. Da-
für wurden 7,3 Millionen EUR ausgegeben. Also Jahr 
für Jahr, müssen Sie sich vorstellen, werden immer 
ungefähr 8 Millionen EUR gewährt und natürlich gibt 
auch noch der Bund Geld dazu. Das heißt, von diesen 39 Filmvorhaben, die gestartet wurden, kamen nur 19 Ki-nofilme in die Kinos. 

Jetzt frage ich Sie: Wie kann man das gutheißen, wie kann man das als Erfolg werten, dass man den Film subventioniert und von 39 Vorhaben überhaupt nur 19 in die Kinos kommen? Das heißt, es wird hier etwas hergestellt, was letztendlich nicht einmal zum Verbraucher kommt, denn ich nehme doch an, dass man Filme für Zuschauer macht! Film ist ein Massenmedium und selbstverständlich macht man Filme für Zuseher!

Und jetzt komme ich zum dritten Beweis, warum unserer Meinung nach der Film erfolglos ist, bis jetzt, weil wir hoffen immer, dass es einmal eine Reform gibt: Die Zuschauerzahlen. Und hier ist es nicht nur trist, hier wird es wirklich tragisch. Ich nehme mir die Mühe, die Zahlen hier laut vorzulesen, die für das Jahr 2003 gegolten haben und die auch im Antrag standen. Und ich bin neugierig, wer von Ihnen überhaupt irgendeinen dieser Filme gesehen hat. Vielleicht können Sie aufzeigen.

"Vielleicht habe ich Glück gehabt" – 2 800 Zuschauer. Ist an den Österreichern vorbeigegangen.

"Richtung Zukunft durch die Nacht" – 1 900 Zuschauer. Wenige Menschen haben sich die Mühe gemacht, eine Kinokarte zu kaufen.

"2 Väter 1er Tochter" – 14 000 Zuschauer.

"Am anderen Ende der Brücke" – 29 000 Zuschauer. (Zwischenruf von amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokor-ny.) Er war im Fernsehen. Wir sprechen aber jetzt von Filmförderungen, entschuldigen Sie, das sollte man nie vermantschen, wir sprechen jetzt von Filmförderung. Er kam natürlich dann ins Fernsehen, weil er keinen Erfolg im Kino hatte. Ich habe hier die Zahl, Herr Stadtrat, ich nehme an, dass im Akt das Richtige steht. 29 000 Zu-schauer. Ich weiß, dass er in den Medien hochgejubelt wurde, aber 29 000 Zuschauer für einen Film ist eine Blamage.

"Rocco" – 2 000 Zuschauer.

"Move!" – 700 Zuschauer. Stellen Sie sich das vor!

"Kaltfront" – 1 400 Zuschauer.

"Struggle" – 1 100 Zuschauer.

"Fast Film" – 2 300 Zuschauer.

"Twinni" – 10 086 Zuschauer.

"YU" – 749 Zuschauer.

"011 Beograd" – 1 172 Zuschauer.

"Auswege" – 455 Zuschauer.

"Bockerer IV" – 10 560 Zuschauer.

"Weg in den Süden" – 285 Zuschauer.

"Böse Zellen" von Barbara Alberts, wie wir alle wissen, sehr hochgejubelt– 13 500 Zuschauer.

"Donau" – 7 853 Zuschauer.

"Ein Sommer mit den Burggespenstern" – 2 773 Zuschauer.

"MA 2412" – 165 122 Zuschauer. 

Das heißt, wir haben jetzt 8 Millionen EUR für – ich habe das jetzt zusammengezählt – 164 000 Zuschauer ausgegeben. Rechnen Sie einmal hoch, wie viel da eine Kinokarte kostet, rechnen Sie sich das einmal aus, was das für ein Riesenflop ist. Alles, was wir heute im Musicalbereich diskutiert haben, sind ja noch Riesenerfolge im Vergleich zu diesen jämmerlichen Zahlen. 

Und da finde ich es nicht ehrlich, dass man es nicht wagt, das hier auch auszusprechen, denn das muss doch geändert werden. Ich kann das doch nicht hinnehmen, dass Jahr für Jahr so viel Geld ausgegeben wird für Filme, um die die Österreicher einen ganz weiten Bogen herum machen. 

Das heißt, ich sage, der österreichische Film ist leider weiterhin erfolglos. Der findet keinen Zugang beim Publikum, und der Gradmesser ist nun mal das Publikum. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind der Meinung, dass es wichtig wäre, den österreichischen Film zu fördern. (Zwischenruf von GRin Waltraud Cécile Cordon.) Liebe Frau Kollegin Cordon, ich achte und schätze Sie sehr, Sie sind auch oft bei uns im Kulturausschuss; und wir diskutieren viel. Wissen Sie, diese Zahlen, die ich hier aufgezählt habe, das ist Jahr für Jahr dasselbe, und seit ich hier Gemeinderätin bin, das sind jetzt schon 12°Jahre, geht das so dahin. Es sind so viele Gelder in den letzten Jahren, ich sage einmal, verbraten worden, dass es schade ist, dass sie nicht besser eingesetzt werden. Wir haben nicht so viel Geld, und ich bin der Meinung, dass es möglich wäre, weil natürlich gibt es in Österreich sehr viele begabte Menschen, natürlich gibt es Leute, die gute Filme machen könnten, natürlich gibt es junge Leute, die gute Ideen haben, aber ich muss diese Vorgaben für eine Förderung ändern, damit sich endlich Erfolge einstellen, und Erfolg ist unserer Meinung nach Zuseher. Ich kann das nicht wegdiskutieren bei so beschämend wenig Zusehern, bei so wenigen Zusehern. Da kommen Sie nicht drum herum, Herr Kollege Maresch, überlegen Sie sich das einmal.

Wissen Sie, dass zum Beispiel in Deutschland, dieselbe Sprache, ein Film erst als Erfolg gewertet wird, wenn er 4, 5 Millionen Zuschauer hat? Bei uns kriegen Filme mit 200 Zuschauern Mittel. Das geht doch nicht. Da müssen auch Sie einmal darüber nachdenken, ob man das nicht ändern könnte.

Das heißt, wir haben immer wieder eine Reform der Filmkulturwirtschaft gefordert. Ziel wäre es, dass man einfach erfolgsorientiert die Mittel vergibt. Das heißt, ich kann nur Gelder vergeben, wenn der Film wirklich – Punkt 1 – einmal in die Kinos kommt, das ist ja wohl das Mindeste, aber auch seine Zuschauer findet. Das heißt, ich muss künstlerisch wertvolle, aber auch populäre Filme machen. Film ist nun mal auch ein Massenmedium, Film wird gemacht, damit Menschen sich das anschauen. Und die großen erfolgreichen Filme der Filmgeschichte waren ja nicht nur künstlerisch wertvolle Filme, sie waren auch ausgesprochene Kassenschlager. Das ist ja nicht so, dass ein künstlerisch wertvoller Film deswegen keine Zuschauer findet. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Entschuldigen Sie, Herr Maresch, ich finde das irgendwie lustig. Wieso tun Sie denn das ab, wenn viele Leute ins Kino gehen, dass das ein Klumpert ist? Das stimmt ja nicht! Das kann auch ein guter Film sein! Auf jeden Fall: Gelder sollen dafür ausgegeben werden, dass Menschen gerne in die Kinos hineingehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Nächstes Kapitel: Der Eigenmittelanteil muss mindestens 30 Prozent sein, denn der Produzent muss von seinem Produkt überzeugt sein. Es darf sich nicht lohnen, Filme zu machen, die nie ins Kino kommen. (Zwischenruf von GRin Waltraud Cécile Cordon.) Sie können nicht Filme machen, die nie ins Kino kommen, das ist doch nicht so schwierig zu begreifen. (GR Mag Hilmar Kabas: O ja!) Das heißt, ich muss dem Produzenten abverlangen, dass er auch sein Geld hineinsteckt, weil dann wählt er ein Drehbuch, und da wählt er einen Stoff, der auch Erfolg bringt. (Zwischenruf von GRin Waltraud Cécile Cordon.) Ein Verleihvertrag muss vorliegen. Frau Kollegin Cordon, das ist ja wohl das Wenigste, dass 
ein Verleihvertrag vorliegt. Ich kann doch nicht Filme machen, die nie ins Kino kommen. Ich wiederhole die Zahl, weil man muss es anscheinend wiederholen: Von 39 Projekten sind nur 19 in die Kinos gekommen.

Weiters: Rückflüsse müssen gesichert sein, der Nachwuchs muss gefördert werden; und noch einmal, das Gesamtprojekt muss gefördert werden. Ich bitte Sie, Herr StR Mailath-Pokorny, vielleicht doch ganz kurz herzuhören, damit Sie merken, wie wichtig uns das Anliegen ist. Es geht um ein Gesamtprojekt. Also man muss mit der Drehbuchentwicklung beginnen, es geht um eine Projektentwicklung, es geht natürlich um die ganze Produktion und um den Verleih, es geht um den ganzen Film und nicht nur um irgendwelche kleinen Teile davon. Es muss der gesamte Film gefördert werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist der Grund, warum wir bis jetzt nach wie vor die Filmförderung ablehnen, weil diese Filmförderung den erfolglosen Film fördert.

Ich komme jetzt zu einem Thema, das die Nachwuchsausbildung angeht. Ich habe heute, als ich mittags hinunterging in meinen Klub, eine Nachricht vorgefunden, die wurde an mich geschickt und in meiner Fraktion auch an Herbert RUDOLPH, aber ich habe gesehen auch an Ringler, Salcher, Woller, Jerusalem, Strobl, Andreas Mailath-Pokorny und Grete Laska, also die Kultur- und Bildungssprecher, und hier hat sich ein junger Mann gemeldet bei Ihnen allen, der auf die Vorgänge eingeht, was die Filmschule Wien angeht. Die Filmschule Wien ist ja in Konkurs gegangen, wie Sie alle wissen, und er geht darauf ein und hat genau in diesem Brief geschildert, dass schon seit längerer Zeit auf Grund von unzusammenhängenden Vorlesungen, keinem richtigen Niveau, fehlendem und kaputtem Material, fehlender Praktika und öffentlicher Lehrpläne und wegen der wirklich sehr hohen Unzufriedenheit der Studenten der komplette zweite und dritte Jahrgang den Ausbildungsvertrag gekündigt hat. Er sei mit dieser Auskunft in die MA 13 gegangen, weil das bei der MA 13 angesiedelt ist, und hätte das dort vorgetragen. Dort habe man aber gesagt, dass man daran denke, dass man in Wirklichkeit danach trachte, einen Zwangsausgleich herbeizuführen und dass man weiterhin diese Filmschule finanzieren will. 

Jetzt ist es aber so, dass man von diesen Studenten weiterhin die monatlichen Gelder einkassiert hat, auch über den Sommer hinweg, auch über die Semesterferien hinweg, das sind immerhin 508 EUR pro Monat. Es hat aber nur die letzte Klasse, also die, die jetzt im Jänner das Diplom machen, nicht gekündigt, alle anderen sind weggegangen. Und man ist eigentlich auf diesen Vorwurf nicht eingegangen. 

Jetzt denke ich mir, das sind schwerwiegende Vorwürfe, die hier aufgetaucht sind, und man muss sich schon damit auseinander setzen. Das bedarf sehr wohl einer genauen Überprüfung, denn der Schwerpunkt unserer Politik hier sollte ja sein, dass die Ausbildung kommender Filmschaffender gut ist, damit sie auch das Werkzeug bekommen, dass sie bestehen können im Konkurrenzkampf. Es kann da nicht angehen, dass man diese Jugendlichen im Stich lässt. 

Also wir auf jeden Fall werden uns dieses Problems annehmen. Ich wollte das hier nur aufzeigen und hoffe, dass auch die anderen Fraktionen in der Hinsicht etwas unternehmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Liebes Publikum!

Keine Angst, ich erspare Ihnen heute die Suada zum österreichischen Film. Das haben Sie letztes Mal gehört. 

Ich möchte nicht aufzählen, welche wirtschaftlich erfolgreichen und preisgekrönten österreichischen Filme im letzten Jahr vom Film Fonds Wien gefördert wurden. Es waren unzählige.

Ich möchte nur Äpfel und Birnen ein bisschen auseinander halten. Filmförderung ist etwas anderes als Kinoförderung, und Film und Fernsehen kooperieren dort miteinander, und auch dafür ist der Film Fonds Wien teilweise zuständig. 

Ich möchte daran erinnern, dass der Film Fonds Wien mit wirklich durchschlagendem Erfolg sowohl kulturell bedeutende wie auch wettbewerbsfähige Filmprojekte, fertige Filme, entstehende Filme – man muss dazu die Branche gut kennen, um zu wissen, wie das funktioniert – fördert und damit dem österreichischen Film die verdiente auch internationale Anerkennung und Aufmerksamkeit verschafft. 

Davon abgesehen ist mir in den letzten zwei Tagen und gerade eben aufgefallen, dass manche Personen in diesem Plenum offenbar tatsächlich in einer Parallelwelt leben, in einer Parallelwelt, die von einem restringierten und restriktiven Kulturbegriff dominiert wird. Das kann und wird und soll mich nicht davon abhalten, hier weiterhin missionarisch tätig zu sein, um den Verirrten und den Verwirrten die Segnungen der Aufklärung nicht vorzuenthalten, sondern zu vermitteln.

Gegen den Hollywood-Schrott, für den heimischen Film! Und bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 28 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die Karl-Seitz-Platz Garagen GesmbH.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Margulies. – Entschuldigung, Herr GR Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Da der Herr GR Margulies seine Wortmeldung zurückgezogen hat, sage ich auch zum Tagesordnungspunkt nichts, sondern möchte nur, nachdem der 21. Bezirk hier angesprochen ist, einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der von meiner Fraktion auch auf Bezirksebene in ähnlicher Form eingebracht wurde. Und zwar geht es darum, einen städtebaulichen Wettbewerb für das Gebiet zwischen Franz-Jonas-Platz, Pius-Parsch-Platz und Am Spitz durchzuführen. Wir haben ja schon, wenn Sie sich erinnern, im Bereich des Gürtels sehr positive Entwicklungen in einem schwierigen Gebiet zustande gebracht, und das wäre auch in diesem Gebiet möglich. Daher stelle ich gemeinsam mit meinen Kollegen Mag Neuhuber und Robert Parzer folgenden Antrag:

„Der zuständige Planungsstadtrat wird aufgefordert, einen städtebaulichen Wettbewerb für den Bereich zwischen Franz-Jonas-Platz, Pius-Parsch-Platz und Am Spitz in Zusammenarbeit mit der Bezirksvertretung des Bezirks Floridsdorf durchzuführen. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Post 28 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Gegen die GRÜNEN angenommen.

Es kommt nun der Beschlussantrag zur Abstimmung. Es ist die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt.

Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 30 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Zuschuss an den Verein "Forschungsinstitut für krebskranke Kinder".

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, der schon vorhanden ist, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden dem Geschäftsstück zustimmen. Aber das Geschäftsstück hat ein bisschen eine Geschichte, und zwar: In den 90er Jahren hat es dort ein Bürgerbeteiligungsverfahren gegeben, das zu einem ganz anderen Ergebnis gekommen ist, nämlich dass der Platz gemeinsam mit den Bürgern gestaltet wird und umgebaut wird. 

Jetzt schaut die Sache ganz anders aus. Die SPÖ am Alsergrund hat sich sozusagen über dieses Bürgerbeteiligungsverfahren und das damals einstimmige Ergebnis in Richtung einer Garage, darüber eines Einkaufszentrums, wenn man so will, eines ganz kleinen, es wäre wahrscheinlich ein Billa oder ein Spar gewesen, drüber eine kleine Büroeinheit und darauf ein Café, hinweggesetzt und diesen Platz der St-Anna-Kinderstiftung übergeben. 

Jetzt müssen wir dafür eine Million Euro bezahlen, und zwar als Voraussetzung. Aber bei der Geschichte ist herausgekommen, so ganz ist das nicht über die Bühne gegangen, weil nämlich der Alsergrund ja durchaus Tradition hat und der Agenda 21 die BürgerInnenbeteiligung ganz, ganz wichtig ist. So ist man hergegangen und hat den Bürgern und Bürgerinnen eingeredet, die Platzgestaltung gibt es nur dann, wenn wir den Platz an eine Stiftung oder an eine Firma verkaufen oder herschenken in dem Fall. Das hat am Alsergrund offensichtlich Tradition, weil ja zum Beispiel auch die Verbauung der Sensengasse damit geendet hat, dass man den Leuten gesagt hat: Ihr kriegt einen Weg durch die Sensengasse, aber dafür dürfen wir sie verbauen. 

Diesmal ist es so, dass der Platz mehr oder weniger hergeschenkt wird und dafür wird er dann vielleicht gestaltet und die Bürger dürfen mitentscheiden, in welcher Farbe das St-Anna-Kinderspital dieses Haus gestalten wird. 

Das ist in Wirklichkeit eine Chuzpe und ein An-der-Nase-Herumführen. Wir werden der Geschichte zustimmen, aber für die Zukunft bitte die Leute nicht mehr weiter an der Nase herumzuführen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Rudolf Hundstorfer: Der Herr GR Mag Maresch hat ein Pech. Nachdem ich 20 Jahre um die Ecke dieses Platzes gelebt und gewohnt habe, darf ich aufmerksam machen: Am Beginn des Bürgerbeteiligungsverfahrens war ich auch noch dort wohnhaft. Fakt ist, dass im Erdgeschoß dieses Komplexes Geschäfte kommen. Fakt ist, dass auch die Tiefgarage dort kommen wird. Fakt ist, dass es wahrscheinlich nicht nur den Ströck geben wird, sondern mehrere, und Fakt ist, dass das kein Herschenken ist, sondern ein Nutzungsrecht ist an das wahrscheinlich wichtigste Kinderkrebsforschungszentrum weltweit.

Wir können diesem Akt sehr, sehr beruhigt zustimmen, weil es ist, glaube ich, in unser aller Interesse, wenn dieses Krebsforschungszentrum erweitert wird. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist einstimmig erfolgt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 9. GR-Subventi-onsliste. 

Es ist niemand zu Wort gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen.

Ich lasse als Erstes abstimmen über den Pensionistenverband Österreichs, Landesorganisation Wien. Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die GRÜNEN angenommen.

Der Rest der Liste kommt zur Abstimmung. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig erfolgt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine überplanmäßige Ausgabe für die Gewährung eines einmaligen Heizkostenzuschusses für die Wintersaison 2004/2005.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.
Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die ÖVP wird diesem Geschäftsstück zustimmen, nicht euphorisch, Herr Kollege Wagner, weil wissend, das 50 EUR Einmalzahlung zu wenig sind. Das ist ein Tropfen nicht auf einen heißen Stein, sondern auf einen kalten Stein. Und es ist sicher kein Ruhmesblatt für die Alleinregierung in Wien. 

Ich hoffe auch sehr, dass die Information diesmal besser funktioniert, weil ich erinnere daran: In der Heizperiode 2000/2001 haben nicht einmal 50 Prozent der Wienerinnen und Wiener, die davon betroffen gewesen wären, den Heizkostenzuschuss erhalten. Das heißt, die Treffsicherheit war äußerst bescheiden und hat ja auch dazu geführt, dass die Volksanwaltschaft einen Sonderbericht herausgegeben hat, was sie normalerweise nicht macht. Also ich nehme an, man hat davon gelernt, sodass diesmal die Treffsicherheit dementsprechend gut ist. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Tun wir nicht den Bund schon wieder hineinbringen. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wollen ja bis vier fertig sein! Wenn Sie mich herausfordern, könnte es länger dauern! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aber in diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass die Sozialhilfe in Wien nicht existenzdeckend ist, und im Bundesländervergleich hat Wien die rote Laterne. (Beifall bei der ÖVP.) Alleinunterstützte bekommen 390 EUR monatlich. Wenn ich Oberösterreich hernehme, so sind es um 30 Prozent mehr. Wenn ich Niederösterreich erwähne, sind es um 20 Prozent mehr. (GR Kurt Wagner: Die untere Grenze nennen!)

Daher werde ich mit meiner Kollegin Ingrid Lakatha einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen:

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge per 1.1.2005 alle Kategorien der Sozialhilferichtsätze um 20 Prozent anheben.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin überzeugt, dass die Mehrheitsfraktion diesem Antrag zustimmen wird, denn ich habe einen sehr wichtigen Verbündeten, und ich freue mich, dass der Herr Bgm Häupl sogar jetzt hier anwesend ist. Nämlich in der Fragestunde am 22. Oktober hat die Frau Kollegin Jerusalem den Herrn Bürgermeister gefragt, ob er sich vorstellen kann, dass die Sozialhilfe an den Bedarf angepasst wird. Die Antwort war, das soll man durchaus überdenken, aber der Herr Bürgermeister ersucht um Verständnis für die Vorsicht, man soll zuerst abwarten, was die Finanzausgleichsverhandlungen bringen. Nun, die Finanzausgleichsverhandlungen sind positiv abgeschlossen, und daher ist diese Hürde einmal weg. 

In der gleichen Fragestunde im Zusammenhang mit Heizkosten meinte der Herr Bürgermeister: Selbstverständlich haben wir den Betrag von 50 EUR mit unseren Nachbarn abgestimmt, nämlich insbesondere mit Niederösterreich. Das hat ja auch seinen Sinn, vor allem wegen des Tourismus. Akzeptieren Sie die Sozialhilfe des Nachbarn Niederösterreich und erhöhen Sie sie um 20 Prozent! (GR Godwin Schuster: Wollen Sie über den Regress reden?) Über den Regress könnte man durchaus reden. Das hat aber auch umgekehrt, Herr Kollege Schuster, große Auswirkungen. Ich empfehle Ihnen, den Wifo-Bericht nachzulesen, der vor einigen Tagen gekommen ist und der sehr genau die Nachteile aufzeigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue mich, weil ich nehme an, Sie nehmen die Worte Ihres Herrn Bürgermeisters sehr ernst, und ich ersuche Sie, diesem Antrag zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum Antrag der Kolleginnen Korosec und Lakatha möchte ich zunächst darauf hinweisen, dass die letzte Erhöhung der Sozialhilferichtsätze diesen Sommer erfolgt ist, aber auch daran erinnern, dass nicht nur die Höhe des Richtsatzes entscheidend ist, sondern auch die Frage, wem dieser Richtsatz genehmigt wird, das heißt, welche Berechnungsgrundlage herangezogen wird. Und wenn Sie andere Bundesländer als Beispiel nehmen, so muss man darauf hinweisen, dass hier nach dem ABGB vorgegangen wird, nämlich das Familieneinkommen als Ganzes zu betrachten, sodass man eigentlich den Regress a priori bereits mit einberechnet und das die Entscheidung ist, ob ein Richtsatz zuerkannt wird oder nicht. Das ist ein ganz wesentlicher Unterschied zu Wien, wo das Haushaltseinkommen herangezogen wird.

Zweiter Punkt, auf den ich auch noch hinweisen möchte: In Wien werden sehr viele Zusatzleistungen anerkannt, nämlich freiwillige Leistungen, die es beispielsweise in anderen Bundesländern nicht gibt. Und das passt auch sehr gut zu diesem Akt, weil beispielsweise der monatliche Heizkostenzuschuss in der Größenordnung von 67,24 EUR von Oktober bis April automatisch den Sozialbeihilfenbeziehern überwiesen wird.

Ich darf aber auch noch auf den Sozialbericht 2001/2002 der österreichischen Bundesregierung hinweisen, wo wörtlich festgehalten wird, dass Wien ein flexibleres Sozialhilfesystem als andere Bundesländer hat und in konkreten Fällen – ich zitiere – „jungen Arbeitslosen, Menschen mit Behinderungen, Alleinerzieherinnen, Pensionistinnen überdurchschnittlich viel Sozialhilfe im Vergleich zu den anderen Bundesländern ausbezahlt." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist aber Gegenstand dieses Aktes, dass ein einmaliger Heizkostenzuschuss in der Höhe von 50 EUR für eine erweiterte Zielgruppe zur Auszahlung kommt, obwohl die Stadt eigentlich nur – unter Anführungszeichen – für die Sozialhilfeempfänger zuständig ist. Ein österreichweiter Heizkostenzuschuss des Bundes – wir haben vor kurzem auch hier darüber ausführlich diskutiert – wäre ja dringend erforderlich. 

Die Sozialhilfebezieher erhalten diesen Zuschuss automatisch bei der nächsten Auszahlung. Für alle anderen Zielgruppen, die auch in diesem Antrag erfasst sind, die der Unterstützung bedürfen, ist daher eine Antragstellung erforderlich. 

Und weil in der Debatte auch auf die Antragstellung eingegangen wurde, möchte ich nur darauf hinweisen, dass die Stadt für eine sehr breite Information sorgt, dass Anträge an vielen Stellen aufliegen, ein Antragsformular sogar in einer Tageszeitung abgedruckt wurde und auch eine Servicenummer dazu eingerichtet wurde. 

Aber nochmals der Hinweis: Eigentlich wäre es die Aufgabe des Bundes, die von diesem aber nicht wahrgenommen wird. Wien zeigt hingegen soziale Verantwortung, Wien lässt die Menschen nicht im Stich. Daher ersuche ich Sie nochmals um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Wer für den vorliegenden Beschlussantrag ist, der bereits behandelt wurde, wo die sofortige Abstimmung verlangt wird, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur mit den Stimmen der Opposition nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Es kommt nun die Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für Taschengeldauszahlung an Asylwerber. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Wir kommen nun zum Verlangen der GRe Strache, Mag Kowarik und Mag Schmalenberg, dass die eingebrachte und an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend Fonds Soziales Wien vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte stattfinde. Im Einvernehmen mit den Antragstellern kommt es zu keiner Verlesung. Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor.

Ich darf nun zur Begründung dem Herrn GR Strache das Wort erteilen.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Heinz-Christian Strache stellt eine Tafel mit der Überschrift "Bilanz 10°Jahre Häupl-Belastungspolitik" vor dem Rednerpult auf. – Bewegung bei der SPÖ.)

Man muss gar nichts in dem Hohen Haus sagen, und schon herrscht Aufregung. Das ist interessant, wie schnell sich das ändern kann. Die kleine Tafel werden wir dann später noch eingehend behandeln. Ich werde Sie Ihnen dann sozusagen verbal näher bringen, wenn Sie es nicht lesen können. Aber es soll zumindest einmal aufzeigen, was es alles für Belastungen gibt, seitdem in dieser Stadt der Bgm Dr Michael Häupl im Amt ist und was alles an Verteuerungen und Erhöhungen gekommen ist in den letzten 10°Jahren. Das soll das verdeutlichen. Wir haben uns die Mühe gemacht, das einmal aufzulisten. Das sind 40 Punkte, und ich komme dann später noch einmal darauf zu sprechen.

Die Dringliche Anfrage bezieht sich aber vor allen Dingen auf die Situation rund um den Fonds Soziales Wien, über den wir nicht wirklich immer alle Bescheid wissen, was so passiert, wo wir leider Gottes auch erleben haben müssen, dass hier Kompetenzen ausgelagert worden sind und dass auch in dem Fonds keine Vertreter der hier vertretenen Fraktionen in den entscheidenden Gremien sitzen und dass sozusagen jetzt auch nach dem Gesetz – § 35 Abs 1 – eben die Stiftungs- und Fondsbehörde im Sinne dieses Gesetzes der Magistrat sein soll und nicht mehr die Landesregierung. Das ist ja eine Situation, die wir immer wieder kritisiert haben. Wir sind eben nicht im Kuratorium vorhanden, wir sind nur im Beirat vorhanden. Das ist für uns demokratiepolitisch einfach bedenklich. Natürlich, wenn man sich die Bestimmungen auch ansieht und die Stiftungsangelegenheiten, den Zweck, die Satzungen, die Änderungen der Fondsorgane, wenn man sich das alles ansieht, dann kann man das auch über das Internet verfügbar machen. Aber verfügbar ist eben nicht der jährliche Bericht. Und gerade dieser Bericht ist aber notwendig und wichtig, weil es ja letztlich darum geht, dass man über die Gebarung auch einiges erfährt, und deshalb wäre das auch so wichtig gewesen, dass man hier eben anders vorgegangen wäre.

Aber es ist eben so, dass wir Fraktionen in diesem Haus nicht mehr nachvollziehen können, was hier teilweise vonstatten geht. Das ist natürlich ein Problem für uns. Sie werden sagen: Na, was ist da schon für ein Problem vorhanden? Was passiert denn schon Großartiges im Fonds Soziales Wien? Sie werden sagen, das ist eh kein Problem, denn da wird jetzt alles sozusagen an Verantwortung irgendwo hingeschoben, dass man von Ihrer Seite her festmachen kann, wir tragen keine Verantwortung mehr, wenn es irgendwo im Sozialbereich zu Kürzungen kommen sollte.

Wenn man sich den Fonds ansieht auch in der Zusammensetzung, da gibt es im Präsidium den Vorsitzenden Dr Serban von der MA 15, die Obersenatsrätin Mag Renate Balic-Benzing, MA 11, Mag Urschitz und im Kuratorium auch noch die Generaloberin, die Frau Charlotte Staudinger, deren Rolle zumindest im Zuge der Untersuchungskommission zum Lainz-Skandal gezeigt hat, dass wir einen Personalnotstand zu verzeichnen haben.

Ich möchte aber nicht sagen, dass ich irgendein Misstrauen gegen diese Herrschaften hätte. Sicherlich nicht. Aber ich halte es für dramatisch und eben demokratiepolitisch wirklich für bedenklich, dass man uns die Kontrolle und die Steuerungsmöglichkeiten entzogen hat. Und genau darum geht es. Das ist eben ein Schritt gewesen in eine Richtung, die für uns sehr bedenklich ist und die wir auch immer wieder andiskutiert haben und kritisiert haben. Deshalb ist es auch wichtig, mehr Information zu erfahren, auch lästig zu sein, beharrlich zu sein, dass hier vielleicht doch in Zukunft wieder einmal eine Änderung vorgenommen wird.

Wir hören natürlich immer wieder von Seiten der Sozialdemokratie, was angeblich so viel Schreckliches im Bereich der Bundesregierung passiert und was hier so Schreckliches an Sozialleistungskürzungen passiert. Ich glaube, Sie sollten sich selbst bei der Nase nehmen, wenn ich mir die Wiener Pensionistenwohnhäuser hernehme, wo die Damen und Herren Senioren letztlich dort alles zahlen müssen für Leistungen, die dort erbracht werden, nämlich zu den Grundleistungen noch die Extraleistungen zahlen müssen, was für mich, ich möchte es noch einmal festmachen, wirklich ungeheuerlich und nicht sozial gerecht ist.

Für ein Medikament werden extra 4,35 EUR verrechnet. Einmal Körperpflege und Vollbad: 18,50 EUR werden verrechnet. Verbandswechsel, mehr als 10°Minu-
ten Verbandswechsel: 11,95 EUR werden verrechnet. Einmal Verbandswechsel weniger als 10°Minuten: 6,75 EUR werden verrechnet. Befindlichkeitskontrolle: 6,45 EUR werden verrechnet. Und so geht es einfach dahin in dem Bereich. Das alles sind, bitte, neben den Grundkosten Extrakosten. Nicht einmal im Monat, nein, jeden Tag, wenn das notwendig ist, werden diese Kosten in diesen Bereichen verrechnet. Das geht natürlich auch an die Substanz der betroffenen Menschen, und das ist sozialpolitisch etwas, worüber man sehr wohl ernsthaft diskutieren sollte und nicht lachen sollte, so wie Sie das gerade getan haben.

Heute kann sich aber die Landesregierung herstellen, nachdem diese Auslagerung stattgefunden hat in Richtung Fonds Soziales Wien, und kann sagen: Ha, wir sind unschuldig, wir haben damit nichts zu tun. Das ist die Magistratsabteilung, mit der haben wir ja nichts zu tun. Das ist der Fonds Soziales Wien, das ist der Geschäftsführer Hacker, der die Verantwortung trägt, wenn es zu einschneidenden Kürzungen kommen sollte, wenn Vereine letztlich nicht mehr so viel Aufwendungen erhalten, die im Sozialbereich aber wichtig wären, wenn es vielleicht dazu kommt, dass Vereine in Zukunft zusperren müssen, da sie es sich einfach nicht mehr leisten können, hier weiterzumachen. All das wird auf uns zukommen, und da bin ich, glaube ich, kein Prophet. Das können wir irgendwo leider Gottes schrecklicherweise erahnen. 

Aber dafür haben Sie Vorsorge getroffen, und Sie haben Vorsorge getroffen, indem Sie in den Fonds Soziales Wien°... (GR Heinz Hufnagl: Der Kämpfer der kleinen Leute!) Der Kämpfer der kleinen Leute. Das ist ein Lob, das Sie mir aussprechen. Das ist ein Lob. Das ist ja so wie beim Zorro, der die Steuergelder zurückgeholt hat für die Bürger, die man auf der einen Seite den Bürgern weggenommen hat. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) So gesehen ist das ja ein Lob, das Sie mir gerade ausgesprochen haben. Aber das werde ich versuchen für Wien. Ich will den Wienern die Steuergelder zurückbringen, die Sie ihnen weggenommen haben! (Beifall bei der FPÖ.) 
Aussackeln tun Sie die Leute in dieser Stadt. Sie sackeln die Leute in dieser Stadt aus, niemand anderer. Sie haben die absolute Mehrheit, Sie sind diejenigen, die die Leute aussackeln und dann eben so tun, als hätten Sie mit dem Ganzen nichts zu tun. Das zeigt eben gerade das Beispiel Fonds Soziales Wien auch sehr deutlich in vielen Bereichen.

Wenn man sich die Entstehungsgeschichte für diese Auslagerung anschaut: Da ist zuerst in Rust damals – bei der SPÖ gibt es so etwas – der Beschluss gefasst worden. Nicht dass man zuerst eine Diskussion hier geführt hätte, dass man da Überlegungen angestellt hätte. Man hat das auch gleich dann bei der Klubklausur beschlossen.

Und wenn man dann Quartalsberichte von unserer Seite her einfordert bei Anträgen, dann wird das abgeschmettert im Gemeinderat. Man verweigert Quartalsberichte. Man hat irgendwas zu verbergen, zu vertuschen, zu verstecken offensichtlich. Da gibt es irgendetwas in dem Bereich, was vielleicht nicht so ganz koscher ist, wie heute die Begrifflichkeit schon in einem anderen Bereich verwendet worden ist. Und das ist es eben. (GR Heinz Hufnagl: Das haben die Wähler dann klargestellt!)

Und die Ausgliederung hat ja nicht nur bei uns Parteien zur Kritik geführt, sondern auch die Arbeiterkammer – die ist ja durchaus wirklich nicht ein Bereich, wo man sagen könnte, das ist eins zu eins eine SPÖ-Vorfeldor-ganisation – hat also im Hinblick auf Ihre Aktivitäten, auch im Hinblick auf die geplanten Tochtergesellschaften, darauf hingewiesen, dass das Dienstleistungsrecht durch ein Sachverständigengutachten, das damals in Auftrag gegeben worden ist, kritisiert wurde und dass das auch verfassungsrechtlich bedenklich ist, was Sie gemacht haben. Das ist für uns schon interessant. Und da nehmen wir die Arbeiterkammer, im Unterschied zu Ihnen, schon sehr ernst und wollen das letztlich auch zum Anstoß nehmen, Sie dazu zu bringen, dass Sie über Ihre Entscheidung, die Sie getroffen haben, die offensichtlich entgegen der Arbeiterkammermeinung steht, vielleicht doch einmal nachdenken, was Sie falsch gemacht haben.

Natürlich ist es auch so: Wenn wir den Mitteln für den Fonds Soziales Wien die 500,5 Millionen EUR gegenüberstellen, die jetzt im Budget zur Verfügung gestellt worden sind, so müssen wir sagen, das wird zu wenig sein und es wird natürlich zu weiteren Kürzungen kommen auch für soziale Vereine, und dieses Budget wird natürlich nicht zu halten sein. Das haben wir allein schon an dem einen Beispiel, der Grundversorgung für Asylwerber, festzumachen versucht. Hier gibt es, wie gesagt, allein den Posten von in etwa 20 Millionen EUR, der nicht einmal in dieser Darstellung vorhanden ist bei diesem Budget. Also da wird es dann sicherlich wieder so sein, dass man mit diesem Budget an allen Ecken und Enden nicht auskommen wird, und da sind wir also sehr gespannt, wie dann in Zukunft darauf reagiert werden wird. 

Ich glaube trotzdem, dass es das Mindeste wäre, die Parteien in diesem Haus wieder mit Kontrollrechten, mit Steuerungsmöglichkeiten auszustatten und sicherzustellen, dass auch die Ausschüsse des Gemeinderates und des Stadtsenates wieder Einblick haben, mehr Information haben. Natürlich ist das immer eine Forderung von uns gewesen. Auch bei der Sitzung am 15. November 2004 hat unsere Fraktion, haben unsere Vertreter dort im Beirat ersucht, weitere Informationen einzuholen. Ich habe einen Fragenkatalog an die zuständige Stadträtin gestellt. Es war für uns wirklich erschütternd, wie sich dann die Frau StRin Brauner im Grunde genommen einen schlechten Scherz daraus gemacht hat bei ihrer Beantwortung dieses Fragenkataloges und da eigentlich nur Luft zurückgekommen ist. Und das ist also wirklich enttäuschend gewesen. 

Aber deswegen gibt es hier einiges zu hinterfragen, denn die Vertuschung, das Verstecken, das kann man nicht zulassen. Gerade in so einem Bereich, wo es für die Bürger ganz, ganz wichtig ist.

Das ist also unser Demokratieverständnis, deshalb wollen wir Transparenz, deshalb wollen wir Offenheit in dieser Frage sicherstellen. Deshalb werden wir auch beharrlich und lästig sein. Das werden wir Ihnen nicht ersparen, weil uns geht es eben um soziale Gerechtigkeit, uns geht es um soziale Sicherheit in dieser Stadt, und da sind Sie verantwortlich in dieser Stadt, nicht die Bundesregierung. Sie sind verantwortlich in dieser Stadt, und ich möchte nur ein bisschen die Belastungsbilanz der letzten 10°Jahre der SPÖ-Stadtregierung einmal feststellen. Nur so ein paar Eckpunkte. 

Definieren wir es noch einmal, weil vielleicht wissen Sie es selber nicht, vielleicht unterscheiden Sie noch immer nicht zwischen Bundeskompetenzen und Landeskompetenzen. Deshalb ist es, glaube ich, wichtig, Ihnen das immer wieder zu Gehör zu bringen. 

Einführung einer Wiener Wassersteuer: Das war also damals am 1. Jänner 1993 einer der ersten wesentlichen Schritte. Es ging dann weiter zur Einführung der flächendeckenden Kurzparkzonen. Das war dann also die Schaffung der Parkpickerlsteuer. Dann hat man also eine Wiener Kanalsteuer geschaffen. Man hat die Kürzung der Wohnbauförderungsmittel in dieser Stadt um durchschnittlich 40 EUR im Monat vorgenommen. 2003 hat man eine neue Wiener Stromsteuer eingeführt. In der Zwischenzeit hat es weitere Erhöhungen gegeben. Kürzungen bei der Aktion "Essen auf Rädern" im Jänner 2002. Halbierung der Wiener Wirtschaftsförderung 2002. Kräftige Erhöhung der Tarife bei den WIENER LINIEN. Ich verstehe schon, warum eine Erhöhung in diesem Bereich durchgeführt wurde. Das ist mir schon klar. Man muss ja die Werbeplakate irgendwie finanzieren. Die Werbeplakate, die heute draußen überall in der Stadt hängen, die müssen ja finanziert werden. Wie macht man es? Man erhöht die Tarife, nimmt den Bürgern das Geld weg, damit man sich die Werbekampagne leisten kann. Ähnlich offensichtlich beim Wiener Strom: Mir ist das schon aufgefallen, was sozusagen da in Ihren innovativen Köpfen vorgegangen ist für diese Belastungen. Oder auch die Einführung der Wiener Müllsteuer, die Erhöhung der Autoabschleppgebühren, Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren 2002, wodurch durch-schnittliche Einkommen jetzt mit 84 EUR pro Kind und Jahr belastet sind. Verteuerung der städtischen Sportanlagen um 20 Prozent. Erhöhung des Spitalskostenbeitrages bei den Wiener Spitälern seit 1. Jänner 2003. Die Erhöhung der Bädertarife, der Gaspreise. Von anderen Gebühren versuche ich jetzt nur wesentliche herauszunehmen: Die Erhöhung der Wasseranschlussabgabe, die Erhöhung des Urlaubsselbstbehaltes für Familien mit geringem Einkommen. Da haben Sie die sozial Schwachen nicht ausgelassen, die sind also um 15 Prozent mehr belastet worden. Die Erhöhung bei den Rauchfangkehrern, der Ambulatoriumsbeiträge in den Wiener Spitälern um 6 Prozent, Rettungsgebühren, Pflegegebühren in den Wiener Spitälern, die Applikationsgebühr bei allen Impfungen um 25 Prozent, die Sonderklassegebühren letztlich, die Kürzung bei den MA 56-Zuschüs-sen für Schulschikurse, vor allem für sozial schwache Eltern, um 20 Prozent. Genauso auch die Kürzung in diesem Bereich für Schullandwochen, wo die sozial schwachen Familien jetzt ihre Kinder nicht mitschicken können, sondern zu Hause lassen müssen. All das sind bitte Ihre Verantwortungsbereiche. Und das geht weiter bis zur Erhöhung der Elternbeiträge für Heimkinder, das geht weiter bis zur Erhöhung der Saalmieten für die Musiklehranstalten, das geht weiter bis zur Erhöhung der Gebühr für die alten Menschen in den Wiener Pensionistenwohnheimen um 5 Prozent und zum Schluss natürlich des Spitalskostenbeitrages, der, wie gesagt, ein großer Plan der Wiener Stadt- und Landesregierung ist.

Ich glaube, all das bedarf einer inhaltlichen Debatte. Nur mit dem Finger irgendwohin zu zeigen, auf andere Verantwortungsbereiche, ist zu wenig. Ihr eigener Verantwortungsbereich, den gilt es zu durchleuchten, den werden wir behandeln, denn in dieser Stadt regiert nicht die Bundesregierung, in dieser Stadt regiert die SPÖ mit absoluter Macht, und es ist ganz, ganz gut, dass es hier eine gute und wichtige Kontrolle gibt, und wir Wiener Freiheitlichen werden diese Kontrollkraft sein. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zu Wort gemeldet. Bitte. (GR Godwin Schuster, die Tafel von vorne holend: Ich möchte mir das anschauen! Man kann das so schwer lesen!)

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! (GR Heinz-Christian Strache: Gibt es weitere Erhöhungen? – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich will Sie nicht stören bei Ihren Humorigkeiten. Wahrscheinlich kann man erst dann zur Versöhnung schreiten, wenn alle Gemeinheiten ausgetauscht sind. 

Herr Gemeinderat! Ein paar Vorbemerkungen werden Sie mir erlauben, und ich beginne damit, dass ich Ihnen die einfache Feststellung nicht ersparen kann, dass Unwahrheiten durch ständige Wiederholungen nicht zur Wahrheit werden. Mit dem muss man halt einmal leben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber möglicherweise ist das auch ein bisschen schwierig, weil wer Robin Hood mit Zorro verwechselt, hat zwangsläufig seine Schwierigkeiten. Robin Hood war ja nun in der Tat jemand, der als individueller Klassenverräter den Reichen etwas weggenommen hat und den Armen überbracht hat. Der Zorro hingegen war so was wie ein nationaler Befreiungskrieger. Die Rolle passt auch sicherlich sehr viel besser zu Ihnen als die andere. (Beifall bei der SPÖ.)
Sie sollten gelegentlich einen Blick ins Internet wagen. Dort gibt es eine ganze Sammlung von Zorro-Bildern. Ich erspare Ihnen die Titel, die unter dem Bild stehen, weil Sie könnten dann beleidigt sein, und das will ich ja nicht, und daher erspare ich es Ihnen. Schauen Sie im Internet dazu nach. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich will das auch sehr klar unterlegen, was ich unter "Unwahrheit" meine. Sie wissen das auch, denn es ist ja oft genug diskutiert worden. 

Die Strukturreform – Sie haben es heute wiederholt – sei bei einer Klubklausur der Sozialdemokraten beschlossen worden. Es ist überhaupt keine Frage, dass sie zunächst bei einer Klausur der amtsführenden Stadträte in der Tat diskutiert und dort beschlossen wurde, handelt es sich bei dieser Strukturreform doch um eine sehr wesentliche Veränderung im Bereich der Sozialverwaltung der Stadt. Aber ebenso selbstverständlich sind diese entsprechenden Beschlüsse auch in den Organen der Stadt und des Landes Wien zur Diskussion und zur Abstimmung gebracht worden. Zur Vorbereitung dieser Beschlüsse ist sogar eine eigene interfraktionelle Arbeitsgruppe zusammengestellt worden, in der sämtliche Schritte der Umstrukturierung mit ihren rechtlichen, sachlichen und organisatorischen Überlegungen in aller Ausführlichkeit dargestellt wurden. Sämtliche von Ihnen heute gestellten Fragen wurden, soweit sie die Strukturreform betreffen, bereits mehrfach besprochen, diskutiert und auch ausführlich erörtert und beantwortet. Ich stelle Ihnen gerne eine Aufstellung über die Geschäftsfälle im Gemeinderat und Landtag zur Verfügung, in denen über den Fonds Soziales Wien diskutiert wurde, und es ist eine wesentlich längere Liste als die, die Sie vorhin hier aufgestellt haben.

Die Umstrukturierung des Sozialbereiches wurde den nach der Wiener Stadtverfassung zuständigen Organen durch drei Beschlussfassungen im Gemeinderat beziehungsweise Landtag zur Beratung und Entscheidung vorgelegt. Erstens: Die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien mit Wirksamkeit 1. Jänner 2004 hinsichtlich der mit der Auflösung der MA 15A verbundenen Änderungen per 1. Juli 2004, Be-schluss des Gemeinderates vom 19.12.2003. Zweitens: Gesetz über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien an den Fonds Soziales Wien, Beschluss des Landtages vom 4.3.2004. Und drittens: Gesetz über Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung 
für hilfs- und schutzbedürftige Fremde; Wiener Grund-versorgungsgesetz; Beschluss des Landtages vom 30.6.2004. Mit all diesen Beschlüssen wurde die Umstrukturierung des Wiener Sozialwesens nach den Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung vollzogen, abgesehen davon, was ich auch festhalten will, dass die Arbeiterkammer Kritik geübt hat an Details in den Diskussionen, diese Kritik ausgeräumt werden konnte und mir daher abschließend keine Kritik der Arbeiterkammer gegenwärtig ist. Ich möchte auch auf das hinweisen. Das ist die zweite Unwahrheit, die vorhin auch wiederholt wurde, obwohl auch dies in den vergangenen Diskussionen immer wieder so dargestellt wurde, wie ich es Ihnen jetzt wiederhole.

Zu den einzelnen Punkten Ihrer Dringlichen Anfrage.

Zu Punkt 1: „Weshalb wurde den Mitgliedern des Gemeinderates eine nicht nachvollziehbare Aufstellung über das Budget der Stadt Wien erst am Freitag, dem 19. November 2004, nachmittags übermittelt?" – Die Satzung des Fonds Soziales Wien sieht vor, dass der Budgetvoranschlag des Fonds Soziales Wien von der Geschäftsführung bis spätestens 15. Dezember des lau-fenden Jahres zu erstellen und dem Präsidium vorzulegen ist. Da diese erst auf der Grundlage des Beschlusses des Gemeinderates erfolgen kann, war zum Zeitpunkt 19.11.2004 nur eine Vorinformation möglich.

Zu Punkt 2: „Werden Sie dafür sorgen, dass der Gemeinderat in Hinkunft rechtzeitig aussagekräftige Unterlagen über den Fonds Soziales Wien in Form einer detaillierten Budgetaufgliederung erhält?", verweise ich auf meine Beantwortung zur Frage 1.

Zu Punkt 3: „In welchen Voranschlagsansätzen des Jahres 2004 waren jene Mittel budgetiert, die vom Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien, Peter Hacker, gegenüber dem Beirat des Fonds Soziales Wien genannt wurden und die nunmehr in der nicht nachvollziehbaren Aufstellung auch nicht im Detail dargestellt sind und wie hoch waren diese?" – Sie können alle diese Auskünfte, Beschluss des Gemeinderates vom Juni 2004, im Detail nachlesen in den Haushaltsansätzen 0265, 4110, 4130, 4200, 4211, 4230, 4240, 4260, 4292, 4299 sowie 5001. Überall finden Sie Ihre Fragen beantwortet.

Zu den Punkten 4, 5 und 6: „Sind Sie bereit, all den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen Sitz und Stimmrecht im Kuratorium des Fonds Soziales Wien einzuräumen?" „Sind Sie bereit, dem Gemeinderat Quartalsberichte über die finanzielle Lage des FSW vorzulegen?" „Gibt es einen eigenen Controllingreport für den Fonds Soziales Wien? Wenn ja, werden Sie in Zukunft veranlassen, dass der jeweilige aktuelle Controllingreport den Mitgliedern der jeweiligen zuständigen Gemeinderats-ausschüsse zur besseren Übersicht über das Budget übermittelt wird?" – Diese Fragen sind derartig oft in der jüngeren Vergangenheit und während der Beschlussfassung diskutiert worden, dass ich Ihnen heute in einer Dringlichen Anfrage-Beantwortung nur sagen kann, dass ich zur Stunde keinen Bedarf nach einer Änderung der Fondssatzungen sehe.

Zu Punkt 7: „Sind Sie bereit, eine Bestimmung in der Wiener Stadtverfassung zu schaffen, dass der Fonds Soziales Wien auch der Kontrolle durch die Volksanwaltschaft unterliegt?" – Dem Landesgesetzgeber ist es ein-deutig verwehrt, die Volksanwaltschaft für Angelegenheiten des Fonds Soziales Wien zuständig zu machen. Dies ergibt sich ganz klar aus folgenden Überlegungen: Die Volksanwaltschaft ist eine Einrichtung des Bundes, die ihre rechtliche Grundlage im Art°148a bis°j des Bundesverfassungsgesetzes hat. Von diesen Bestimmungen sieht zwar Art°148i Abs 1 B-VG die Möglichkeit vor, dass die Länder die Volksanwaltschaft für die Bereiche ihres Landes für zuständig erklären. Diese Bestimmung bezieht sich aber ausschließlich auf Agenden der Verwaltung des betreffenden Landes. Wie Sie wissen, ist der Fonds Soziales Wien ein Fonds mit einer eigenen Rechtspersönlichkeit und daher keine Einrichtung, die der Verwaltung der Stadt Wien zuzurechnen ist. Es besteht daher von vornherein gar keine rechtliche Möglichkeit, die Volksanwaltschaft für Angelegenheiten zuständig zu erklären, die von diesem Fonds erledigt werden. Ich werde aber die Angelegenheit nochmals überprüfen lassen und denke, dass die Diskussion im Österreich-Konvent allenfalls andere Grundlagen schafft. Persönlich habe ich selbstverständlich überhaupt nichts gegen eine Zuständigkeit der Volksanwaltschaft einzuwenden.

Zu Punkt 8: „Sind Sie bereit, die Geschäftsführerpositionen beim Fonds Soziales Wien in Zukunft öffentlich auszuschreiben?" – Ja. Geschäftsführerpositionen werden selbstverständlich ausgeschrieben.

Zu Punkt 9: „Sind Sie bereit, eine Garantie für die derzeitigen und auch die zukünftigen Beschäftigten des Fonds Soziales Wien abzugeben, welche finanzielle Nachteile und Schlechterstellungen beim Bedienstetenschutz ausschließt?" – Für die zugewiesenen städtischen Bediensteten gilt die derzeitige Rechtslage weiter. Für die vom Fonds Soziales Wien aufgenommenen Be-diensteten gelten die einschlägigen bundesgesetzlichen Vorschriften.

Zu Punkt 10: „Werden Sie den rechtswidrigen Bescheid über die Satzungsänderung für den Fonds Soziales Wien von Amts wegen aufheben?" – Für den Bürgermeister ergibt sich in dieser Angelegenheit keine Zuständigkeit. Ich habe kein Recht, diesen Bescheid aufzuheben. Im Übrigen kann ich auch bei der Genehmigung der Satzungsänderung keine Rechtswidrigkeiten erkennen.

Zu Punkt 11: „Welche Maßnahmen planen Sie im Interesse der Vereine und Institutionen, eine Aufhebung der Fondskonstruktion durch die Höchstgerichte wegen Vergaberechtswidrigkeit zu verhindern?" – Da kann ich Ihnen heute nur drauf sagen, dass ich mir auf keinen Fall vorstellen kann, dass die Höchstgerichte die Fondskonstruktion wegen Vergaberechtswidrigkeit aufheben. Das ist ein Widerspruch in sich.

Zu Punkt 12: „Bis wann werden die Verhandlungen mit den Fahrtendiensten abgeschlossen sein und wann erfolgt die Ausschreibung nach welchen Kriterien?" – Die Form der Ausschreibung wird derzeit geprüft. Ich lege allerdings größten Wert darauf, dass hier entsprechend dem Bundesvergabegesetz vorgegangen wird respektive auch der EU-Richtlinien.

Zu Punkt 13: „Weshalb kommt es bei der Auszahlung an private Träger der Wohlfahrts- und Sozialhilfe zu monatelangen Verzögerungen, die insbesondere die kleinen Organisationen nachhaltig treffen?" – Nach den mir vorliegenden Informationen ist es bedauerlicherweise im Sommer 2004 zu Problemen der Auszahlung gekommen. Sie wurden aber, wie mir berichtet wurde, bereits bereinigt. Im Übrigen hat der Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien dazu auch im Beirat berichtet.

Zu den Punkten 14, 15, 16 und 17: „Auf welchen Ansätzen beziehungsweise Budgetposten des Budgets des Fonds Soziales Wien sind diejenigen Elemente der Pflegemilliarde zu finden, die für den Ausbau jener Leistungen, die durch den Fonds Soziales Wien organisiert werden, notwendig sind? Wie viel ist insgesamt für den von Ihnen angekündigten Ausbau der sozialen Dienste vorgesehen? Auf welchen Ansätzen im Budget des Fonds Soziales Wien ist dies veranschlagt? Wie viel ist insgesamt für den von Ihnen angekündigten Ausbau der Betreuung zu Hause vorgesehen?" – Da es sich ja beim Fonds Soziales Wien um einen selbstständigen Fonds handelt, ist mir zur Stunde so wie Ihnen die detaillierte Budgetierung nicht bekannt. Aber ich bin gerne bereit, mit Ihnen nach Vorlage des Budgets diese Diskussion neuerlich zu führen.

Zu Punkt 18: „Sind Sie bereit, soziale Dienstleistungen als Rechtsanspruch gesetzlich zu verankern?" – Für eine gesetzliche Verankerung eines Rechtsanspruchs auf soziale Dienstleistungen über die Bestimmungen des Wiener Sozialhilfegesetzes beziehungsweise Wiener Behindertengesetzes hinaus besteht derzeit keine Veranlassung. Eine Diskussion darüber wäre natürlich zu führen, insbesondere vor dem Hintergrund, was ich Ihnen persönlich zusagen kann, dass ich am Tag, nachdem dieser Rechtsanspruch gesetzlich verankert wird in Kärnten, das auch sofort in Wien beantragen werde.

Zu Punkt 19: „Der mit 1. Juli 2004 in Kraft getretene Kollektivvertrag für die Berufsvereinigung von Arbeitgebern für Gesundheits- und Sozialberufe wird sich in der Erhöhung der Lohnkosten bis zu 5 Prozent niederschlagen. Wie werden Sie bei den Verhandlungen der Kostensätze bei der Betreuung zu Hause darauf reagieren." – Die Verhandlungen über die Kostensätze bei der Betreuung zu Hause werden nicht von mir, sondern vom Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien unter Beiziehung von Experten geführt. Ich gehe davon aus, dass es hier zu einer vernünftigen und sozial verträglichen Lösung kommt.

Zu Punkt 20: „Wie steht es mit den Verhandlungen bezüglich der Kostensätze für die Betreuung zu Hause mit den einzelnen Trägerorganisationen für das Jahr 2005?" – Hier gilt das Gleiche. Nach meinen Informationen sind diese Verhandlungen noch im Gange.

Zu Punkt 21 und 22: „Können Sie Verschlechterungen, insbesondere bei der Wohnungslosenhilfe, in den nächsten Jahren ausschließen beziehungsweise können Sie Verschlechterungen insbesondere bei der Behindertenhilfe in den nächsten Jahren ausschließen?" – Eine Verschlechterung der Wohnungslosenhilfe und der Behindertenhilfe ist nicht zu erwarten, und ich schließe daher eine Verschlechterung aus.

Zu Punkt 23: „In welchem Zeitraum hat die Caritas die Beurteilung hinsichtlich der Aufnahme in die Grundversorgung für Wien wahrgenommen?" – Zu keinem. Die Caritas hat die Aufgabe, die Unterlagen für die Entscheidung vorzubereiten, nicht die Beurteilung hinsichtlich der Aufnahme in die Grundversorgung vorzunehmen. Im Übrigen darf ich auf den einstimmigen Beschluss des Gemeinderates vom 19. Mai 2004 dazu verweisen.

Zu den Punkten 24 und 26: „Auf Grund welcher Rechtsgrundlage hat dies die Caritas und nicht die Behörde wahrgenommen beziehungsweise welche Behörde, MA, wäre in Wien zuständig gewesen, und welche ist es nunmehr?" – Beim Vollzug der Grundversorgung handelt es sich um keine hoheitliche Aufgabe, daher ist keine Behörde zuständig. Nochmals: Die Servicestelle der Caritas der Erzdiözese Wien fungiert als Auftragnehmer der Landesleitstelle des Fonds Soziales Wien im Rahmen der Grundversorgung für schutz- und hilfsbedürftige Fremde. Die Entscheidung über die Aufnahme in die Grundversorgung wurde in allen Fällen von der Landesleitstelle des Fonds Soziales Wien getroffen. 

Es gibt einen zivilrechtlichen Vertrag mit der Caritas zu dieser Betreuung. 

Zu Punkt 25 und 27: – „Zu welchem Zeitraum war die Caritas zuständig?" beziehungsweise "Wie viele Personen wurden in dem Zeitraum, in dem die Caritas dafür zuständig war, in die Grundversorgung in Wien aufgenommen?" Ich darf dazu auf meine Beantwortung zu Punkt 23 verweisen.

Zu Punkt 28: „Wie viele Personen sind derzeit bereits in der Grundversorgung?“ Österreichweit erhalten nach den mir vorliegenden Informationen des Bundesministeriums für Inneres mit Stichtag 22. November 2004 insgesamt 26 745 Personen Leistungen gemäß der Grundversorgungsvereinbarung, davon 9 348 Personen in Wien.

Zu Punkt 29 und 30: „Wie viele Asylwerber, mittellose Fremde oder Vertriebene und Massenflüchtlinge waren 2003 in der Betreuung des Landes beziehungsweise der Gemeinde und auf welcher Rechtsgrundlage?" und "Welche Kosten entstanden 2003 dadurch für Wien und in welchen Voranschlagsposten waren diese enthalten?" Das zu geringe Angebot an Unterbringungsplätzen durch das Bundesministerium für Inneres im Rahmen der Bundesbetreuung hat die Stadt Wien veranlasst, Betreuungsquartiere für Asylsuchende zur Verfügung zu stellen, da sonst vor allem Familien die kalten Wintermonate auf der Straße hätten verbringen müssen. Die Kosten wurden durch Mittel der MD-KS abgedeckt. Dies ergab einen Aufwand von 924 109 EUR im Jahr 2003. Das Platzangebot umfasste dabei mehr als 1 000 Notbetten-plätze. Im Übrigen wurden an private Organisationen Zahlungen in Höhe von insgesamt 2 601 523 EUR für die Betreuung von Fremden geleistet. Davon entfielen auf die Caritas ein Betrag von 1,974 Millionen EUR und das Evangelische Hilfswerk ein Betrag in der Höhe von 364 000 EUR, der Rest auf andere Hilfsorganisationen. Eine eigene Erfassung von Asylsuchenden erfolgt 
im Bereich der Sozialhilfe nicht. Seit 1.5.2004, also 
mit Inkrafttreten der Art 15a-Vereinbarung, erfolgt eine solche im Rahmen dieses Grundversorgungsvereinbarungsvertrags.

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich eine Nachbemerkung, weniger humorig gemeint als bei der Einleitung, hier noch anschließen, denn in der Tat scheint auch diese Dringliche Anfrage in erster Linie auf die letzten Fragen im Zusammenhang mit Asyl gerichtet zu sein, dem nun in der Tat auch Dringlichkeit zuzubilligen ist, im Gegensatz zu den Fragen über den Fonds Soziales Wien.

Ich möchte hier einmal mehr und abseits jeder Polemik einen Appell an Sie richten, von dem ich meine, dass er eigentlich selbstverständlich ist und selbstverständlich sein sollte.

Nicht zu Unrecht, und ausnahmsweise stimme ich mit ihm 100-prozentig überein, hat der Bundeskanzler der Republik Österreich vor einiger Zeit gemeint, es kann doch nicht wahr sein, dass sich ein so reiches Land wie Österreich die Betreuung von 30 000 Flüchtlingen nicht leisten kann. Nichtsdestotrotz haben wir drei Jahre verhandelt, um zur Grundversorgungsvereinbarung dieser Art 15a-Vereinbarung zu kommen, drei Jahre darüber verhandelt, wie wir auf eine möglichst gerechte Art und Weise die Flüchtlinge, aufgeteilt auf die Bundesländer, unterbringen können und wie die finanzielle Aufteilung dazu ausschaut. Dazu haben die Bundesländer Vorleistungen erbracht, denn die Finanzierung wäre zu 100 Pro-zent zu Lasten des Bundes gegangen. Es ist gemäß unserer Verfassung Aufgabe des Bundes, dies zu tun. Wir haben uns in dieser Art 15a-Vereinbarung darauf geeinigt, dass wir die Kostenaufteilung 60 zu 40 machen, 60 Prozent der Bund, 40 Prozent die Länder.

Ich habe immer darauf hingewiesen, egal, wo ich das gesagt habe, hier, in den Medien und natürlich auch in der Landeshauptleutekonferenz, dass der Sinn dieser Art 15a-Vereinbarung darin besteht, alle Flüchtlinge entsprechend unterzubringen. Dies mit guten Gründen, von denen der humanitäre Anspruch nur ein Teil ist, ein anderer Teil sehr wohl auch die Kriminalprävention beispielsweise. Es ist daher, ich muss das mit aller Deutlichkeit sagen, für mich unverständlich, dass wir einen einstimmigen Beschluss fassen haben können, auf dem dann auch die Beschlüsse in den jeweiligen Landtagen, ebenso wie im Nationalrat, erfolgt sind, dass es zu dieser Art 15a-Vereinbarung kommt und dann versucht wird, diese Art 15a-Vereinbarung wieder aufzukündigen.

Ich kritisiere nicht, dass man hier einen Rechtsweg einschlägt. Das ist das gute Recht der Kärntner, wobei sich die Frage noch stellt, ob eine vom Landtag ratifizierte Art 15a-Vereinbarung durch den Landeshauptmann ohne weiteres aufkündbar ist. Das ist wieder eine Rechtsfrage, die Juristen zu klären haben werden. Aber es ist für mich unverständlich, dass man dann sagt, wir haben damals von 16 000 geredet, jetzt sind es 26 000, das ist eine andere Grundvoraussetzung und daher kündigt man diese Art 15a-Vereinbarung, die vom Geist der Solidarität des Miteinanders zur Lösung einer sehr wichtigen gemeinsamen Frage getragen war, wieder auf. Das ist der Punkt, den ich nicht nachvollziehen kann und auch nicht nachvollziehen will! Dies ist in der Tat der Kernpunkt. Dass man dann versucht, den Wienern noch zu unterstellen, dass sie Illegale in das System einschleusen und damit zum Schaden der anderen Bundesländer agieren, setzt dem Ganzen noch die Krone auf!

Ich habe gerade in dieser Landeshauptleutekonferenz, und das ist etwas, was zweifelsohne eine besondere Enttäuschung darstellt, sehr klar anhand der Zahlen nachweisen können, dass es sich um kein Hineinschleusen von Illegalen handelt, sondern dass das Problem woanders liegt, nämlich in der unendlich langen Dauer von Verfahren, für die wir alle miteinander in den Bundesländern nichts können, denn 85 Prozent der rund 9 000, die hier bei uns sind, befinden sich in der ersten oder zweiten Instanz des Asylverfahrens. Keiner, der da dabei ist, widerspricht dem Asylgesetz, respektive auch dieser Art 15a-Vereinbarung. 

Ich kann daher nur noch einmal appellieren, auch an eine Solidarität dieses Hauses. Ich bekenne mich offensiv zu dieser Grundvereinbarung, denn sie entspricht dem Geist einer Solidarität und einer Humanität, die unseres Heimatlandes Österreich auch traditionell würdig ist, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke für die Beantwortung. 

Wir kommen nun zur Debatte.

Als Erster ist Herr DDr Schock gemeldet, 20 Minuten ist das Maximum. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr Bürgermeister!

Ich war von Ihrer Antwort heute sehr enttäuscht, weil Sie auf ganz wesentliche demokratiepolitische Fragen, die dieses Haus bewegen, eigentlich nicht wirklich eingegangen sind. Sie haben sogar gemeint, dass diese Fragen im Gegensatz zur Asylfrage für Sie, wörtlich, wenn ich mich richtig erinnere, "keine Aktualität haben". Wir haben auch Fragen zur Grundversorgung, zum Asylgesetz und zum Asylmissbrauch gestellt. Ich werde den freiheitlichen Standpunkt dazu natürlich noch einmal darlegen, aber Sie haben diese Beantwortung eigentlich benützt, um von gewaltigen demokratiepolitischen Defiziten, die sich in diesem Hause auftun, abzulenken und davon abzulenken, wie arrogant mit dieser absoluten Mehrheit in den letzten Jahren eigentlich immer umgegangen wird.

Herr Bürgermeister, ich fordere Sie daher auf: Weichen Sie diesen Fragen nicht aus! Stellen Sie sich diesen Fragen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Bürgermeister, ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, als Sie im Jahr 2001, nach der letzten Wahl hier in Ihrer Antrittsrede das Versprechen der Demut abgegeben haben, dass Sie damals gemeint haben, Sie werden diese absolute Mehrheit in den nächsten 5 Jahren mit Demut gebrauchen.

Wir haben diese Dringliche Anfrage gestellt, um eben aufzuzeigen, dass das nicht der Fall ist, um aufzuzeigen, wie mit den Rechten der Minderheiten in diesem Hause umgegangen wird. 

Wir haben diesen Fonds Soziales Wien von Anfang an abgelehnt. Wir haben damals, vor einem Jahr, bei der Gründung dieses Fonds, schon die Befürchtung geäußert, dass diese Konstruktion unsere Rechte als Minderheit ausschalten wird, dass sie unsere Rechte als Minderheit nicht mehr gewährleisten wird. Meine Damen und Herren, Herr Bürgermeister, genau diese Befürchtungen, eigentlich unsere schlimmsten Befürchtungen, haben sich jetzt bewahrheitet. Es sind diese Befürchtungen eingetreten, dass unsere Rechte als Minderheit mit Füßen getreten werden. Es ist in diesem Budget, das wir vorgestern beschlossen haben, eben nur mehr dieser Globalansatz in der Höhe von 500 Millionen EUR veranschlagt. 

Ich frage Sie: Wie hat ein Gemeinderat vor zwei Tagen dieses Budget beschließen können, ohne die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr beurteilen zu können? Ist das die Demut, die wir uns im Umgang mit der Minderheit in diesem Haus erwartet haben?

Meine Damen und Herren, wir haben uns an die Spielregeln gehalten. Wir haben im Beirat all diese Fragen gestellt. Wir haben uns an diese Satzung gehalten, die auch einfordert, dass die Opposition unterwürfig, schriftlich, eine Woche im voraus, damit man sich darauf einstellen kann, all diese Fragen formuliert. Wir haben uns an diese undemokratischen Regeln gehalten. Wir haben diese Fragen alle gestellt. Diese Beiratssitzung hat Montag vor einer Woche stattgefunden (GRin Mag Sonja Ramskogler: Sie waren gar nicht dabei!) und jetzt sind unsere Fragen auch in diesem Beirat in keinster Weise beantwortet worden. (GRin Mag Sonja Rams-kogler: Sie haben sie nicht gestellt!) Meine Damen und Herren, es sind diese Fragen im Beirat nicht beantwortet worden! Und die nächste Beiratssitzung wird nicht etwa heuer stattfinden, um die Opposition zeitgerecht im Rahmen der Budgetdebatte in diesem Zeitrahmen zu in-formieren, nein, die Beiratssitzung wird irgendwann einmal im nächsten Jahr stattfinden.

Wir haben vorigen Freitag, am Nachmittag, vor der Budgetdebatte dann nur dieses berühmte, nebulose A4‑Blatt von der StRin Brauner erhalten, wo nicht nachvollziehbare Zahlen einander gegenübergestellt waren, Zahlen wo man auf den ersten Blick sieht, dass in einem Bereich Personalaufwand veranschlagt war, im anderen nicht (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist nicht wahr!), dass 2004 teilweise noch netto budgetiert war, 2005 brutto, wo man sich nicht einmal die Mühe gemacht hat, einfache Vergleichbarkeit herzustellen. 

Herr Bürgermeister, ich frage Sie: Wie soll dieser Gemeinderat seine Budgethoheit ausüben, wenn ihm die Information über das Sozialbudget im nächsten Jahr vorenthalten wird? Ich meine daher, dass der Umgang der Mehrheit mit diesem Budget die Rechte dieses Hauses verletzt, dass diese Informationsverweigerung unsere Rechte als Opposition verletzt. Ich fordere Sie daher noch einmal auf: Denken Sie an das Versprechen der Demut, das Sie von diesem Pult aus abgegeben haben und respektieren Sie in Zukunft die Budgethoheit in diesem Gemeinderat! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren, es ist sicher kein Zufall, dass die Mehrheitsfraktion genau diese Fondskonstruktion gewählt hat, denn genau in diesem Fonds sind unsere Rechte maximal beschränkt. In diesem Fonds gibt es eben etwa im Gegensatz zu den Unternehmen, zum KAV, zu Wiener Wohnen, kein Genehmigungsrecht dieses Hauses für einen Wirtschaftsplan oder für einen Jahresabschluss mehr. Es war daher immer gute Sitte, Herr Bürgermeister, in den anderen Fonds der Stadt, und es gibt ja mehrere Fonds in dieser Stadt, dass den Oppositionsparteien in diesen Fonds Sitz und Stimme eingeräumt wurden, und zwar etwa im Kuratorium des Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds, weil genau in diesem Gremium des WAFF auch das Budget beschlossen wird und weil dort auch der Oppositionsabgeordnete die Möglichkeit hat, seine Budgethoheit auszuüben und die Informationen zu erhalten. Meine Damen und Herren, auch beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ist die Konstruktion so gewählt worden, dass die Opposition in diese Organe des Fonds eingebunden ist. 

Bei dieser Satzung ist es völlig anders. Das zeigt auch, welchen Stellenwert demokratiepolitische Fragen für diese SPÖ heute eigentlich noch haben. Nach dieser Satzung sind im Kuratorium nur die Vertreter der Stadtregierung. Der Beirat, in dem dann wir sitzen dürfen, ist ein bloßes Diskussionsorgan, wo keine Beschlüsse über das Budget möglich sind, denn nach der Satzung ist dieser Beirat nicht einmal ein Organ des Fonds. Herr Bürgermeister, ich meine daher, es ist diese Satzung des Fonds, es ist diese gesamte Konstruktion ein Anschlag auf die Budgethoheit dieses Hauses und es zeigen die Vorgänge im letzten Jahr, mit welcher Arroganz die Mehrheit in diesem Haus bereits mit der Minderheit umgeht. Wir fordern Sie daher auf, erinnern Sie sich doch an dieses Versprechen der Demut und räumen Sie uns als Opposition, so wie es beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und beim WAFF gute Sitte ist, auch hier Sitz und Stimmrecht ein und respektieren Sie die Rechte der Minderheit in diesem Haus! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren, genau durch diese Fonds-konstruktion wird auch die Volksanwaltschaft ausgeschaltet. Herr Bürgermeister, Sie haben heute gemeint, dass es keine rechtlichen Möglichkeiten gibt, diese Prüfungskompetenz der Volksanwaltschaft herzustellen. Die Volksanwaltschaft ist hier ganz anderer Meinung. Sogar der von der SPÖ nominierte Volksanwalt, Volksanwalt Kostelka, hat von diesem Pult aus kritisiert, dass die Ausgliederungen der Stadt die Prüfungskompetenz der Volksanwaltschaft immer mehr einengen. Die Volksanwaltschaft hat daher sogar selbst einen Novellierungsvorschlag für die Wiener Stadtverfassung erarbeitet. Die Volksanwaltschaft hat einen neuen Paragraphen unserer Verfassung vorgeschlagen, der eben der Volksanwaltschaft ein Kontrollrecht einräumt. Ich erinnere Sie auch hier an Ihr Versprechen der Demut, Herr Bürgermeister! Nehmen Sie die Volksanwaltschaft ernst und lassen Sie die Volksanwaltschaft prüfen! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren, wir wollen mit dieser Anfrage auch die rechtliche Konstruktion des Fonds insgesamt hinterfragen. Es sind schon im Begutachtungsverfahren vor einem Jahr hier verfassungsrechtliche Bedenken vorgebracht worden, Bedenken, dass mit diesem Schritt die Grenzen der Ausgliederung eigentlich überschritten werden, dass die Konstruktion damit verfassungswidrig ist. Auch die Fondssatzung ist rechtswidrig. Das Wiener Stiftungs- und Fondsgesetz bestimmt nämlich in seinem § 20, dass der Fonds ein ausreichendes Vermögen haben muss. Meine Damen und Herren, es gibt hier unabhängige Rechtsgutachten, die zeigen, dass die Fondssatzung damit rechtswidrig ist. Es muss nämlich einen Anspruch des Fonds auf Dotation geben. Ein Fonds braucht eine gesetzliche Grundlage für die Dotation oder zumindest ein Finanzierungsübereinkommen für mehrere Jahre, so wie es etwa der Krankenanstaltenverbund hat, damit er eben ein Vermögen hat und damit rechtmäßig agieren kann. All das fehlt beim Fonds. Es gibt daher Rechtsgutachten, die nachweisen, dass die Fondssatzung, so wie sie vorliegt, rechtswidrig ist. Auch der Bescheid über diese Fondssatzung hätte von der damals zuständigen StRin Brauner niemals erlassen werden dürfen. Dieser Bescheid ist rechtswidrig. Er muss aufgehoben werden. Herr Bürgermeister, das wird von unabhängigen Rechtsgutachten bestätigt. Ich fordere Sie daher in diesem Zusammenhang auf, nehmen Sie das ernst, nehmen Sie Ihr Aufsichtsrecht wahr und beenden Sie das Chaos in dieser Geschäftsgruppe! (Beifall bei der FPÖ.)

Es besteht aber noch eine ganz andere Gefahr, und zwar eine Gefahr für die vielen Vereine, für die Organisationen, die die wichtigen Aufgaben im Bereich der Sozialhilfe erfüllen, weil die Förderrichtlinien des Fonds gegen das Vergaberecht verstoßen, gegen das Bundesvergabegesetz, denn es liegt derzeit im Ermessen des Fonds Dienstleistervereine anzuerkennen oder die Anerkennung jederzeit wieder zu entziehen. Es ist daher diese Konstruktion des Fonds ein Umgehungsgeschäft zur geschickten Umgehung des Vergaberechts. Meine Damen und Herren, wenn es nicht gelingt, diese Richtlinien im Fonds vergaberechtskonform auszugestalten, dann ist diese Konstruktion insgesamt gescheitert, dann droht diese gesamte Konstruktion allein schon wegen Vergaberechtswidrigkeit von den Höchstgerichten aufgehoben zu werden und dann sind genau all diese Vereine bedroht, die Organisationen, die diese Aufgaben erfüllen.

Herr Bürgermeister, es hängt daher die Gesamtkonstruktion aus mehreren Gründen juristisch völlig in der Luft. Es war diese Ausgliederung ein Huschpfuschgesetz, es war eine Huschpfuschaktion der damaligen Geschäftsgruppe Brauner, es ist der Satzungsbescheid von ihr rechtswidrig und es ist die gesamte Konstruktion insgesamt vergaberechtswidrig. Es ist daher diese damalige Geschäftsgruppe Brauner mit den ganzen juristischen Dingen rundherum offenbar völlig überfordert gewesen. Herr Bürgermeister, all das wird von unabhängigen Rechtsgutachten jetzt bestätigt. Wir fordern Sie daher auf, sorgen Sie für eine gesetzeskonforme Vorgangsweise und beenden Sie das Chaos in dieser Geschäftsgruppe! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, Herr Bürgermeister, lassen sie mich in der Zeit, die mir noch verbleibt, auf die Frage eingehen, die Sie eigentlich als aktuell bezeichnet haben. Wenn Sie gemeint haben, dass all diese demokratiepolitischen Dinge für Sie eigentlich keine Aktualität besitzen, lassen Sie mich auf das Asylgesetz eingehen. Herr Bürgermeister, wir haben mit diesem neuen Asylgesetz ein Wahlversprechen eingelöst. Wir haben damit unser Wahlversprechen eingelöst, den Asylmissbrauch in Österreich abzustellen. Es ist für uns ein Kompliment, wenn von Ihnen, von der SPÖ, aber auch von den Grünen, das neue Asylgesetz als das Schärfste in ganz Europa bezeichnet worden ist.

Aber, Herr Bürgermeister, ich kann Ihnen den Vorwurf nicht ersparen, Sie haben das heute ja wieder durchklingen lassen, auf einem Auge blind zu sein! Ich kann Ihnen den Vorwurf nicht ersparen, dass Sie echte Flüchtlinge und Asylmissbraucher, also Asylbetrüger, immer wieder in den gleichen Topf werfen. Sie müssten doch wissen, dass auf Grund der Zahlen, die hier vorliegen, 80 Prozent der Antragssteller keine echten Flüchtlinge sind, dass 80 Prozent Wirtschaftsflüchtlinge sind, die gar keinen echten Asylgrund haben. (Bgm Dr Michael Häupl: Entschuldigung, aber das entscheidet das Gericht! Das entscheiden doch nicht Sie! Ihr Gesetz hat festgelegt, dass das das Gericht entscheidet! Das ist einfach unglaublich!) Sie müssten auch wissen, Herr Bürgermeister, dass jeder zweite Asylwerber in die Illegalität untertaucht, dass also jeder zweite Asylwerber mit dem Vorsatz nach Österreich kommt, hier das Asylrecht zu missbrauchen, also sicher nicht mit gutem Vorsatz. Sie müssten das wissen, Herr Bürgermeister! Das sind nicht Zahlen von mir, das sind Zahlen des österreichischen Rechnungshofs. Sie wissen das genau und sogar der Parteivorsitzende Gusenbauer hat Gesprächsbereitschaft in diese Richtung angekündigt.

Meine Damen und Herren, Herr Bürgermeister, Österreich hat die Flüchtlinge immer mit offenen Armen aufgenommen. Wir haben da eine große Tradition. Wir brauchen uns gar nicht zu genieren. (Bgm Dr Michael Häupl: Wir nicht!) Wir haben die Opfer des Staatssozialismus in all diesen Jahrzehnten aufgenommen. Wir haben 1956 die Flüchtlinge aus Ungarn und 1968 die Tschechen nach dem Prager Frühling aufgenommen. Wir haben auch 1980 nach den Aufständen in Polen, nach den Solidarnoscaufständen, diese Flüchtlinge aufgenommen. (Bgm Dr Michael Häupl: Wenn die FPÖ damals in der Regierung gesessen wäre, hätten wir es auch nicht gemacht!) 

Herr Bürgermeister, wir können dieses Asylrecht nur weiter und langfristig gewähren, wenn wir jetzt den Missbrauch bekämpfen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Bürgermeister, ich war daher von diesem Teil Ihrer Antwort enttäuscht. (Bgm Dr Michael Häupl: Mir geht es jetzt umgekehrt genauso!) Sie haben diese Probleme mit keinem Wort erwähnt. Sie haben nicht erwähnt, dass Österreich zum Asylbetrugszielland Nummer eins geworden ist. Sie tun der Sache keinen guten Dienst, wenn Sie diese sensiblen, aber wichtigen Zahlen hier verschweigen. Sie tun der Sache keinen Dienst, wenn Sie hier die echten Flüchtlinge mit den Asylmissbrauchern, mit den Betrügern, einfach in einen Topf schmeißen. Es sollte daher nicht Ihre erste Sorge sein, wie aus vielen Stellungnahmen hervorgeht, einfach allen Antragstellern, und damit auch den Illegalen, den Kriminellen, möglichst rasch die Grundversorgung auf Kosten der Steuerzahler zukommen zu lassen. (Bgm Dr Michael Häupl: Sie stellen hier den Rechtsstaat in Frage! Merken Sie das nicht?) Es sollte vielmehr Ihre Aufgabe sein, Herr Bürgermeister, im Sinne des Steuerzahlers Spreu und Weizen zu trennen. 

Meine Überzeugung ist, wer kriminell ist, hat beim Asylrecht verspielt. Wir werden dieses Wahlversprechen einlösen. Wir werden den Koalitionsausschuss einberufen und werden im österreichischen Parlament eine weitere Verschärfung dieses Gesetzes durchsetzen. Ich fordere aber auch Sie auf: Leisten sie im Sinne des Steuerzahlers auch Ihren Beitrag, dass dieser Missbrauch jetzt effektiv bekämpft wird! (Bgm Dr Michael Häupl: Wir werden dem Abbau des Rechtsstaates durch Sie keinen Vorschub leisten!) Leisten Sie Ihren Beitrag, Herr Bürgermeister, damit kriminelle Asylwerber in Zukunft sofort abgeschoben werden können! (Beifall bei der FPÖ. – Bgm Dr Michael Häupl: Was sollen wir für einen Beitrag leisten? Ihr Innenminister macht das! Das ist ja unglaublich!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Jerusalem gemeldet. – Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr verehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Mit den krausen Ideen der Zorropartei werde ich mich nicht auseinander setzen, sehr wohl aber mit dem Fonds Soziales Wien. Ich möchte gleich einleitend sagen, worin eigentlich unsere große Sorge besteht und ich denke, dass die meisten Abgeordneten der Sozialdemokratischen Partei diese Sorge verstehen werden, vielleicht nicht teilen, aber das werden wir möglicherweise herausbekommen.

Das Erste, wovor ich warne, ist Qualitätsdumping in einem sehr wichtigen politischen Bereich, in einem ganz wichtigen Bereich, nämlich im sozialen Bereich und im Gesundheitsbereich. Ich glaube, niemand von uns will Qualitätsdumping. Darin wird Übereinstimmung herrschen. Das gilt es zu verhindern. 

Zweiter Punkt, Lohndumping: Auch in dem Punkt gehe ich einfach davon aus, dass wir alle der Meinung sind, dass diese 35 000 Menschen, die im Bereich Soziales und Gesundheit in Wien arbeiten, nicht Lohndumping erleiden sollen, sondern dass das Menschen sind, die schwere Arbeit leisten, die gut ausgebildet sein sollen und die gut, sogar besser als heute, bezahlt werden sollen. 

Der dritte Punkt, was wir, glaube ich, auch alle nicht wollen, ist dass neoliberale Spielregeln Raum greifen und uns schlussendlich beherrschen, selbst wenn wir das gar nicht wollen, gegen die wir im Grunde genommen dann nichts mehr tun können. 

Ich denke, soweit sind wir einer Meinung.

Nun hat aber die Wiener Landesregierung aus Gründen, zu denen ich noch kurz kommen werde, beschlossen, diesen Bereich auszugliedern und einen Fonds einzurichten. Was die Grünen befürchten und behaupten, ist dass dieser Fonds nicht das geeignete Mittel und nicht in der Lage ist, Qualitätsdumping, Lohndumping zu verhindern. Schauen wir uns das einmal ein bisschen näher an.

Zunächst einmal: Warum Ausgliederung? Ich denke, Sie haben es uns nie mitgeteilt, aber ich kann Ihnen sagen, was ich mir dazu denke. Ich glaube, dass der Druck sowohl von innen als auch von außen sehr stark war. Von innen deswegen, weil alle Reformen gescheitert sind, die Sie in den letzten Jahren diesbezüglich versucht haben, weil es nicht möglich war, die einzelnen magistratischen Abteilungen dazu zu bringen, in kooperativer Form irgendwie zusammenzuarbeiten. Da ist ganz viel gescheitert. Das war einmal der eine Grund.

Der andere Grund liegt natürlich im Beitritt der EU begründet. Wenn wir, was ich nachher tun möchte, uns das Weißbuch zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse anschauen, so sehen wir nicht nur, dass von innen ein Druck da ist, sondern auch von außen, nämlich dass alle Länder und alle Kommunen dazu gezwungen sind zu handeln. So weit, so gut.

Was ich Ihnen aber im Speziellen vorwerfe, ist dass Sie diesen Handlungszwang, dem Sie da unterlegen sind, und ich gestehe zu, dass der existiert hat, auch gleich dazu benutzt haben, quasi parteipolitisch wieder die Hand darauf zu halten und zu schauen, dass die Ausgliederung gleichzeitig dazu benutzt werden kann, die demokratischen Spielregeln des Hauses außer Kraft zu setzen.

Es hat heute schon eine Abgeordnete von Ihnen, Frau GRin Polkorab, angemerkt, und ich befürchte, sie hat das ernst gemeint, dass der Gemeinderat nicht dazu da ist, Kontrolle auszuüben. Das war das erste Mal, dass ich das in dieser erstaunlichen Offenheit gehört habe. Ich hingegen und die GRÜNEN überhaupt sind der Meinung, dass der Gemeinderat sehr wohl dazu da ist zu kontrollieren und dass daher selbstverständlich die Abgeordneten des Hauses in den beschlussfassenden Gremien sitzen müssen, alle Unterlagen zu Gesicht bekommen müssen und alle Informationen bekommen sollen, die sie brauchen, um sich ein Urteil zu bilden, um abstimmen zu können und um die Entscheidungen dieser Stadt mit-
tragen zu können, selbst dann und gerade dann, wenn sie in der Opposition sitzen, denn das ist eine der we-
sentlichen Aufgaben der Opposition. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte jetzt kurz über das Weißbuch sprechen. Wer das gelesen hat, hat nicht den geringsten Zweifel daran, dass es der EU darum geht, auch im Sozialbereich und im Gesundheitsbereich die Marktöffnung zu erreichen und an den Wettbewerb zu koppeln. Der freie Markt und der Wettbewerb sind die Kennzeichen der EU. Wie sehr sich diese Spielregeln in Bezug auf den Bereich Soziales und Gesundheit noch ändern können, der Spielraum ist jedenfalls sehr klein. Wir wissen, dass erst im Juli des kommenden Jahres die Konkretisierung zu diesem Weißbuch für den Sozial- und Gesundheitsbereich vorliegen wird. Einstweilen kennen wir die Konkretisierung nicht. Das heißt, meiner Meinung nach kann derzeit niemand von uns, niemand, keine Partei und keine einzelne Person, auf Punkt und Komma genau sagen, wie es sein wird, was sein wird und was man da in der Zeit tun kann und muss. Der Stand der Dinge ist ein solcher nicht. Trotzdem, wer die EU und ihre Grundprinzipien kennt, weiß, worum es geht, nämlich und Markt und Wettbewerb. In diese Richtung wird es sich jedenfalls bewegen. 

Wenn wir uns das jetzt für den Sozialbereich und für den Gesundheitsbereich anschauen, so haben meiner Meinung nach die Länder, die Kommunen die Wahl zwischen zwei Möglichkeiten. Die eine Möglichkeit heißt Markt und Wettbewerb, die andere Möglichkeit heißt, der Magistrat bietet alle Dienstleistungen selbst an. Das sind die zwei Pole, zwischen denen wir uns bewegen.

Die Stadt Wien hat, wohlwissend, dass man sich auf der Subventionsebene mit Sicherheit nicht mehr bewegen kann, einen Weg gewählt, der da heißt: „Wir tauchen ein in die Förderwelt. Wir nennen das jetzt alles 'Förderwelt' und gefördert wird sozusagen das Subjekt." Das wird als Ausweg betrachtet. Wenn wir das wirklich seriös angehen, dann müssen wir die Frage stellen: Ist es wahrscheinlich, dass diese Förderwelt mit dem österreichischen Vergaberecht, aber vor allem mit den Richtlinien der EU konform geht und dass es möglich ist zu fördern, ohne dass man geklagt wird? Dazu gibt es verschiedene Untersuchungen, gibt es Studien, gibt es Rechtsgutachten. Ich gebe zu, die einen meinen, das wird mit der Förderwelt gehen, und die anderen sagen, das wird mit der Förderwelt nicht gehen.

Ich wage jetzt eine Prognose: Ich glaube, länger als zwei, drei oder vier Jahre wird dieses Konstrukt nicht halten, dann müssen wir uns etwas Neues überlegen. Dann muss man entweder sagen, der Magistrat übernimmt diese ganzen Dienstleistungen wieder, das hat er noch nie gemacht, seit er existiert, das war im Grunde genommen immer an gemeinnützige Vereine vergeben, die diese Arbeit erledigt haben, aber der Magistrat könnte natürlich sagen, er wird jetzt Dienstleiter auf diesem Gebiet, oder man muss sagen, man bereitet sich darauf vor, dass man all diese Dienstleistungen ausschreiben muss. Auf beide Möglichkeiten muss man sich vorbereiten. Jetzt kann man nicht warten, bis die ersten Klagen ins Haus trudeln und man dann plötzlich damit konfrontiert ist. Nein, so geht es nicht, weil dann entsteht nämlich wieder dasselbe Chaos, das schon bei der Gründung des Fonds entstanden ist. 

Deswegen möchte ich ein paar Dinge und paar Befürchtungen ein bisschen näher untersuchen. Wir wissen, wenn Dinge ausgeschrieben werden, dann kann man das sehr ins Detail, kleinräumig machen. Ich denke, man kann schon so formulieren, dass man schlussendlich das bekommt, was man gerne bekommen möchte. Die Gefahren sind riesig. Wir kennen das zum Beispiel bei der Ausschreibung für Traiskirchen, wo ein privater gewinnorientierter Verein sein Unwesen treibt, wo die Qualitätsstandards, die wir uns vorstellen, bei weitem nicht erreicht werden. Genau da setzt wieder die Sorge ein, nämlich die Sorge, dass die Qualität nicht gehalten werden kann, dass selbstverständlich Lohndumping ein-setzt, dass diese 35 000 Menschen, die in dem Bereich arbeiten, sehr schlechten Arbeitsbedingungen unterworfen werden und dass zusätzlich, das kommt noch dazu, die Klientinnen und Klienten Leistungsdefizite zu verzeichnen haben werden.

Bleiben wir ganz kurz bei diesen KlientInnen: Die KlientInnen werden dann diejenigen sein müssen, die diese Leistungsdefizite selbst geltend machen müssen. Jeder wird dann sein eigener Anwalt sein müssen, jeder wird sich den Verein selbst aussuchen müssen und so weiter. Wir haben darüber im Fonds geredet und waren eigentlich einer Meinung, dass das zwangsweise zu großen Schwierigkeiten führen muss, denn es handelt sich um behinderte Menschen, es handelt sich teilweise um alte Menschen, es handelt teilweise um demente Menschen, es handelt sich um Menschen, die Drogen konsumieren und so weiter und so fort. Es ist nicht davon auszugehen, dass die KlientInnen dem gewachsen sein können, gewachsen sein werden und alles erledigen werden können. 

Zweiter Punkt - der gewinnorientierte Anbieter: Wir haben es schon gesehen, eine Konkurrenz zwischen einer am Gewinn orientierten Firma und den in Wien tätigen kleinen Vereinen, die hier arbeiten, ohne Gewinn zu machen, auf einer ganz anderen Basis arbeiten, bedeutet ganz klar und innerhalb relativ kurzer Zeit, dass es diese kleinen Vereine nicht mehr geben wird und dass alles sozusagen in der Hand von gewinnorientiert arbeitenden Firmen sein wird.

Diese Firmen, das ist die nächste Frage, die sich daran anschließt, werden möglicherweise sehr rasch nicht mehr zu steuern sein. Wer garantiert uns, dass diese Firmen alle KlientInnen und Patienten nehmen, die mit ihren Bedürfnissen kommen? Wer garantiert, dass sie nicht Leute ablehnen, die zu weit weg wohnen oder Leistungen brauchen, die für die Firmen zu teuer kommen? Wer garantiert, dass dann jeder noch das bekommt, was er braucht und was Wiener Gesetze festschreiben? Auch diese Sorge ist nicht vom Tisch zu wischen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn es manchmal sehr verkürzt heißt, Ausgliederungen sind der erste Schritt in die Privatisierung, so muss man, wenn man die Sache durchdacht hat, zugeben, dass genau das stimmt und genau das eintreten kann. Genau das ist das, wovor die GRÜNEN warnen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte auch noch darauf hinweisen, das hat schon einer der Vorredner, glaube ich, gemacht, dass diese kleinen gemeinnützigen Vereine und ihre MitarbeiterInnen jetzt einen Kollektivvertrag haben. Für manche ist das ein Vorteil, für manche ist das leider absurderweise sogar eine Verschlechterung. Ich möchte an dieser Stelle auch deponieren, dass es darum geht, diesen Kollektivvertrag in den Verhandlungen zu berücksichtigen. Mein Appell geht auch in die Richtung, diese Forderung und diese ganz berechtigten Sorgen dieser 35 000 MitarbeiterInnen im Sozial- und Gesundheitsbereich, die ich hoffe, nachgewiesen zu haben, sehr ernst zu nehmen und nicht vom Tisch zu wischen. Wir stehen vor großen Veränderungen. Wir stehen vor großen Umwälzungen. Unser wesentliches Interesse muss sein, sowohl diese MitarbeiterInnen zu schützen, ihnen eine lebenswerte Arbeitswelt zu garantieren, als auch dafür zu sorgen, dass die Klientinnen und Klienten ihren Bedürfnissen entsprechend weiterhin soziale und gesundheitliche Leistungen bekommen können. 

Abschließend ein Allerletztes. Wir haben heute von Ihnen, Herr Bürgermeister, gehört, dass das mit der Volksanwaltschaft nicht so einfach ist, wie wir es uns vielleicht vorgestellt haben. Es hat damals der Volksanwalt Kostelka gesagt, man bräuchte nur dieses und jenes zu machen. Das hat sich ganz einfach angehört und ausgesehen. Wenn dem jetzt nicht so ist und die Sache komplizierter ist, müssen wir trotzdem alles daransetzen, dass die Volksanwaltschaft weiter prüfen kann, denn wir wissen, dass vieles von dem, was wir an Missständen erfahren, wir bisher über die Volksanwaltschaft erfahren haben und die Volksanwaltschaft sicher auch ein großer Beitrag zur demokratiepolitischen Arbeit, die in Wien geleistet wird, ist. 

Es gäbe noch sehr viel zum Fonds zu sagen. Gott sei Dank gibt es ja noch weitere Rednerinnen und Redner, die sich jetzt alle damit befassen werden. Was ich abschließend nur noch sagen möchte, ist, wir halten diese Ausgliederung in den Fonds für keine gute Überlegung, wir haben aber vor allem auch die Sorge, dass die Konstruktion zum Nachteil sowohl der 35 000 Beschäftigten als auch zum Nachteil der Klientinnen und Klienten nicht halten wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ulm. – Bitte.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe mit der Frau Kollegin Korosec getauscht, weil sich die Debatte von meiner Vorrednerin so sehr zu einer Asyl- und Grundversorgungsdebatte entwickelt hat und ich zu diesem Thema auch gern Stellung beziehen möchte. 

Ich kann in dem Zusammenhang auch die Verärgerung des Bürgermeisters in Bezug auf die vorhergehende Wortmeldung nachvollziehen, denn so kann es natürlich wirklich nicht sein, dass die Stadt Wien im Vorhinein eine Unterscheidung in Asylwerber, bei denen das Asylverfahren aussichtsreich sein wird, und in solche, in denen das nicht der Fall sein wird, trifft, und man ihnen je nachdem eine Grundversorgung zuteil werden lässt oder nicht. (GR Kurth‑Bodo Blind: Wer hat das gesagt?)
Ich finde es auch einigermaßen kühn von der FPÖ, diese Asyl- und Grundversorgungsfrage mit einer Dringlichen Anfrage anzuziehen, wenn man selbst, aus den eigenen Reihen, einen Landeshauptmann stellt, der sich absolut nicht an beschlossene Verträge hält. (Beifall bei ÖVP, Bgm Dr Michael Häupl und GR Dr Kurt Stürzenbecher.) 

In der Tat ist es so, dass diese Artikel 15a‑Verein-barung ein Meilenstein ist. Es geht um die Grundversorgung von hilfsbedürftigen und schutzbedürftigen Fremden. Das ist mehr als nur Personen, die den Asylwerberstatus haben, aber selbstverständlich diejenigen, die Asylwerberstatus haben. Diese Vereinbarung ist von 9 Landeshauptleuten unterschrieben, von 9 Landesre-gierungen beschlossen und von 9 Landtagen ratifiziert worden. Es wundert mich schon einigermaßen, dass sich jetzt ein Landeshauptmann überhaupt nicht mehr an das erinnert, was er selbst unterschrieben hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber wenn er wirklich der Meinung sein sollte, hier hätte sich die Geschäftsgrundlage geändert, und er ist ja Jurist und war lange Zeit Assistent an einem Institut für öffentliches Recht, dann muss er sagen, er versucht, die Aufhebung des Vertrages bei einem Gericht, wahrscheinlich beim Verfassungsgerichtshof, zu erreichen, aber bis dahin ist der Vertrag wirksam. Bis dahin ist er gültig. Das müsste er als Jurist wissen. Er kann nicht von sich aus sagen, ich halte mich an das einfach nicht mehr gebunden. Da muss man zuerst eine Klage einbringen und vom Gericht könnte dann möglicherweise – ich glaube es nicht – dieser Vertrag wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage aufgehoben werden, aber sicherlich nur ex nunc und nicht ex tunc. So lange diese rechtskräftige Entscheidung nicht vorliegt, gilt der Rechtsgrundsatz pacta sunt servanda. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das hat überhaupt nichts damit zu tun, was heute in der "Kronen Zeitung" steht, dass es hier unter dem Schutzmantel des Asylverfahrens Personen gibt, die gewisse Normen ausnutzen. Dann muss man aber diese Normen mit den Mitteln des Rechtsstaates verändern, denn auf den Rechtsstaat haben die Asylwerbenden, aber selbstverständlich auch die inländische Bevölkerung Anspruch. Selbstverständlich ist es so, dass nicht jedermann das Asylrecht in Anspruch nehmen kann, wenn er meilenweit davon entfernt ist und wenn er sogar strafbare Handlungen begeht. 

Jetzt spreche ich den Bürgermeister an, denn bis jetzt hat er seinen Gesichtszügen nach meine Ausführungen eher geteilt, aber was nun die Schärfung des Asylrechts anbelangt, ersuche ich ihn um seine Einwirkung auf seine Nationalratsabgeordneten und auf seine Bundespartei, um diese Schärfung im Asylrecht auch tatsächlich zu Stande zu bringen, denn es ist noch nicht heraußen, ob das im Hinblick auf die Nachjustierungen, die notwendig sind, die Bundes-SPÖ auch so sieht. Es wird notwendig sein, zu einer Sicherungshaft zu kommen. Es wird notwendig sein, ein regional begrenztes Aufenthaltsrecht vorzusehen. Und es wird wahrscheinlich auch sinnvoll sein, weniger Instanzen im Asylverfahren vorzusehen. 

Ich meine, diese Sicherungshaft entspringt nicht einem grundsätzlichen Misstrauen gegenüber allen Personen, die einen Asylantrag stellen, sondern es ist für bestimmte Personen gedacht, nämlich für die, die straffällig geworden sind. Wenn ein Fremder nach Österreich kommt, verurteilt wird, seine Straftat absitzt und dann nach Monaten auf die Idee kommt, einen Asylantrag stellen zu wollen, dann müssen wir uns das nicht gefallen lassen, glaube ich. Dann sollte bei solchen Personen auch das Rechtsinstitut einer Sicherungshaft möglich sein.

Gleiches gilt für das regional begrenzte Aufenthaltsrecht, denn Asylwerber ist nach der Genfer Flüchtlingskommission jemand, der an Leib und Leben bedroht und verfolgt ist. Der soll an seinem Asylverfahren mitwirken. Wenn er diese Mitwirkung verweigert, dann wird er wohl dieses Asylverfahren auch nicht in Anspruch nehmen können. In der Tat ist es so, dass wir im Jahr 2003 36 315 Asylanträge in Österreich hatten. Von diesen sind nur 2 084 positiv erledigt worden, 4 951 sind negativ erledigt worden und 29 280 sind eingestellt worden. Wieso gibt es diese unglaublich große Anzahl von Einstellungen im Asylverfahren? Das ist darauf zurückzuführen, dass sich tatsächlich an die 18 000 Personen dem Asylverfahren entzogen haben, einfach nicht erschienen sind, im Zuge von Ladungen bei Verhandlungen oder die, zum weitaus geringeren Teil, ihren Asylantrag zurückgezogen haben, was nicht die große Zahl in diesem Zusammenhang ist. Ich glaube also, dass wir eine solche Mitwirkungspflicht von Personen tatsächlich verlangen können und dass sich auch der Rechtsstaat in diesem sensiblen Verfahren durchsetzen muss, denn es haben nicht nur die Asylwerber Rechte, sondern es hat auch die Bevölkerung Rechte.

In diesem Sinne wird es eigentlich auch in den meisten Medien kommentiert. Ich darf hier den "Kurier" vom vergangenen Samstag zitieren. Darin heißt es: „Grüne und Menschenrechtsorganisationen toben. Die SPÖ sucht noch nach einer überzeugenden Linie." Laut dem Autor: „Unsinn, selbstverständlich muss jede Änderung des Fremdenrechtes mit Augenmaß und im verfassungsrechtlichen Rahmen erfolgen, aber der Rechtsstaat muss sich gegen Missbrauch mit rechtsstaatlichen Mitteln wehren dürfen." - Sehr geehrte Damen und Herren, darum geht es, um den Rechtsstaat für Asylwerber, aber auch für alle anderen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Stadt Wien hat mit der Neustrukturierung des Sozialwesens im Juli 2004, und wir haben ausführlich darüber diskutiert, ein dynamisches Modell entwickelt, das auch den neuen Herausforderungen entspricht. Dabei hat die soziale Sicherheit oberste Priorität. 

Wenn Sie sich erinnern, können Sie feststellen, dass es mehrere Kontrollamtsberichte und die Andersen‑Studie gegeben hat, in denen festgestellt wurde, dass es sinnvoll ist, die politische Vorgabe und Strategie, die Planung und die operative Durchführung voneinander zu trennen. Allfällige Rechtsunsicherheiten, die auch heute in der Debatte angesprochen wurden, konnten durch Gutachten, die der Geschäftsführer in den Sitzungen beigebracht hat, ausgeräumt werden. Wir haben uns auch in den interfraktionellen Sitzungen ausführlich darüber unterhalten. Wie Rechtsvorschriften, die auch in der Europäischen Union noch in Diskussion sind, in 4, 5 oder 10 Jahren aussehen werden, ist zum heutigen Zeitpunkt reine Spekulation. Diese bisher größte Strukturreform im Sozialbereich ermöglicht es daher, rasch auf gesellschaftliche Entwicklungen zu reagieren und es sind eben auch diese nationalen und internationalen Veränderungen angesprochen worden, dass sich die Rahmenbedingungen für die Wettbewerbsfähigkeit Hunderter Organisationen und Vereine verändert haben. Sie wissen, dass der FSW mit mehr als 300 Wiener Organisationen zusammenarbeitet. 

Das heißt, diese Neustrukturierung mit 1.7. dieses Jahres unterscheidet deutlich zwischen der politischen Steuerung und den hoheitlichen Aufgaben und einer Neuregelung, die eben das Ziel hat, eine transparente, effiziente und kundenorientierte Umsetzung im FSW zu erreichen. Ich erwähne das deshalb, weil damals auch Aufgabengebiete aus dem Bereich der MA 47, Pflege und Betreuung, und Teile der MA 12 vom FSW übernommen wurden. Gleichzeitig verblieben hoheitliche Aufgaben wie Sozialhilfevollzug, Recht und behördliche Aufsicht bei der MA 15. Ich sage das deshalb, weil wir auch in den Beiratssitzungen festgestellt haben, dass eine direkte Vergleichbarkeit der einzelnen Haushaltsstellen bei den Budgets 2004 und 2005 deshalb nicht möglich ist.

Dennoch erbringt der FSW Leistungen und erfüllt Aufgaben für die Stadt. Inhaltlich und finanziell unterliegt der Fonds Soziales Wien selbstverständlich der Kontrolle durch die Stadt Wien. Die Aufgaben und Ziele, die auch angesprochen wurden, sind in der Satzung festgeschrieben, wie die Verbesserung der Gesundheit und des Gesundheitsbewusstseins der Bevölkerung, die Unterstützung bedürftiger Menschen in den sozialen Grundbedürfnissen sowie die medizinische, psychische und soziale Beratung, Behandlung und Betreuung. Gleich-
zeitig soll aber auch eine Verbesserung in der Kundenorientierung und in der Serviceorientierung erreicht wer-
den. Die Errichtung einer zentralen Informationsstelle über sämtliche soziale Dienstleistungen und ein neu zu strukturierendes Beschwerdemanagement sind weitere Schwerpunkte. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Fonds ist aber auch Träger der geriatrischen Versorgung in dieser Stadt, ein sehr wesentlicher Bereich. Er fungiert sozusagen als Pflegedrehscheibe. Er sorgt für die Beurteilung des individuellen Bedarfs ebenso wie für ein effizientes Finanz- und Förderungsmanagement mit den verschiedenen Trägerorganisationen. Das heißt, der FSW sorgt dafür, dass die Menschen jene Betreuung bekommen, die sie auch brauchen. Niemand wird in dieser Stadt allein gelassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz wesentlich in diesem Zusammenhang ist etwa die Einrichtung einer zentralen Pflegebettenservicestelle, die für Information und Beratung zur Verfügung steht, wo aber auch die Möglichkeit vorhanden ist, Anmeldungen vorzunehmen. 

Ich habe diese Beispiele deshalb gebracht, weil sie zeigen, worum es in dieser Diskussion eigentlich gehen sollte, nämlich um das, was für die Betroffenen wesentlich ist, denn darauf kommt es an, während ich bei den Debattenbeiträgen von den Kollegen der Freiheitlichen Partei eher den Eindruck gehabt habe, es geht um einen Versuch, hier teilweise alte Hüte zu präsentieren und Fragen zu wiederholen, über die wir bereits ausführlich, sowohl in den Beiratssitzungen, im Ausschuss, als auch hier im Gemeinderat, diskutiert haben. Aber ich stelle fest, dass es offensichtlich innerhalb der Freiheitlichen ein innerparteiliches Kommunikationsproblem gibt. Das ist ihr Problem, nicht unser Problem. Uns geht es darum, dass die Stadt auf die Herausforderungen des 21. Jahr-hunderts, auf die bereits erwähnten gesellschaftlichen Veränderungen und auch zukünftigen Prognosen mit einer aktiven und sozialen Präventionspolitik reagiert.

Rasche Hilfe ist dabei besonders wichtig. Und sagen Sie nicht - weil ich das jetzt in der Diskussion mehrfach gehört habe -, Sie hätten nicht Bescheid gewusst, Sie wären nicht informiert gewesen. Meine Kollegin Rams-kogler wird darauf in ihrem Debattenbeitrag noch ausführlich eingehen. 

Aber lassen Sie mich ein einziges Beispiel anführen. Für die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Beirates wurde eine Informationsplattform im Intranet eingerichtet, wo alle Dokumente, alle Beschlüsse, alle Rechtsgutachten auch abrufbar sind, sodass dadurch eine ausführliche Information mit einer sehr hohen Transparenz gegeben ist. Ich verstehe diese künstliche Aufregung der Freiheitlichen auch deshalb nicht, weil es gerade mit dem Kollegen Barnat jemanden im Fonds gibt, mit dem es eine sehr kooperative Zusammenarbeit gibt. (GR Günther Barnet: Barnet! - GR Kurth-Bodo Blind: Er heißt nicht so!) Aber da Sie ja auch zu Wort gemeldet sind, nehme ich an, dass Sie ohnehin darauf eingehen werden.

Nun zu den wesentlichen Punkten, um die es auch in dieser Dringlichen Anfrage gegangen ist, nämlich zum Budgetentwurf 2005 des Fonds, auf den ich jetzt kurz eingehen möchte. Wir wurden in der letzten Beiratssitzung darüber informiert, dass eine direkte Vergleichbarkeit der einzelnen Haushaltsstellen mit den Ansätzen des Magistratsbudgets 2004 im Detail eben deshalb schwierig ist, weil es sich um unterschiedliche Buchhaltungssysteme, unterschiedliche Verrechnungssysteme handelt. Wir haben auch den Eindruck gehabt, dass von Seiten aller Beiratsmitglieder Verständnis dafür aufgebracht wurde. Wir haben dann im Beirat sogar festgelegt, dass es vielmehr darum geht, vor der Beschlussfassung des Budgets hier im Gemeinderat die Schwerpunkte festzumachen und, geordnet nach den Bereichen des Fonds Soziales Wien, politisch Relevantes und Interessantes transparent und vergleichbar zu machen. 

Das ist auch geschehen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Grundsätzlich kann gesagt werden, dass gegenüber dem Jahr 2004 für das Jahr 2005  54 Millionen EUR mehr zur Verfügung stehen. Dazu sollten Sie eigentlich gratulieren! Im Wesentlichen geht es um folgende Bereiche:

Im ersten Bereich geht es um die Grundversorgungs-Vereinbarung, die die Einrichtung einer Landesleitstelle und Servicestelle in Wien verlangt hat. Da mit der operativen Umsetzung der FSW betraut ist, ist hier auch eine neue Institution als Abteilung im Fonds angesiedelt. Ich möchte auch aufgrund der aktuellen Diskussion nochmals unterstreichen - und Kollege Ulm ist ja ebenfalls darauf eingegangen -, dass es eben der Sinn dieser Art 15a-Vereinbarung war, dass hilfsbedürftige Menschen versorgt wurden. Wesentlich ist - und da war es auch die Intention Wiens, federführend tätig zu sein -, dass kein Mensch unversorgt auf der Straße steht. Diese Vereinbarungen sind auch einzuhalten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht hier nicht um irgendwelche Zahlenspielereien, wie Herr DDr Schock gemeint hat - dafür ist das Thema viel zu wichtig -, sondern es geht um das Ziel, es geht um den Geist, und es geht um das Bekenntnis in dieser Vereinbarung, dass die in Österreich anwesenden Asylsuchenden auch ordentlich versorgt werden.

Der zweite Bereich betrifft die Wohnungslosen- und Flüchtlingshilfe. Dafür sind mehr als 20 Millionen EUR budgetiert, ein Plus von nahezu 3 Millionen EUR. Da-
zu zählen die rund 1 100 Wohnplätze, Tageszentren, Streetwork, medizinische Notversorgung et cetera.

Für den dritten Bereich, den wir schwerpunktmäßig festmachen konnten - für die Fachbereiche der Pflegeombudsstelle auf der einen Seite, der Gesundheitsförderung sowie für den Bereich Sucht und Drogen -, stehen ebenfalls 2 Millionen EUR mehr zur Verfügung, insgesamt 17,7 Millionen EUR. Einige Projekte - in aller Kürze angeführt - im Institut für Suchtprävention, die ambulante und stationäre Betreuung von KlientInnen sowie Gesundheitsförderungsprojekte wie Herz-Kreislauf- oder Karies-Prävention, Frauenförderungsprogramme wie Brustkrebsvorsorge oder Essstörungen.

Im vierten Teil geht es auch um einen sehr wesentlichen Schwerpunkt, weil er das Ziel verfolgt, das wir auch im Geriatriekonzept, das dieser Gemeinderat noch vor dem Sommer beschlossen hat, als zentralen Bestandteil aufgenommen haben, nämlich: Ambulant vor stationär; jeder Mensch soll so lange wie möglich mit Unterstützung in seiner gewohnten Umgebung bleiben können. Für diese ambulanten Dienste und die Hauskrankenpflege, die ausgebaut werden, stehen insgesamt 172,5 Mil-lionen EUR zur Verfügung; ein weiteres Plus von 16,8 Millionen EUR. In dieser Berechnung wird von 22 000 von ambulanten sozialen Diensten, 4 400 von medizinischer Hauskrankenpflege, 1 200 von Sozialarbeit und 400 von mobiler Ergotherapie betreuten Personen pro Jahr ausgegangen - eine gewaltige Leistung, die hier vollbracht wird! Meine sehr geehrten Damen und Herren, allein schon diese Zahlen zeigen die Bedeutung der ambulanten Dienste, der mit einer Budgeterhöhung um rund 17 Millionen EUR Rechnung getragen wird.

Für die Senioren-, Wohn- und Pflegeheime, für die 8 Gesundheits- und Sozialzentren, die 7 geriatrischen Tageszentren und zirka 30 000 Informations- und Beratungsleistungen pro Jahr stehen 314,2 Millionen EUR zur Verfügung; auch hier ein Plus von 17,4 Millionen EUR. Die Behindertenhilfe wird, bei einem Plus von 3,3 Millio-nen EUR, mit rund 160 Millionen EUR dotiert. All diese Informationen sind den Beiratsmitgliedern selbstverständlich auch zur Verfügung gestanden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss und meine, dass zur Umsetzung gesundheits- und sozialpolitischer Vorgaben eine grundlegend neue Ordnung der Kompetenzverteilung zwischen den hoheitlichen Aufgaben, der Steuerung und der Umsetzung erfolgt ist. Diese große Strukturreform im Sozialbereich erforderte auch große Anstrengungen seitens aller betroffener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Daher möchte ich an dieser Stelle sehr herzlich dem Geschäftsführer Peter Hacker mit seinen mehr als 700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danken, die dazu beitragen, dass in Wien soziale Sicherheit absolute Priorität hat. Denn es gibt keinen Menschen, der nicht irgendwann einmal im Leben auf Leistungen in diesem Bereich angewiesen sein könnte. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Pilz gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Kollege Deutsch!

Sie haben schon Recht damit, dass das Klima in der Beiratssitzung durchaus eines ist, in dem man miteinander reden kann. Ich denke, das ist schon ein guter Anfang, und das ist auch ein Fortschritt gegenüber Debatten, die wir vor der Existenz des Beirates in dieser interministeriellen Sitzung ... (Im Saal wird das Licht gedämpft. - GR Günther Barnet: Jetzt wird es Nacht!) 

Das ist jedes Mal um diese Zeit, und das geschieht immer dann, wenn ich am Pult stehe. (GR Günther Barnet: Ich sehe eh schon so schlecht ...! - Weitere Zwischenrufe.) Ich nehme es nicht persönlich. Das Licht wird immer zur gleichen Zeit zurückgedreht, und ich bin eben immer um 5 Uhr dran. (GR Günther Barnet: Wird wieder aufgedreht?) Schön, wenn man nicht paranoid ist; dann glaubt nur der Herr Kollege Barnet, das ist ein Fanal an irgendetwas. Das Licht geht aus, weil es 5 Uhr ist. 

Also, Herr Kollege Deutsch, es stimmt, dass im Beirat ein gutes Gesprächsklima herrscht. Das setzt aber die grundsätzliche Kritik der Opposition nicht außer Kraft, die wir völlig anders gewichten - das muss ich auch sagen - als die SPÖ. Ich habe heute den Eindruck gehabt, man schiebt den FSW vor und meint die Asyldebatte. Da können wir uns nur massiv abgrenzen von so einer Vereinnahmung einer Sachfrage für ein politisches Interesse, das wir in keinem Fall teilen. 

Aber die Intransparenz besteht darin, dass Probleme, die dringend zu lösen sind, im Beirat nicht ausreichend problematisiert werden. Da ist die Homepage zwar hervorragend - ich lade mir immer alles herunter und schaue mir jeden Bericht an; der Jahresbericht 2003, den wir bekommen haben, ist eben eine Auflistung von Erledigtem, und vieles ist davon sehr gut erledigt -, aber es fehlt mir eine Darstellung der brennenden, offenen Probleme und des Fortschritts der Debatte darüber. Das wäre Demokratie, dass die Opposition in diese Debatten eingeschaltet wird.

Meine Kollegin Susanne Jerusalem hat es schon angesprochen: Die Grundfrage, die immer noch ungelöst ist, ist die Frage, ob diese Förderwelt, die Fördervereinbarung überhaupt hält. Herr Kollege Hacker sagt - es ist auch das ein Fortschritt -, er weiß es nicht, denn das EU-Recht ist in diesem Punkt - Susi Jerusalem hat klargemacht, was das Weißbuch der Europäischen Kommission an realer Politik für die Mitgliedsstaaten bedeuten wird - noch offen. Was mich besorgt und in manchen Punkten eigentlich auch überrascht und entsetzt, ist dass man, obwohl man nicht weiß, wie diese vergaberechtliche Frage künftig anzusehen ist, mit einer Entschlossenheit sondergleichen auf die Förderwelt setzt, obwohl die Förderwelt möglicherweise die völlig falsche Schiene ist, eine Schiene, von der dann weder die Organisationen noch der Fonds Soziales Wien und vor allem die betroffenen, betreuungsbedürftigen Menschen nicht herunterkommen. (GR Kurt Wagner: Sollen wir dann nichts machen?)
Nein, wir sollen etwas machen, da haben Sie schon Recht! Wir sollen etwas machen, wir sollen nur nicht einen Kurs in eine Struktur wählen, die hoch angreifbar ist. Dieses Gutachten von Schramm & Partner (Zwischenruf von GR Kurt Wagner) - nein, das erzähle ich Ihnen ja nicht neu -, das vom Fonds Soziales Wien in Auftrag gegebene Gutachten selbst sagt in völlig ungeschminkter Ehrlichkeit: Ob es halten wird, wissen wir nicht. 

Was heißt es, wenn wir in die Förderwelt einsteigen? Ich erzähle dem Kollegen Hacker nichts Neues, aber es ist wichtig, dass die Bevölkerung weiß, was das für ein Paradigmenwechsel ist. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Die Verfügungsmacht - das ist ja an sich etwas Schönes - über den Förderscheck, über das Fördervolumen, das man zugesprochen bekommt - man hat keinen Rechtsanspruch, das ist der erste Schönheitsfehler -, muss bei diesem Förderbudget vollständig beim Klienten, bei der Klientin sein, sonst ist es eine Umgehung des EU-Wettbewerbsrechts. Nur wenn der Förderungswerber eine tatsächliche Wahl, eine Wahlentscheidung treffen kann, dann funktioniert die Konstruktion ohne eine vorangegangene Ausschreibung. 

Die Trägerorganisationen können seitens des Fonds Soziales Wien nur anerkannt werden. Sie können ausgewählt werden, registriert werden und im schlimmsten Fall wieder abberufen werden, aber ... (GR Kurt Wagner: Qualitätskriterien sind nicht ...!) Nein, hören Sie zu, ich spreche jetzt von den Rahmenbedingungen. Ich sage nicht, was ich mir wünsche; natürlich wünsche ich mir Qualität. Aber damit wir nicht in die Sackgasse, in die Mausefalle des EU-Wettbewerbsrechts kommen, darf es seitens des Fonds Soziales Wiens keinerlei inhaltlich verpflichtende Beauftragung geben, die irgendeine Art von Zahlungsanspruch an den Träger begründen würde. Das darf nicht sein, sonst könnte einer klagen, und dann sind wir rechtlich dran. Daher sind die Fragen, die wir bislang gestellt haben, nach wie vor offen. 

Wie und wann funktioniert die Harmonisierung der Kostensätze für die Trägereinrichtungen? Denn auch das ist eine Voraussetzung, damit die Sache vergaberechtlich nicht anzugreifen ist. Sie erinnern sich, das Kontrollamt hat zutage gefördert, dass in Einzeltarifen Schwankungen bis zu 300 Prozent für die genau gleiche Leistung gegeben sind; das alles haben wir hier schon durchdekliniert. Der Punkt, Herr Kollege Wagner ... (GR Kurt Wagner: Wollen Sie, dass die Billigstbieter kommen und ein Dumping machen?) Nein! (GR Kurt Wagner: Wie groß ist das Unternehmen ...?) Das ist der EU-Wettbe-werbsbehörde reichlich wurscht, geradezu unfassbar wurscht (GR Kurt Wagner: Nein!), ob es eine lange Tradition bei der Volkshilfe gibt, die anzuerkennen ist, oder ob die Sozialdienste eine ältere Struktur bei den Bediensteten haben. (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin, das wird in ganz Europa nicht nur diskutiert, sondern intensiv beraten, dass man das so nicht ...!) Das ist der Wettbewerbsbehörde egal. 

Das heißt, Sie müssen harmonisierte Tarife bezahlen, um hier nicht nachweislich einen Anbieter zu diskriminieren. (GR Kurt Wagner: Das heißt, wir richten uns nach den Schlechtesten in Europa?) Ich will das ja nicht! Aber bauen Sie kein Konstrukt, das diese Möglichkeit aufmacht. (GR Kurt Wagner: Wir brauchen doch kein Konstrukt, um es besser zu machen!) Sie bauen ein Konstrukt, das auf schwankendem Boden steht.

Das Kontrollsystem ist der nächste Punkt: Sie müssen sicherstellen, dass die Kontrolle funktioniert. Das ist aber schwer möglich, denn die Partnerschaft in diesem Konstrukt mit der Förderwelt besteht zwischen dem Bezieher der Leistung und dem Anbieter, und wenn der Bezieher der Leistung unzufrieden ist, dann muss er sich beim Anbieter beschweren. Möglicherweise ist eine pflegebedürftige Person gar nicht jemand, der sich wirklich beschweren kann, und der Fonds Soziales Wien kann hier nicht steuern. Er kann hier nicht steuern, er darf hier nicht steuern! Die Gesundheits- und Sozialzentren dürfen keine steuernde Funktion wahrnehmen. 
Was heißt das für schwierige Kunden, für Kunden, die abgelegen wohnen, für Kunden, die einen besonders komplizierten Betreuungsbedarf haben? Das kann heißen, dass sie dann möglicherweise schwer jemanden finden, der sie betreut. Ich sage es Ihnen jetzt im Originalton einer führenden Mitarbeiterin aus einer Organisation gegenüber einem Klienten, da hat der Kunde aufgrund einer Reklamation die Antwort bekommen: „In Zukunft werden wir uns aussuchen können, welche Kunden wir betreuen, also überlegen Sie sich das schon jetzt mit der Beschwerde." Ist das etwas, was Sie zulassen? Ist das etwas, was Sie wollen, dass die Schwierigen sozusagen ins Kröpfchen und die Guten ins Töpfchen kommen, und dann kümmert sich niemand um die bei der Klientel häufig schwierige Bevölkerung, die in einer geschwächten Situation froh ist, wenn überhaupt jemand kommt?

Die Gesundheits- und Sozialzentren brauchen in dem Zusammenhang eine Rollenklärung, eine Rollendefinition. Auch die ist nach wie vor ausständig. Denn sie können als Drehscheibe agieren, sie dürfen aber nicht zuweisen und zuteilen, weil keine Kontingente vergeben werden dürfen, da ja sonst die Wahlfreiheit, die Verfügungsmacht des Kunden beschränkt wäre.

All diese Fragen sollten im Beirat endlich diskutiert werden. Das werden sie nicht, und auf meine Frage - im Gegensatz zum StR Schock war ich natürlich in der Beiratssitzung und habe das angesprochen - hat der Kollege Hacker gesagt: „Das wissen wir noch nicht, wie das mit der Förderwelt geht, wir haben diese Struktur noch nicht umgesetzt.“

Was uns fehlt - und wir haben weiß Gott Zeit gehabt, das im letzten Jahr zu erledigen -, ist ein klarer Förderkatalog, sind Förderungsrichtlinien. Nach meinen Informationen liegen sie intern vor, aber sie haben noch nie das Licht des Beirates gesehen, die Förderrichtlinien, nach denen man die Mittel verwaltet! (GR Kurt Wagner: Weil wir es mit den Trägerorganisationen intern abstimmen, dass wir da kein Problem haben!) Herr Kollege Wagner, ich bin ja ganz bei Ihnen! Das sollen Förderrichtlinien sein, mit denen die Träger arbeiten können und mit denen die Bevölkerung leben kann (GR Kurt Wagner: Wir arbeiten es ja mit ihnen aus!) 

Ja, aber es besteht jetzt, mit Verlaub, seit einem Jahr die neue Struktur, und es ist schon ein bisschen spät! Die Leistungsverträge laufen nämlich mit Ende des Jahres aus, und man tut eben das, was man in so einem Fall immer tut: Man schreibt weiter fort. (GR Kurt Wagner: Wissen Sie, wie viele Trägerorganisationen da involviert sind?) Ja, ich weiß es. Ich habe ja jedes Mitleid mit dem Kollegen Hacker (GR Kurt Wagner: Kleine und große!), aber wenn man einen Paradigmenwechsel macht und von der Vergabewelt auf die Förderwelt umstellt - also "Welt" finde ich in dem Zusammenhang einen kuriosen Ausdruck, ich verwende ihn, weil er im FSW offensichtlich plausibel ist -, dann muss man sich doch genau das überlegen, was Sie gesagt haben: Wollen Sie denn, dass die Billigstbieter daherkommen und ein Dumping machen? (GR Kurt Wagner: Das ist ja einer der Gründe!)
Genau das wollen wir nicht! Aber wissen Sie, was Sie tun müssen? Auch in der Förderwelt - und das sagt auch das Schramm-Gutachten - müssen Sie alle potentiellen Anbieter als Anbieter zulassen. Also machen wir ein banales Beispiel: Bei Essen auf Rädern muss auch der Schnitzl-Fritzl sagen können, ich bin mit von der Partie. Sie dürfen nicht sagen: Da haben wir unsere gewachsenen Organisationen, die die ambulanten Dienste anbieten, nur mit denen wollen wir arbeiten, weil die das schon können, und wir wollen weder European Homecare noch irgendein slowakisches Unternehmen. (GR Kurt Wagner: Deswegen muss es ja Qualitätskriterien geben, die da wirken! Die müssen evaluiert werden!)
Qualitätskriterien müssen aber für alle gelten! (GR Kurt Wagner: Natürlich!) Und alle, die sie erreichen, müssen mitspielen dürfen. Sie dürfen niemanden diskriminieren, der sagt: Freunde, ich mache jetzt so eine Firma auf, ich mache entweder Essen auf Rädern oder ambulante Dienste, Betreuung zu Hause, was immer. Jeder, der da ... (GR Kurt Wagner: Die gibt es ja schon!) 

Aber was hindert Sie dann daran, ordentliche Leistungsverträge im Rahmen von Ausschreibungen zu machen, wenn Sie ohnehin die Wahl zwischen Pest und Cholera haben? Dann ist es mir doch viel lieber, Sie können mit klaren Leistungsverträgen kontrollieren, was Sie einkaufen. Delegieren Sie die Sache doch nicht in das Binnensystem zwischen einem schwachen Kunden und einer Organisation, die vielleicht sagt: Mit Ihnen will ich nichts mehr zu tun haben, Sie sind mir zu schwierig! Wer nimmt die Rechte der Kundschaft wahr? Wer schützt diese Rechte, wer achtet diese Rechte? (GRin Erika Stubenvoll: Die sozialen Organisationen, die wir jetzt haben, machen das!)
Ja, bei denen, die wir jetzt haben, hoffen wir, dass die Ethik hält, dass die Werte gut sind und so weiter. Wer sagt denn, dass Sie nicht demnächst andere haben? Sie dürfen seitens des Fonds Soziales Wien auch gar nicht den Leistungsumfang und die Qualität der Leistung beurteilen. (GR Kurt Wagner: Es gibt ja Interessensvertretungen! Für sie auch!) Sie dürfen nur registrieren oder aberkennen - dumm gelaufen, wenn man eine Förderstruktur wählt! (GR Kurt Wagner: Nein!) 

Das heißt also, dass die Steuerbarkeit aufgegeben wird, seitens des Fonds Soziales Wien und damit seitens der Sozialpolitik der Stadt. Das halte ich für eine unhaltbare Situation, für etwas, was die Sozialdemokratie eigentlich nicht wollen darf!

Zur Kontrolle: Der Kontrollamtsbericht zu den Gesundheits- und Sozialzentren, den wir in Auftrag gegeben haben, hat zutage gefördert, dass 60 Prozent der Klienten ein Mal im Jahr einen Kontrollbesuch bekommen. Einen einzigen Kontrollbesuch im ganzen Jahr! 40 Prozent bekommen gar keinen, dort schaut niemand vorbei, dort schaut niemand nach, ob die Betreuung überhaupt funktioniert. - Das sagt nicht die Sigrid Pilz oder irgendein heimlicher Zuträger, sondern das Kontrollamt. 

Seither hat sich die Situation verschlechtert. Die Beschwerden der Klienten, so hat das Kontrollamt damals schon festgestellt, sind nicht zielgerichtet ausgewertet worden, und es gab keine ausreichenden Maßnahmen gegenüber den betroffenen Organisationen. So schlimm war es schon unter den Leistungsverträgen! 

Mittlerweile sagt die Pflegeombudsstelle, die sich auch mit den ambulanten Diensten beschäftigt, dass es sehr, sehr besorgniserregend ist, was da vor sich geht. Es gibt hohe Fluktuation beim Personal, es fehlt die Qualitätskontrolle, es fehlt die Qualitätssicherung durch die Gesundheits- und Sozialzentren, es funktioniert die Diensteinteilung hinten und vorne nicht, schlecht bezahlte, überforderte Heimhelferinnen werden allein gelassen. Die Beschwerden landen bei der Pflegeombudsstelle, die in dem Zusammenhang - ein weiteres Mal sei es angemerkt - nicht einmal rechtlich abgesichert ist und ein Instanzenzug wäre. 

Der Befund ist kritisch, die Förderwelt macht mehr Fragezeichen als Lösungen, und der Beirat wird nicht informiert, wie sich der Fonds Soziales Wien, wie sich die Stadt die Lösung vorstellt. Ich kann nur an Sie appellieren: Ziehen Sie rechtzeitig die Notbremse, wenn Sie sehen, dass Sie mit der Förderstruktur keine Zukunft finden! Und vor allem: Diskutieren Sie diese Probleme offen, ehrlich und selbstkritisch mit dem Beirat! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Schmalenberg gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich wollte auch sagen, sehr geehrter Herr Bürgermeister!, aber er ist leider nicht mehr da. 

Es ist wirklich eine Zumutung, jemandem so einen Zettel zu geben und zu verlangen, dass er einem Budget zustimmt, das 500 Millionen EUR umfasst. (Die Rednerin hält ein A4-Blatt, auf dem eine Tabelle zu sehen ist, in die Höhe.) Ich habe die Frau Stadträtin fragen wollen - sie ist leider auch nicht hier -, ob für sie dieser Zettel hier genug war, dass sie ihr Okay zu diesem Budget gegeben hat. Aber die Aussagen des Herrn Bürgermeisters, dass er selbst auch nicht genauere Daten über dieses Budget kennt, haben mich einigermaßen verblüfft, das muss ich schon sagen.

Gestern ist also dieses Budget allein mit den Stimmen der SPÖ beschlossen worden. Es sind 500 Millio-nen EUR hinüber in den Fonds Soziales Wien geschaufelt worden, ohne Kontrolle durch den Gemeinderatsausschuss und auch ohne Kontrolle durch den Gemeinderat. Es ist so, dass es als Grundlage für ein Budget einen Wirtschaftsbericht geben muss, dieser Wirtschaftsbericht enthält Kennzahlen, und in diesen Kennzahlen stecken drin: Leistungsstatistiken, Kostensätze für die Vereine, Anfall der Betreuungsleistungen et cetera et cetera. Diese Wirtschaftsberichte gibt es, und sie werden vor uns geheim gehalten. Sie werden als Geheimpapiere behandelt.

Da Herr GR Deutsch gemeint hat, es finden sich alle relevanten Daten im Beirats-Internet, möchte ich ihn fragen: Wo ist der Wirtschaftsbericht, der als Grundlage für das Budget des Jahres 2005, für diesen Voranschlag, im Intranet vorliegen muss, genauso wie der Controlling-Report? Der Herr Bürgermeister hat in seiner Beantwortung unserer Dringlichen Anfrage gemeint, es wurden alle Fragen, also auch die Frage nach dem Controlling-Report, in der vergangenen Budgetdebatte beantwortet. Der Herr Bürgermeister irrt sich! Er war ja auch bei diesen Debatten selbst nicht anwesend. Die Frage nach dem Controlling-Report hat niemand beantwortet, nicht die Frau StRin Brauner, nicht der Herr StR Rieder. 

Auch mein Brief - mein Mail -, den ich an den Herr Vizebürgermeister geschrieben habe, ist bis jetzt nicht beantwortet, und auch im Beirats-Internet findet sich nicht der Controlling-Report, nicht der über die Geschäftsgruppe Gesundheits- und Sozialwesen und auch nicht der über den Fonds Soziales Wien. Es genügt uns einfach nicht, dass Sie sagen, es gibt einige wenige Millionen mehr etwa im Bereich der ambulanten Dienste, sondern wir wollen genau wissen: Wie viel Geld gibt es für welche Leistungen im Jahr 2005? Und vor allem: Wo finden Sie sich? (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir wollen wissen, auf welchen Ansätzen und auf welchen Budgetposten sie sich finden. Vor allem wollen wir den Vergleich zum Vorjahr in einer übersichtlichen und verständlichen Form haben, und deshalb wäre der Controlling-Report für uns so wichtig. Denn der Controlling-Report enthält die Voranschläge von 2002 bis 2004, den derzeitigen Ansatz, die schwebende Belastung, die derzeitige Gebühr, die Hochrechnung und die Prognose der Dienststellen in Abstimmung mit der jeweils zuständigen Buchhaltung der MA 6. Dieser Controlling-Report wird laufend von der MA 6 erstellt. Wir bräuchten also die Zwischenbilanz, um zu sehen, wo wir stehen, und um zu wissen, was im nächsten Jahr auf uns zukommt. 

Dass Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, gestern gemeint haben, es gibt einfach Schwierigkeiten bei der Umstellung vom kameralistischen auf das doppische Buchhaltungssystem, ist für uns eine Ausrede, die einfach viel zu wenig ist und die viel zu dünn ist, um zu begründen, dass die Opposition von jeglicher Information ausgeschlossen bleibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Noch ein Satz zum Wirtschaftbericht: Es gibt einen MD-Erlass, wonach solche Wirtschaftsberichte für den Voranschlag zu erstellen sind. Wir wollen auch diese Berichte kennen, und wir lassen uns nicht zwei Tage vor der Budgetdebatte mit einem Zettel abspeisen. 

Durch diese Art und Weise, wie Sie mit der Opposition umgehen, durch die Art und Weise, wie Sie mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern umgehen, durch diese Intransparenz kommt es auch im Bereich der Mitarbeiter zu einer großen Verunsicherung. Wenn Sie hier sagen, es wird keine Nachteile für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geben, dann kann ich Ihnen sagen: Die Mitarbeiter, die sich an mich wenden, die sich an uns wenden, sehen das anders, und es beruhigt sie auch nicht, wenn Herr GR Hundstorfer ihnen ein Schreiben schickt, dass alles beim Alten bleibt und dass sich nichts verändert. Die Verunsicherung ist groß, die Verunsicherung kommt dadurch zustande, dass Sie nicht die ganze Wahrheit sagen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Kontrollamt hat jahrelang kritisiert, dass es keine einheitlichen Kostenersätze für einheitliche Leistungen gibt. Ein Grund, warum überhaupt der Fonds Soziales Wien gegründet wurde, waren die gescheiterten Reformversuche der Frau StRin Laska in der Vergangenheit. Weil Frau StRin Laska und ihre Experten es nicht geschafft haben, hier Ordnung zu machen, hat man sich dann auf der SPÖ-Klausur, eigentlich über Nacht, diese Fonds-Idee einfallen lassen. Umso mehr erstaunt es mich, dass jetzt - und darüber wurde ich von einigen Seiten informiert - einer der Verantwortlichen, der vormalige Leiter der MA 12, trotz mehrmaliger Aufforderung, dass das Kontrollamt diesem Reformverlangen nie nachgekommen ist, in Frühpension geschickt werden soll, mit 55 Jahren, mit vollen Bezügen! Das empfinde ich als Skandal.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Volksanwalt Dr Kostelka hat in früheren Jahren mehrmals festgestellt, dass im Sozialamt das Chaos herrscht. Als Strafe für seine Aussagen hat man ihm jetzt die Kontrollmöglichkeit gleich gänzlich entzogen. Wir Freiheitliche - und ich unterstreiche die Aussagen meines Kollegen Schock - verlangen unbedingt das Kontrollrecht für den Volksanwalt gegenüber dem Fonds Soziales Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Frau StRin Brauner hat am Montag gemeint, es gibt eine Evaluierung aller Bereiche und aller Sozialleistungen. Das ist schön, das klingt gut, nur würden wir gerne die Ergebnisse dieser Evaluierung wissen. Vor allem würden wir gerne wissen, welche Konsequenzen sich daraus auf der politischen Ebene ergeben. 

Wenn ich mir zum Beispiel den Bereich der Drogenpolitik ansehe, wenn ich weiß, wie wichtig gerade in diesem Bereich die Qualitätssicherung ist, dann vermisse ich einfach eine Evaluierung genau dieses Bereiches. Wir wissen, es gibt zu wenige Therapieplätze, und wir wissen auch, dass gerade in diesem Bereich die Qualität der Einrichtungen sehr unterschiedlich ist. Deshalb verlangen wir auch in diesem Bereich Statistiken, die Kennzahlen enthalten über die Kosten, über die Rückfallsquote, über die Verweildauer, über die Zahl der Behandelten und so weiter. Genauso ist es auch bei der Prävention. 

Das Kontrollamt hat auch immer wieder kritisiert, dass es keine einheitlichen Verträge gibt, besonders im Behindertenbereich. Jetzt war ich im September bei einer Veranstaltung "Behindertenpolitik in Wien", wo klar herausgekommen ist: Es gibt zu wenige Wohnplätze, es gibt zu wenige Arbeitsplätze, und auch sonst sind dort einige gravierende Probleme angesprochen worden. Ich freue mich sehr, dass mit 30. November 2004 das Referat für Behinderte, das Behindertenreferat, das jetzt jahrelang in Containern neben einer Sondermülldeponie sein Dasein gefristet hat, endlich in behindertengerechte Räumlichkeiten wird einziehen können. Auch das ist eine Altlast von Frau StRin Laska, und ich bin wirklich froh, dass sich das jetzt verändert.

Ich möchte aber trotzdem die Frage ansprechen, warum Räumlichkeiten in bester Lage am Schottenring, wo früher im ersten Stock das Behindertenreferat war, noch immer leer stehen. Im Ausschuss konnten wir darüber keine Antworten bekommen. Wir wissen aber, der Fonds Soziales Wien zahlt teure Mieten, und die Gemeinde Wien hat leer stehende Objekte. Sehr geehrte Damen und Herren, das ist unwirtschaftlich, und das lehnen wir ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Herr GR Wagner! Sie haben in Ihrer Rede am Montag angesprochen, dass es eine Sitzung der Fraktionen mit dem Kontrollamt gegeben hat zur Situation und zu den Problemen beim PSD und in den WGW. Bei dieser Sitzung war Herr Hacker anwesend, und es war auch bei dieser Sitzung, dass gesagt wurde, dass der PSD ebenfalls in den Fonds Soziales Wien kommen wird. Jetzt habe ich keine Meinung darüber, ob das gut oder schlecht ist, ich weiß nur, dass es seltsamerweise so ist, dass der PSD nicht im Fonds Soziales Wien ist. Vielleicht können Sie einmal erklären, warum das so ist, und auch sagen, wann es dazu kommen wird. Denn es wurde in Aussicht gestellt, dass der PSD nach einiger Zeit sehr wohl auch in den Fonds eingegliedert werden soll. (GR Kurt Wagner: Da haben Sie was anderes gehört als ich, Frau Kollegin! Eine andere Wahrnehmung!)
Weil Sie auch gesagt haben, dass die Mitarbeiter keine Kündigungen erhalten haben: Ich habe selbst nicht von Kündigungen gesprochen, sondern von Kündigungsdrohungen. Eines muss ich Ihnen schon sagen, wenn sich Herr Chefarzt Dr Rudas mit den Mitarbeitern heimlich im Kaffeehaus trifft und nachher nicht mehr erreichbar ist, wenn es darum geht, dass die Mitarbeiter gekündigt werden sollen, wenn die Mitarbeiter in einem Schreiben schreiben, dass sie von der Geschäftsführung im Stich gelassen werden - und zwar schreiben sie: „Bis jetzt sahen wir seitens der Geschäftsführung keinerlei Bemühungen, uns einen adäquaten Job anzubieten, noch uns bei der Suche nach einem solchen zu unterstützen. (GR Kurt Wagner: Das ist Schnee von gestern!) Die gesetzlich vorgesehene Möglichkeit eines Sozialplanes, welcher daraus resultierende soziale Härten mildern könnte, wird vom Geschäftsführer abgelehnt." (GR Kurt Wagner: Da gab es eine Einigung! Das ist erledigt!) 

Herr GR Wagner! Wir beide sitzen im Vorstand des PSD. Aber wir gehören nicht zum Applaudierklub für die Geschäftsführung! (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Ich habe mit dem Betriebsrat dort geredet!) Ich werde mich nicht daran hindern lassen, hier weiter Ungereimtheiten und Fehlentwicklungen aufzuzeigen. Sehr geehrte Damen und Herren, Herr GR Wagner, lassen Sie sich das gesagt sein! (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Das ist einfach! Es ist alles erledigt, was ...!)
Zum Schluss noch zwei Sätze zur Asylproblematik, zur Problematik des Asylmissbrauches: Sehr geehrte Damen und Herren, uns geht es darum, Asylmissbrauch hintanzuhalten. Wenn wir heute Zahlen des Innenministers bekommen haben, dass 9 Prozent der Tatverdächtigen in Wien Asylwerber sind, oder wenn wir wissen, dass von 2 600 Drogendealern, die es in Wien gibt, 1 470 Asylanten sind, dann stimmt etwas nicht. Und das werden wir, mit Verlaub, hier sagen dürfen! (Beifall bei der FPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch wenn die Kontrolle in Wien immer schwieriger wird - was man am Beispiel des FSW ganz klar erkennen muss -, werden wir die Entwicklung des Fonds weiter kritisch im Auge behalten, im Interesse der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Ramskogler gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren des Wiener Gemeinderates!

Ich möchte einmal feststellen, dass ich mich wirklich zur Dringlichen Anfrage äußern möchte und darauf Bezug nehmen möchte. Es geht darum, dass wir diese Dringliche Anfrage nicht dazu missbrauchen, nebenbei über Menschen zu sprechen, die unserer Hilfe bedürfen (GR Mag Helmut Kowarik: Gehört zum Fonds Soziales Wien!), nebenbei darüber zu sprechen, dass Sie hergehen und versuchen (GR Mag Helmut Kowarik: Es hilft nichts, es gehört zum Fonds Soziales Wien! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ), diese Debatte zu missbrauchen, um Ihre nicht durchschlagskräftige Fähigkeit im Bund auch hier aufs Tapet zu bringen. Dazu wollen wir und insbesondere ich mich nicht hergeben!

Ich möchte hier feststellen, dass Wien eine Stadt mit einem sozialen Gewissen ist. Eben weil die Wiener Sozialdemokratie und weil der Bürgermeister von Wien ein soziales Gewissen hat, ist es auch möglich, dass hier die soziale Sicherheit jetzt und in Zukunft gewährleistet ist. Diese soziale Sicherheit ist deshalb gewährleistet, weil man jetzt schon darüber nachgedacht hat und jetzt schon strategische Veränderungen geplant hat und in den Umsetzungsschritten so weit gebracht hat, dass die Neustrukturierung der sozialen Sicherheit in Wien durch den Fonds Soziales Wien auch in Zukunft gewährleistet ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Mit der Strukturreform der sozialen Sicherheit ist zum einen die Versorgungssicherheit gewährleistet, sind zum anderen Arbeitsplätze gesichert, und natürlich ist insbesondere auch das erreicht, worauf es hauptsächlich ankommt. Diese Punkte sind heute meiner Ansicht nach von meinen Vorrednern und Vorrednerinnen wirklich zu wenig erwähnt worden. Es geht im Großen und Ganzen darum, und die wichtigste Angelegenheit ist jene, dass für die Menschen, die hilfebedürftig sind, dass für die Menschen, die in dieser Stadt tatsächlich Hilfe brauchen, hier diese Hilfe gewährleistet ist. Es geht darum, dass Menschen nicht irgendwo versauern und existenzlos sind, sondern dass die Stadt diese Unterstützung bietet. 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das nicht auch wollen. Das kann ich mir eigentlich gar nicht vorstellen, dass die Opposition und die entsprechenden VertreterInnen, die hier gesprochen haben, nicht auch in erster Linie das sehen, dass diese soziale Sicherheit auch in Zukunft gewährleistet ist. Ich denke, dass hier der Gemeinderat in Wien eigentlich einer einheitlichen Meinung sein müsste, dass es darum geht, dass die Menschen eine soziale Versorgung haben, dass wir hier keine Unterschiede machen, ob jemand auf einer anderen hierarchischen Stufe steht, dass wir keine Unterschiede machen, ob jemand krank oder gesund ist, und dass wir keine Unterschiede machen, ob jemand fremd ist oder nicht fremd ist. 

Ich möchte aber insbesondere darauf eingehen, was den Fonds Soziales Wien betrifft und was die Informationsvergabe und den ganzen chronologischen Ablauf betrifft. Es geht darum, dass die Landesregierung hergegangen ist und eben aufgrund dieser Sache, der sozialen Sicherheit in der Zukunft, Überlegungen angestellt hat. Zum ersten Mal wurde im September 2003 vom Bürgermeister auch die Opposition darüber informiert, dass jede Menge an Unterlagen, jede Menge an notwendigen Dokumenten natürlich auch der Opposition zur Verfügung steht und hier Einsicht genommen werden kann. Dementsprechend ist auch die Aufforderung gekommen, in interfraktionellen, aber auch in fraktionellen Auseinandersetzungen dazu Stellung zu nehmen. 

Die erste Zusammenkunft dieser Fraktionen, an der auch die Opposition beteiligt war, war am 5. Dezember 2003. Die zweite Sitzung war am 12. Dezember, da ging es zum ersten Mal auch darum - und ich erinnere Sie daran, es waren zwar nicht alle dabei, das ist auch immer ganz interessant, es gibt ja einige wenige, die sich tatsächlich dafür interessieren, wie man auch in den eigenen Besetzungen der diversen Mandatare und Mandatarinnen sieht: Einige interessieren sich ganz besonders für die Thematik, andere ein bisschen weniger, die haben eben ihre Fachfrauen, aber auch das ist gut. 

Bei diesem zweiten Termin am 12. Dezember war die Strukturreform das Thema, da haben wir hier dieses Papier bekommen, in dem genau und detailliert unter anderem dringestanden ist, welche Ziele es hat, dass es diese Strukturreform gibt, und welche Sachbereiche diese Strukturreform betrifft. Das heißt, Sie wurden bereits im Dezember 2003 inhaltlich voll mit der Planung und mit der neuen Struktur des Fonds Soziales Wien informiert. 

Weiters möchte ich festhalten, dass Sie am 14. Jän-ner 2004 zum ersten Mal auch eine Unterlage von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bekommen haben, in der es darum gegangen ist, dass steuerrechtlich und vergaberechtlich absolut alles in Ordnung ist, dass die rechtliche Absicherung vorhanden ist und dass die Satzungen des Fonds durchaus rechtlich so bestätigt werden. Am 5. April wurde das Gutachten über das Förderwesen, aber auch über die Vergabe- und Beihilfenrechte allen Fraktionen zugeschickt, und Sie konnten hier auch diesen Einblick haben. Es war offen, und es war bei Ihnen, sich das durchzulesen oder auch nicht. 

Was ganz wichtig ist: Am 2. März war es bereits soweit, dass die Konstituierung des Beirates stattgefunden hat. Ich möchte hier auch erwähnen, dass der Beirat mit 30 Prozent der Wiener Abgeordneten, der Wiener Gemeinderäte und Gemeinderätinnen, auf politischer Ebene vertreten ist. Das heißt, den Vorsitz hat die Frau Stadträtin, die SPÖ hat neun Mitglieder, die FPÖ drei Mitglieder, die ÖVP zwei Mitglieder und die Grünen ein Mitglied. Hier möchte ich aber auch feststellen - und es ist in der Satzung des Fonds dementsprechend festgehalten -, der Beirat wird zur direkten Information der Mitglieder des Wiener Gemeinderates eingerichtet. So steht es in der Verfassung, in der Satzung drin. (GR Günther Barnet: Nein, in der Verfassung steht gar nichts!) Entschuldigen Sie diesen Versprecher, Herr Barnet. Es steht natürlich in der Satzung drin, verzeihen Sie. (Zwischenruf von GR Günther Barnet.) 

Ich möchte hier weiter ausführen, dass der Beirat unter anderem vom Geschäftsführer über die Beschlüsse des Kuratoriums und des Präsidiums informiert wird. Das findet auch so statt. Denn - und hier möchte ich weitermachen - es ist vorgeschrieben, dass im Prinzip zwei Sitzungen jährlich stattfinden. Es hat die Konstituierung am 2. März gegeben, die zwei Sitzungen haben stattgefunden. Die erste Sitzung hat am 6. September stattgefunden, bei dieser Sitzung sind auch schon Fragen der ÖVP beantwortet worden und Fragen diskutiert worden. 

Ich möchte mich hier auch einer eigentlich einheitlichen Meinung anschließen, wie das Frau Kollegin Pilz gesagt hat, dass es dort eine, ich sage jetzt einmal, gute Stimmung gibt und dass wir gemeinsam in diesem Beirat tatsächlich auch konstruktiv - Herr Kowarik, Sie waren dabei, und Herr Barnet detto -, relativ konstruktiv endlich einmal ein Gremium haben ... (GR Mag Helmut Kowarik: ... dass die Konstruktion des Fonds Soziales Wien zu hinterfragen ist!) Interessanterweise ist es ja so, dass es nicht viele Gremien gibt, in denen man mit der Opposition konstruktiv diskutieren kann. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) 

Zugegebenermaßen ist der Beirat tatsächlich ein Gremium, in dem man konstruktiv mit der Opposition diskutieren kann, durchaus auch politisch diskutieren kann und durchaus auch inhaltlich über Vorlagen und - es wurde vorhin gesagt - auch über Zwischenergebnisse diskutieren kann, meiner Ansicht nach. Ich kann mich auch gut erinnern - und das war jetzt interessant, vorhin haben sich auf den Beirat zum Teil die Vorredner bezogen, die, ich weiß nicht, aus welchen Gründen, leider nicht im Beirat sitzen -, die Leute, die im Beirat sitzen, sind jene, und das kann ich nur unterstreichen, die sich dort wirklich sehr konstruktiv einbringen und dementsprechend vielleicht auch tatsächlich ein bisschen einen anderen Blick auf die Sache haben. Aber das werde ich bei meinem Nachredner, dem Herrn Barnet, noch sehen. 

Ganz wichtig ist auch, dass bei diesen Beiratssitzungen - und hier möchte ich auch sehr genau vorgehen, weil Frau Kollegin Schmalenberg vorhin gesagt hat, im Internet. Frau Kollegin, das ist unter anderem das Intranet, wo Informationen für Sie bereit sind. (GR Dr Herbert Madejski: Und Sie haben "Verfassung" gesagt!) Okay, jetzt sind wir pari, gut. - Also: im Intranet gibt es die Informationen für die Beiratsmitglieder. Hier halte ich es für sehr wichtig, dass Sie diese Informationen, wenn sie den Beitragsmitgliedern zur Verfügung stehen, durch Kommunikation oder auf welchem Weg auch immer Ihren Kollegen in der Partei weitersagen sollten. Dafür sind wir dann nicht zuständig. 

Es geht in erster Linie darum, dass die Geschäftsführung, in dem Fall Herr Peter Hacker, in der Sitzung am 6. September zum Beispiel mitgeteilt hat, dass es dieses Kuratoriums-Intranet gibt und dass dort alle inhaltlichen Unterlagen verfügbar sind, Dokumente mit allen Schwerpunkten, die der Fonds behandelt, die auch für das Sozialwesen in Wien ganz besonders wichtig sind und die eben Projekte betreffen. Ich möchte hier nur einige wenige nennen, zum Beispiel die Genehmigung des Jahresabschlusses 2003 sowie den Jahresbericht 2003 und diese Berichte. Das sind jetzt nur diese Unterlagen, das betrifft nur diese Unterlagen, die im Intranet für Sie zur Verfügung stehen. Das heißt, wir sind transparent, das heißt, die Information ist für alle da, für die GRÜNEN, für die FPÖ, für die ÖVP. Information ist vorhanden, Sie brauchen sich dazu, bitte, nur ins Intranet einzuklinken und - wichtig, nicht vergessen! - in der eigenen Partei zu kommunizieren, miteinander zu sprechen. 

Ich möchte hier noch einige Worte zur Kontrolle des Fonds kundtun. Und zwar geht es darum, dass auch in der Satzung Folgendes zum Thema Kontrolle steht: „Der Fonds Soziales Wien unterliegt außer der durch Gesetz geregelten Kontrolle jener durch Organe der Stadt Wien und durch sie beauftragte Dritte." Das heißt hier für uns natürlich, die Kontrolle der Gebarung unterliegt dem Kontrollamt, die Kontrolle der Gebarung wird auch durch den Rechnungshof sichergestellt. 

Es ist nicht zum ersten Mal - Sie wissen es vielleicht, weil Sie auch dabei waren: Schon am 30. Juni wurde hier im Wiener Landtag ein Resolutionsantrag eingebracht, und es wurde damit der Appell an die Bundesregierung gerichtet, dass zum einen die Bundesverfassung entsprechend abgeändert wird und auch im Konvent darüber diskutiert wird, dass es möglich ist, dass die Volksanwaltschaft auch den Fonds prüfen kann -, es ist nicht zum ersten Mal, dass ich es hier sage, es ist nicht zum ersten Mal, dass es der Bürgermeister gesagt hat, es ist nicht zum ersten Mal, dass wir es hier in der Beantwortung ihre Fragen vorbringen, aber wir tun es gerne: Wir wollen, dass die Volksanwaltschaft den Fonds Soziales Wien prüft und prüfen kann - eine klare Aussage, in aller Klarheit! (GR Mag Helmut Kowarik: Die rechtliche Voraussetzung ...!)
Am 1. Juli - das möchte ich hier auch noch erwähnen, um die Chronologie zu verfolgen, von der ich jetzt etwas abgewichen bin; verzeihen Sie mir! -, am 1. Juli war es dann so weit, dass der Fonds dementsprechend die Fachbereiche zugeordnet hatte: Pflege und Betreuung, vormals MA 47; Behindertenarbeit, vormals MA 12; Wohnungslosenhilfe, vormals MA 12; Sucht und Drogen; Gesundheitsförderung und Frauengesundheit. 

Hier ist es auch ganz wichtig - und da hat Frau Kollegin Schmalenberg etwas kritisiert, was meiner Ansicht nach nicht zu kritisieren ist -, dass seit 1. Juli und bis Oktober 2004 der Fonds in der Aufbauphase, in der Umstrukturierung, auch in ein neues Gebäude eingezogen ist und dort noch immer nicht ganz, nicht vollständig mit allen Abteilungen drinnen ist. Denn erst im Dezember wird es so weit sein, dass auch die letzte Gruppe, eben die Behindertenhilfe, dort untergebracht wird. Diese Schritte sind ja nicht umsonst, denn diese Schritte zeigen auch einen Fortschritt dahin gehend, dass viele KlientInnen, aber auch KundInnen sowie Kooperationspartner und -partnerinnen einen einheitlichen Fonds Soziales Wien vorfinden und dass in einer räumlichen Struktur interne Abläufe, aber auch Kommunikationsprozesse besser durchführbar sind. 

Ich möchte noch einmal ganz kurz darauf eingehen, dass die Sitzungen des Beirates - ich habe zuerst vergessen, es zu erwähnen - auch dort in diesen neuen Räumlichkeiten des Fonds Soziales Wien stattfinden. Bei der zweiten Sitzung vor einer Woche, am 15. November, von der wir heute hier schon oft gehört haben, war es so, dass zum einen der politische Bericht der Frau Stadträtin diskutiert wurde, und zum anderen auch Fragen, die von der FPÖ schriftlich vorgelegt worden waren. 

Jetzt ist es ganz interessant, die unterschiedlichen Wahrnehmungen zu sehen, Frau Kollegin, wo es darum geht ... (StRin Karin Landauer: ... nicht Sie! Nein, Sie sollen laut sein! Aber nicht der Saal!) Gut, das ist nicht meine Aufgabe. - Das zeigt, wie unterschiedlich die Wahrnehmungen eines Sitzungsverlaufes und des Inhalts einer Sitzung sind. Denn meiner Ansicht nach war es so, dass am 15. November - und da denke ich wie meine Kolleginnen, ich habe es eigentlich mit ihnen gemeinsam so empfunden - die Fragen der FPÖ durchaus zur Zufriedenstellung der Kollegen und Kolleginnen, die dort anwesend waren, abgelaufen sind. Aber es mag auch sein, dass wir da ein Missverständnis haben, das sind unterschiedliche Wahrnehmungen, unterschiedliche Konstrukte. (GR Christian Oxonitsch: Das sind die Parallelwelten!) Vielleicht waren wir auf einer anderen Sitzung? Nein, das ist nicht richtig. Aber wie gesagt, an und für sich dachten wir, vielleicht muss man einfach auch besser miteinander kommunizieren. Doch dazu sind wir ja bereit, hier auch der Opposition behilflich zu sein. (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) 

Abschließen möchte ich hier nur feststellen, es ist ... (GR Günter Kenesei: Präpotent und überheblich!) Das sagen die Richtigen! - Es ist nachvollziehbar, dass Veränderungen bei den direkt oder indirekt Betroffenen zumindest auch zu Irritationen führen können, das ist mir schon klar, zuweilen auch zu Ängsten, das ist durchaus möglich, oder auch zu diversesten Befürchtungen, wie wir hier gehört haben, Befürchtungen aller Art. Aber das ist eigentlich verwunderlich, wenn es eben darum gehen sollte, dass ein höheres Ziel jenes ist, dass Menschen im Vordergrund stehen - und das habe ich heute hier schon einmal festgestellt -, die die Hilfe der Stadt brauchen, dass Menschen im Vordergrund stehen, die tatsächlich unsere Politik, und im Prinzip unsere gemeinsame Politik, brauchen, dass sie hier ein Leben führen können, welches auch lebenswert ist.

Ich möchte hier wirklich einen Appell an die antragstellende Partei richten, die heute diese Dringliche Anfrage eingebracht hat: Wäre es möglich, ist es vielleicht irgendwo ein Problem, ein Kommunikationsproblem, das innerhalb Ihrer Partei stattfindet, dass von den Beiratsmitgliedern nicht die ganze Information an alle ergeht? Oder gibt es vielleicht auch die Möglichkeit, dass Sie Konstrukte bauen auf einem Fundament, bei dem ich nicht weiß, wo sie das herhaben? Dazu fehlt mir vielleicht der Weitblick der FPÖ. 

Ich möchte hier abschließend nur feststellen: Der Sozialdemokratie in Wien geht es darum, dass die soziale Sicherheit für alle Menschen, die es brauchen, auch gewährleistet ist, nicht nur jetzt, sondern auch in Zukunft, und dass jeder und jede sie auch erreichen kann. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Kowarik gemeldet. Er hat drei Minuten zur Verfügung.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Kollegin Ramskogler hat hier verschiedene, wie soll ich sagen, Situationen oder Berichte von dem Beirat gegeben. Sie hat natürlich Recht, wir waren im Beirat und haben dort auch Verschiedenes gehört. Aber ich muss sie insofern berichtigen, dass keineswegs alle unsere Anliegen beantwortet worden sind. Denn das, was uns dort gesagt wurde, ist mit dem, was wir am Freitag hier auf diesem Zettel bekommen haben, nicht identisch und stimmt auch nicht überein. 

In dieser Hinsicht möchte ich schon festhalten, dass das, was Sie gesagt haben, nicht richtig ist und wir es uns entsprechend vorbehalten, durch weitere Anfragen, durch weitere Dringliche Anfragen und so weiter, hier wirklich die Wahrheit zu erfahren. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Barnet gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich hätte dem Herrn Bürgermeister heute gerne meinen Respekt gezollt. (GR Heinz Hufnagl: Das geht eh!) Ich hätte ihm meinen Respekt gezollt, wenn er anwesend wäre und diese Debatte weiter mit uns gestalten würde. (GR Christian Oxonitsch: Und daher Dringliche Anfragen ...!) Die Damen und Herren von der Sozialdemokratie werden ihm vermutlich alles ausrichten, aber trotzdem: Sagen Sie ihm zuerst meinen Respekt! Wenn ihn auch, ich weiß nicht was - ein Punsch-Standl oder was auch immer -, aus diesem Raum abberufen hat, es hätte ihm mein Respekt gebührt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Mein Respekt, das ist keine Frechheit. Die Frechheit, lieber Kollege, ist nicht das, was ich sage, sondern das Faktum, dass der Bürgermeister dieser Stadt bei einer Anfrage, die an ihn gerichtet ist, einfach verschwindet wie ein Blatt im Wind, als ob es ihn nicht gäbe, als ob er mit diesem Thema nichts zu tun hätte. Das ist eine Frechheit, aber nicht das, was ich sage. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich hätte ihm meinen Respekt gezollt, weil er diese Anfrage, zumindest aus seiner Sicht, vorerst brillant beantwortet hat. Zu Beginn ein kleines Witzchen, natürlich auf Kosten anderer, das schafft Freude, Heiterkeit und Zustimmung bei den eigenen Genossen. Danach in der Anfragebeantwortung: Schnoddrig drüber, widersprüchlich, grummelnd, brummend, wie er eben gebaut ist, weil ihm das natürlich nicht passt. Es passt ihm nicht in sein Konzept, diese Stadt darzustellen, seine Sozialdemokratie darzustellen, das passt ihm nicht in seine Feiern hinein, dass es da Dinge gibt (GR Christian Oxonitsch: Welche Feiern?), die in dieser Stadt nicht in Ordnung sind; ich werde darauf zurückkommen. (GR Christian Oxonitsch: Sagen Sie, welche Feiern! Von welchen Feiern reden Sie?) Und am Schluss ein betroffen machender Appell im Zusammenhang mit Asylwerbern, die, gäbe es die Stadt nicht, gäbe es die Sozialdemokratie nicht, gäbe es vielleicht ihn nicht und ich weiß nicht, wen sonst noch alles nicht, im Winter vor der Türe gestanden wären. 

Ich sage Ihnen, das kann man machen. Das kann man machen, weil es, wie er gesagt hat, um ein ernsthaftes Thema geht. Aber dann muss man das auch ernsthaft diskutieren. Dann muss man hier bleiben. Dann darf man am Anfang keine Witzchen auf Kosten von irgendjemand anderem machen, sondern muss hier bleiben und sich der Diskussion stellen.

Wenn man das nicht tut, dann setzt man sich dem Vorwurf aus, dass man es nicht ernst gemeint hat mit der Frage der Asylwerber und damit, ob sie im Dezember in der Kälte gestanden wären oder nicht. Ich glaube es ihm einfach nicht. Es nimmt ihm keiner ab, weil er nicht da ist, Kollege Oxonitsch. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Rede war natürlich – wir müssen das festhalten – rhetorisch und dialektisch brillant. Sie zeigt, dass er in seiner Jugend etwas gelernt hat bei der Jungen Generation in Wien, in seiner studentischen Zeit, wo immer er sie auch verbracht hat, wir wissen es nicht genau. Es ist ein bedeutendes Buch, das uns der Herr Professor und mein Freund Michi LUDWIG – ich hoffe, das schadet dir nicht – überbracht haben, also nicht persönlich, sondern sie haben es überhaupt auf den Mark gebracht, und deswegen können wir es lesen. Dieses Buch gibt viel Auskunft über ihn, es verschweigt ein Kapitel, dieses Buch verschweigt ... (GR Heinz Hufnagl: Kennen Sie es überhaupt?) Ich habe es gekauft. (GR Heinz Hufnagl: Das war gescheit!) Ich habe es gekauft um 24,90 EUR. (GR Heinz Hufnagl: Gratuliere!) 24,90 EUR sind okay für dieses Werk, wenn es dazu beiträgt, alle, einschließlich mich selbst, zu erheitern.

Dieses Buch verschweigt uns ein Kapitel, und ich werde darauf zu sprechen kommen. Es verschweigt uns die Jahre 1968 bis 1975, die viel Antwort geben könnten auf die Frage: Wie ist der Michael Häupl, und warum beantwortet er Anfragen so, wie er sie beantwortet hat? Ich werde Ihnen von einem seiner Zeitgenossen ein wenig zitieren aus diesem Buch. Sie verzeihen, wenn ich mich verlese. Das nicht deshalb, weil ich es nicht so gut kann, sondern weil es so klein geschrieben ist und wir schon beim Licht sparen. Ich sehe eh schon so schlecht, und jetzt wird auch noch das Licht abgedreht, damit ich es nicht lesen kann. Sie müssen verzeihen. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Nein, das ist eine neue Brille. Ich kann sie mir leisten, auch wenn der Beitrag weg ist, ich kann sie mir leisten. Ich kaufe sie bei Giovanni Maurer, einem Grünen auf der Josefstädter Straße, weil er mein Freund ist und klasse Brillen macht. Und trotzdem kann ich nicht gut lesen, weil es da herinnen leider so dunkel ist und weil beim Licht gespart wird. 

Aber ich werde Ihnen dieses Kapitel vorlesen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Schauen Sie, wenn Sie nicht wollen, dass ich was über Ihren Bürgermeister sage, den ich da jetzt vor meinem Herzen hertrage, dann verstehe ich das, aber ich will was über ihn sagen. Ich will über ihn sagen, was er für ein Mensch ist und warum er diese Fragen so beantwortet. 

Da schreibt über ihn der Herr Dr Herbert Lackner, ein Zeitgenosse, in diesem bedeutenden Werk: „Michael Häupl ist ein Machthaber, und zwar einer, der sich nicht scheut, das auch zu zeigen. Keine schlechte Eigenschaft. Hans Mayr, Häupls Vorgänger als Obmann der Wiener SPÖ, meinte einmal sinngemäß, das Schlechteste, was ein Politiker tun könnte, sei Macht zu haben, sie aber nicht zu gebrauchen. Michael Häupl hat diese Maxime etwas variiert. Er tut so, als rühre er ständig um, als dampfe er aus jeder seiner Poren" – Wasser, nicht Spritzer –, "als setze er ständig jemanden ab und unablässig einen anderen ein, als fahre er ständig jemandem in die Parade". 

Und das ist besonders witzig, denn das Kapitel 1968 bis 1975 wegzulassen, das ist das Zorro-Kapitel des Michael Häupl – im Zusammenhang mit Parade, für alle, die wissen, was ich meine –, ist natürlich besonders schmackhaft. Das Zorro-Kapitel 1968 bis 1975 des Michael Häupl fehlt. Seine bekannten Paraden auf Prim, Terz, Quart und Second, die unterschlagen uns Michael LUDWIG und Harry Kopietz. Vielleicht können wir bei einer Zweitauflage ein solches Kapitel nachbringen. Ich biete mich an, die Jahre 1968 bis 1975 und seine Paraden aufzuarbeiten.

„Und doch nützt er seine Macht äußerst moderat." – Wir wissen das. – „Bevor der Bürgermeister einen patscherten Stadtrat austauscht, rinnt viel Wasser den Donaukanal hinab" – wir haben das gesehen –, „und die ersten, die auf dieses Doppelspiel hereinfallen, sind natürlich wir Journalisten. Beeindruckt von Mimik, Gestik und Körpersprache, die vorpreschende Entschlossenheit signalisieren, wundern wir uns nach den Interviews beim Abhören des Tonbandes über die Vorsicht und Besonnenheit, mit der da einer seiner Worte gewogen hat, die vor Ort so unbesonnen geklungen haben."

Und das Problem bei diesen Worten ist nämlich – damit bin ich bei der Anfragebeantwortung –: Er hat uns heute das eine oder andere unterschlagen, er hat uns heute das eine oder andere anders dargestellt, als es war.

Ein Beispiel: Er hat auf die Fragen 23 und folgende, nämlich den Zusammenhang zwischen Grundversorgungsvereinbarung, Asylwesen und der Vollziehung durch diese Stadt sinngemäß gesagt. Erstens: Quasi ihr kennt euch nicht aus, denn das ist nämlich Privatwirtschaftsverwaltung, da gibt es keine Behörde. Zweitens: Das war alles gar nicht so. Die waren überhaupt nicht zuständig.

Das stimmt einfach nicht. Das stimmt aus mehreren Gründen nicht, und ich werde es darlegen.

Erstens: Er dürfte bei seiner unbesonnenen Äußerung, die von Journalisten aufgenommen und dargelegt wurde, und zwar von ihm unwidersprochen, vergessen haben, dass er selbst im September, und zwar am 20. September, auf die Frage, wie es denn das vielleicht gäbe, dass in die Grundversorgungsvereinbarung Menschen hineinkommen, die keinen Anspruch hätten, und die Darstellung, dass dies vielleicht jemand unrechtmäßig entschieden hätte, gesagt – und das lese ich jetzt vor: „Kommentar des Wiener Bürgermeisters" – wir können uns wieder vorstellen, wie er da wieder war, grummelnd, brummelnd, schnoddrig, weil ihm das nicht gepasst hat – „dazu vor Sitzungsbeginn: Das ist Unsinn. Die erwähnte NGO sei die Caritas gewesen. Das war aber nur eine gewisse Zeit, das ist jetzt vorbei, betonte Häupl. Nun sei die Behörde mit der Aufgabe betraut. Außerdem sei die Intention der Vereinbarung gewesen, dass alle Flüchtlinge" und so weiter.

Also was ist jetzt? Behördenzuständigkeit oder nicht Behördenzuständigkeit? Hoheitlicher Akt, nicht hoheitlicher Akt? Landeskompetenz, nicht Landeskompetenz? Caritas, ja oder nein? Was sagt er uns am 20. Septem-ber, unwidersprochen, die Journalisten beeindruckend? Ich habe den Lackner vorgelesen. Natürlich sagt er, es war eine Behörde, und er sagt, statt der Behörde hat es eben die Caritas gemacht. Und was sagt er uns heute in der Anfragebeantwortung? Da brauchen wir keine Behörde, denn das ist nämlich Privatwirtschaftsverwaltung. Und: Das stimmt gar nicht, das habe ich nicht gesagt. – Jetzt muss er sich bitte entscheiden.

Und warum ist das doch Behördenzuständigkeit, selbst wenn man meinen könnte, es wäre die Privatwirtschaftsverwaltung? Jeder, der sich ein bisschen im Verfassungs- und Verwaltungsrecht auskennt – und ich kenne mich wirklich nur ein bisschen aus –, weiß, es ist nicht die Frage, ob etwas formell hoheitliche Zuständigkeit ist oder nicht, sondern natürlich nach ständiger Rechtsprechung der Obersten Gerichtshöfe und der außerordentlichen Gerichtshöfe auch eine materielle. 

Es ist eine materielle Zuständigkeit, meine Damen und Herren, und daher Behördenzuständigkeit, weil wir dafür ein eigenes Landesgesetz haben, das Landesgesetz über die Vollziehung der Grundversorgungsvereinbarung, in der ein Rechtsanspruch entsteht, weil hier drinnen steht: „Leistungen nach diesem Gesetz werden an hilfs- und schutzbedürftige Fremde erbracht." – Nicht vielleicht, nicht irgendwann, sondern erbracht. Selbstverständlich. Dann steht auch noch, was die Grundversorgung umfasst.

Und das ist Landeskompetenz und nicht Gemeindekompetenz, und daher vollziehen es auch Behörden. Und selbst wenn der formell keinen Bescheid bekommt, ist es materiell so und damit nach ständiger Rechtsprechung so. Daher haben wir uns die Frage zu stellen, wer entscheidet, ob einer materiell in die Grundversorgung hineinkommt, was eindeutig Behördenzuständigkeit ist. Die Caritas, der FSW, die zuständige Magistratsabteilung, wer immer? Das alles hat unser Herr Bürgermeister verschwiegen.

Und ich sage jetzt, ich glaube, er weiß das. Ich glaube, dass uns der am Schmäh hält. Ich glaube – und damit bin ich beim zweiten Teil dieses Buches –, er weiß es, er hält uns am Schmäh, er will es uns nicht sagen. Damals zu den Journalisten hat er das Richtige gesagt. Natürlich ist das Behördenzuständigkeit. Hier heute im Gemeinderat hat er – und ich sage das – wissentlich etwas anderes gesagt. Manch einer würde es als Unwahrheit bezeichnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn er auf die Frage der Grundversorgungsvereinbarung und des Asylwesens eingeht und dabei übersieht, dass natürlich dieses Land Ziel Nummer eins oder Ziel Nummer vier oder wie auch immer von Asylwerbern ist, obwohl sie woanders auch Asyl bekommen könnten, nämlich in unseren aufrechten Nachbarländern, dann sagt er, damit haben die Länder nichts zu tun. Wir können nichts dafür, wie die Verfahren sind. Und das stimmt wieder in doppelter Hinsicht für ihn nicht.

Erstens: Es war dieses Land, es war Wien, das das neue Asylsgesetz vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpft hat, weil Sie materiell mit den Bestimmungen nicht einverstanden waren. Dann soll er nicht sagen, da hat Wien nichts damit zu tun. Weiß er nicht, was der Stadtsenat beschließt? Ist er da auch nicht anwesend, ist er da auch woanders so wie hier im Gemeinderat? Weiß er es nicht?

Das Zweite ist, er bezieht sich auf die lange Dauer der Asylverfahren und wie furchtbar das ist. Warum ist das furchtbar? Weil im alten Asylsgesetz in den Bestimmungen, die immer noch gelten, weil sie mit Zweidrittelmehrheit beschlossen sind und daher zurzeit nicht verändert werden können, diese langen Verfahren normiert sind. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Ja, aber dann muss er sich dazu überwinden und sagen: Ja, wir sind bereit, die Frage des Bundesasylsenates anzugehen. Das hätten wir uns von ihm erwartet, aber nicht zu sagen, dieses Land hat nichts damit zu tun. Das stimmt einfach nicht. Es ist schon wieder einmal etwas, was andere als Unwahrheit bezeichnen würden.

Und damit bin ich beim zweiten Teil dieses interessanten Kapitels dieses Buches. Er hat uns vorgehalten, dass wir eine Debatte geführt haben, die über ein Jahr gedauert hat und wir quasi ja eh schon alles beantwortet bekommen haben. Ich frage mich nur – ich kann mich gut erinnern, ich habe an diesen Debatten immer teilgenommen, aber in der überwiegenden Zahl der Fälle war der Bürgermeister nicht anwesend –, warum belehrt er mich über Debatten, die ich selbst geführt habe, wenn er nicht anwesend war. 

Und warum er nicht anwesend ist, darauf gibt uns wieder Herbert Lackner eine Antwort. Er sagt nämlich zum Beispiel: „Stellen die meisten anderen Politiker" – also bei Michael Häupl ist das eine merkwürdige und beachtenswerte Eigenschaft – „in ungebrochenem Bemühen sich ständig gescheiter dar, als sie tatsächlich sind, bemäntelt Häupl seine Intellektualität durch ausgiebiges Durchexerzieren aller Rituale, die er wohl als unerlässlich für sein Amt erachtet: Im April stellt der Bürgermeister symbolisch den ersten Schanigarten auf den Graben, im Mai folgt mit dem üblichen Armrudern, meist fährt man mit einem albernen Tretboot," – wirklich bedauerlich – „die Eröffnung der Saison an der Alten Donau. Wird es Juni, sehen wir Michael Häupl auf dem Donauinselfest mit Würstel und Bier. Im Juli berichten Kommunalpolitikerseiten der Wiener Tageszeitungen, der Bürgermeister habe sich zu seinem traditionellen Toskanaurlaub zurückgezogen. Im Herbst schaut dann Kommissar Rex im Rathaus vorbei und bekommt eine Knackwurst. Und zu eröffnen gibt es in dieser so schönen funktionierenden Stadt immer etwas."

Was im Frühwinter ist, weiß ich nicht. Ich habe gemutmaßt, es ist ein Punsch-Standl. Lackner gibt uns keine Antwort, aber er gibt uns Antwort über seine Intellektualität und auf die Frage, warum er das macht: „Leute, die den Bürgermeister schon lange kennen, fragen sich mitunter, ob ihm das genügt. Sie erinnern sich an Zeiten vor jetzt auch schon wieder 25 Jahren, als der Biologiestudent, der eben an einer Dissertation über die Gesichtsmuskulatur einer seltenen Geckoart arbeitete, als eine Art Alphatier einer Gruppe sozialistischer Studenten voranschritt, die sich auf den anno 68 gewiesenen Marsch durch die Institutionen begeben hatten. Aus vielen dieser Marschierer ist etwas geworden. Heute sind sie Klubobmänner und Abgeordnete, Stadträte, Botschafter und Gemeindemandatare." 

Unser Bürgermeister ist Bürgermeister geworden, und er hat uns das heute wieder deutlich gezeigt bei dieser Anfragebeantwortung, dass er mit all diesen Dingen, obwohl er sie weiß, nichts zu tun haben will, dass er uns irgendetwas als Brocken hinwirft in der Hoffnung, wir schnappen das nicht auf, lassen es gut sein und sind, so wie die Journalisten, beeindruckt von dem, was er sagt, und glauben wie sie alles das, was er sagt. 

Ein Beispiel: Er hat uns vorgehalten, das mit der Volksanwaltschaft, das geht nicht, das geht bundesverfassungsrechtlich nicht – da bin ich als Dissertant über die Gesichtsmuskulatur des Geckos ein echter Experte, und deswegen sage ich, das geht nach der Bundesverfassung nicht – und hat den Art 148i B-VG in den Raum gestellt. 

Jetzt muss man sagen, die Bundesverfassung hat den Herrn Bürgermeister nicht daran gehindert, uns vor kurzem eine Gemeindewahlordnung vorzulegen, in der er das Ausländerwahlrecht auf kommunaler Ebene einführen wollte, wissend, dass das nach der Bundesverfassung niemals gehen kann, und der Verfassungsgerichtshof hat es auch aufgehoben. Logisch.

Dann, wenn es darum geht, Prüfkompetenzen festzulegen, sagt er: Uje, da könnte die Bundesverfassung dagegen sein, und da bin ich jetzt vorsichtig. Bevor ich diesem Gemeinderat und der Volksanwaltschaft zusätzliche Rechte zugestehe, sage ich einmal, das geht mit der Bundesverfassung nicht. Da trau ich mich nicht drüber, eine solche Vorlage mache ich nicht. 

Ich rate dem Herrn Bürgermeister, den Prof Mayer zu fragen. Ich meine, es kann sein, dass er dem Mayer nicht mehr traut, weil er ihn in der Frage Ausländerwahlrecht schlecht beraten hat, weil er gemeint hat, dass das geht. Aber Mayer ist in seiner Ansicht beim 148er identisch mit allen anderen. „148i B-VG" – ich lese seinen Kommentar – „ermächtigt den Landesverfassungsgesetzgeber, die Volksanwaltschaft auch im Landesbereich für zuständig zu erklären. Fraglich könnte sein, ob dabei nur eine gegenüber 148a Abs 1 B‑VG eingeschränkte Kompetenz der Volksanwaltschaft begründet werden kann, zum Beispiel nur auf die Privatwirtschaftsverwaltung des Landes. Dies ist wohl zu verneinen." 

Sollte er diese Sätze als ausgewiesener Verfassungsexperte gelesen haben und sich nicht sicher sein, worum es geht, helfe ich ihm ein bisschen. Die Frage stellt sich bei Gemeindekompetenzen. Da könnte es wirklich so sein, dass die Volksanwaltschaft nicht zuständig ist. Aber bei Landeskompetenzen – und die Grundversorgung ist nicht Gemeindekompetenz, sondern Landeskompetenz und wird vom Fonds Soziales Wien vollzogen –, da ist es eindeutig so. Daher wäre natürlich die Volksanwaltschaft zuständig, wenn dieser Landesverfassungsgesetzgeber – und da brauche ich keinen Österreich-Konvent, Kollegin Ramskogler, da brauche ich gar nichts, da brauche ich nur einen Beschluss da in diesem Landtag – beschließen würde, dass wir den 148i auch für den Fonds Soziales Wien anwenden sollten. Die Juristen dieses Hauses wissen das, sie wissen das genauso wie der Bürgermeister, ein ausgewiesener Verfassungsexperte, aber es geht halt wieder einmal darum, die Oppositionen an der Nase herumzuführen und zu sagen: Nein, das geht alles nicht. Und das werden wir dem Bürgermeister nicht durchgehen lassen. (Beifall bei der FPÖ.)

Und wenn Sie, Frau Kollegin Ramskogler, und auch Sie, Frau Stadträtin, in der Gemeinderatsdebatte über das Budget das gute Klima im Beirat des Fonds Soziales Wien gelobt haben, dann sage ich Ihnen: Ganz recht. Dort ist wirklich ein gutes Klima, und ich parliere dort gern mit den anderen Anwesenden, einschließlich dem Herrn Geschäftsführer und der Frau Stadträtin, und es ist eigentlich amüsant. Also es gibt dort etwas zu Trinken, es gibt einen Kaffee, die einen wollen lieber Keks, die anderen Obst, jeder ist befriedigt. Der Punkt ist nur: Aus den Gesprächen dort den Schluss zu ziehen, dass wir das eine oder andere nicht genauer wissen wollen, und das heute hier heraußen so darzustellen, als ob es so gewesen wäre, das ist nicht nur unlauter, das ist auch falsch. Es ist auch deswegen falsch – weil Sie den einen Punkt ganz konkret angesprochen haben –, weil wir die Frage des Budgets ganz genau releviert haben und weil wir gesagt haben: Wir glauben das alles, was der Kollege Hacker sagt, wir können es zwar nicht immer nachvollziehen, aber wir glauben es ihm einmal per se. Wir haben auch der Frau Stadträtin geglaubt, dass sie uns bis zum Freitag voriger Woche die Zahlen so vorlegen wird, wie wir sie erstens ersucht und zweitens besprochen und sie auch zugesagt hat. 

Ich habe das auch geglaubt und habe in der Vorbereitung auf diese Dringliche Anfrage zu meiner Fraktion gesagt: Freunde, ich sage euch was, da wird nichts übrigbleiben. Da bekommen wir einen Zettel, denn die Frau Stadträtin hat das zugesagt und der Geschäftsführer Hacker auch, da steht das alles drauf, genauso wie wir es gefragt haben – diese Fragen haben wir ja auch schriftlich eingebracht; ich habe sie hier mit, man kann sie nachher nachlesen –, und deswegen wird auch nichts übrigbleiben. Da wird nichts übrigbleiben, da laufen wir auf. Ich war wirklich der Annahme, dass die Frau Stadträtin und der Herr Geschäftsführer das tun, was sie uns zugesagt haben. 

Und als ich dann am Freitag Nachmittag dieses Blatt hier bekommen habe, das heute schon mehrfach Gegenstand der Debatte war, war ich eigentlich in meiner Aussage gestraft, denn ich habe wirklich geglaubt, dass es die Frau Stadträtin, dass es der Geschäftsführer Hacker ernst meinen und uns das beantworten, was wir gefragt haben. Das haben sie aber nicht. Sie haben viele wesentliche Punkte unterlassen, nämlich genau die, um die es geht, Kollegin Ramskogler, und das wissen Sie. 

Es geht um die Frage, ob die 50 zusätzlichen Millionen für den Bereich des Sozialwesens, die die Frau Stadträtin gelobt hat, die im Fonds Soziales Wien ankommen, tatsächlich 50 zusätzliche Millionen sind, oder ob sich dahinter Kosten verstecken, die davor in Ansätzen anderer Magistratsabteilungen budgetiert waren, die das Personal betreffen, die den Betriebsaufwand in der Verwaltung betreffen und nicht die sozialen Leistungen. 

Der Herr Bürgermeister hat es ja heute in seiner Anfragebeantwortung in den Ansätzen genannt, zwar vorerst noch nicht vollständig nachvollziehbar, aber er hat es genannt. Aber diese Antwort in Zahlen, Daten und, Fakten hätten wir uns am Freitag erwartet, und deshalb war diese Dringliche Anfrage notwendig, denn sonst hätten wir sie nie bekommen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. (Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und FPÖ.)

Jetzt ist Frau GRin Korosec am Wort. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. – Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie Ihnen auch bekannt sein dürfte, habe ich ja doch einige Zeit im Parlament verbracht. Und wenn es im Parlament eine Dringliche Anfrage gibt, zum Beispiel an den Bundeskanzler, und der ist nicht die ganze Zeit während der Dringlichen Anfrage im Raum, was glauben Sie, was Ihre SPÖ dort aufführt. Und ich würde sogar sagen, zu Recht. (GR Christian Oxonitsch: Oder es ist der Morak dort!) Der Herr Morak ist nur dann dort, wenn eine Dringliche Anfrage kommt und der Bundeskanzler ist im Ausland. Ich meine, darüber brauchen wir nicht zu diskutieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber schauen Sie, das ist bereits ein Ausdruck von Ihrem Demokratieverständnis, von Ihrem Verständnis, wie Sie mit Ihren politischen Partnern umgehen. Das zeigt einmal der Herr Bürgermeister, das setzt sich dann – da kann man gleich dazu kommen – genauso beim Fonds Soziales Wien fort, und das zeigt sich auch ganz deutlich von Kollegen Deutsch und auch von der Frau Kollegin Ramskogler (GR Christian Oxonitsch: Die Stadträtinnen sind sehr wohl da!) Bitte, die Dringliche Anfrage ist an den Herrn Bürgermeister gestellt worden, Herr Kollege. Ich glaube, das ist Ihnen ja bekannt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Er hat geantwortet!) 
Wenn Sie der Meinung sind, die Antwort alleine genügt, die Debatte braucht man nicht zu verfolgen, denn die sollen quasseln und quatschen, was sie wollen, wenn Sie es so sehen, dann haben sie Recht. Aber Sie sollten es anders sehen, Herr Klubobmann. (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber wissen Sie – ich sage es noch einmal, Kollege Deutsch, Kollegin Ramskogler, und ich glaube, Sie meinen das auch wirklich ernst –, das ist Ihr Demokratieverständnis. Das ist das Problem. Und ich meine, auch die Frau Kollegin Polkorab hat das ja heute in der Früh ganz deutlich gesagt, was Sie vielleicht manchmal doch noch ein bisschen unter den Teppich kehren wollen, sie hat es ganz deutlich gesagt: Der Gemeinderat, das ist ja kein Kontrollorgan. Das ist das Demokratieverständnis. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Die heutige Dringliche Anfrage gibt ja Gelegenheit, einiges in Erinnerung zu rufen. Jetzt möchte ich von der Wiener ÖVP sagen, dass wir eine Zusammenlegung der MA 12 und der MA 47 grundsätzlich positiv bewertet haben, denn damit hätten Reibungsverluste minimiert werden können. Auch bei den Anbietern von sozialen Dienstleistungen wären einheitliche Standards notwendig – das ist ja heute schon diskutiert worden – und in der Folge dann auch einheitliche Bewertungsmethoden für die einzelnen Dienstleistungen. Denn dass dieselbe Dienstleistung von verschiedenen Organisationen unterschiedlich bewertet wird, kann nicht das Gelbe vom Ei sein. Ich brauche nicht näher darauf einzugehen, weil die Frau Kollegin Dr Pilz das ja sehr breit und richtig ausgeführt hat. Denn dadurch hat man natürlich höchst unterschiedliche Honorarsätze, und daher sind Verbesserungen unbedingt notwendig. 

Das war der Ausgangspunkt, und dieser Ausgangspunkt war durchaus positiv. Allerdings, meine Damen und Herren, eine gute Idee ist nur dann gut, wenn auch die Ausführung stimmt. Und die Ausführung war miserabel! (Beifall bei der ÖVP.) Warum? – Die ganze Entwicklung vom Fonds Soziales Wien ist gekennzeichnet von unglaublicher Intransparenz. Und wenn Sie uns ununterbrochen erklären wollen, was Sie uns nicht eh alles gesagt haben, dann stimmt das einfach nicht. Sie haben in Wahrheit keine Bereitschaft gezeigt, den Gemeinderat über diesen Prozess tatsächlich umfassend zu informieren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Alle Anstrengungen, die wir unternommen haben mit Dringlichen Anfragen, mit Anträgen, mit mündlichen Anfragen, haben nicht dazu geführt, wirklich Licht ins Dunkel zu bringen. Und weil heute auch Rust angeführt wurde: Ja, im Frühjahr 2003 hat die Frau VBgmin Laska hier diese Umstrukturierung angekündigt. Die Umsetzung soll mit 1. Jänner 2004 erfolgen, haben Sie damals gemeint, Frau Vizebürgermeister. Und wir haben damals gewarnt. Wir haben darauf aufmerksam gemacht, dass es keine Husch-Pfusch-Lösung sein soll und dass man nicht Hals über Kopf hineinstürzen soll, weil eben die Vergabewelt und die Förderwelt – und auch das ist heute schon sehr breit hier angeführt worden – eine sehr schwierige Welt sein wird, weil es ja um Menschen geht, um Bürgerinnen und Bürger, vor allem sehr oft um Hochbetagte, die man nicht verunsichern soll, und selbstverständlich brauchen auch die Leistungsanbieter klare Verhältnisse. 

Aber das war alles umsonst. In der Ihnen eigenen Methode "Mir san mir, und wir machen das schon, Augen zu und drüberfahren" haben Sie es gemacht. Zwar etwas verspätet, denn die Planung mit dem 1. Jänner hat doch nicht ganz funktioniert, da mussten Sie ja dann eine Zwischenlösung einführen, die MA 15A, das war nicht geplant, Frau Vizebürgermeister, aber mit 1. Juli haben Sie dann die Ausgliederung gemacht. Ein Halbjahresbudget haben wir natürlich nicht gesehen, auch das sei hier angeführt. Also es wurde ausgegliedert, aber ein Halbjahresbudget gab es nicht. Das wurde uns erst jetzt am 15. November das erste Mal vorgestellt.

Also alles zusammen, meine Damen und Herren, eine gute Idee, die dilettantisch, chaotisch und vor allem undemokratisch umgesetzt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 
Unsere Kritik, die wir damals geäußert haben, unsere Bitte, machen wir es langsam, machen wir es überlegt, hat sich ja jetzt in den letzen 5 Jahren eindrucksvoll bestätigt. Was meine ich damit? Unter dem Deckmantel der Ausgliederung entziehen sie der Opposition sämtliche Kontrollrechte. Und dabei geht es nicht um einen Klacks, bitte, es geht immerhin um die Sozialpolitik in dieser Stadt, um eine halbe bis zu einer dreiviertel Milliarde EUR. 

Interessant und vielleicht auch bezeichnend ist das Wiener Jahrbuch für Politik 2003/2004, ein sehr interessantes Buch mit sehr interessanten Beiträgen, 414 Sei-ten stark. Was glauben Sie, wie viele Seiten hat man dem Fonds Soziales Wien gewidmet, dem Herzstück der Sozialpolitik? Ganze zwei Seiten! Es fängt erst an bei der halben Seite, also insgesamt sind es zwei Seiten. Also dazu, glaube ich, kann ich mir jeden Kommentar ersparen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und wo sind – wie heute schon ausgeführt wurde – die Mitwirkungsrechte? Es gibt einen zahnlosen Beirat. Herr Kollege Deutsch und Frau Kollegin Ramskogler, warum sind Sie nicht eingegangen auf all die Vorwürfe jener Rednerinnen und Redner, die gesagt haben, dass es Möglichkeiten gegeben hätte und dass es bisher auch gute Sitte war, dass im Kuratorium die politischen Parteien vertreten waren, wie eben beim WAFF, wie eben beim Wirtschaftsförderungsfonds und so weiter. Warum haben Sie es gerade in dem Bereich, der wirklich ein ganz wichtiger für alle Politikerinnen und Politiker dieses Hauses ist, glauben Sie mir, ein wichtiger Bereich, weil die Sozialpolitik eben ein sehr wesentlicher Bestandteil unserer Arbeit ist, warum haben Sie das gerade in dem Bereich nicht gemacht?

Ich sage es noch einmal: Das ist Ihr Verständnis von Demokratie, das ist die Arroganz der sozialistischen Allmacht (GR Mag Thomas Reindl: Wie bei Schwarz!), das ist Ihre Demut vor dem Bürger. – Herr Kollege Reindl, warum regen Sie sich so auf? Wenn man Ihnen die Wahrheit sagt, wenn man Ihnen den Spiegel vor das Gesicht hält, dann regen Sie sich auf. Herr Kollege Reindl, damit zeigen Sie Schwäche. Das ist keine Stärke, das ist ein Zeichen von Schwäche. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Sie sind ja richtig bösartig!) Wissen Sie, Ihre Beurteilung ist mir eigentlich nicht besonders wichtig. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Aber kommen wir jetzt zu den Mitwirkungsrechten. 
Im Kuratorium sind weisungsgebundene Beamte, vom Herrn Bürgermeister, von den Stadträten nominiert, je-derzeit abberufbar. Also, liebe Beamte, brav aufführen! Die Opposition ist eben überhaupt nicht vertreten. 

Dann gibt es den Beirat, und auch ich habe festge-

stellt und ich muss sagen, es ist durchaus angenehm. Im Beirat ist ein sehr angenehmes Klima.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau GRin Korosec! Ich möchte Sie nur darauf hinweisen, dass Sie nur noch eine Minute Redezeit haben und dass Sie nicht die ganzen 20 Minuten auskosten können, weil für die gesamte Dringliche Anfrage eine beschränkte Redezeit ist. Nur eine kleine Vorwarnung.

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Danke, dass ich das weiß.

Hier ist ein amikales Klima, aber das Klima allein ist es nicht. Sie können leicht amikal sein, denn Sie erzählen uns irgendetwas, Sie brauchen uns nicht wirklich zu informieren, wir haben keine Kontrollrechte. 

Der Kollege Hacker, der Geschäftsführer, der sich durchaus bemüht, sagt sehr oft – auch das hat die Frau Kollegin Pilz heute schon gesagt –, leider, das weiß ich nicht, das wissen wir noch nicht, und dann kommt es zu solchen Unterlagen, wie wir sie für die Budgetdebatte erhalten haben.

Dass die Volksanwaltschaft nicht prüfen kann, ist natürlich auch ungeheuerlich, denn es wurde, noch zu meiner Zeit, ein Gutachten gemacht – damals ist es um die WIENER LINIEN gegangen –, und nach diesem Gutachten wäre es natürlich möglich, dass die Volksanwaltschaft prüft.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Das alles, was uns hier gezeigt wird, ist Demokratie vom Feinsten. (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich habe gedacht, Sie hören auf!) Ja, wenn Sie wollen, dann höre ich damit auf: Das ist Demokratie vom Feinsten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist natürlich niemand mehr gemeldet, denn die Debatte hat den Zeitraum ausgefüllt, und damit sind wir am Ende der Beantwortung der Dringlichen Anfrage. 

Wir kommen jetzt zur nichtöffentlichen Sitzung, und ich bitte die Herrschaften, die sich noch auf der Galerie befinden und die nicht das Recht haben, hier zu sein, den Raum zu verlassen.

(Schluss um 18.33 Uhr.)
